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PROKLA-Redaktion 
Editorial 
Auf der Suche nach dem verlorenen Sozialismus 


Als dieses Schwerpunktheft der PROKLA im Frühjahr des Jahres 1989 vorbereitet 
wurde, hat niemand die rasante Destruktion des real existierenden Sozialismus vor- 
aussehen können. Die von Michail Gorbatschow und dem Reformflügel der KPdSU 
vorangetriebenen Glasnost und Perestroika haben heute längst in anderen RGW-Län- 
dern Nachfolger gefunden. Die Umwälzungen fanden zunehmend nicht mehr in Form 
von »Umstrukturierungen von oben« statt, wie noch in der Sowjetunion, und entwik- 
kelten sich vielfach hinsichtlich der Infragestellung von existierenden Strukturen und 
ideologischen Rastern wesentlich radikaler. Auch wer nicht der gerne verbreiteten 
Behauptung einer durch rigide staatliche Unterdrückung gewährleisteten Ultrastabi- 
lität dieser Gesellschaften nachhing, hatte mit Erstaunen festzustellen, wie porös und 
einsturzgefährdet diese Herrschaftssysteme waren. Dies galt sogar für die finsterste 
Ein-Mann-Diktatur des osteuropäischen Blocks, Ceaucescus Rumänien, wo ein mit 
dem Mut der Verzweiflung anrennendes Volk den Sturz des Regimes durchzusetzen 
vermochte. In der DDR wiederum mußte das Honecker-Regime infolge einer mas- 
senhaft wahrgenommenen Mischung aus exit- und voice-Strategien abdanken. 

Auch wenn die Situationen in den verschiedenen Ländern des ex-sozialistischen 
Blocks differieren, darf heute kein Zweifel daran gelassen werden, daß das Modell 
des Sozialismus, wie es in der Sowjetunion entwickelt und von dort exportiert wurde, 
gescheitert ist. War es aber von vornherein zum Scheitern verurteilt, wie die Markt- 
anhänger mit Mises und Hayek seit Jahrzehnten verkünden? Oder begann die Krise 
des Sozialismus erst mit den »stalinistischen Deformierungen« der dreißiger Jahre? 
Ist das Projekt des Sozialismus prinzipiell reformunfähig? War es verfrüht, begann 
seine Verwirklichung am falschen Ort, bedarf es erst des Durchlaufens einer »kapita- 
listischen Etappe«, wie es eine plumpe Leseweise des »HistoMat« nahelegen könn- 
te? Dies sind keineswegs bloß rhetorische oder akademische Fragen. Zweifellos wirft 
das Scheitern des real-existierenden Sozialismus grundlegende und prinzipielle Fra- 
gen auch für diejenigen Sozialisten auf, die ihre politische Identität nicht an den Er- 
folg realsozialistischer Gesellschaften gebunden haben. Diese Fragen gehen bis an 
die Substanz von sozialistischen Projekten schlechthin, so daß wir von einer politi- 
schen Identitätskrise aller Sozialisten ausgehen müssen. Wäre diese Krise nur auf 
Gruppierungen wie die Deutsche Kommunistische Partei beschränkt, die sich skla- 
visch jedem Kurswechsel der SED angepaßt haben und denen bereits die ersten Re- 
formschritte in der Sowjetunion unter Gorbatschow zu weit gingen, dann könnte man 
schnell zur Tagesordnung und damit zu den politisch-ökonomischen sowie gesell- 


schaftlichen Auswirkungen des Umbruchs in Osteuropa und den dadurch aufgewor- 
fenen Problemen für die (kleine) Linke in diesem Land übergehen, die ansonsten 
aufrecht und unbeirrbar an ihrem politischen Ziel, der Verwirklichung einer soziali- 
stischen Wirtschaft und Gesellschaft, festhalten könnte. Leider, oder sollte man sa- 
gen: Marx sei Dank? wäre eine solche Haltung wenig hilfreich. Dem vielstimmigen 
Chor von links und rechts, der jedem unüberhörbar zu Ohren bringt, daß der Kapi- 
talismus im Systemwettkampf mit Sozialismus/Kommunismus endgültig gesiegt ha- 
be, wäre so nicht geantwortet. Denn es hilft wenig, darauf zu verweisen, man habe 
doch schon in der Vergangenheit immer wieder auf den nicht-sozialistischen Charak- 
ter dieser Gesellschaften nachdrücklich hingewiesen. Gesiegt habe der Kapitalismus 
nicht etwa über den Sozialismus/Kommunismus sondern über eine pervertierte Forın 
dieses Gesellschaftsmodells, das zu Unrecht den Namen Sozialismus führe — und dies 
im übrigen durch den Zusatz »real existierend« selbst angedeutet habe. Genausowe- 
nig hilft der wie auch immer fundierte Hinweis weiter, der Kapitalismus selbst werde 
schließlich mit Problemen wie Massenarbeitslosigkeit, sozialer Armut, ökologischer 
Degradation nicht fertig—- von den Verelendungsprozessen in der Dritten Welt einmal 
ganz zu schweigen. Diese Argumentationsfigur läuft — trotz ihres richtigen Kerns — 
solange ins Leere, wie die Anschlußfrage, welchen »Dritten Weg« die unorthodoxe 
Linke als Ausweg aus den Krisen des Sozialismus und des Kapitalismus anzubieten 
habe, nicht oder doch nur äußerst spärlich beantwortet werden Kann. Die analytischen 
Anstrengungen zur Kritik des Bestehenden entheben uns heute weniger denn je des 
Zwanges, unsere Vorstellungen von einem emanzipativen Sozialismus zu konkreti- 
sieren, wenn die »Kritik der politischen Ökonomie« als »Theorie der Praxis« (Grams- 
ci) ernstgenommen und/oder reaktiviert werden soll. 

Es kommt aber hinzu: Angesichts der laufenden Enthüllungen über das wohl selbst 
die schärfsten Kritiker des real existierenden Sozialismus überraschende Ausmaß von 
mit diktatorischem Machtgebrauch gepaarter politischer Inkompetenz und morali- 
scher Desintegration muß man wohl fragen, ob inzwischen nicht alle sozialistischen 
Projekte heute durch eine Art von »Kontaktschuld« (Habermas) entwertet sind. Wenn 
dem so ist, hat der moralische, ökonomische und politische Zerfall des Realsozialis- 
mus auch fundamentaldemokratische Sozialismusprojekte diskreditiert, ob vorüber- 
gehend oder für immer. Aufdiese fraglos schwierige Situation können Anhänger eines 
emanzipativen Sozialismus, die ihre politische Identität aus einer doppelten Negation 
bezogen haben — der Ablehnung des staatsbürokratischen Sozialismus in Osteuropa 
und des realen Kapitalismus im Westen —, nur um den Preis der politischen Abdan- 
Kung mit dem bloßen Beharren auf schon immer richtigen, moralisch hochkarätigen 
Überzeugungen reagieren. Darauf hatten ja die Anhänger und Unterstützer des real 
existierenden Sozialismus mit dem Prädikat »real existierend« zu recht hingewiesen: 
Der Sozialismus war seit Marx und Engels nicht mehr nureine Utopie schöner Seelen, 
sondern er sollte und mußte sich als praktisches politisches Projekt bewähren. Müssen 
wir heute von der Vorstellung der Machbarkeit einer nicht-kapitalistischen Gesell- 
schaft gänzlich Abstand nehmen? Oder wie kann nach 1989 der »feasible socialism« 
(Nove) noch aussehen? Um derlei Fragen zu beantworten, wird es wohl zunächst vor 
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allem darauf ankommen, und darin sehen wir eine Aufgabe für die nächste Zukunft, 
sorgfältig zu analysieren, was in den Gesellschaften vom Typ »real existierender So- 
zialismus« eigentlich schief gegangen ist. 
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Schon in den dreißiger Jahren monierte Karl Korsch, daß der Linken ein alternatives 
sozialistisches Gesellschaftsmodell fehle. Dieser Mangel verweist ebenso auf ein 
Utopie- und Phantasiedefizit wie auf eine praktische Politikunfähigkeit der Linken. 
Es dürfte heute ein entscheidender Grund dafür sein, daß weit in die kritische In- 
telligenz hinein ein — zumeist nur recht bieder begründetes — Vertrauen in die Allo- 
kations- und Effizienzleistungen des Marktes Fuß fassen konnte. Ein Beispiel neben 
vielen anderen ist ein von Karl Pitz, Mitarbeiter der Wirtschaftsabteilung der IG 
Metall, und dem Ökonomen Joachim Gäbler kürzlich vorgestelltes Reformmodell für 
die DDR, in dem es heißt, daß »prinzipiell an die Stelle der Steuerung durch den Plan 
die Steuerung über den Markt treten (muß)«. Der in solchen Überlegungen zum Aus- 
druck kommende mangelnde Grad an Problemdifferenzierung ist erstaunlich. Es ist 
wohl so, daß westliche Wendehälse sich ihren östlichen Brüdern und Schwestern in 
dieser Hinsicht völlig gewachsen zeigen. In der ökonomischen Praxis jedenfalls hat 
sich die binäre Setzung: Markt versus Plan, längst als obsolet erwiesen. Nicht allein 
in Privatunternehmen und Konzernen beschäftigen sich riesige Mitarbeiterstäbe mit 
Produkt-, Personal- und Technologieplanungen. Auch der ökonomische Erfolg Ja- 
pans, welchen Faktoren er auch sonst immer geschuldet sein mag, läßt sich ohne die 
schützende und vor allem langfristig planende und Ressourcen bereitstellende Hand 
des Staates in Gestalt des berühmt-berüchtigten MITI nicht erklären. Was von den 
neuen (oder sind es alte?) Marktbegeisterten notorisch unterschlagen wird, ist, daß es 
nicht nur den einen Typus der Planung makroökonomischer Entwicklung gibt. Mit 
dem Wasser der realsozialistischen Kommandowirtschaft gleich das Kind Sozialis- 
mus und gesellschaftliche Planung auszuschütten, ist jedenfalls keine überzeugende 
Antwort auf das aufgeworfene Problem. 

Worauf beruht eigentlich das Vertrauen in die Allokations- und Fffizienzleistungen 
des Marktes? Stützt es sich auf ein bloßes »Vor« — Urteil angesichts real existierender 
Marktwirtschaften? Oder kann es theoretisch begründet werden? Wenn die Überle- 
genheit westlicher Marktwirtschaften von früher als marktkritisch geltenden Leuten 
propagiert wird, sollte man eigentlich eine theoretische Begründung erwarten kön- 
nen. Aus wirtschaftsliberaler Sicht wird die behauptete grundsätzliche Markteffizienz 
in geschlossenster Form von der modernen Neoklassik in Gestalt der Allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie zu begründen versucht. Siehhatsich erstjüngstundbishernoch 
ohne den erwünschten Erfolg von der für die Walrasianische Neoklassik zentralen 
Figur eines Auktionators gelöst, der als eine fiktive Zentralinstanz die Tauschhand- 
lungen so organisiert, daß ein Gleichgewicht mit bestimmten Optimalitätseigenschaf- 
ten resultiert. Auf diese trickreiche Weise gelang es der walrasianischen Theorie 
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nachzuweisen, daß dezentral organisierte ökonomische Tauschhandlungen immer zu 
einem Gleichgewicht führen, in dem entgegengesetzte Einzelinteressen so weit wie 
ohne Anwendung von Zwangsmitteln möglich verwirklich werden. Mittlerweile hat 
sich auch in der neoklassischen Welt — wenn auch nicht überall und schon gar nicht 
beiden neuen Marktfreunden -die Einsicht herumgesprochen, daß eine solche »kom- 
munistische Fiktion« (Myrdal) wenig überzeugend ist, wenn man die Überlegenheit 
von Marktsystemen beweisen will: Schließlich hat man mit der Annahme des Auk- 
tionators als koordinierender Zentralinstanz genau das vorausgesetzt, was es im Sin- 
ne des Beweisziels erst zu beweisen galt. Daraufhaben im übrigen die wirklich markt- 
radikalen Ökonomen der österreichischen Schule, allen voran Mises und Hayek, 
schon lange hingewiesen. Ihnen selbst aber geht es nicht viel besser als den neuesten 
Modellen der Allgemeinen Gleichgewichtstheorie, in denen auf den Auktionator und 
den Tatönnement — Prozeß zum Ermitteln der Gleichgewichtspreise (oder entspre- 
chende funktionale Äquivalente) verzichtet wird: Daß ein und welches Gleichge- 
wichterreicht wird, obes pareto-effizientist, läßt sich im strengen Sinne axiomatisch 
— deduktiver Theorie nicht nachweisen, womit auch der Nachweis der prinzipiellen 
Überlegenheit der Markt- gegenüber der (zentralen) Planwirtschaft entfällt. 

Mit theoretischen Argumenten kann mithin die behauptete Überlegenheit der Markt- 
koordination nicht gezeigt werden. Im Umkehrschluß könnte dann aber vermutet 
werden, daß die überlegene Reichtumsproduktion kapitalistischer Marktwirtschaften 
gerade das Resultat der Abweichungen zwischen Modell und Realität ist. Tatsächlich 
spricht analytisch wie empirisch viel dafür, daß nicht der Markt als solcher, sondern 
ein spezifisches gesellschaftliches Ensemble, ein historisch entstandenes Akkumula- 
tionsregime der westlichen Gesellschaften, für deren ökonomische Überlegenheit 
über den Sozialismus verantwortlich ist. Oder weniger bombastisch formuliert: Ne- 
ben dem Markt gibt es in Gesellschaften mit kapitalistischer Produktions weise eine 
Vielzahl von institutionellen Strukturen, deren Ensemble erst die Dynamik, aber auch 
die - zeitlich begrenzte — Kohärenz des kapitalistischen Akkumulationsprozesses be- 
gründen kann. 

Auch für die sozialistische Planwirtschaft findet sich eine »Blaupause« (Przeworski). 
Daß eine Planwirtschaft prinzipiell eine rationale Verteilung von Ressourcen vorneh- 
men kann, wurde frühzeitig von Oskar Lange gezeigt. Er (und Enrico Barone) hatten 
einfach das walrasianische Modell einer Marktökonomie mit Auktionator übernom- 
men und an dessen Stelle eine zentrale Planbehörde gesetzt. Langes Konstrukt eines 
allokativen trial and error-Prozesses, in dem eine zentrale Planbehörde in einem itera- 
tiven Prozess Preise, Löhne und Zinssätze festlegt, führte ihn zu zwei für die sozia- 
listischen Unternehmen grundlegenden Wirtschaftsregeln: (1) Anzustreben ist die 
Minimierung der Durchschnittskosten der Produktion durch die Wahl einer Faktoren- 
Kombination, deren Entlohnung den jeweiligen Grenzproduktivitäten entspricht; (2) 
die optimale Produktionsmenge ist an dem Punkt festzusetzen, wo die Grenzkosten 
dem von der Behörde festgelegten Preis entsprechen. Werden beide Regeln befolgt, 
dann sei der Plan dem vollkommenen Marktsystem äquifunktional. Dieser reine Ty- 
pus einer Planallokation blieb natürlich Theorie. 
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Tatsächlich wurde in mehr oder weniger identischer Form auf politischem Wege in den 
osteuropäischen Ländern ein System der staatlichen Kommandowirtschaft durchge- 
setzt, dessen Funktionsprobleme hinlänglich beschrieben sind. Die zentrale Mengen- 
planung als gesamtwirtschaftlicher Lenkungsmechanismus krankt an zwei Fehlern. 
Zum ersten gibt es innerhalb dieses Systems keinen funktionierenden Mechanismus, 
der die quantitativen und qualitativen Nachfragebedürfnisse der Individuen artikulier- 
bar machen könnte. Zum zweiten führt diese Form der Mengenplanung im Investitions- 
und Produktionsprozeß zu einer systematischen Fehlallokation, die selbst wiederum 
Ergebnis einer systematischen Informationsverzerrung infolge einzelwirtschaftlichen 
Rationalverhaltens ist: Die einzelnen Betriebe haben selbstredend das Interesse, die 
Sollvorgaben für das Produktionsergebnis herunterzuhandeln und die Zuteilungen der 
Ressourcen heraufzuschrauben. Dies geschieht durch ein vielfältiges Verschleiern der 
tatsächlichen ökonomischen Faktenlage im Zuge der Planaushandlungen. Gesamtwirt- 
schaftlich drückt sich dies darin aus, daß zu Jahres(plan)ende die Sollvorgaben zumeist 
erfüllt oder übererfüllt sind und die Prämien eingestrichen werden, während gesamt- 
wirtschaftlich eine »Ökonomie der Knappheit« (Kornai) existiert. (Diane Elson zeigtin 
diesem Heft, daß dieses zentrale Problem, das seine Entsprechung in der Informations- 
asymmetrie der Akteure in kapitalistischen Marktwirtschaften hat, durch eine »Verge- 
sellschaftung der Märkte« überwunden werden könnte). Diese Dauerdiskrepanz zwi- 
schen einzelwirtschaftlichem Verhalten und gesamtwirtschaftlicher Vorgabe hat vor- 
nehmlich politische Gründe, die in dem grundlegenden Mangel an wirtschaftlicher und 
politischer Demokratie und dem Fehlen von Öffentlichkeit zu suchen sind. Anders for- 
muliert: Die sozialistischen Zentralkommandowirtschaften waren nicht in der Lage, 
komplementär zum zentral vorgegebenen Plan institutionelle Strukturen auszubilden, 
die eine Abstimmung der verschiedenen Interessen bei der Planung und Plandurchfüh- 
rung sicherstellten. 
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Noch anders formuliert: Das zentrale Problem dieses Typus ökonomischer Organisa- 
tion ist das der sie strukturierenden Logik. Die theoretisch ideale Konstellation wäre 
gegeben, wenn die Planung in allen Stufen, d.h. von der Planaufstellung bis zur Er- 
gebniskontrolle, in einer demokratischen Arena, in der Öffentlichkeit erfolgte, und 
nicht im Arkanum eines Gosplan. Alle Betroffenen wären in allen Phasen an allen Ab- 
schnitten der Planung beteiligt; in Wirtschafts- und Sozialräten in der Region und 
Branche ebenso wie in mitbestimmten Betrieben, Unternehmen und in den Parlamen- 
ten durch demokratisch gewählte Repräsentanten des Volkes. 

Realistischerweise muß man zugeben, daß dies— wie Brecht vom Kommunismus sagt 
— zwar eine einfache Idee, aber schwer zu machen ist. In der langen Geschichte sozia- 
listischer Planung wurde jedoch noch nicht einmal ein Versuch in dieser Richtung 
ernsthaft gewagt. Eine andere einfache Idee hat demgegenüber sogar den Vorteil, ein- 
fach verwirklichbar zu sein und fand im übrigen auch in kapitalistischen Gesellschaf- 
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ten ihre Verfechter: Die marktgesteuerte Ökonomie läßt sich rationalisieren, indem 
ein zentrales Steuerungszentrum mit den modernen Techniken der Kommunikation 
und Kalkulation die Entwicklung plant. Der Sozialdemokrat Hilferding hing dieser 
Vorstellung ebenso an wie der Liberale Rathenau oder der Leninist Lenin, der die 
rationale Funktionsweise der deutschen Post und die Effizienz der deutschen Kriegs- 
wirtschaftslenkung im Ersten Weltkrieg bewunderte. Planung vom Zentrum aus war 
eine weit verbreitete, und keineswegs auf die Kommunisten beschränkte Idee, ganz 
in der »Kultur der Rationalisierung« befangen und vom Fortschrittsoptimismus be- 
seelt. 

Doch es gibt ein Problem. Wer lenkt das Steuerungszentrum, das janicht vom Himmel 
fällt? Die einfache Antwort lautet: der Staat. Aber »der Staat« ist eine inhaltsleere 
Vorstellung. Nach welchen Maßgaben, welchen Interessen handeln die staatlichen 
Akteure? Im planenden Kapitalismus folgen sie aus strukturellen Gründen — vermit- 
telt und unter Wahrung ihrer Eigeninteressen als gewählte Politiker, als Apparat, als 
Bürokratie — den von den Wirtschaftsakteuren artikulierten Imperativen der Kapital- 
verwertung. Wem aber soll der Staat als Planungsinstanz im Sozialismus folgen? Ka- 
pitalverwertung als Maßstab und Regel gibt es mit der Verstaatlichung der wichtigen 
Produktionsmittel nicht mehr. Mit den Interessenten an der Kapitalverwertung geht 
auch jener Sachverstand verloren, der Unternehmensinteressen gegenüber der Politik 
anhand eines relativ eindeutigen Kriteriums artikuliert. Wie kommt dann die Rück- 
kopplung zwischen Staat und Wirtschaft im Sozialismus zustande? Sie wird - wenn 
denn Demokratie das schwer zu machende ist — durch die Partei hergestellt, die die 
Aufgabe hat, die Brücken zwischen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft im weiteren 
Sinne zu schlagen. 

Aus dieser Konstellation resultiert in real-sozialistischen Gesellschaften offenbar die 
Verdoppelung der politischen Herrschaft in Staat und Partei. Die Partei, ursprünglich 
gesellschaftliches Organ, wird als lenkender, informierter und informierender Staats- 
apparat adoptiert. Die Partei ist so etwas wie die volonte generale, aber unter Aus- 
schaltung der volonte des tous. Die Verdoppelung personifiziert sich in den Figuren, 
die die Funktionen des Parteichefs, des Staatsratsvorsitzenden usw. in sich vereini- 
gen. Es ist nicht Personenkult und Persönlichkeitswahn, wenn die Spitzenämter von 
Partei und Staat gehäuft werden. Denn die rationelle Lenkung von Wirtschaft und 
Gesellschaft von oben muß Partikularismen ausschalten. Es ist Ausdruck der man- 
gelnden Einflußmöglichkeiten auf die zentralen Entscheidungen, wenn nur noch die 
»Einheit der Person« Einheitlichkeit, gesellschaftliche Konsistenz, Verhinderung von 
partikularen Einflüssen verspricht. Der verdoppelte Staat als Einheit von Partei und 
Staat muß sich gegenüber den Bürgern wie der Vormund zum Mündel verhalten, als 
»vormundschaftlicher Staat« (Rolf Henrich). Ein Armutszeugnis realsozialistischer 
Entwicklung, ein erster Schritt auf den Abgrund zu. 

Istdiese Verschmelzung von Partei und Staat vielleicht zunächst ein Kind der Not, ein 
Mechanismus zur Dynamisierung der Gesellschaft mit beschleunigten wirtschaftli- 
chen Wachstumsraten, birgt sie in sich die Tendenz der Selbstverstärkung. Sie wirkt 
als engmaschiges Filter, in dem alle Ansätze der Demokratisierung hängen bleiben. 
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Und die Personen, die als Akteure der Demokratisierung hängen bleiben, werden als 
schädliche Elemente durch Mauern abgeschottet: durch die Mauern der Gefängnisse, 
durch die Sperren auf den Zugängen zur sowieso beschränkten Öffentlichkeit und 
durch die äußere Mauer, die das Land umgibt bzw. den gesamten Block gegen west- 
liche Zersetzung abzuschirmen sucht. Aber trotz der politischen Repression bedarf 
der vormundschaftliche Staat der Legitimation. 

Der Staat und vor allem die Partei müssen sich immer wieder vor dem Volk recht- 
fertigen. Denn die Partei ist ja ihrem Selbstverständnis nach ursprünglich durch einen 
emanzipativen Akt an die Macht gekommen. Sie hat den Staat mit der Emphase der 
Befreiung der Menschen vom Faschismus und von der Ausbeutung umgebaut, das 
ökonomische System mit dem Versprechen der beschleunigten Entwicklung der 
Produktivkräfte umgewälzt und sie hat Versprechungen der Demokratisierung der 
Gesellschaft gegeben. Sie ist einer aufklärerischen, libertären, egalitären Theorie, 
Philosophie, Ideologie verpflichtet, dem Marxismus. Selbst in der verballhornten 
Fassung als Marxismus-Leninismus ister eine eigenartige Mischung von affirmativer 
Wissenschaft der Rechtfertigung der Partei- und Staatsherrschaft und von, wenn auch 
kruder Theorie der Befreiung geblieben. Das Beispiel der DDR spricht Bände. Der 
Staat mochte zwar de facto Privateigentum von SED-Funktionären sein, der konsen- 
sualen Idee nach war er Volksdemokratie und zum Absterben verurteilt. Die Wut der 
Bevölkerung erklärt sich daher auch aus diesem Widerspruch: Die Idee wird dem Volk 
als Lebensmaxime vorgehalten, von Kindesbeinen an. Die Wirklichkeit der Aneig- 
nung der Früchte des Staates in Form von Privilegien durch die Staats- und Partei- 
bürokratie schlägt dieser Maxime ins Gesicht. Da alle-und nicht nur die Parteibonzen 
-sichindiesem System bewegten und in dereinen oder anderen Form an den Früchten 
zu partizipieren trachteten, oft in nachgerade primitiver Form, ist die Wut gegen das 
System um so größer. Denn es hat ja nicht nur die anderen, sondern jeden, einen jeden 
selbst korrumpiert. Daraus erwächst der Schmerz. 

Mit diesem Problem umzugehen, ist nicht leicht. Eine entdemokratisierte Komman- 
dowirtschaft kann sich nur rechtfertigen mit ökonornischen Frfolgen, also mit hohen 
Wachstumsraten und verbessertem Versorgungsniveau und größeren Konsummög- 
lichkeiten. Wenn diese Erfolgskriterien nicht erfüllt werden, geraten Partei und Staat 
in verstärkte Legitimationsprobleme. Immer wenn dies der Fall war, wurde geradezu 
kampagnenhaft der Plan umgeworfen, um die festgestellten Versorgungslücken zu 
füllen. Die Folge: Es fehlte dann woanders, denn der Plan kannte keine Reserven. 
Diese wären ja nicht nur Bedingung, sondern Anreiz für demokratische Beteiligung 
geworden. Man hätte sich über alternative Verwendungsmöglichkeiten pluralistisch 
streiten können. Der geplante Mangel war also die notwendige Folge der Entdemo- 
kratisierung, aber zugleich führte er zur permanenten Bedrohung der Legitimation. 
Kampagnen waren die autoritäre Antwort auf das Problem. Wenn diese nicht zum ge- 
wünschten Ergebnis führten, nämlich der Füllung von Versorgungslücken einerseits, 
der völligen Erschöpfung und Lethargie der Bevölkerung andererseits, wurden auch 
Wirtschaftsreformen durchgeführt. Ein wenig mehr Dezentralisierung, eine größere 
Bedeutung der Erfolgskennziffern für die Betriebe, mehr Leistungsanreize für Kol- 
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lektive und Einzelne, mehr materielle Interessiertheit durch Prämiensysteme, auch 
mehr Spielräume in den Poren der Gesellschaft. Alle real sozialistischen Länder ken- 
nen den Zyklus von Zentralisierung und Dezentralisierung. Doch sobald sich in den 
größeren Spielräumen demokratische Pflänzchen entfalteten, oder sobald die Wachs- 
tumsdynamik wieder in Gang gebracht war, wurden die Reformen zugunsten von 
Zentralisierung, mehr Kommando und weniger Spielräumen der Gesellschaft rück- 
gängig gemacht. Die CSSR des Jahres 1968 ist dafür das tristeste Beispiel. Die Er- 
fahrung des Zyklus von Zentralisierung und Dezentralisierung machte auch die DDR, 
zum Beispiel in der Zeit zwischen NÖSPL und NÖS Mitte der 60er Jahre bis in die 
frühen 70er Jahre. 

Freilich wares in diesem Mechanismus nicht vorgesehen, alle Kosten des Wachstums 
zu kalkulieren, die ökologischen Kosten zumal. Und es wurde nicht in Rechnung ge- 
stellt, daß eine Kommandowirtschaft nur einen geringen sozialen Komplexitätsgrad 
aufweist und daher gegen Schocks von außen kaum abfedernde Reserven aufbringen 
kann. Innovationen sind in diesem System eher ein Fremdwort, auch wenn es zum 
geflügelten Wort der Partei und Staatsbürokratie wird. Innovationen, das ahnen die 
Verantwortlichen, wenn sie es nicht wissen, entstehen nicht nur durch technische Ver- 
besserungen, sondern bedürfen der gesellschaftlichen Veränderung. Die sozialen 
Bindungen des technischen Fortschritts und die Bändigung seiner potentiell kontra- 
produktiven Folgen sind ohne aktive Beteiligung der Betroffenen und demokratische 
Öffentlichkeit nicht herstellbar. Man kann eine Speise nicht würzen, wenn man den 
Deckel auf dem Topf festhält. Die »große Krise« ist also vorprogrammiert, es bedarf 
nur des Anlasses, damit sie ausbricht. 

Dann kommt alles ans Licht: Daß die ökologischen Kosten des Wachstums der Ver- 
gangenheit die Zukunftsaussichten in bedrückendem Ausmaß belasten; daß der ex- 
terne Schock des Schuldendienstes auf die Außenkredite, mit denen die alte Führung 
die selbst verantworteten Lücken auf Kosten der zukünftigen Generationen und zum 
Profit der internationalen Banken geschlossen hat, kaum von der Ökonomie absor- 
biert werden kann und die jetzteeingeleiteten gesellschaftlichen Reformen daran viel- 
leicht scheitern; daß der Rückstand in Technologien und Arbeitsproduktivität so groß 
ist, daß er auf absehbare Zeit nicht eingeholt werden kann; daß die Menschen syste- 
matisch passiviert worden sind und es erst lernen müssen, als aktive Bürger ihre Ge- 
schicke und die ihrer Wirtschaft zu lenken. 

Kommt dies erst einmal zu Bewußtsein, und zwar massenhaft, dann funktioniert der 
Mechanismus von Akkumulation und Legitimation nicht mehr. Mit den offensicht- 
lich werdenden ökonomischen Problemen schwinden die vielleicht verbliebenen Re- 
ste von politischer Legitimation des verdoppelten Staates dahin. In kapitalistischen 
Gesellschaften kann sich, wie Habermas betont, der Staat zumindest teilweise. den 
»Legitimationszwängen entwinden«. Denn es gibt eine zusätzliche Ressource von 
Legitimation bürgerlicher Herrschaft: den Markt. Die über den Markt zugeteilten 
Chancen sind zwar höchst ungleich, aber gerecht, jeder ist seines Glückes Schmied 
und wer sich anstrengt, wirdes zu etwas bringen. In realsozialistischen Gesellschaften 
hingegen gibt es einen staatstragenden Trick der Entwindung aus den Legitimations- 
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zwängen nicht. Das System ist durch und durch politisiert, auch wenn — oder gerade 
weil — die Menschen entpolitisiert worden sind. Bricht die politische Legitimation 
zusammen, dann ist Herrschaft nur noch repressiv möglich. Und wenn die Repression 
weder Sinn machtnoch Wirkung zeitigen Kann, dann mündet die De-Legitimierung in 
eine veritable Krise des Systems. Das Fehlen einer nach demokratischen Prinzipien 
funktionierenden Öffentlichkeit rächt sich dann noch ein weiteres Mal: Weil es weder 
zur Herausbildung einer selbstbewußt agierenden Arbeiterklasse noch zu anderen öf- 
fentlichen Organisationsstrukturen kommen konnte, wird der anstehende Reformpro- 
zeß entweder von oben eingeleitet oder es kommt zu repressiven politischen Aktionen 
der bislang Machtlosen, die den Eindruck eines zunehmenden Chaos bieten. Im letzt- 
genannten Fall kann der Zerfall der Gesellschaft in eine unübersehbare Vielfalt von 
Einzelinteressen -der Hobbessche Kampf alle gegen alle- die Folge sein. Gerade die- 
se Struktureigenschaft realsozialistischer Gesellschaften dürfte im übrigen dafür ver- 
antwortlich zeichnen, daß diese Gesellschaften eine geringere Reformelastizität auf- 
weisen als kapitalistische Demokratien - selbst wenn gegenüber einem solchen Argu- 
ment, wie es etwa Adam Przeworski in diesem Heft vorführt, mit Recht der Einwand 
erhoben werden kann, daß die Reformelastizitätkapitalistischer Demokratien systemi- 
sche Grenzen kennt. Das Verhältnis von Demokratie und Kapitalismus ist, wie hinrei- 
chend bekannt sein sollte, keineswegs so konfliktfrei wie dies gegenwärtig wieder 
allenthalben verkündet wird. Es sei nur am Rande erwähnt, daß das Paradox des So- 
zialismus -im Namen der Arbeiterklasse die gesellschaftliche Entwicklung voranzu- 
treiben und gleichzeitig jede öffentliche Organisations- und Artikulationsfähigkeit der 
Arbeiterklasse zu verhindern -auch ein wesentlicher Grund für die abzusehenden Ent- 
täuschungen der Werktätigen über die sozialen Auswirkungen der Einführung Kapita- 
listischer Marktwirtschaften sein wird. Selbst in einem Land wie Polen, wo die starke 
undmassenhafte Gewerkschaftsbewegung Solidarnosc eine Systemveränderung durch- 
zusetzen vermochte, stehen die Werktätigen hilf- und schutzlos der »Hilfe ausdem We- 
sten« gegenüber. Anders als in westlichen Ländern gibtesaufder »Arbeitsseite« weder 
erfahrene Gewerkschaften noch gibt es mit westlichen Ländern vergleichbare rechtli- 
che Ausgestaltungen der Arbeits- und Produktionssphäre — mögen diese noch so ein- 
geschränkt und bedrängt sein —, die dazu beitragen könnten, das Kampfungleichge- 
wicht einigermaßen zu regulieren. Auch auf diesem Felde rächt sich spätestens heute 
das Fehlen rechtsstaatlicher Strukturen bitter. 


IV 


Einen wesentlichen Beitrag zur Destabilisierung der realsozialistischen Gesellschaf- 
ten hat-- paradoxerweise — die in der Sowjetunion vorangetriebene Reformpolitik ge- 
leistet, die heute in gefährliche ökonomische wie politische Turbulenzen geraten ist. 
Ein offener Bürgerkrieg im Kaukasus, scharfe ethnische und nationalistische Kon- 
flikte in anderen Landesteilen, eine rasche Verschlechterung der Versorgungslage, 
hohe Budgetdefizite des Zentralstaates und harter Widerstand der Nomenklatura, die 
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sich an ihre Besitzstände klammert, machen den weiteren Reformweg ungewisser 
denn je. Ein Scheitern Gorbatschows dürfte aber auch weitreichende Auswirkungen 
auf die Reformprozesse in den anderen realsozialistischen Gesellschaften wie in der 
westlichen Welt haben. 

Die Chance, daß die bipolare Nachkriegsordnung von Jalta und die Strukturkomplexe 
des Kalten Krieges überwunden werden, Könnte aber nicht allein in der Sowjetunion 
verspielt werden. Geschehen könnte dies auch in Washington, Brüssel, Tokio, in Paris 
oder London, ganz zu schweigen von Bonn. Keine der westlichen Gesellschaften zeigt 
sich heute auch nur annähernd darauf vorbereitet, mehr als vierzig Jahre Nachkriegs- 
geschichte in fortschrittlicher Form zu überwinden. Gründe dafür liegen auf der Hand: 
Auchindenkapitalistischen Ländern klammern sich die vested interests an die Macht- 
und Einkommensquellen, die ihnen dank des Biockgegensatzes zugewachsen sind. 
Das jüngste, in bester imperialistischer Tradition stehende Landeunternehmen der 
USA in Panama läßt, zumindest für Lateinamerika, die schlimmsten Befürchtungen 
aufkommen. Zwar haben sich die USA auch in der Vergangenheit des bipolaren Block- 
gegensatzes nie das Sagen in dieser weltpolitischen Region verbieten lassen, doch 
waren sie in ihren Aktionen wenigstens etwas eingeschränkt. Mitder— nicht zuletzt aus 
ökonomischen Gründen bedingten — Abkehr der Sowjetunion vom »proletarischen In- 
ternationalismus« steht zu befürchten, daß die USA keinerlei weltpolitischem Korrek- 
tiv mehr unterliegen. Die in der Außenpolitik Gorbatschows unterstellte prinzipielle 
Friedferigkeit des Kapitalismus findet jedenfalls in der US-amerikanischen Sheriff- 
Mentalität, die insbesondere im panamaischen Fallkonkrete ökonomische Triebkräfte 
hat, keine Bestätigung. 

Aber noch aus einem anderen Grund könnte die durch die Umbrüche in Osteuropa er- 
öffnete Chance einer verbesserten weltpolitischen Konstellation verspielt werden. Im 
allgemeinen Getöse über die historische Niederlage des Sozialismus scheint in Verges- 
senheit geraten zu sein, daß sich das kapitalistische Weltsystem selbst in einer grund- 
legenden Transformationsphase befindet, die keineswegs ohne Krisen und Instabili- 
täten verläuft. Insbesondere die drückende interne und externe Schuldenlast der USA 
ist dafür verantwortlich, daß die Bush-Regierung die zur Steuerung der globalen Um- ' 
strukturierungsprozesse benötigten finanziellen Ressourcen nicht zur Verfügung stel- 
len kann. Anders als nach dem Zweite Weltkrieg sind die USA nicht Nettogläubiger 
sondern Nettoschuldner der Weltwirtschaft. Sie können deshalb anders als nach 1945 
nicht die genauen Konditionen des Umstrukturierungsprozesses diktieren. Dank ihrer 
weiterhin bestehenden starken ökonomischen Macht bleibt ihnen aber dennoch eine 
.. Vetomöglichkeit — die sie auch weidlich nutzen. Dies gilt in Bezug auf das drängende 
Problem der Verschuldung der Dritten Welt genauso wie für die Finanzierung der Re- 
formprozesse in Osteuropa. Das Beispiel der von Frankreich initiierten Europäischen 
Bank für Entwicklung und Wiederaufbau, die Kredite für Osteuropa bereitstellen soll, 
macht deutlich, welche Karten die USA auszuspielen versuchen: Anders als von den 
Initiatoren geplant, sträuben sich die USA gegen eine Beteiligung der Sowjetunion an 
dieser supranationalen Kreditinstitution. Finanziert werden sollen allein die Länder, 
die jeder Form von Sozialismus abgeschworen haben. 
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Auch mit diesem Ausblick auf mögliche weltpolitische sozialistische Konstellatio- 
nen, die sich aus der Krise des real-existierenden Sozialismus ergeben können, soll 
zunächst nur das Spektrum von Fragen und Problemen abgesteckt werden, dem sich 
derzeit die sozialistische Linke gegenübergestellt sieht. Diese Krise bedeutet sowohl 
eine intellektuelle als auch eine politische Herausforderung, weil sie uns zwingt, 
Vergangenheit und Zukunft des politischen Projekts Sozialismus neu zu analysieren 
und zu diskutieren. Mit diesem Heft soll ein Anfang gemacht sein. 


19: 


Lutz Marz ‚ 
Zu einer modernen Okonomie der DDR. 
Leitlinien für eine öffentliche Strategiediskussion 


Zusammenfassung: Die DDR befindet sich in einem »Teufelskreis« von ökonomi- 
schen, ökologischen, ideologischen, theoretischen und machtpolitischen Zwängen. 
Weder der von vielen für einzig möglich erachtete Pfad eines nationalistischen Ka- 
pitalismus der freien Konkurrenz noch die sichere Sackgasse des real existierenden 
Sozialismus weisen einen Ausweg aus dem Teufelskreis. Denn weder lokal noch glo- 
bal läßt sich die Ökonomie einer modernen Gesellschaft über eine Universalisierung 
der bekannten Marktmechanismen undloder der tradierten Machtdispositive gestal- 
ten. Einzig durch eine öffentliche Förderung dezentraler Kooperationsinitiativen, die 
die Subjekte und Kollektive zu eigenverantwortlicher Steuerung der Innovationspro- 
zesse in den Alltagswelten und in der Gesamtgesellschaft motivieren, könnte sich die 
DDR-Gesellschaft zu einer wahrhaft modernen Gesellschaft transformieren. Konkre- 
te Kooperationsprojekte auf allen gesellschaftlichen Ebenen (und darin eingeschlos- 
sen solche der wirtschaftlichen Ost-West-Kooperation) müßten, so Marz, strategisch, 
eng und demokratisch, nicht aber kurzfristig, locker und elitär konzipiert und reali- 
siert werden. Vor allem aber müßten sie auf dem Prinzip der Reziprozität aufbauen — 
d.h. auf einer wechselseitigen Nutzung der Stärken eines jeden Kooperationspart- 
ners. 


»Im Labyrinth nützt dir kein Helm und keine Maske 
Wenn dir nicht Drachenblut ums Hirn gegossen ist 
nützt dir kein Eisen Wenn es festwuchs aber 

kehrst du nicht wieder Zeig deine Haut Theseus 

läßt sie noch Schmerzen ein 

nach soviel Totschlag Hast du Tränen 

Was ich dir geben kann: Ein dünner Faden 

Wenige Worte Nicht geknüpft aus Macht und Ruhmsucht 
Kannst du dir auf die Zunge beißen Held 

wenn du dich sprechen hörst wie deine Feinde sprechen 
Schneid aus dem Schädel dir das alte Denken 

mit deinem neuen Traum Weißt du wofür leben 

nach dem Labyrinth Was immer das auch sein mag 

Ich frag wieder Kann sein ich liebe dich Theseus 

dein kaltes Planen deine Kinderworte 

Gib acht daß dir dein Blut nicht einfriert im Gefecht 
Kannst du die Hoffnung töten die dich lähmt 

die Langgeliebte die dir jetzt am Hals hängt 

Nur wenn du meine Worte hörst und aushältst 

Wirst du den Ausgang finden Nicht den Ausweg 
Wählst du den Ausweg wählst du unser Ende« 

(Holger Teschke, Blume am Hochufer, Gedichte 1975-1984, Berlin/Weimar 1985) 
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Die aktuelle Situation — die »euphorische Depression« als nüchterne 
Existenzfrage 


Seit Anfang Oktober gewinnt in unserem Land zunehmend eine Gemütsverfassung 
Massenbasis, die sich vielleicht am treffendsten als »euphorische Depression« cha- 
rakterisieren ließe. Die Euphorie resultiert daraus, daß langersehnte Normalitäten, 
wie etwa die ungestrafte öffentliche Meinungsäußerung oder die Reisefreiheit nach 
wie vor wie im Traum erlebt werden: Der Provinzler probiert sich als Weltbürger aus 
undder Gefühlshaushalt springt dabei aus den eingefahrenen Gleisen. Die Depression 
speist sich aus vier Ängsten: Ersten fürchten wir eine dreifache wirtschaftliche Aus- 
blutung-durch die Besucherströme des Ostens, durch die Kapitalströme des Westens 
und durch die Marktströme aus der DDR in die BRD. Zweitens bangen wir um unser 
Selbstbild, um unsere sozialistische Identität und soziale Stabilität. Drittens schreckt 
uns der Alptraum, es könnte einen Weg zurück geben, indem die existierenden Nor- 
malitäten unter dem massiven Druck der ökonomischen Verhältnisse wieder einge- 
schränkt oder gar ganz aufgehoben werden. Viertens schließlich greifen aufgrund des 
programmatischen Defizits Rat- und Perspektivlosigkeit um sich. Diese diffuse Ge- 
fühlslage bündelt sich in folgender nüchterner Existenzfrage: Kann es in der DDR 
eine moderne Ökonomie geben? 

Ausgehend von dem argumentativen Grundsatz, »was übrigbleibt, wenn man das Un- 
mögliche ausgeschlossen hat, muß die Wahrheit sein, so unwahrscheinlich sie sich 
auch ausnehmen mag«', werde ich mich bemühen, in vier Stichpunkten eine mögliche 
Antwortrichtung zu skizzieren. 


Das praktische Problem - die DDR-Ökonomie im Teufelskreis der Krise 


In unserem Land als einem der entwickeltsten des real existierenden Sozialismus ent- 
faltet sich ein Teufelskreis der Krise, der sich in seinen groben Umrissen wie folgt 
skizzieren läßt: 


Die Wirtschaft 


Nach optimistischen Experteneinschätzungen ergibt sich folgendes Bild: 

a) Die Auslandsverschuldung beträgt 20 Mrd. Dollar und wird, allein aufgrund des 
daraus resultierenden Schuldendienstes, weiter steigen. Ende 1990 wird die Pro- 
Kopf-Verschuldung größer als die der VR Polen sein (Marz/Weidmann/Tietze 
1989). 

b) Der Rückstand in der industriellen Arbeitsproduktivität gegenüber der BRD hat 
sich seit 1970 vergrößert. Gegenwärtig werden maximal 47 % der Arbeitsproduk- 
tivität der BRD-Industrie erreicht (Schwartau 1988, S. 718). 

c) Um dem westlichen Stand nahezukommen, müßten allein schon in die Bereiche 
»Umwelt und Energie« sowie »Konsumgüterindustrie« jeweils mindestens 200 
Mrd. DM investiert werden (Schwartau/Müller 1989). 
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d) Die Autarkiedoktrin führte in allen Industriezweigen zu einem ressourcenver- 
schlingenden Produktionsprofil. Aus der überlangen Nutzung moralisch und phy- 
sisch verschlissener Altanlagen, die ca. 25 % der gesamten Produktionskapazitäten 
ausmachen (»Ökologische Briefe«, 1989), resultiertnichtnureine ökonomisch und 
ökologisch nicht länger zu verantwortende Material- und Energievergeudung, son- 
dern vor allem auch eine sozial explosive Beschäftigungsstruktur. Wenn etwaallein 
in den wichtigen Industriezweigen inzwischen jeder dritte Produktionsarbeiter ein 
»Reparaturarbeiter« ist (ebenda, S. 7), wird deutlich, daß der zwingend notwendige 
wirtschaftliche Strukturwandel in allen Zweigen die traditionelle Qualifikation, 
Mobilität und Disponibilität Hunderttausender Werktätiger betreffen wird. 

Diese Situation wird durch folgende vier aktuelle Problemfelder weiter verschärft: 

Erstens schwinden angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung in den anderen sozia- 

listischen Ländern alle Hoffnungen auf mögliche Hilfe, denn hier ist im Gegenteil mit 

weiteren zusätzlichen, wahrscheinlich sogar einschneidenden Belastungen zu rech- 
nen. Zweitens eskalieren mit den offenen West- und Ost-Grenzen Versorgungs- und 

Währungsprobleme, die sich zwar kurzfristig administrativ einzudämmen, so jedoch 

keinesfalls dauerhaft lösen lassen. Durchgreifende Preis- und Subventionsreformen 

werden akut. Drittens stehtes allen jederzeit frei, über diese offenen Grenzen das Land 
zu verlassen und so »mit den Füßen« über die Wirtschaftsreform abzustimmen. Vier- 
tens schließlich hätte eine prinzipiell immer noch mögliche Einschränkung oder gar 

Aufhebung der Reisefreiheit nicht nur innen- und außenpolitisch, sondern vor allem 

auch wirtschaftlich unabsehbare Folgen. 


Die Ökologie 


Daß wir auf diesem Gebiet am Rande der Katastrophe stehen, machen unter anderem 

folgende Daten und Fakten deutlich: 

a) Der jährliche Schwefeldioxid-Ausstoß beträgt mindestens 5 Mill. Tonnen (eben- 
da, S.8). 

b) Gemessen am Territorium ist die Schadstoffbelastung der Luft fünfmal, gemessen 
an der wirtschaftlichen Leistung sogar achtmal größer als in der BRD (ebenda). 

c) Vom gesamten Wasserdargebot besitzen lediglich noch 2,4 % Trinkwasserquali- 
tät, während bei 55 % eine Trinkwassergewinnung bereits unmöglich ist. Davon 
ist knapp die Hälfte ökologisch tot und bei einem weiteren Siebentel ist schon das 
Bootfahren gesundheitsschädigend (ebenda, S. 10). 

d) Mitdem Ausbau der Braunkohle, die 80 % des Energiebedarfs deckt, wurden beste 
landwirtschaftliche Böden geopfert und großräumige Grundwasserabsenkungen 
hervorgerufen. 

e) Die regional weit überdurchschnittlichen Schadstoffbelastungen, wie etwa im 
Raum Halle-Leipzig, führten dort zu einer spürbaren Erhöhung der Krankheits- 
häufigkeit und der Sterberate (ebenda, S. 8). 

Um eine Reduzierung der Umweltbelastungen um 50 % zu erreichen, müßten min- 

destens ein Viertel der Produktionskapazitäten stillgelegt werden (ebenda, S. 12). 
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Die Ideologie 


Hier ist die Situation durch folgende drei Momente gekennzeichnet: 

a) Es existiert ein permanenter Erwartungsdruck, der sich in vier Hauptrichtungen 
entwickelt. Erstens werden schnelle, durchgreifende und allumfassende Verände- 
rungen erhofft; zweitens wirderwartet, daß sich das eigene Lebensniveau garnicht 
und wenn doch, so nur geringfügig und höchstens kurzfristig verschlechtert; drit- 
tens dienen weitgehend die Klischees der Lebensweise und des Lebensstandards 
inder BRD als Ziel- und Meßpunkt der Veränderungen; viertens werden Verände- 
rungen der eigenen Denk- und Verhaltensweisen nur im Rahmen des vorhandenen 
Möglichkeitshorizonts eingeräumt, während die grundsätzlichen Aufbrüche kon- 
servativer Verhältnisse und tradierter Verhaltensmuster von anderen Gruppen ab- 
gefordert werden. 

b) Hinter einem scheinbar homogenen Wunsch großer Teile der Bevölkerung nach 
grundsätzlichen Veränderungen verbirgt sich tief verwurzeltes Doppelinteresse. 
Abstrakt wird alles zur Disposition gestellt, konkret jedoch nur das, worauf man 
meint verzichten zukönnen. Jenerealsozialistischen Errungenschaften, vondenen 
man selbst profitiert, sollen unangetastet bleiben, weil sie das einzige sind, was 
man hat. Aus diesem massenhaften Doppelinteresse resultiert die Gefahr instabiler 
Verhaltensweisen, ein Schwanken zwischen »Reform-Apathie« und »Reform- 
Hysterie«. Das »Umkippen« der polaren Verhaltensmuster kann sowohl indivi- 
duell als auch kollektiv oder massenhaft durch vergleichsweise geringfügige An- 
lässe ausgelöst werden. 

c) Das Perspektivbewußtsein ist massenhaft zerrüttet, denn mit Blick auf das bereits 
erreichte und sich weiter abzeichnende Entwicklungsniveau moderner bürgerli- 
cher Gesellschaften läßt sich weder aus der Geschichte der real existierenden so- 
zialistischen Gesellschaften, noch aus den praktischen Erfahrungen und Ergeb- 
nissen der unterschiedlichen Reformprogramme ein massenhaft mobilisierendes 
Perspektivbewußtsein entwickeln. Der Kreis jener, für die jedwedes Sozialismus- 
modell endgültig ausgedient und jede kommunistische Partei unwiderruflich mo- 
ralisch und programmatisch versagt hat, wird größer. Die Bereitschaft, sein eige- 
nes und einziges Leben Ideologien der Zukunft zu opfern, schwindet, nicht zuletzt 
deshalb, weil die eigene Entwicklung oft als Opfergang mit materiellen Entbeh- 
rungen und psychischen Leiden, mit sozialen Demütigungen und enttäuschten 
Hoffnungen erinnert wird. 

Wo sozialistische Ideologie noch verankert ist, wirkt sie meist konservativ, nicht pro- 

duktiv. 


Die Theorie 
Auch partielle Spitzenleistungen können nicht darüber hinwegtäuschen, daß das gesell- 


schaftstheoretische Potential in seiner Gesamtheit aus folgenden vier Gründen den Her- 
ausforderungen der Umgestaltung weder kurz- noch mittelfristig gewachsen ist: 
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a) Die Komplexität der gesamtgesellschaftlichen Umgestaltung läßt sich nicht in Form 
vereinzelter oder verketteter Teilreformen bewältigen, da sich diese aufgrund ihrer 
rekursiven Vernetzung in Breite, Tiefe und Geschwindigkeit wechselseitig steuern. 
Für die Erarbeitungeines integrierten Gesamtprogramms, das sowohl handwerklich 
solide Teilkonzepte synchronisiert, als auch eine ausreichende Massenbasis gewin- 
nen könnte, fehlt jeglicher theoretischer Vorlauf. 

b) Die jahrzehntelange Kanonisierung, Vulgarisierung und Ideologisierung des Mar- 
xismus-Leninismus blockiert die Erschließung seines wissenschaftlichen Poten- 
tials. Wo hier Theorieproduktion mehr ist als empiristische Handwerkelei, bewegt 
sie sich auf den endlosen Gleisen der Rekonstruktion. 

c) Die Kanalisierung der theoretischen Arbeit auf den Marxismus-Leninismus als 
einziger Gesellschaftswissenschaft hat den Forschungshorizont eingeengt, eine 
kritische Aneignung und produktive Verarbeitung komplementärer oder alternati- 
ver Theorien verhindert und somit einen massenhaften gesellschaftstheoretischen 
Analphabetismus erzeugt, der sich durch kurzfristige Kampagnen nur kaschieren, 
nicht beseitigen läßt. 

d) Tradierte Sozialismus-Paradigmen, wie etwa das »Paradigma vom Sozialismus 
als einem Monosubjekt« (Brie 1988, S. 33 f.), das »sozialismustheoretische Para- 
digma des Primats des Ganzen über die Individien« oder die »Laplace-Strategie« 
der Überorganisation und Übersteuerung (Marz/Wohanka 1989), steuern nichtnur 
die utopischen Theorien und konservativen Konzepte der Erhaltung oder wenig- 
stens teilweisen Rettung illusionärer sozialistischer Errungenschaften, sondern 
auch die scheinbar radikalen »Wende«- und Reformprogramme. Diese sind meist 
nicht viel mehr als bloß reaktive Anpassungshilfen an aktuelle interne und externe 
Zwänge. 

Die politisch diktierte Profilierungsoffensive der verschiedenen gesellschaftswissen- 

schaftlichen Expertenkulturen täuscht eine gesamtgesellschaftliche Kompetenz vor, 

die real nicht vorhanden ist, und nährt trügerische Hoffnungen auf programmatische 

Wunder der Weisen. 


Die Macht 


Die konkreten Dispositive der Macht, in denen Wissen, Führen und Herrschen inein- 
ander verschränkt sind?, erzeugen eine allgemeine Ohnmacht der Gesellschaft gegen- 
über ihrer Krise, die sich in folgenden drei Symptomen äußert: 

a) Expertenwissen und Führungsfähigkeit ließen sich fast nur über Mitgliedschaften 
aneignen. Wer nicht Mitglied unserer herrschenden SED oder wenigstens der von 
ihr beherrschten Parteien und Massenorganisationen war, konnte weder die sach- 
liche Kompetenz noch die persönlichen Fähigkeiten zur Führung gesellschaftlicher 
Prozesse erwerben. Große Teile der Bevölkerung, insbesondere viele hochqualifi- 
zierte und engagierte Bürger, wurden so von der Machtausübung ferngehalten und 
in die gesellschaftliche Ohnmacht gedrängt. 

b) Wissen und Führen wurden weitgehend an Herrschaft gekoppelt. Mehr Fachkom- 
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petenz über gesellschaftliche Prozesse und mehr Möglichkeiten sie zu führen, 
konnte nur der erwerben, der als zuverlässiges Instrument der Herrschaft funktio- 
nierte und sich in ihre Disziplinierungs- und Protegierungsrituale einfügte und ein- 
lebte. Macht konnte tendenziell nur der gewinnen, der die Mechanismen der kol- 
lektiven Entmachtung am Laufen hielt. 

c) Wissen und Führen wurden nahezu ausschließlich der Herrschaft untergeordnet. 
Sachliche Kompetenz und Führungsfähigkeit konnten lediglich einseitig, nämlich 
insofern und insoweitentwickelt werden, wie sie der Herrschaftssicherung dienten. 
Für eine Vielzahl jetzt dringlich zu lösender Probleme, wie etwa die qualifizierte In- 
teressenvertretung der Werktätigen bei wirtschaftlichen Umstrukturierungen, tech- 
nischen und organisatorischen Rationalisierungen, Preis- und Subventionsreformen 
usw., fehlen massenhaft sowohl Fachkompetenz als auch Führungsfähigkeit. 

Expertenwissen und Führungsfähigkeit sind somit als Instrumente der Herrschafts- 
sicherung nur partiell und einseitig entwickelt. 
Der skizzierte Teufelskreis der Krise ist so in sich verflochten, daß selbst optimale 
Teillösungen für einzelne Problemfelder zwangsläufig in anderen Bereichen Konflik- 
te zuspitzen. So würde etwa eine zügige Stillegung der Altanlagen sowohl die Effi- 
zienz der Wirtschaft erhöhen, als auch die ökologischen Probleme entschärfen und es 
wäre sogar denkbar, daß die BRD einen solchen Schritt technisch und finanziell un- 
terstützt. Über die sozial explosive Beschäftigungsstruktur koppelt ein solches Pro- 
gramm jedoch in die Bereiche Theorie, Ideologie und Politik zurück. 


Die prinzipiellen Auswege - ein möglicher Pfad, eine sichere Sackgasse und 
eine eventuelle Perspektive 


Aus diesem Teufelskreis der Zwänge zeichnen sich gegenwärtig folgende drei prin- 
zipiellen Auswege ab: 


Der mögliche Pfad zum nationalstaatlichen Kapitalismus der freien Konkurrenz 


Programme, aus den vorhandenen sozialistischen Strukturen heraus irgendeine Al- 
ternative zu existierenden bürgerlichen Gesellschaften zu entfalten, werden als un- 
realistisch aufgegeben. Um den Zug nicht endgültig zu verpassen, um also die Ge- 
sellschaft zu retten und vor einem irreversiblen Absacken in eine obere Gruppe der 
Entwicklungsländer zu bewahren, werden alle Gedanken an eventuell vorhandene 
Alternativpotentiale völlig fallengelassen. Der gesamte programmatische Denk- und 
reformerische Handlungshorizont versenkt sich in die Aufgabe, solche nationalstaat- 
lichen Adaptionskonzepte zu entwickeln, die einen schnellen und so weit wie mög- 
lich auch sozial schmerzarmen Nachvollzug traditioneller kapitalistischer Entwick- 
lung ermöglichen. Das ökonomische Hauptkopplungsglied ist hierbei das Programm 
»Markt/freie Konkurrenz«, das strukturell am Kapitalismus des vorigen Jahrhunderts 
anknüpft. Der Motor der Ökonomie soll nicht mehr der Befehl, sondern die Konkur- 
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renz, ihr Steuerungszentrum nicht mehr das Büro, sondern der Markt sein. Mit einem 
Übergang vom Sozialismus des 20. Jahrhunderts zum Kapitalismus des 19. Jahrhun- 
derts sollen so die Voraussetzungen für das nationalstaatliche Überleben im 21. Jahr- 
hundert geschaffen werden. 


Die sichere Sackgasse des real vegetierenden Sozialismus 


"Wenn grundsätzliche gesamtgesellschaftliche Reformen durch die führenden Kräfte 
— welche es auch immer sein mögen - nur halbherzig und zögerlich angegangen wer- 
den, wenn sie im skizzierten Teufelskreis der Zwänge leerlaufen oder in konzeptio- 
neller Breite und Tiefe alltagspraktisch nicht durchgreifen, wenn sich Teilreformen — 
wie etwa politische und ökonomische — wechselseitig blockieren oder bereits ange- 
laufene Reformprozesse wieder zurückgenommen werden, dann geht, da die äußeren 
und inneren Bedingungen zusehends komplizierter werden, nicht nur wertvolle Zeit 
verloren, sondern es wächst die akute Gefahr, daß sich die verschiedenen Teilrefor- 
men isoliert voneinander festfressen, die gesamtgesellschaftliche Reform stagniert 
und die bloße Lebenserhaltung des Gesellschaftskörpers und der Individuen zur alles 
dominierenden programmatischen Aufgabe wird. Der Entwicklungshorizont dieses 
Ausweges aus dem Teufelskreis der Zwänge besteht schlicht darin, daß die real exi- 
stierenden sozialistischen Gesellschaften zu modernen Kolonien der modernen bür- 
gerlichen Gesellschaften werden, da in einem vegetierenden Sozialismus keinerlei 
Voraussetzungen mehr bestehen werden, eine moderne Gesellschaft zu entwickeln. 


Die eventuelle Perspektive für eine moderne Gesellschaft 


Das Kernproblem dieser Chance ließe sich auf folgenden kategorischen Imperativ 
bringen: Technische, ökonomische und soziale Innovationsprozesse müssen durch 
die Individuen permanent in autonomen Formen persönlichkeitszentriert gekoppelt 
und menschheitlich ausgerichtet werden. »Persönlichkeitszentriert« heißt, direktes 
Ziel und unmittelbarer Zweck der gesamtgesellschaftlichen Produktion und Repro- 
duktion kann nicht mehr die ständige Erweiterung und endlose Ausdifferenzierung 
eines ressourcenverschlingenden Warenkosmos sein, sondern ins Zentrum rückt die 
Persönlichkeit des Einzelnen, die Entfaltung seiner Individualität und Kreativität, die 
Entwicklung seiner Potenzen und die Revolutionierung seiner Bedürfnisse. »Mensch- 
heitlich ausgerichtet« bedeutet, daß die Meßlatte für den Inhalt der technischen, öko- 
nomischen und sozialen Innovationsprozesse und für die Art und Weise ihrer Ver- 
knüpfung weder im Nabel realsozialistischer Gesellschaften noch in der Entwick- 
lungslogik der universellen Vermarktung zu suchen ist, sondern nur im globalen Feld 
der ungelösten weltgesellschaftlichen Probleme. Mit einer Innovationsdynamik, die 
sich im Kern lediglich auf ein Kurzatmiges Hinterherhasten und einen modifizierten 
Nachvollzug bereits angelaufener Innovationsprozesse beschränkt, gewinnt ein mo- 
derner Sozialismus keine weltgesellschaftliche Perspektive. »Durch die Individuen« 
meint, daß diese nicht hinter ihrem Rücken und über ihren Köpfen hinweg als leben- 
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dige Objekte in eine fremdgesteuerte Innovationsdynamik eingepaßt werden, son- 
dern daß sie als Subjekte in kooperativen Formen sowohl die Innovationsprozesse in 
ihren Alltagswelten als auch in der Gesamtgesellschaft eigenverantwortlich steuern 
können und müssen. »Autonome Formen«, zielt darauf, daß das Problem der Führung 
undLeitung der Innovationsdynamik nichtmehr in Modellen eines Zentrums-ob nun 
als »Spitze einer hierarchischen Pyramide« oder als »Mitte einer pluralistischen Ku- 
gel« vorgestellt- gedacht und gelöst werden kann. Worum es geht, ist die massenhafte 
Herausbildung und systematische Entfaltung von individuellen und kollektiven Ko- 
operations- und Koordinationsleistungen. 

Diese dritte Entwicklungsrichtung wäre weder ein Umweg, noch eine Sackgasse, son- 
dern ein tatsächlicher Ausgang aus dem Teufelskreis der Zwänge, eine Perspektive. 
Doch gerade diese Perspektive mutet illusorisch an, da sie zunächst theoretisch ab- 
strakt, politisch radikal und ökonomisch destabilisierend, kurzum, utopisch und un- 
realistisch erscheint. Wer sich jedoch dieser Variante verschließt, muß sich entweder 
zwischen den beiden ersten entscheiden oder prinzipiell neue aufzeigen. Meines 
Erachtens fallen gerade jetzt, in diesen Monaten, für uns Möglichkeit und Notwen- 
digkeit zusammen, uns aus dem argumentativen Kerker der falschen Alternative »ent- 
weder sozialistische Identität und ökonomische Stabilität oder Reformradikalität« 
herauszuarbeiten. Eine produktive gesamtgesellschaftliche Strategiediskussion zur 
effizienten Ökonomie einer modernen Gesellschaft wird sich nur auf dem Terrain 
»Identität und Stabilität durch Radikalität« entfalten lassen. 


Die grundlegende Lösungsrichtung — weltgesellschaftlicher Horizont statt 
provinzieller Nabelschau 


Die gegenwärtigen Diskussionen um eine grundlegende Wirtschaftsreform und eine 
neue Ökonomie scheinen mir vor allem an provinzieller Nabelschau zukranken, denn 
den Maßstab, aus dem die Prädikate »grundlegend« und »neu« abgeleitet werden, bil- 
den wesentlich die ökonomische Ideologie und die wirtschaftliche Praxis der real 
existierenden sozialistischen Gesellschaften. Ich möchte dies an zwei Beispielen 
illustrieren: 

a: Das Problem der Wirtschaftslenkung: Soweit ich es überblicken, besteht weit- 
gehend Einigkeit darin, daß die Ökonomie nicht mehr in Form einer Kommandowirt- 
schaft betrieben werden kann, daß sie also aus der sogenannten »administrativen 
Hand« befreit werden muß. Daraus ergeben sich jedoch zwei grundlegende Proble- 
me: Erstens wäre zu klären, wessen Organ diese mysteriöse »administrative Hand« 
eigentlich ist, denn sie schwebt ja nicht frei im gesellschaftlichen Raum, sondern ist 
an einen bestimmten sozialen Organismus gebunden, der sie permanent regeneriert. 
Wachsen diesem Organismus die »administrativen Hände« so schnell nach, wie einer 
Hydra die Köpfe, wird die Befreiung der Ökonomie Donquichotterie. Und die nächst- 
liegende und scheinbar so radikale Antwort, es wäre die Politbüro-, Partei- und Mini- 
sterialbürokratie, die dieser Organismus bilde, kommt zwar immer gut an, trifft je- 
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doch meines Erachtens nur einen Bruchteil der Wahrheit, denn es sind die eingeüb- 
ten alltäglichen Denk- und Verhaltensmuster von Millionen, aus denen die Zellen die- 
ses sozialen Organismus bestehen. Angenommen, dieses Problem ließe sich lösen, 
wäre dann zweitens zu entschieden, in welche »alternative Hand« die Ökonomie zu 
legen ist. Und hier kreisen die Debatten um zwei »Hände«, nämlich die »unsichtbare 
Hand« des Marktes und die »imaginäre Hand« des »Selbst« bzw. »Eigen« der Wirt- 
schaftseinheiten, also etwa Selbstverwaltung, Selbstorganisation, Selbstregulierung 
oder Eigenerwirtschaftung, Eigeninitiative, Eigenverantwortung (Marz, 1989, S. 84 
ff.). Die inhaltlichen Diskussionen bewegen sich dabei in einem Problemraum, der 
durch folgende drei Frageachsen definiert ist: Wie große und stark dürfen diese öko- 
nomischen »Hände« überhaupt werden, damit man sie noch wirtschaftspolitisch im 
Griff behält? Über welchen rein ökonomischen Mechanismus lassen sie sich entfalten 
und in Gang setzen? Wie können sie von einem politischen Zentrum aus gesteuert, 
kontrolliert und diszipliniert werden? Gesucht wird mithin nach einem zentral lenk- 
baren ökonomischen perpetuum mobile. 
b: Die Frage der Errungenschaften: Eine ganz Reihe von Begriffen, mit denen über 
unsere Ökonomie und insbesondere deren Errungenschaften nachgedacht und disku- 
tiert wird, fungieren als Evidenzen, als nicht mehr hinterfragte Selbstverständlichkei- 
ten. Da wäre zum Beispiel der Terminus »Volkseigentum«. Und daeinem bei dem Wort 
 »Eigentum« auch »Eigentümerverhalten«, »Aneignung« oder » Verfügungs- und Ent- 
scheidungsgewalt« einfällt, Könnte doch gefragt werden: Existiert überhaupt ein Ei- 
gentümerverhalten des Volkes, verhalten sich die Millionen Werktätigen alltagspraktisch 
als Eigentümer? Inwiefern können sich Betriebskollektive die Früchte ihrer Arbeit, 
zum Beispiel die Devisen des NSW-Export, (des Exports in »nichtsozialistische Wirt- 
schaftsbereiche« — die Redaktion), für ihre Produktion oder Konsumtion aneignen? 
Welchereale Verfügungsgewalthatdas Volk über das produzierte Nationaleinkommen, 
in welche volkswirtschaftlichen Entscheidungsprozesse ist es einbezogen? Gibt es 
überhaupt » Volkseigentum« oder handeltes sich hier nur um eine Worthülse, eine ideo- 
logische Fiktion? Oder nehmen wir eine der Hauptzielscheiben der Kritik, die »Pla- 
nung«, die angeblich unbedingt zu reduzieren wäre. Existiert sie überhaupt, wo doch 
tagtäglich millionenfach in der Wirtschaftspraxis die Unplanmäßigkeit als das Norma- 
le und Typische erlebt und durchlebt wird? Die Liste der Kategorien ließe sich fort- 
setzen. Wenn einem dann nichts Rechtes mehr einfallen will, zieht man sich häufig in 
eine scheinbar unangreifbare soziale Bastion zurück, indem man darauf verweist, daß 
es im Sozialismus wenigstens keine Massenarbeitslosigkeit gäbe. Aber auch da bin ich 
mir nicht so sicher. Freilich, wir kennen keine Massenarbeitslosigkeit vom Arbeits- 
platz. Existiert aber nicht statt dessen eine Massenarbeitslosigkeit am Arbeitsplatz? 
Dieses Phänomen ist zwar bisher meines Wissens nicht zum Gegenstand systemati- 
scher Untersuchungen gemacht worden, doch ließe es sich wie folgt grob umreißen: 
Die Werktätigen stehen zwar in einem juristisch gültigen Arbeitsrechtsverhältnis, das 
ihnen die vertraglich vereinbarten finanziellen Bezüge in Form von Lohn oder Gehalt 
in voller Höhe sichert, doch dieses Arbeitsrechtsverhältnis ist ganz oder teilweise nur 
formell, da reell keine Arbeit geleistet wird. Zwei charakteristische Formen einer sol- 
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chen »Nicht-Arbeit« sind z.B. Anwesenheit und Beschäftigung. Eine Reduktion der 
Arbeit auf bloße Anwesenheit oder Beschäftigung kann vielerlei Ursachen haben. 
Fehlen stunden-, schichten- oder tageweise Grund- oder Hilfsmatertalien, bleiben 
Maschinen bzw. ganze Fertigungsabschnitte stehen, so wird »gegammelt«, bis die 
Arbeitszeit beendet ist. Werden Leiter oder Ingenieure in der Forschung und Entwick- 
lung mit administrativ-bürokratischen Aufgaben überhäuft, müssen sie für überge- 
ordnete Dienststellen Meldungen absetzen und Abrechnungen erstellen, deren Nut- 
zen auch Einsichtigen dunkel bleibt, heißtes, man »produziert Papier«, »erfindet Zah- 
len«, »befriedigt die Bürokratie« oder »denkt sich einen Nutzen aus«, und es wird von 
Beschäftigungstherapie gesprochen. Es steht zu vermuten, daß eine Arbeitslosigkeit 
am Arbeitsplatz durch ihre spezifische Dequalifizierung, Entmachtung und Blockie- 
rung der Persönlichkeitsentwicklung individuell ähnliche Wirkungen zeitigt wie die 
Arbeitslosigkeit vom Arbeitsplatz in bürgerlichen Gesellschaften. 

Um aus dem skizzierten Diskussionsleerlauf herauszukommen, halte ich es für zwin- 
gendnotwendig, die verkrampfende Perspektive zu wechseln, den Kopf zuheben und 
die Nabelschau zu beenden, um mit einem weltgesellschaftlichen Horizont an die 
Lösung der aktuellen Aufgaben zu gehen. Und hier sehe ich insbesondere folgende 
vier Ansatzpunkte: 

Ansatzpunkt 1: Die bürgerliche Gesellschaft als erste moderne Gesellschaft. Wollen 
wir aus unserer gegenwärtigen Krise heraus den Aufbruch zu einer modernen Ge- 
sellschaft organisieren, dann brauchen wir tatsächlich praktikable und wirklich neue 
Lösungen. Einen erfolgversprechenden Suchraum für solche Lösungen bietet meines 
Erachtens nur die Praxis, Geschichte und Theorie moderner Gesellschaften, mithin 
.die bürgerliche Gesellschaft als erste moderne Gesellschaft (vgl. Brie/Brie/Land/ 
Segert 1988, S.13; Krüger 1988, S. 94 ff.). Dieser allgemeine Ansatzpunkt läßt sich 
bereits innerhalb des marxistisch-leninistischen Denkhorizonts konkretisieren. Wenn 
nämlich Lenin schreibt, »wir können uns keinen anderen Sozialismus vorstellen als 
den, der sich auf den Grundlagen aller Lehren aufbaut, die die kapitalistische Kultur 
geschaffen hat« (LW, Bd. 27,S.301) und wenn er darauf verweist, »daß es unmöglich 
ist, den Sozialismus aufzubauen oder einzuführen, ohne bei den Organisationen der 
Trusts zu lernen« (LW, Bd. 27, S. 343), so sind damit zunächst zwei entscheidende 
Denk- und Handlungsrichtungen benannt, die auf ihre Aktualität und Praktikabilität 
hin zu prüfen wären. 

Ansatzpunkt 2: Die Konzerne und die universelle Persönlichkeitsentwicklung als 
allgemeines gesellschaftliches Produktionsgesetz. Auch die Frage, was wir heute von 
den Organisationen der Trusts lernen können, läßt sich im Rahmen der Marxschen 
Theorie beantworten, denn für die Ökonomie der bürgerlichen Gesellschaft wird es, 
nach Marx, »zur Frage von Leben und Tod« (MEW, Bd. 23, S. 512), die universelle 
Persönlichkeitsentwicklung als »allgemeines gesellschaftliches Produktionsgesetz 
anzuerkennen und seiner Verwirklichung die Verhältnisse anzupassen.« Auch wenn 
diese Frage in den verschiedenen (humanistischen, theoretischen, politischen, künst- 
lerischen etc.) Diskursen der Gesellschaft zirkuliert und von dort zunehmend von 
außen an die Ökonomie herangetragen wird, so handeltes sich dennoch nicht um eine 
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außerökonomische Frage. Das Problem, die universelle Persönlichkeitsentwicklung 
als allgemeines gesellschaftliches Produktionsgesetz anerkennen und seiner Verwirk- 
lichung alle anderen gesellschaftlichen Verhältnisse anpassen zu müssen, ist im öko- 
nomischen Raum der bürgerlichen Gesellschaft entstanden, stellt sich in dessen All- 
tagspraxen und ist auch dort zu bewältigen‘. Wenn Toyota-Manager notieren, Arbeit 
hieße »Menschen rundherum glücklich zu machen« (Japan Management Association 
1986, S. 10), wenn im Siemens-Konzern bei einer systemtechnischen Entwicklung 
der »Mensch als Mittelpunkt« (Charwat 1985, S. 386), zentriert wird und dessen Ei- 
genschaften und Aufgaben als »der gültige Maßstab« fixiert werden, wenn sich exzel- 
lent geführte US-amerikanische Unternehmen gerade dadurch auszeichnen, daß sie 
die »Investitionen in >human capital< für wichtiger als Kapitalanlagen aller anderen 
Art« (Hartmann 1987,S.39) halten, die »Achtung vor dem einzelnen« und die »Men- 
schen als wichtigste Quelle der Produktivitäts- und Qualitätssteigerung« nicht nur 
agitatorisch verkünden, sondern als Coaching einer Face-to-face-Führung, die mas- 
senhaft »die Kompetenz der Mitarbeiter anerkennen und stärken« soll, alltagsprak- 
tisch entwickeln, um so »auch aus »durchschnittlichen< Leuten gute oder sogar sehr 
gute Mitarbeiter zu machen«, dann ist all dies keine Frage der Menschenfreundlich- 
keit, sondern der Effektivität und Innovativität. Diese Konzernstrategien resultieren 
nämlich primär nicht daraus, daß zwischen Management und Werktätigen um einen 
mehr oder weniger menschenwürdigen Kurs durch das weite Quellgebiet der wirt- 
schaftlichen Effizienz gerungen wird, sondern diese Strategien werden dadurch do- 
minant, weil andere Quellen der Effizienzsteigerung tendenziell versiegen. Moderne 
Gesellschaften stehen nämlich vor der Aufgabe, den zweiten großen menschheitshi- 
storischen Dominanz wechsel innerhalb der Produktivkräfte, also den Übergang von 
Produktivkräften der gesellschaftlichen Arbeit zu allgemeinen gesellschaftlichen 
Produktivkräften, durch einen Dominanzwechsel von der klassenantagonistischen 
zur gesamtgesellschaftlich bewußten Art und Weise ihrer Hervorbringung und Ent- 
faltung zu bewältigen (Krüger 1988, S. 104). Und die ökonomische Dimension dieser 
Aufgabe besteht eben im Dominanzwechsel des allgemeinen gesellschaftlichen Pro- 
duktionsgesetzes. 

Gerade hier kann undmuß eine gemeinsame enge Zusammenarbeit ansetzen, denn die 
ökonomische Leistungskraft einer Gesellschaft wurzelt letztlich nicht in den toten 
apparativen Gehäusen einer sich selbst erzeugenden Supertechnik, sondern in der 
massenhaften Leistungsmotivation, -bereitschaft und -fähigkeit der Produzenten und 
in der Effektivität ihres alltäglichen kooperativen Zusammenwirkens. 
Ansatzpunkt 3: Die globale Synchronisation lokal effektiver Lösungen. Das ökonomi- 
sche Hauptproblem moderner bürgerlicher Gesellschaften wird in den nächsten Jah- 
ren vor allem darin bestehen, die skizzierten vielfältigen, lokal effektiven Anerkennt- 
nis- und Anpassungsleistungen global, im System der nationalstaatlich organisierten 
Gesamtgesellschaft, ja der Weltgesellschaft zu synchronisieren, denn lokal stabile 
Lösungen werden oft auf Kosten anderer gesellschaftlicher Teilsysteme und zu La- 
sten der Gesamt- und Weltgesellschaft realisiert. Die dadurch erzeugten Instabilitä- 
ten wirken nicht nur als Sachzwänge auf die Teilsystem zurück, sie stellen darüber 
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hinaus perspektivisch die Existenz der bereits vorhandenen Anerkenntnis- und An- 
passungsleistungen in Frage. Bereits einige hinlänglich bekannte Stichworte aus dem 
alltäglichen Diskurs der Katastrophen, wie etwa Hochrüstung durch Hochtechnolo- 
gie, Gentechnologie und Medienkultur oder Ökologie, Elend in der Dritten Welt und 
Drogensucht, verweisen auf die menschheitliche Dimension dieses Zusammenhangs. 
Dieses Problem wird sich jedoch nur lösen lassen, wenn es gelingt, Natur-, Technik- 
und Gesellschaftswissenschaften in einer gesamtgesellschaftlich bewußten Art und 
Weise als allgemeine gesellschaftliche Produktivkräfte hervorzubringen und zu ent- 
falten. Diese Aufgabe ist nicht in ferner Zukunft, sondern jetzt zu bewältigen, denn 
wer diesnicht vermag, der wird in den nächsten zehn bis zwanzig Jahren unweigerlich 
in eine obere Gruppe der Entwicklungsländer absinken. Und dieses Problem wird sich 
perspektivisch weder mit den traditionellen Handlungsstrategien der universellen 
Vermarktung noch der universellen Vermachtung lösen lassen. Die Reproduktion der 
Menschheit wie des einzelnen wird davon abhängen, ob es gelingt, die Wissenschaft 
so aus den Marktmechanismen und Machtdispositiven herauszulösen, daß sie als Pro- 
duktivkraft menschheitlich assoziierter Produzenten wirksam werden kann. Diese 
Aufgabe steht sowohl vor den modernen bürgerlichen als auch den real existierenden 
sozialistischen Gesellschaften. Hier liegen Chancen und Zwänge für eine enge Ko- 
operation. 

Ansatzpunkt 4: Die Ökonomie zwischen Markt und Macht. Die Ökonomie moderner 
Gesellschaften ist der Gegenstand vielfältiger konträrer und komplementärer, sich 
überlagernder und durchdringender Diskurse. Wer diese Vielfalt der verschlungenen 
Diskurslinien verfolgt, gelangt immer wieder an einen gemeinsamen Ausgangs- und 
Fluchtpunkt. In diesem Punkt treffen sich auch die Grabensysteme der traditionellen 
Kontroversen wieetwa bürgerliche kontra marxistische, konservative versus progres- 
sive, pragmatische wider abstrakte Ökonomie. Dieser Punkt, der jenseits der Diskurse 
im Feld ihrer Evidenzen liegt, ist die Vorstellung von der Topologie der Ökonomie 
(Boltjanskij/Efremovic 1986, S. 6; Althusser 1977, 8. 133 ff.). Eine derartige Vorstel- 
lung basiert auf folgenden drei Grundannahmen: Erstens wird unterstellt, in der Ge- 
sellschaft existierten nichtökonomische Räume, das heißt abgeschlossene Bereiche, 
isolierte Gebiete, abgegrenzte Teil- oder Subsysteme, die nicht ökonomisch sind. 
Auch wenn sie als mit dem ökonomischen Raum gekoppelt vorgestellt werden und 
wechselwirken, wenn dieser auch in sie hineinragt oder sie sich aus ihm entwickeln, 
so handelt es sich doch stets um gesellschaftliche Entitäten, denen das Ökonomische 
letztlich äußerlich ist. Als solche nichtökonomischen Räume werden etwa Politik und 
Ideologie, Religion und Kunst, Wissenschaft und Pädagogik vorgestellt. Zweitens 
wird angenommen, es gäbe einen besonderen abgegrenzten Bereich, in dem das Öko- 
nomische der Gesellschaft existiert. Man mag dann darüber streiten, wie eng oder 
weit, starr oder fließend, durchlässig oder undurchlässig die Grenzen dieses Bereiches 
sind, ob es sich um ein Fundament handelt, auf dem das Gesellschaftsgebäude ruht, 
um ein lebendiges Organ im Gesellschaftskörper — sei es nun in den Denkfiguren 
»Herz«, »Kreislauf« oder »Stoffwechselsystem« — oder um ein Funktionssystem des 
gesellschaftlichen Gesarntsysterms — all diesen Bildern unterliegt die Vorstellung ei- 
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ner von anderen gesellschaftlichen Räumen isolierten Entität. Drittens schließlich 
wird der ökonomische Raum der Gesellschaft mit ihrer Wirtschaft identifiziert. Wenn 
von »Ökonomie« gesprochen wird, so geschieht dies stets in Verbindung mit einem 
bestimmten Sektor der Gesellschaft, nämlich im Zusammenhang mit Industriebetrie- 
ben und Aktiengesellschaften, mit der Energie- und Landwirtschaft, mit Banken und 
Genossenschaften, mit dem Verkehrs- und Bauwesen, mit den Dienstleistungen und 
den Außenhandelsgesellschaften etc. — kurzum, mit der Wirtschaft der Gesellschaft. 
Auch wenn »Ökonomie« und »Wirtschaft« vielleicht nicht völlig identifiziert wer- 
den, so wird doch angenommen, es reiche hin, die Wirtschaft zu packen, um die Öko- 
nomie in den Griff zubekommen. Im Rahmen dieses Denkmodeils wird dann darüber 
gestritten, ob und wie die Ökonomie über Marktmechanismen und/oder über Macht- 
dispositive effizient und gesellschaftlich verträglich gemacht werde kann. Eben die- 
ses geradezu paradigmatische Denkmodell, in dessen Rahmen sich nicht nur das 
alltagsverständliche Denken, die traditionellen Marx-Interpretationen (Stiehler 1974, 
S. 124 ff., 1981,S. 131 ff.; Pokrytan 1981, S. 53; Kusminow 1976, S. 547 ff.) und die 
Konzepte profilierter bürgerlicher (Luhmann 1988) und marxistischer (Krüger 1988, 
S. 102) Theoretiker der modernen Gesellschaft, sondern auch die bisher entwickelten 
und praktizierten Reformprogramme sozialistischer Länder (vgl. Gorbatschow 1987 
a; 1987 b; 1988; 1989; KPdSU 1987; 1988; Schmeljow 1989) bewegen, wäre jedoch 
mindestens aus zwei Gründen zu hinterfragen: Erstens ist jede technische, organisato- 
rische, finanzielle, Planungs-, Kontroll- oder sonstige Struktur in der Wirtschaft im- 
mer auch zugleich ein spezifisches Machtdispositiv, das heißt eine besondere Ver- 
knüpfung der drei Handlungsebenen Wissen (Theorie), Führung (Ideologie) und 
Herrschaft (Politik) (vgl. Linhart 1980; Marz 1988, S. 25 ff.). Die Wirtschaft läßt sich 
also schwerlich als homogener, rein ökonomischer Raum vorstellen. Zweitens, und 
dies wird insbesondere beim Problem der Produktion und Reproduktion der indivi- 
duellen und kollektiven Arbeitskraft deutlich, kann Ökonomie nicht auf Wirtschaft 
reduziert werden. Es ist wohl offensichtlich, daß dieser Prozeß nicht nur in der Wirt- 
schaft abläuft, sondern weit darüber hinausgreift, etwa in solche Bereiche hinein wie 
Familien, Krippen, Schulen, Universitäten, Armee, Parteien, Massenorganisatio- 
nen, Bürgerinitiativen, Medien, Kunst, Gesundheitswesen, Sozialversicherungenetc. 
(Foucault 1979, Dreyfus/Rabinow 1987). Darüber hinaus ist klar, daß mit einer per- 
spektivischen Verkürzung der Arbeitszeit das spezifische Gewicht der Wirtschaft 
für die Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft tendenziell abnimmt. Hinzu 
kommt, daß sich mit einer weiteren Ausdifferenzierung der nichtwirtschaftlichen 
Bereiche der Gesellschaft dieser Produktions- und Reproduktionsprozeß immer mehr 
segmentieren wird. Dies alles deutet darauf hin, daß sich die Ökonomie moderner 
Gesellschaften weder lokal noch global über eine Universalisierung der bekannten 
Marktmechanismen und/oder der traditionellen Machtdispositive gestalten lassen 
wird. Hier, auf der Grundlage aller Lehren, die die bürgerliche Kultur bisher geschaf- 
fen hat, um produktive Alternativen zu erarbeiten, wird Kooperation zur Existenzfra- 
ge moderner Gesellschaften. Kooperation wird mithin zur ökonomischen Notwen- 
digkeit. 
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Ausgehend von den skizzierten vier Ansatzpunkten wird es für die DDR zwingend 
notwendig, in kürzester Frist einen komplexen und irreversiblen Übergang von Kon- 
frontations- zu Kooperationsstrategien zu vollziehen. Dies setzt voraus, daß die ge- 
samtgesellschaftliche Programmatik und die öffentliche Diskussion mit aller Konse- 
quenz darauf ausgerichtet werden. 


Ein konkreter Vorschlag - erste Umrisse eines integrierten 
Kooperationsmodells in der Wirtschaft 


Wenn die gesamtgesellschaftliche Programmatik strikt von Konfrontations- auf Ko- 
operationsstrategien umgestellt wird, so muß die wirtschaftspolitische Strategiedis- 
kussion vom zögerlichen Stellen der »Ob-Fragen« durch Experten aufeine öffentliche, 
alle gesellschaftlichen Gruppen einschließende Antwortsuche auf die »Wie-Fragen« 
ausgerichtet werden: Wie erfolgt eine Umschuldung der Auslandsverbindlichkeiten, 
wie wird die DDR IWF-, Weltbank- und EG-Mitglied, wie kann die Währungskon- 
vertibilität hergestellt werden, wie lassen sich Kombinate in Aktiengesellschaften um- 
wandeln, wie wird ausländisches Kapital geschützt, wie können Aktien erworben wer- 
den, wie lassen sich Gemeinschaftsbanken und -unternehmen gründen, wie können 
gemeinsame Wissenschafts/Produktionskomplexe und Technologieparks entwickelt 
werden, wie kann ein durch die BRD finanziell gestütztes Modernisierungsprogramm 
der Wirtschaft aussehen, wie können die verschiedenen Interessenvertretungen der Ar- 
beiter, Angestellten und Konsumenten zusammenarbeiten, wie kann ausländisches 
Kapital für Reinvestitionsstrategien motiviert werden, wie Kann ein Arbeitskräfte- 
transfer aussehen usw. usf.? Sozialistische Politik muß sich darin bewähren, die Dis- 
kussion der Expertenkulturen - angefangen von den Produzentenkollektiven über die 
Wirtschaftspolitiker bis hin zu den Wirtschaftswissenschaftlern - so in Gang zu setzen 
und zu synchronisieren, daß produktive Lösungsvorschläge erarbeitet werden, die all- 
seits konsensfähig sind. Unverzichtbar ist hierbei die Förderung von Öffentlichkeitund 
Einzel- bzw. Kollektivinitiativen. 
Die ersten Umrisse eines integrierten Kooperationsmodells in der Wirtschaft ließen 
sich in folgenden drei Grundlinien skizzieren: 
Die notwendigen Voraussetzungen: Diese können wie folgt zusammengefaßt werden: 
a) Sowohl die gesamtgesellschaftlichen als auch die zentralen und dezentralen wirt- 
schaftspolitischen Denk- und Handlungsstrategien müssen von der grundlegen- 
den Einsicht bestimmt sein, daß der einzig erfolgversprechende Ausgang aus dem 
Teufelskreis der Krise in der Kooperation mit modernen bürgerlichen Gesell- 
schaften, insbesondere mit der BRD besteht. Diese Kooperationschance darfnicht 
durch taktische oder instrumentierende Hintergrundstrategien verspielt werden, 
die von der Illusion diktiertsind, sich durch einseitige wirtschaftliche Hilfeleistun- 
gen des Partners aufhelfen zu lassen, um dann wieder irgendwann auf Konfronta- 
tion zurückzuschalten. 
b) Kooperationsstrategien dürfen nicht als krisendiktierte schmerzliche und defensi- 
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c) 


d) 


ve Notlösungen angesehen werden, die man widerwillig entwickelt und durch- 
setzt, weil einem nichts anderes mehr übrigbleibt. Die Notwendigkeit, von Kon- 
frontations- zu Kooperationsstrategien überzugehen, erwächst aus globalen (For- 
schungsprojekt »Sozialismustheorie«, 1989) und strategieimmanenten (Axelrod 
1988, S. 99 ff.) Zwängen. Sozialistische Potentiale lassen sich nur in Koopera- 
tionsmodellen mit modernen bürgerlichen Gesellschaften entfalten. 
Wirtschaftspolitische Kooperation läßt sich nicht einseitig in hierarchischer 
Schrittfolge von oben nach unten durchsetzen. Sie kann sich von Anfang an nur im 
Zusammenwirken von »Top-Down« — (von oben nach unten) und »Bottom-Up« 
- (von unten nach oben) Strategien durchsetzen. Dies erfordert erstens, darauf zu 
verzichten, auf Basis der tradierten Sozialismusparadigmen alle wirtschaftspoli- 
tischen Ost/West-Kooperationen miteiner liberalisierten »administrativen Hand« 
von irgendeinem Zentrum aus steuern zu wollen. Dezentrale Kooperationsinitia- 
tiven sind nicht zu blockieren oder nur stillschweigend zu dulden, sondern öffent- 
lich herauszufordern und zu fördern. Auf der Ebene der zentralen Wirtschaftspo- 
litik müssen funktionsfähige Organe der Koordination und Synchronisation dieser 
Initiativen geschaffen werden, in denen Vertreter der je verschiedenen Interessen- 
gruppen aus der BRD und der DDR zusammenarbeiten. Zweitens bedeutet dies für 
die Wirtschaftseinheiten, insbesondere für die Leitungen der Betriebe und Kom- 
binate, ihren durch jahrzehntelange Befehlswirtschaft zusammengeschrumpften 
Denk- und Handlungshorizont aus eigener Kraft durch selbständige Koopera- 
tionsinitiativen zu erweitern. Ein Leitungsstil, der sich lediglich darauf be- 
schränkt, von oben vorgegebene und abgesegnete Muster der Ost/West-Koopera- 
tion auszufüllen oder zu modifizieren, reproduziert nur die alten Strukturen in 
neuem Gewand. Dringend notwendig ist die Entwicklung unterschiedlichster de- 
zentraler Kooperationsmodelle, um in diesem Pool gesamtgesellschaftlich effek- 
tive Selektionsstrategien ansetzen zu können. 

In der BRD existiert ein programmatischer Vorlauf für die Gestaltung wirtschaft- 
licher Kooperationsformen (Schwartau/Müller 1989). Hier gilt es zunächst anzu- 
knüpfen. Zugleich müssen jedoch alle Anstrengungen unternommen werden, um 
dieses programmatische Defizit durch eigene komplementäre und/oder alternati- 
ve Konzeptionen zu schließen. Diese Aufgabe ließe sich durch die kollektive Zu- 
sammenarbeit von Wirtschaftspraktikern und -theoretikern aus der BRD und der 
DDR in problemspezifischen Projektgruppen bewältigen. 


Die allgemeine Richtung: Aus einer allgemeinen Theorie der Kooperation (Axelrod 


1988, S. 99 ff.) lassen sich mindestens folgende vier grundsätzliche Hauptrichtungen 
ableiten, entlang derer effektive wirtschaftliche Kooperationsformen entwickelt wer- 
den müssen: 


a) 


Die Stabilität der Kooperation in der Gegenwart isteine Funktion der Kooperation 
in der Zukunft. In dem Maße, wie das Ende einer Kooperation konkrete Gestalt ge- 
winnt und /oder der aktuelle Vorteil für wichtiger angesehen wird als der künftige, 
destabilisiert sich Kooperation, weil für beide Partner jene Handlungsstrategien 
effektiver werden, die sich darauf konzentrieren, aus der Zusammenarbeit noch so 
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viel wie möglich für sich herauszuholen. Keine Form von Kooperation ist stabil, 
wenn nicht die Zukunft im Verhältnis zur Gegenwarthinreichend wichtig ist. Wirt- 
schaftliche Kooperationen müssen so strukturiert sein, daß der Schatten der Zu- 
kunft nicht abnimmt, sondern mindestens konstant bleibt, sich möglichst sogar in 
der Kooperation vergrößert. Es gibt drei grundsätzliche Verfahren, den Schatten 
der Zukunft zu erweitern, erstens durch Dauerhaftigkeit (Bildung von »joint ven- 
tures«, Kauf von Aktien etc.), zweitens durch Häufigkeit (Erhöhung der Anzahl 
der gemeinsamen Wirtschaftsaktionen) und drittens durch Komplexität (Einbe- 
ziehung möglichst vieler Ebenen der kooperativen Wirtschaftseinheiten in diesen 
Prozeß). Konkrete Kooperationsprojekte müssen strategisch, eng und demokra- 
tisch, nicht kurzfristig, locker und elitär konzipiert und realisiert werden. 

b) Die Stabilität der Kooperation ist eine Funktion ihrer Reziprozität. Wirtschaftli- 
che Kooperationsprojekte müssen so strukturiert sein, daß sie nicht auf der Aus- 
beutung der Schwächen des anderen, sondern auf der wechselseitigen Nutzung 
der jeweiligen Stärken basieren. Das gemeinsame Herausfinden der jeweiligen ak- 
tuellen und potentiellen Stärken und Schwächen beider Kooperationspartner ist 
deshalb unverzichtbar für die Herausbildung wirtschaftlicher Kooperation. Ko- 
operationsstrategien, die von den Traumata »armer Neffe/reicher Onkel« oder 
»dummer Schüler/kluger Lehrer« gesteuert werden und nur darauffixiertsind, mit 
minimalem Einsatz ein Maximum an harter Währung und technischem bzw. orga- 
nisatorischem Know-how zu realisieren, sind deshalb von vornherein zum Schei- 
tern verurteilt. Die Frage, worin die eigenen Stärken bestehen und wie sie dem 
Partner in der Kooperation nutzbar gemacht werden können, ist selbständig und 
offensiv zu beantworten. 

c) Die Stabilität der Kooperation ist eine Funktion der Stärke der Kooperationspart- 
ner. Nehmen bei einem Partner seine Schwächen zu und seine Stärken ab, schlägt 
Kooperation in Kolonisation um und der Schatten der Zukunft verringert sich. 
Kann die Beziehung nicht ohne weiteres gelöst werden, so verliert dabei tenden- 
ziell auch der Stärkere, wie die Beziehung zwischen entwickelten Industrielän- 
dern und Entwicklungsländern bei solchen Problemfeldern wie tropischer Regen- 
wald oder Auslandsverschuldung hinreichend deutlich macht. 

d) Die Stabilität der Kooperation isteine Funktion der Hilfe zur Selbsthilfe. Die Hilfe 
für einen schwachen Kooperationspartner kann, wenn sie effektiv sein soll, nie 
karitativ sein. Nur wenn sie so angesetzt und darauf ausgerichtet ist, daß der schwa- 
che Partner selbst seine spezifischen Potenzen aktiviert und entfaltet, wird sie er- 
folgreich sein. Qualität und Quantität der Hilfe eines Partners müssen also an die 
Bereitschaft und Fähigkeit des anderen gekoppelt werden, jene Strukturen zu ver- 
ändern, die Selbsthilfe verhindern. Die konkreten Kopplungsmodelle können da- 
bei nicht einseitig durch den Hilfeleistenden diktiert, sondern müssen durch beide 
Partner kollektiv abgestimmt werden. Dies setzt voraus, daß der schwache Partner 
selbst konsensfähige Modelle erarbeiten kann. 

Der komplexe Inhalt: Wirtschaftlich und gesamtgesellschaftlich effiziente Koopera- 

tonsprojekte können nicht in Form von »Zwei-Ebenen-Modellen« realisiert werden, 
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die die Kooperation auf die finanzielle und die technische Dimension reduzieren. 
Mindestens folgende vier Kooperationsebenen müssen bei der Konzipierung und 
Realisierung konkreter Projekte mit berücksichtigt werden: 

a) Soll ein Kooperationsprojekt für beide Partner wirtschaftlich effektiv sein, sind 


technisch-technologische und organisatorische Umstrukturierungen in den Wirt- 
schaftseinheiten unvermeidlich. Je breiter, tiefer, längerfristig das Kooperations- 
projekt angelegt ist, desto einschneidender wird der Umstrukturierungsprozeß 
sein. Dies muß zwangsläufig zu sozialen Konflikten, neuen Problemfeldern und 
Widersprüchen zwischen den verschiedenen Interessengruppen führen. Diese 
Konflikte, Probleme und Widersprüche bedürfen produktiver Lösungsformen, 
weil sie sonst die notwendigen Umstrukturierungsprozesse und damit letztlich die 
wirtschaftliche Effizienz des Kooperationsprojektes zeitweilig blockieren oder 
gar gänzlich verhindern. Diese Lösungsformen müssen, so weit wie irgend mög- 
lich, auf der Basis vorhandener Erfahrungen offensiv vorbereitet und kollektiv 
ausgestaltet werden. Es geht also nicht nur um Geld- und Technik-Transfer, son- 
dern ebenso um den Transfer von sozialem »Know-howe«. 


b) Da solche Ost/West-Kooperationsprojekte zwangsläufig qualitativ neue soziale 


Problemfelder und Konfliktebenen erzeugen werden, istdamitzurechnen, daß das 
traditionelle soziale »Know-how« nicht ausreichen wird, um für alle Widersprü- 
che die notwendigen produktiven Lösungsformen zu entwickeln. Es empfiehlt 
sich deshalb, von Anfang an Sozialwissenschaftler aus Ost und West mit konkre- 
ten, problemorientierten Aufgabenstellungen in die Kooperationsprojekte einzu- 
beziehen. Selbst wenn die Forschungsarbeit für das unmittelbare Projekt aufgrund 
des qualitativ neuen Forschungsgegenstandes nur beschränkt praxiswirksam 
wird, kann eine begleitende Studie notwendigen konzeptionellen Vorlauf für künf- 
tige Projekte schaffen und als soziales »Know-how« verkauft werden (Heider/ 
Mevissen/Bluem 1988). 

Auch wenn die notwendigen technischen und organisatorischen Umstrukturie- 
rungsprozesse und die daraus resultierenden sozialen Konfliktfelder vermutlich 
zunächst schwerpunktmäßig den DDR-Partner betreffen werden, so sind davon 
direkt oder indirekt auch die verschiedenen Interessengruppen der westlichen 
Wirtschaftseinheit betroffen. Die Institutionalisierung einer Kooperationsinternen 
Interessenkoordinierung wäre deshalb ein unverzichtbarer Bestandteil eines Ko- 
operationsprojekts. Allein ein Blick auf das gegenwärtige Niveau der betriebli- 
chen Gewerkschaftsarbeit in der DDR, die den Anforderungen an eine qualifizier- 
te Interessenvertretung der Werktätigen unter den Bedingungen tiefgreifender 
Umstrukturierungsprozesse selbst bei großen Anstrengungen kurz- und mittel- 
fristig nicht gewachsen sein wird, macht die Notwendigkeit deutlich, die je ver- 
schiedenen Interessen (DDR-Leiter, DDR-Werktätige, BRD-Management, BRD- 
Werktätige) so zu vermitteln, daß nicht spontan entstehende Übereinstimmungen 
(etwa DDR-Leiter, DDR-Werktätige, BRD-Management) negativ rückkoppeln 
(Tarifdruck auf BRD-Werktätige durch DDR-Billiglöhne), sich gesamtgesell- 
schaftlich verdichten und sozial destabilisieren. 
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d) 


Jedes konkrete Kooperationsprojekt realisiert sich in einem gesamtgesellschaftli- 
chen und gesamtwirtschaftlichen Umfeld. Seine Effizienz hängt von der Stabilität 
dieses Umfeldes ab. Jedem Kooperationsprojekt wohnt notwendig die Tendenz 
beider Partner (einschließlich der verschiedenen Interessengruppen) inne, befrie- 
digende Lösungen zu Lasten dieses Umfeldes zu realisieren. Gewinnen diese Ten- 
denzen Raum, verschlechtern sich nicht nur die äußeren Rahmenbedingungen für 
das konkrete Kooperationsprojekt, es Könnte sogar selbst zerbrechen. Koopera- 
tionsexterne Interessenkoordinierung liegt somit auch im Interesse der einzelnen 
Kooperationspartner. Gesetzt nämlich den Fall, die verschiedenen Kooperations- 
projekte wirken gesamtgesellschaftlich für die DDR destabilisierend, so würde 
dies - unter der Voraussetzung, daß die BRD nicht der DDR die Mauer abkauft — 
zu einer Massenflucht in einem bisher nicht bekannten Ausmaß führen. 


Ausgehend von den skizzierten drei Grundlinien eines intergrierten Kooperationsmo- 
dells besteht nun die Aufgabe darin, funktionsfähige Führungsbeispiele zu schaffen. 


Anmerkungen 


Vgl. Doyle, A.C.: Das Notizbuch des Sherlock Holmes. Sämtliche Sherlock-Holmes-Erzählungen V. 
Leipzig/Weimar 1986. Letzte Einbandseite /sinngemäß: S. 69). Es mag zunächst mehr als untermaßig 
erscheinen, ausgerechnet Sherlock Holmes in den brisanten Kontext einzuführen, doch es war kein 
Geringerer als Umberto Eco, der in einem Interview mit einer französischen Zeitschrift erklärte, er 
arbeite an einer »Untersuchung über die Analogien zwischen dem Kriminalroman von Conan Doyle 
und dem Prozeß der wissenschaftlichen Hypothese« (vgl. Fusco 1986, S. 384). 

Ausgehend von Gramsci (1980, S. 277 £.) und Lenin (vgl. LW Bd. 1 (1974), S. 302, LW Bd. 6 (1973) 
S. 180) ließe sich eine Machstruktur zunächst grob als eine spezifische Verknüpfung dreier Hand- 
lungsebenen beschreiben, nämlich Wissen (Theorie), Führen (Ideologie) und Herrschen (Politik). 
Machtausübung ist die Fremdsteuerung von Verhalten, wobei auf der Basis eines (auch verkörperten 
Erfahrungs-) Wissens über die jeweilige Machtstruktur Strategien der externen (Herrschaft) und 
internen (Führung) Verhaltenssteuerung — durchaus nicht unbewußt — entwickelt und angewandt 
werden (vgl. Marz 1988). 
Wenn Marx mit Blick auf die moderne bürgerliche Gesellschaft notiert, »die automatische Fabrik 
beseitigt die Spezialisten und den Fachidiotismus« (MEW Bd. 4, S. 157), so bestätigt gegenwärtig 
gerade die massenhafte Durchsetzung der Computer-Techniken diesen Trend. Computer-Techniken 
erfordern nämlich »Ausbildungsgänge zum »Produktionsmechaniker<, zum »Hybridfacharbeiter« 
oder zum »Mechaniker in der Fertigung«. Ganz egal, wie diese Berufsbezeichnungen nun im einzelnen 
heißen mögen: Gefragt ist künftig kein >Fachidiotentum«, sondern fachübergreifendes Denken... Hier 


- einige wichtige Anforderungen an die Mitarbeiter in modemen Fertigungsbetrieben: Die dispositi- 


ven, planerischen Fähigkeiten sind mehr denn je gefordert. Dies gilt besonders für gruppenorientierte 
Produktionsstrukturen, wie flexible Fertigungssysteme, die durch Reduzierung bzw. völlige Aufhe- 
bung der vertikalen Arbeitsteilung gekennzeichnet sind. Vorausschauendes Denken ist notwendig. 
Insbesondere bei Störsituationen gilt es, Alternativen zu suchen. Kooperation und Kommunikation 
im Team ist unabdingbar, da eine CIM-Fabrik ja nicht von einer »Schaltzentrale< aus bedienbar ist«. 
(Chip, Heft 9/1988, S. 304) Zur differenzierten empirischen Analyse dieses Trends in der BRD siehe 
z.B. auch die Untersuchungen des SOFI Göttingen (vgl. Kern/Schumann 1976; Vosskamp/W itte- 
mann/Wittke 1989; Kern/Sabel 1989, S. 602 ff.) 


Zu einer modernen Ökonomie der DDR. Leitlinien für eine öffentliche Strategiediskussion 31 


Literatur 


Althusser, L. (1977): Ideologie und ideologische Staatsapparate, Aufsätze zur marxistischen Theorie, 
Hamburg/Westberlin 

Axelrod, R. (1988): Die Evolution der Kooperation, München 

Boltjanskij, V.G./Efremovic, V.A. (1988): Anschauliche kombinatorische Topologie, Berlin 

Brie, M. (1988): Die Erarbeitung einer Konzeption des modernen Sozialismus — Thesen in der Diskussion, 
in: Forschungsprojekt Sozialismustheorie: Philosophische Grundlagen der Erarbeitung einer Kon- 
zeption des modernen Sozialismus. Materialien der Eröffnungsberatung, November, Humboldt-Uni- 
versität zu Berlin, Sektion marxistisch-leninistische Philosophie 

Brie, A./Brie, M./Land. R./Segert, D. (1988): Zum Problem des Zusammenhangs von Sozialismustheorie, 
Epochentheorie und Theorie des modernen Kapitalismus, in: Forschungsprojekt Sozialismustheorie: 
Philosophische Grundlagen... a.a.O. 

Charwat, H.-J. (1985): Mensch-Maschine-Kommunikation in Produktionsanlagen, in: Siemens Energie 
& Automation, Heft 6 

Chip, Heft 9/1988 

Doyle, A.C. (1986): Das Notizbuch von Sherlock Holmes. Sämtliche Sherlock-Holmes-Erzählungen V., 
Leipzig/Weimar 

Dreyfus, H.L./Rabinow, P. (1987): Michel Foucault. Jenseits von Strukturalismus und Hermeneutik, 
Frankfurt a.M. 

Forschungsprojekt Sozialismustheorie (1989): Überlegungen zu Problemen und Perspektiven des gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Wandels des Sozialismus und der Weiterentwicklung gesellschafts- 
strategischer Konzeptionen in der DDR und anderen sozialistischen Staaten des RGW (Studie) (2. 
Fassung), Humboldt-Universität zu Berlin, Sektion marxistisch-leninistische Philosophie, Juli/No- 
vember 

Foucault, M. (1979): Überwachen und Strafen, Frankfurt a.M. 

Fusco, M. (1986): Gespräch mit Umberto Eco, in: »Sinn und Form« ‚Heft 2, S. 38 

Gorbatschow,M. (1987a): Umgestaltung und neues Denken für unser Land und für die ganze Welt, Berlin 

Gorbatschow, M. (1987b): Rede und Schlußwort auf dem Plenum der KPdSU (27./28. Januar, Berlin 

Gorbatschow, M. (1988): Antworten auf Fragen des Nachrichtenmagazins »Der Spiegel« ‚in : Informa- 
tions Bulletin, Nr. 12/1988 

Gorbatschow, M. (1989): Die Zeit verantwortungsbewußter Entscheidungen und praktischer Taten, in: 
Informations Bulletin, Nr. 1/1989 

Gramsci, A.: (1980): Zu Politik, Geschichte und Kultur. Ausgewählte Schriften, Leipzig 

Hartmann, W.D. (1987): Entwicklungstendenzen ausgewählter Managementtechniken, in: Becker, H./ 
Heyse, V./Gentner, J.: Beiträge zur Erhöhung des schöpferischen Niveaus in Forschung und Entwick- 
lung. Beiträge 2., Bauakademie der DDR/Kombinat VEB Carl Zeiss Jena, Berlin/Tena 

Heider, F./Mevissen, M./Bluen, B. (1988): Fast wie im wirklichen Leben. Strukturanalyse selbstverwal- 
teter Betriebe in Hessen, Gießen 

Japan Managment: Association (ed.) (1986): Kanban. Just-In-Time at Toyota. Managment Begins at the 
Workplace, Stanford, Connecticut/Cambridge, Massachusetts 

Kern, H./Schumann, M. (1976): Das Ende der Arbeitsteilung? Rationalisierung in der industriellen 
Produktion, München 

Kern, H./Sabel, Ch.F. (1989): Gewerkschaften im Prozeß der industriellen Reorganisation — Eine Skizze 
ihrer strategischen Probleme, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Heft 10, S. 602 ff. 

KPdSU (1986): XXVII. Parteitag der KPdSU. Dokumente, Moskau 

KPdSU (1987): Beschluß des Plenums des ZK der KPdSU »Über die Aufgaben der Partei bei der grundle- 
genden Umgestaltung der Wirtschaftsleitung«, in: Informations Bulletin, Nr. 9/1987 

KPdSU (1988): XIX. Unionskonferenz der KPdSU. Dokumente und Materialien, Moskau 

Krüger, H.-P. (1988). Die kapitalistische Gesellschaft als die erste moderne Gesellschaft, in: Forschungs- 
projekt Sozialismustheorie: Philosophische Grundlagen... a.a.0. 

Kusminow, LI. (1976): Abriß der politischen Ökonomie des Sozialismus, Methodologie, Berlin 

Lenin, W.I. (LW Bd. 1) (1974): Was sind die »Volksfreunde« und wie kämpfen sie gegen die Sozialde- 
mokraten?, Berlin 


32 


Lenin, W.L. (LW Bd. 6) (1973): Revolutionäres Abenteurertum, Berlin 

Lenin, W.I. (LW Bd. 27) (1974): Schlußwort zum Referat über die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht, 
Berlin 

Lenin, W.I. (LW Bd. 27) (1974): Über »linke« Kinderei und über Kleinbürgerlichkeit, Berlin 

Linhart, R. (1980): Eingespannt, Erzählung aus dem Innern des Motors, Berlin 

Luhmann, N. (1988): Die Wirtschaft der Gesellschaft, Frankfurt a.M. 

Marx, K. (MEW Bd.. 4) (1974): Das Elend der Philosophie, Berlin 

Marx, K. (MEW Bd.. 23) (1979): Das Kapital, Erster Band, Berlin 

Marz, L. (1988): Motiv und Computer. Eine mikrosoziologische Studie über die Einführung der C-Tech- 

niken im Industriebetrieb (unveröffentl. Manuskript), Berlin, Dezember 

Marz, L. (1989): Technik-Akzeptanz und Eigenverhalten. Prolegomena zur theoretisch-empirischen Ana- 

lyse eines Schein-Problems (unveröffentl. Manuskript), Berlin, August 

Marz, L./Weidmann, R./Tietze, Ch. (1989): Offenlegung unserer wirtschaftlichen Situation, in: Neues 

Forum Arbeitsgruppe Wirtschaftspolitik (Hg.), /nformationsblatt vom 13.11.89 

Marz, L./Wohanka, S. (1989): Philosophische Probleme der Komplexitätsbewältigung in der materiellen 
Produktion, in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie, Heft 3, S. 248 ff. 

Ökologische Briefe, Ökologische Fachinformation für Politik, Wirtschaft und Verwaltung, Nr. 47/22 11/ 
1989, S. 12 (Bedingungen eines ökologischen Umbaus der DDR) 

Pokrytan, A.K. (1981): Das Historische und das Logische in der ökonomischen Theorie des Sozialismus, 
Berlin 

Schmeljow, N. (1989): Perestroika aus der Sicht eines Ökonomen, Moskau 

Schwartau, €. (1988): Innovationspotentiale im ökonomischen System der DDR, in: Osteuropa. Zeit- 
schrift für Gegenwartsfragen des Ostens. Sonderdruck. Otto Wolff von Amerongen zum 70. Geburts- 
tag, Stuttgart 

Schwartau, C./Müller. E. (1989) Unter Brüdem, in: »Capital«, Heft 11 

Stiehler, G. (1974): Gesellschaft und Geschichte. Grundlagen und Triebkräfte des historischen Fort- 
schritts, Köln 

Stiehler, G. (1981): Dialektik und Gesellschaft. Zur Anwendung der Dialektik im historischen Materia- 
lismus, Berlin 

Voskamp, U./Wittemann, K.P./Wittke, V. (1989): Elektroindustrie im Umbruch, Zur Veränderungsdy- 
namik von Produktionsstrukturen, Rationalisierungskonzepten und Arbeit, Göttingen (SOFI) 


33 


Michael Burawoy 
Überlegungen zum Klassenbewußtsein ungarischer 
Stahlarbeiter * 


Zusammenfassung: Dem Aufsatz liegt die These zugrunde, daß das Klassenbewußt- 
sein von Arbeitern in staatssozialistischen Gesellschaften durch den Widerspruch 
zwischen der rituellen Bekräftigung sozialistischer Ideale und der im betrieblichen 
Alltag erfahrenen Wirklichkeit geprägt wird. Unter bestimmten Umständen kann die- 
ses Bewußtsein zur Revolte führen. Dieses spezifische Klassenbewußtsein wird am 
Beispiel von Arbeitern eines ungarischen Stahlwerks, in dem der Autor einige Zeit 
gearbeitet hat, dargestellt. 


Die »Neue Evolution« basiert auf dem Glauben an die Macht der Arbeiterklasse, die mit ihrer Unnach- 
giebigkeit die Regierung bei vielen Gelegenheiten zu spektakulären Zugeständnissen gezwungen hat. Es 
ist schwierig, Entwicklungen innerhalb der Arbeiterklasse vorherzusehen, aber es ist keine Frage, daß die 
Machtelite diese soziale Gruppe am meisten fürchtet. Der Druck durch die Arbeiterklasse ist eine not- 
wendige Bedingung der Evolution des Öffentlichen Lebens hin zur Demokratie. 


Adam Michnik, 1976 


Der klassische Marxismus bewahrte sich einen grenzenlosen Glauben in die Arbei- 
terklasse als Träger revolutionärer Verheißung. Aufgrund ihrer objektiven Position 
innerhalb der kapitalistischen Produktion enthüllt die Arbeiterklasse die Ketten aller 
unterdrückten Klassen. Ihre revolutionäre Mission ist es, diese Ketten durch die 
Überwindung des Kapitalismus und die Errichtung einer klassenlosen kommunisti- 
schen Gesellschaft zu sprengen. Durch seine eigene Emanzipation emanzipiert das 
Proletariat die gesamte Menschheit. Dieser Mythos einer unvermeidlichen, teleolo- 
gischen Entwicklung von der Klasse an sich zur Klasse für sich basiert auf zwei 
Thesen. 

Die erste ist die Polarisierungsthese. Der Kapitalismus kombiniert den privaten 
Besitz an Produktionsmitteln mit der gesellschaftlichen Organisation der Arbeit. 
Indem die Kapitalisten über ihr Kapital verfügen, werden die Arbeiter, die nur ihre 
Arbeitskraft verkaufen können, in den Fabriken zusammengebracht, wo die Arbeits- 
teilung ihre Einheit durch gegenseitige Abhängigkeit herstellt. Hier bilden sie einen 
Gesamtarbeiter, der fähig ist, unabhängig von seinem Arbeitgeber zu produzieren. 
Durch die Konkurrenz werden die einzelnen Kapitalisten gezwungen, die Produk- 
tionskosten zu senken. Sie Kürzen die Löhne, intensivieren die Arbeit und führen neue 
Technologien ein, die die Arbeiter auf ein Anhängsel der Maschine reduzieren oder 
in der Reservearmee der Arbeitslosen verschwinden lassen. Die Jagd nach dem Profit 
führt zur Verarmung der Arbeiter, so daß die Kapitalisten keine Konsumenten mehr 


Der Aufsatz erschien zuerst in Politics & Society, Vol 17, No 1/1989. Er wurde leicht gekürzt. 
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für ihre Produkte finden können. Wiederkehrende Überproduktionskrisen führen zum 
Bankrott der schwächeren Kapitalisten, und mit der Konzentration des Kapitals ver- 
schwinden auch die Mittelschichten. Der Reichtum akkumuliert an dem einen Polder 
Gesellschaft, die Armut an dem anderen. i 

Die Polarisierungsthese zieht nur die objektiven Bedingungen der Arbeiterklasse in 
Betracht, das Anwachsen der Klasse an sich. Arbeiter bilden eine Klasse für sich, 
wenn sie sich, um ihre Interessen in der politischen Arena zu verwirklichen, zusam- 
menschließen, um zunächst Gewerkschaften, dann politische Parteien zu gründen. 
Gemäß der Klassenkampfthese wirkt der Klassenkonflikt den isolierenden und ato- 
misierenden Effekten der Konkurrenz zwischen den Arbeitern entgegen und entmy- 
stifiziert die Klassenverhältnisse. Die Arbeiter erkennen, daß ihre eigenen Interessen 
und die des Kapitals unversöhnlich sind und daß sie, als Kollektiv, autonom die Pro- 
duktionsmittel und den Produktionsprozeß in Gang halten können. Kurz, der Klassen- 
kampf spitzt sich immer weiter zu, bis die Arbeiter die Kapitalisten euteignet und das 
Königreich des Sozialismus errichtet haben. 

Gegenwärtige Klassentheorien nehmen die eine oder die andere der beiden Thesen 
zum Ausgangspunkt. Einige, wie Erik Olin Wright, kritisieren die Polarisierungsthese 
mit Theorien zur »Klassenposition«, die sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Lohnarbeitsverhältnisses definiert wird.! Wright bemüht sich, mit diesen neuen Ka- 
tegorien die unterschiedliche Verteilung von Klassenidentität, Klassenbewußtsein 
und Einkommen innerhalb und zwischen kapitalistischen Gesellschaften zu erklären. 
Zur Erklärung des Klassenbewußtseins führt er Klassenallianzen und familiäre Be- 
ziehungen als vermittelnde soziale Formen ein. Daer aber voraussetzt, daß das objek- 
tive materielle Interesse der Arbeiter im Sozialismus liegt, müßte er, innerhalb eines 
theoretisch konsistenten.Schemas, die Arbeiterklasse neu definieren, um eine Über- 
einstimmung zwischen Klassenposition und Klassenbewußtsein zu erreichen. Er 
stellt sich allerdings nicht dem Problem, daß die wie auch immer definierte Arbeiter- 
klasse, in Keiner kapitalistischen Gesellschaft revolutionäfr ist. 

Während sich Wright von der »Klasse an sich« zur »Klasse für sich« bewegt, gehen 
andere in die entgegengesetzte Richtung und kritisieren die Marxsche Klassenkampf- 
these. Nach Adam Przeworski führt der Klassenkampf - statt in eine sich steigernde 
Spirale-zu Konzessionen, Klassenkompromissen und Befriedung, da die Arbeiter in 
der Lage sind, innerhalb des Kapitalismus ihre materiellen Interessen durchzusetzen.? 
Die restliche Mobilisierung wird von »Makroakteuren«, insbesondere Parteien und 
Gewerkschaften verwaltet. Diese verfolgen ihre Strategien innerhalb der Spielregeln 
kapitalistischer Demokratien, wobei sie die verschiedenen Berufsidentitäten zurecht- 
stutzen und in soziale Gruppen bündeln. Damit erklärt Przeworski die zu verschiede- 
nen Zeiten und in unterschiedlichen Ländern voneinander abweichenden Klassenfor- 
mationen. Doch solche »Klassenformationen« wurzeln nicht mehr in irgendeiner Be- 
ziehung zur Produktion. 

Ausgehend von der Klasse für sich gerät Przeworski die Klasse an sich aus dem Blick, 
so wie Wright, der von der Klasse an sich ausgeht, die Klasse für sich nicht mehr sieht. 
Beide versäumen es, die Verbindung zwischen Klassenposition und Klassenforma- 
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tion herzustellen, da beide keine »Mikrofundierung« ihres Klassenbegriffs entwik- 
keln. Sie ignorieren die gelebte Erfahrung der Arbeiterklasse. Bei der Verbindung von 
Klassenposition und Klassenbewußtsein überspringt Wright die ideologischen und 
politischen Institutionen der Produktion. Przeworskis Analyse des Klassenkompro- 
misses befaßt sich nur mit der Verteilung des Profits, bei seiner Betrachtung der Klas- 
senformation werden die Arbeiter zu Genasführten der Makroakteure. Die Erfahrung 
der Produktion bleibt bei beiden außer Betracht. 

In meinen eigenen Untersuchungen zur Mikrofundierung der Arbeiterklasse habe ich 
argumentiert, daß es ohne Bezug auf die vermittelnden politischen und ideologischen 
Apparate der Produktion nicht möglich ist, aus der Klassenposition die Klassensub- 
jektivität (Wright) bzw. vom Klassenakteur aus die Klassenposition (Przeworski) zu 
begründen. Denn weil diese vermittelnden Apparate der Produktion unabhängig von 
der Produktion variieren, und weil umgekehrt die Produktion unabhängig von der 
Klassenstruktur variiert, gibt es keine eindeutige Beziehung zwischen Klassenposi- 
tion und Klassenformation (Burawoy 1979 und 1985). Die Verbindung zwischen der 
Klasse an sich und der Klasse für sich beruht auf der gelebten Erfahrung in der 
Produktion; sie hängt von der Organisation der Arbeit und ihrer Regulierung ab, dem, 
wie ich es nenne, »Produktionsregime«. Die Verbindung zwischen der Klasse an sich 
und der Klasse für sich beruht auf dem Charakter des Produktionsregimes. Unter den 
Bedingungen des entwickelten Kapitalismus erzeugt das hegemoniale Regime 
Konsens, indem es die Arbeiter zu Individuen macht und ihre Interessen mit denen der 
Manager und Eigentümer koordiniert. Dieser Konsens wird unabhängig von Identi- 
täten und Bewußtsein, das außerhalb der Arbeit gebildet wird, hergestellt. Wir müssen 
nicht weiter als bis zum Arbeitsplatz gehen um zu verstehen, warum die Arbeiterklas- 
se imentwickelten Kapitalismus keine revolutionäre Kraft geworden ist, wenn wir die 
politischen und ideologischen Institutionen der Produktion und die von ihnen erzeug- 
te gelebte Erfahrung untersuchen. 

In diesem Aufsatz wende ich mich dem Staatssozialismus zu und begründe, warum 
das Produktionsregime des Staatssozialismus Dissens hervorbringt. Ebensowenig 
wie die Zustimmung zum Kapitalismus ist die Ablehnung des Staatssozialismus ein- 
fach eine Geisteshaltung, sie ist vielmehr in den verschiedenen Ritualen des Alltags- 
lebens eingebettet. Unter bestimmten Bedingungen führt diese Ablehnung sogar zum 
Kampf für die Transformation des Staatssozialismus in einen demokratischen So- 
zialismus. Dieses vom staatsozialistischen Produktionsregime hervorgerufene nega- 
tive Klassenbewußtsein stellt das Rohmaterial für ein positives Klassenbewußtsein 
dar, eine Vision einer alternativen Ordnung, die nur durch eine Mobilisierung der 
Klasse hergestellt werden kann. Trifft dies zu, so hat die Geschichte Marx einen iro- 
nischen Streich gespielt. Die Polarisierungs- und die Klassenkampfthese,.die zeigen 
sollten, wie die Proletarisierung eine revolutionäre Arbeiterklasse im Kapitalismus 
entstehen läßt, sagen in Wirklichkeit viel mehr über den Staatssozialismus aus. Der 
Grund hierfür liegt in der Hervorbringung eines besonderen Produktionsregimes 
durch den Staatssozialismus. 
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Die polnische Gewerkschaft »Solidarität« 


Wir beginnen mit dem offensichtlichsten Beispiel von Polarisierung und Klassen- 
kampfin Osteuropa: der Entstehung und Entwicklung der »Solidarität«. In den Jahren 
1980/81 versuchten polnische Arbeiter 16 Monate langeine ihren eigenen Vorstellun- 
gen entsprechende sozialistische Gesellschaft zu entwickeln. Sogar in ihrer zeitwei- 
ligen Niederlage war dies ein bedeutender Sieg: die erste die ganze Gesellschaft um- 
fassende marxistische Revolution der Geschichte. Die Arbeiterklasse gab den zehn 
Millionen Solidaritätsmitgliedern ihre Energie und bestimmte die Richtung. Die 
Führer der Solidarität kamen aus der Arbeiterklasse und waren durch die Erfahrungen 
der früheren Revolten von 1956, 1970 und 1976 gestärkt. Intellektuelle formulierten 
und inspirierten oft die Strategie der Revolution, aber sie waren nicht die bestimmen- 
de Kraft. Tatsächlich spielten sie die Rolle der Nachhut, die die Impulse der Arbeiter- 
klasse zur Radikalisierung eindämmte und die utopischen Bestrebungen der Bewe- 
"gung dämpfte. Ursprünglich beharrte die Solidarität auf ihrem Gewerkschaftsstatus, 
aber die sich ausweitende Krise trieb sie von einer Bewegung zur Selbstverteidigung 
der Gesellschaft in Richtung auf eine selbstregierte Republik. 
Wenn auch die Solidarität in ihrer Klassenbasis und in ihren Zielen marxistisch war, 
so widersprach der Kontext ihrer Entstehung, ihre Ausdrucksweise und ihre Form 
allen konventionellen marxistischen Normen. Sie entstand nicht in einer entwickelten 
kapitalistischen Gesellschaft, sondern in einer Gesellschaft, die für sich in Anspruch 
nahm, sozialistisch zu sein. Die selbsternannte Vorhut der Arbeiterklasse, die Polni- 
sche Vereinigte Arbeiterpartei, sah sich mit organisierten Vertretern der Arbeiterklas- 
sekonfrontiert. Obwohldie Mitglieder der Solidarität wie eine Klasse agierten, etiket- 
tierten sie sich nicht als Klasse. 
Die Solidarität war nicht durch eine Bindung an den Marxismus oder wenigstens den 
Sozialismus bestimmt, sie war durch und durch antimarxistisch, angetrieben von na- 
tionalistischen und demokratischen Gefühlen, die ihren Ausdruck in religiösen Sym- 
bolen fanden. Schließlich war dies eine Revolution, bei der niemand getötet wurde, 
eine sowohl moralische wie auch soziale und politische Revolution. Trotzdem strebte 
die Solidarität nach einem sozialistischen Ziel, einer selbstorganisierten Gesellschaft, 
in der die Freiheit der Arbeiter zum Träger der Freiheit aller Menschen werden sollte. 
Eine Nation stand vereint hintereiner Arbeiterbewegung, die eine demokratische Ver- 
änderung des Staatssozialismus wollte.? 
Aber die Solidarität verwirklichte nicht einfach eine Vision des 19. Jahrhunderts, sie 
erfand eine neue Form der Revolution, die »sich selbst beschränkende Revolution«. 
Zum Teil war dieser selbstbeschränkende Charakter taktischer Natur. Indem die »füh- 
rende Rolle der Partei« und etablierter internationaler Allianzen nicht in Frage gestellt 
wurde, versuchte man eine Wiederholung der Sowjetinvasionen von 1956 und 1968 
zu vermeiden. Die Solidarität machte immer wieder Rückzüge, suchte nach Gemein- 
samkeiten und Kompromissen mit den Behörden und unterdrückte Forderungen, die 
das Land in eine destabilisierende ökonomische Krise gestürzt hätten. Die Selbstbe- 
schränkung war jedoch mehr als eine pragmatische Antwort auf festgefahrene ökono- 
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mische und geopolitische Realitäten, sie hatte ihre eigene raison d’&tre. Die Solida- 
rität lehnte das bolschewistische Modell eines »Frontalangriffes« ab und ersetzte es 
durch einen »Stellungskrieg«. Sie versuchte, sich die Schützengräben der Gesell- 
schaft und nicht die Staatsmacht anzueignen, die Selbstverwaltung der Gesellschaft 
voranzutreiben und dabei die politische Schale intaktzuhalten. 1971 riet Jacek Kuron, 
einer der intellektuellen Architekten dieser »evolutionären Revolution«, aufgebrach- 
ten Arbeitern, die von der Polizei mißhandelt worden waren: »Brennt nicht Parteiko- 
mitees nieder: gründet eure eigenen.« Das Streben nach politischer Macht lädt nicht 
nur sowjetische Panzer ein, es setzt auch die Logik der Repression in Bewegung, die 
die repressive Ordnung, die zerstört werden soll, reproduziert. 

Die Solidaritätisteine Antwort des 20. Jahrhunderts auf die Pariser Kommune, Sym- 
bol eines neuen Typs von Revolution. Ihre Entwicklung widerlegte den klassischen 
Gegensatz von Reform und Revolution. Sie begann als eine soziale Bewegung zur 
Verteidigung der Gesellschaft gegen den Staat und hielt sich von der Verantwortung 
für die Verwaltung der Gesellschaft zurück. Nach neun Monaten nahm die ökonomi- 
sche Krise solche Ausmaße an, daß sich die Solidarität genötigt sah, sich von der 
Selbstverteidigung hin zur Selbstregierung, von der sich selbst beschränkenden Re- 
volution hin zu der von Jadwiga Staniszkis (1984) sogenannten »institutionellen Re- 
volution« zu bewegen. Die Weigerung des Staates, zu sozialen Kompromissen zu 
kommen, kombiniert mit Akten der Provokation, um Zwietracht innerhalb der Füh- 
rung der Solidarität zu säen, stürzte das Volk in Verzweiflung. Obwohl die Selbstbe- 
schränkung bis zum Ende Bestand hatte, nagte die zunehmende Frustration im Herbst 
1981, ein Jahr nachdem die Regierung das Danziger Abkommen unterzeichnet hatte, 
an der Selbstzensur. Obwohl die Solidarität massive, disziplinierte und enthusiasti- 
sche Unterstützung erfuhr, konnte sie ohne Kompromisse des Regimes die Lücke 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit nicht schließen. Öffentliche Angriffe auf den 
Parteiapparat und sein Führungspersonal, Verbrüderungsbotschaften an die »arbei- 
tenden Menschen Osteuropas und alle Nationen der Sowjetunion«, anhaltende De- 
monstrationen und Streiks waren die Antwort auf den offensiven Kurs des Regimes 
nach dem Parteitag im Juli. Die Solidarität wurde auf einen unvermeindlichen Kol- 
lisionskurs mit Partei und Regierung gebracht. Hier nährten sich Kampf und Polari- 
sierung gegenseitig, und es entstand ein sich immer weiter ausdehnender Flächen- 
brand. War diese Erschütterung ein rein polnisches Phänomen oder offenbarte sie eine 
allgemeine Tendenz des Staatssozialismus? 

Historiker betonten das Erbe vergangener Zeiten. Zwei Jahrhunderte der Besetzung 
schufen eine Tradition von Untergrundorganisationen. Damit richtet sich die Auf- 
merksamkeit auf die katholische Kirche als Beschützerin des nationalen Bewußt- 
seins, auf das Vermächtnis der Notabeindemokratie und auf ein reiches geistiges und 
literarisches Erbe, welches die politische Frustration einer unterdrückten Nation ge- 
nährtund verfestigt hat. Die Solidarität ist nur die letzte in einer Serie von Erhebungen 
— 1733, 1768, 1791, 1830, 1863, 1905, 1920, 1944 — gegen fremde, insbesondere 
russische Besetzung. Dies sind die Nägel, an denen das polnische Kollektivbewußt- 
sein hängt. 
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Sozialwissenschaftler haben versucht, den Aufstieg der Solidarität unter allgemeine- 
ren Rubriken zu fassen. Zum Teil wird behauptet, die Solidarität sei das Resultat von 
Deprivation — sinkendem Lebensstandard, längeren Schlangen für Grundbedarfsgü- 
ter, Verweigerung politischer Freiheiten, usw. Allerdings gibt es immer Deprivation, 
und die Menschen nehmen eher relative als absolute Deprivation wahr. Daher wird die 
Entstehung der Solidaritätauch mit den Frustrationen erklärt, die entstanden, weildie 
in der Dekade von Gierek geweckten steigenden Erwartungen nicht erfüllt wurden 
und dies durch ökonomische Pfuscherei, Korruption und wachsende Ungleichheit 
noch verstärkt wurde (Shapiro 1981). 

Andere legen mehr Augenmerk auf die Bewegung selbst. Alain Touraine (1983) und 
seine Mitarbeiter analysieren die Solidarität als eine sich selbst entwickelnde soziale 
Bewegung. Wenn es jedoch darum geht, das Auftauchen der Solidarität zu erklären, 
greifen auch sie zu kurz, indem sie sich abwechselnd auf Kategorien des Totalitaris- 
mus oder auf eine Einkaufsliste von Faktoren berufen — ökonomische Stagnation, 
behinderte soziale Mobilität, Abwanderung von Arbeitern aus ländlichen in städti- 
sche Gegenden mit anderen kulturellen Traditionen und die Unrechtmäßigkeit des 
Regimes. 

Jene, die sich auf den Charakter des polnischen politischen Regimes beziehen, haben 
adäquatere Erklärungen für den Aufstieg der Solidarität. Andrew Arato (1981, 1981/ 
82) beispielsweise analysiert die polnische Situation unter den Bedingungen der Ge- 
gensätze von Staat und Gesellschaft. Er hält »Korporatismus« (im Gegensatz zu Plu- 
ralismus und Totalitarismus) für das angemessenste Konzept zum Verständnis der 
Dynamik des polnischen Regimes. Jadwiga Staniszkis (1984), die sich bemüht, bei- 
de Seiten des Konflikts zu untersuchen, sowohl die Dynamik des Regimes als auch 
die der Bewegung, behauptet, daß sich die Solidarität aus der Kombination zweier 
Formen der Protestabsorption entwickelte: korporatistischen Versuchen, die Bevöl- 
kerung in Teile mit mehr oder weniger Zugang zum Staat zu spalten, und »Statusum- 
kehrungen« bei denen umgekehrt wie sonst Spitzenbeamte die Arbeiter bitten, Kom- 
promisse zu akzeptieren. Obwohl diese exzellenten Analysen die Solidarität sensibel 
abhandeln, loten sie nicht die Tiefe der gelebten Erfahrung aus, die die polnischen 
Arbeiter dazu brachte, einen neuen Typ der Revolution zu entwickeln. 

Entweder betonen diese Erklärungen Polens einzigartige Geschichte, oder sie führen 
einige allgemeine Prinzipien an. In beiden Fällen wird die Arbeiterrevolte Ausdruck 
von etwas Grundsätzlicherem — Polens langem historischen Widerstand gegen frem- 
de Vorherrschaft, bürgerliche Gesellschaft gegen den Staat, Aufstand der Unterdrück- 
ten gegen Totalitarismus, Bürokratie und Korporatismus. Vergleiche mit früheren Er- 
hebungen im Osteuropa der Nachkriegszeit werfen ein Licht auf das, was einzigartig 
an der Solidarität ist. Adam Michnik (1985) beispielsweise hält die Revolution von 
1956, 1968 und 1980 für einen Lernprozeß, in dem aufeinanderfolgende Strategien 
zur Veränderung der Gesellschaft verlassen wurden. Die ungarische und tschechische 
Katastrophe zeigten das Versagen einer Revolte von unten und einer Reform von 
oben, so daß der Solidarität nur das Experiment einer Reform von unten blieb. Aber 
dieser Lernprozeß wird nicht erklärt. Es wird auch übersehen, daß 1956 und 1968 die 
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Verteidigung der Erhebung sehr schnell an die Arbeiter und die von ihnen geschaffe- 
nen alternativen Institutionen überging. Warum sollten aber Arbeiter eine so zentrale 
Rolle bei der Infragestellung eines Regimes spielen, das doch beansprucht, ihre Inter- : 
essen zu vertreten? 

Anstatt die Solidarität als ein positives oder negatives Modell zu behandeln, sollten 
meiner Meinung nach die Wurzeln spezifischer Erfahrungen der Arbeiterklasse im 
Staatssozialismus erforscht werden. Es kommt darauf an zu verstehen, inwieweit die 
Solidarität ein typischer Ausdruck des Widerstands der Arbeiterklasse gegen den 
Staatssozialismus ist und inwieweit sieeinzigartigist. Warum sollte die erste marxisti- 
sche Revolution ausgerechnet im Staatssozialismus stattfinden und nicht im entwik- 
kelten Kapitalismus und warum in Polen? Dies war die Fragestellung, die mich in die 
ungarischen Fabriken brachte.* 

Ungarn ist mit Polen teilweise vergleichbar; wie Polen erlitt es nationale Demütigun- 
gen. aus der Hand umliegender Mächte, ebenfalls fand 1956 eine Revolte der Arbei- 
terklasse statt und es existiert auch eine relativ offene bürgerliche Gesellschaft. Hier 
allerdings hören die Parallelen auf. Denn das Ungarn von heute besitzt keines jener 
Charakteristika, die für den Aufstieg der Solidarität so typisch waren. Statt eines kol- 
lektiven Gedächtnisses, inspiriert von Nationalismus und Katholizismus, welches die 
Gesellschaft zu einer dem Staat feindlich gesonnenen Kraft bündelt, existiert in Un- 
garn eine fragmentierte Gesellschaft, die der Vergangenheit gegenüber ambivalent ist 
und die durch Individualismus und Unternehmertum bestimmt ist. Die ungarischen 
Arbeiter haben gelernt, sich innerhalb der sozialistischen Ordnung zu arrangieren, 
statt gegen sie zu revoltieren. Sie denken geringschätzig über die polnische Solidari- 
tät, die Polen angeblich ins ökonomische Chaos gestoßen hat. Von einem Land der 
Brüder und Schwestern wurde Polen über Nachtin den Augender Ungarn zu einer Na- 
tion von Faulenzern. Polens kollektive Mobilisierung läßtes den Ungarn kaltüberden 
Rücken laufen. Natürlich pocht Ungarn auf die Besonderheit der polnischen Solida- 
rität. 

Wie ich zeigen werde, ist dies nur teilweise richtig. Neben ihren Unterschieden haben 
polnische und ungarische Arbeiter ein gemeinsames Klassenbewußtsein. Es ist ein 
dem Sozialismus gegenüber kritisches Bewußtsein. Dem Sozialismus wird vorge- 
worfen, bei der Realisierung der von ihm selbst gesteckten Ziele von Effizienz und 
Gleichheit versagt zu haben. Wie es zu diesem negativen Klassenbewußtsein kommt, 
kann verstanden werden, wenn man sich mit dem täglichen Leben der Arbeiter, ins- 
besondere in den sozialistischen Fabriken beschäftigt. Natürlich führt Klassenbe- 
wußtsein nur unter bestimmten Bedingungen zur Mobilisierung der Klasse. Notwen- 
dig ist die Entwicklung kollektiver Interessen und kollektiver Fähigkeiten zum Ver- 
folgen dieser Interessen. Die Möglichkeiten kollektiver Mobilisierung werden durch 
die Chancen zu einer individuellen Mobilität und dem Fehlen autonomer Institutio- 
nen unterminiert. In letzterer Hinsicht unterscheiden sich Polen, Ungarn und die So- 
wjetunion erheblich voneinander. Aber wenden wir uns zunächst dem zu, was diese 
Gesellschaften gemeinsam haben, indem wir die versteckten Räume der Produktion 
betreten. 
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Die Lenin-Stahlwerke in Miskolc 


Meine Reiseroute führte mich vom Rand der ungarischen Arbeiterklasse zu ihrem 
Herzen. Ich begann im Herbst 1983 in einer Champagnerfabrik auf einer Staatsfarm, 
von dort kam ich in eine Textilfabrik einer landwirtschaftlichen Kooperative. Im 
nächsten Jahr arbeitete ich an einer Maschine in einer Autofabrik, wo ich meine Er- 
fahrungen, die ich zehn Jahre zuvor in einem ähnlichen Werk in Süd-Chicago gesam- 
melt hatte, erneuern konnte.? Während der folgenden drei Jahre arbeitete ich solange 
in den Lenin-Stahlwerken, wie ich von der University of California abwesend sein 
konnte: 1985 sechs Monate, 1986 zwei Monate und 1987 weitere drei Monate. 

Ich hatte meinen Weg ins Herz des sozialistischen Proletariats gemacht, dem ungari- 
schen Äquivalent der Leninwerft, der Traktorenfabrik von Ursus, den Kohlebergwer- 
ken von Oberschlesien oder den Stahlwerden von Huta Warschau, Nowa Huta und 
Huta Katowice. Wenn irgendwo eine embryonale Solidaritätzu finden war, dann hier. 
In allen sozialistischen Ländern wurden die Stahlarbeiter als die heroische Vorhut des 
Proletariats glorifiziert. Ihr prometheischer Kampf mit der Natur stellt die unersetz- 
lichen Grundlagen sozialistischer Entwicklung her. In den Monumenten des soziali- 
stischen Realismus bejubelt, sind sie die Heimat der Stachanoviter und ihrer mythi- 
schen Heldentaten des sozialistischen Wettbewerbs. Aber was passiert jetzt, im Re- 
formungarn, lange nach der Periode des heroischen Sozialismus, mit dem ruhmrei- 
chen Stahlarbeiter? Was kennzeichnet ihn als sozialistischen Arbeiter? 

Fraglos war ich in einer sozialistischen Stadt angekommen. Mit einer Viertelmillion 
Einwohner ist Miskolc Ungarns zweitgrößte Stadt und ein bedeutendes Industriezen- 
trum. Ihren Puls bestimmen die Fabriksirenen. Schornsteine speien Rauch und Staub 
in die verschmutzte Atmosphäre, zum Schichtwechsel fahren Busse, vollgepackt mit 
Arbeitern durch die Stadt, die Wohnsiedlungen sind eng und voll, am Zahltag füllen 
sich die Kneipen, kleine Wochenendhäuser, eines neben das andere in die umliegende 
Berge gebaut, sind ein begehrter Rückzug, wenn die Arbeit, das Wetter und die Fami- 
liees erlauben. Obwohl sie in einiger Entfernung vom Zentrum liegen und man sie von 
der Hauptstraße aus, die vom einen Ende der Stadt zum anderen führt, kaum sehen 
kann, sind die Lenin-Stahlwerke und die Diosfyör-Maschinenfabrik die bestimmen- 
den Kräfte des Stadtlebens. Die Symbole des heroischen Sozialismus mögen über- 
malt worden sein, das harte Leben bleibt. 

Die Lenin-Stahlwerke, die 1970 ihr zweihundertstes Produktionsjahr feierten, sind 
dasälteste von drei Stahlwerken in Ungarn. 1985 haben die 16000 Arbeiter der Lenin- 
Stahlwerke 1,1 Millionen Tonnen der 3,8 Millionen Tonnen des in Ungarn hergestell- 
ten Stahls produziert.° Ich bekam einen Job im neuen kombinierten Stahlwerk, wel- 
ches 1980/81 mit den fortschrittlichsten Technologien aus Schweden, Deutschland 
und Japan gebaut wurde. Es verfügt sowohl über Mischgeräte, die das Roheisen aus 
den alten Schmelzöfen aufnehmen, wie über Schrottschächte. Beide versorgen den 
eindrucksvollen 80 Tonnen DEMAG Oxygen-Konverter, der die acht antiquierten 
Siemens-Martin Hochöfen ersetzt hat. Außerdem gibt es einen 80 Tonnen Elektro- 
hochofen, der Schrott, welcher später in Vakuumentgasern veredelt wird, schmilzt. 
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Der Stahl kommt später in Walzwerke, die mit Ausnahme eines ostdeutschen Werkes 
etwas veraltet sind. 

Um an meinen Arbeitsplatz zukommen, muß ich mit den anderen durch Tor 1 gehen. 
Oben aufdem Tor istein Leninkopf. Ebenso wie derrote Stern, derüber dem Schmelz- 
ofen schwebt, entgehter unserer Aufmerksamkeit, während wir unsere Ausweise dem 
Aufseher zeigen und zu unseren Arbeitsbereichen eilen. Das kombinierte Stahlwerk 
ist einen zügigen Zwölf-Minuten-Marsch vom Haupteingang entfernt. Es ist ein 
Marsch in die Zukunft, vorbei an der alten Gießerei, verschiedenen Lagerhäusern, 
dem antiquierten ursprünglichen Werk, den kleinen, den Blicken entzogenen Elek- 
troöfen, die lärmend Schrott pulverisieren und schmelzen, den alten Martin Hoch- 
öfen, von denen nur noch ihre acht Schornsteine stehen. Die Stahlarbeiter betrachten 
ihre Anlage zärtlich als Industriemuseum. Überall sind ungeordnete Schrottberge 
schlechten Stahls und Abfalls, bestimmt für irgendeinen der Öfen. In einiger Entfer- 
nung stehen drei Hochöfen einem Ding gegenüber, das wie eine große petrochemi- 
sche Fabrik aussieht, tatsächlich aber das Kombinierte Stahlwerk ist. An einer Brücke 
über mir kann ich gerade noch die Buchstaben einer Parole früherer Jahre ausmachen: 
»Durch Zuwachs von Quantität und Qualität des Srahles laßt uns für den Frieden 
kämpfen.« Auch hier verblassen die Spuren des Sozialismus. So scheint es jedenfalls 
von außen. 

Ich arbeitete als Hochofenarbeiter an einem großen, walzenförmigen Kessel, dem Ba- 
sisoxygenkonverter. Innen werden geschmolzenes Roheisen und Schrott unter Hoch- 
druckzufuhr von Sauerstoff gemischt, um Stahl und Schlacke in Schüben von acht 
Tonnen, genannt »Schmelze«, zu formen. Ich war eines von acht Mitgliedern der So- 
zialistischen Brigade »Oktoberrevolution« — sechs Hochofenarbeiter, ein Stahlko- 
cher und sein Assistent, der »Operateur«. Als Hochofenarbeiter kümmern wir uns um 
den Konverter während eines Durchlaufs und leiten dann die beiden über dreißig 
Meter hoch über unseren Köpfen sitzenden, durch den Staub kaum sichtbaren Kran- 
führer. Der erste legt die schnabelartige Spitze eines Schrottwagens auf die Lippen des 
Konvertermundes. Er hebt langsam den hinteren Teil des Wagens an und läßt kra- 
chend zwanzig Tonnen Schrott in den Kessel fallen. Wir winken dem zweiten Kran- 
führer, und gut siebzig Tonnen Roheisen segeln über unsere Köpfe. Wenn das Roh- 
eisen in den Kessel geschüttet wird, wird das gesamte Podium von großen Flammen, 
die aus dem Kessel schießen, erhellt. Wir schließen die Türen und laufen vor dem krei- 
schenden Pfeifen des Oxygeninjektors weg. Eine startende Boeing kann nicht mehr 
Krach machen. 

Für eine Viertelstunde haben wir Zuflucht in unserem Stübchen — dem »Eßraum« -, 
sicher vor feindlichen Augen und Ohren. Hier lausche ich den endlosen Erinnerungen 
an die Vergangenheit, als Stahlarbeiter noch Stahlarbeiter waren. Gyuri, unser erster 
Hochofenarbeiter und Gewinner unzähliger Medaillen und Ehrentitel, erzählt von 
den guten alten Tagen am Martin-Hochofen, als es noch keine Computer gab; die die 
Mengen von Schrott, Roheisen, Kohlenstoff und Kalk diktierten. »Wir mußten unsere 
Urteilskraft benutzen. Erfahrung zählte wirklich. Heute kann jeder ungelernte Bauer 
einer Kooperative ein Hochofenarbeiter sein.« Jozsi, mit 45 der älteste in der Brigade, 
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dessen Vater eine große Nummer in den Werken war, sagt, er würde seinen Sohn nie- 
mals in seine Fußstapfen treten lassen: »Im Stahl gibt’s keine Zukunft mehr.« Auch 
er zieht den Martin vor, woerin Frieden arbeiten undeine Pause machen konnte, wenn 
der Ofen gefüllt und befeuert war, ohne Einmischung durch die Bosse. Er war sein 
eigener Herr mit einer besonderen Aufgabe. Bevor ich 1985 ging, machte er sein Wort 
wahr und ging zurück zu einem der beiden noch laufenden Martinöfen. 

Aber haben sich die Bedingungen nicht verbessert? Ist es nicht sicherer, kühler, 
weniger anstrengend? Csaba, von der jüngeren Generation, ist dererste, der zustimmt. 
Aber andere sehen eher mit gemischten Gefühlen den Verlust alter Fähigkeiten bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Sie vermissen die Herausforde- 
rung der alten Öfen, das Öffnen des Flußlochs bei quälender Hitze, das Wegschaufeln 
der Mischung, die Diskussion der Entscheidungen des Stahlkochers. Und keiner mag 
die Nervosität, die den Konverter umgibt. Wenn einer der acht Martinöfen ausfiel, gab 
es noch sieben andere. Aber wenn der Konverter die Produktion stoppt, ist das eine 
Katastrophe. Dann ist jeder durchgedreht. Die Hochofenarbeiter waren niemals die 
Helden, zu denen sie stilisiert wurden, sie haben sich aber trotzdem eine Sehnsucht 
nach einem von ihnen kontrollierten Arbeitsrhythmus bewahrt. Das Leben war härter, 
aber menschlicher. So, wie sie reden, waren sogar die Öfen menschlich. Jetzt sind sie 
an ein reizloses Monster gefesselt. Wir hören, daß die Sauerstoffzufuhr mit einem 
letzten Brüllen zurückgezogen wird und taumeln nach draußen. 

Gyuri, der die Kontrollen an der Seite bedient, dreht den Konverter langsam um seine 
horizontale Achse. Wir nehmen unsere Positionen vor den Stahltüren ein, die uns von 
dem feurigen Mund und dem bei 1600 oder sogar 1700 Grad kochenden Stahl trennen. 
Mit einem prüfenden Blick durch das Fenster der Türen, oder, wenn der Konverter noch 
vertikal ist, durch das Betrachten derüber den Mund züngelnden Flammen, erkennt das 
erfahrene Auge des Stahlkochers sofort, ob die Sauerstoffeinblasung geklappt hat oder 
nicht. In unserer feuerfesten Kleidung nehmen wir mit einer langen, schweren Schaufel 
Proben aus der unruhigen Flüssigkeit. Das Podium vor den Stahltüren ist ein Meer der 
Unruhe, Leute mit aufflammenden Taschenlampen laufen hin und her, stecken Glasröh- 
ren in Schaufeln funkensprühenden Stahls und bringen diese Schaufeln unter großem 
. Lärm wieder in die Stahlmasse ein. Bela, der Stahlkocher, flucht bei der geringsten 
Verzögerung. Jede Sekunde ist kostbar. Es dauert fünf Minuten, bis man die chemische 
Analyse vom Labor bekommt, fünf Minuten, in denen der Stahl um fünfzig Grad ab- 
kühlt. Bandi betätigt im Kontrollraum einen Schalter, und die Mischung kommt kra- 
chend von den obengelegenen Depots die Röhre hinunter in eine leere Baggerschaufel, 
die unter dem Konverter auf den Stahl wartet. Gyuri dreht den Konverter zur anderen 
Seite, so daß der Stahl in einem silbernen Bogen vom unteren Ausflußloch in einen 
wartenden Behälter fließt. Zehn Minuten später sind 80 Tonnen Stahl fertig zum Gießen. 
Wir machen eine letzte Temperaturmessung und Bela signalisiert uns, zur letzten 
Korrektur der chemischen Zusammensetzung bzw. der Temperatur noch Kohlenstoff 
oder kalte Stahlbalken hinzuzufügen. Während wir bei einem Durchgang sind, bereiten 
andere schon die nächste Schmelze vor, nehmen Proben vom Roheisen, während Gyuri 
die verbliebene Schlacke aus dem Kesselboden entfernt. 
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Eine einzige Schmelze dauert etwa 35 Minuten, wenn alles nach Plan geht, sollten wir 
13 Schmelzen pro Schicht schaffen. Aber die Dinge gehen nicht nach Plan, wenn wir 
gut sind, schaffen wir sieben oder acht Schmelzen, der Durchschnitt liegt bei fünf. Um 
die Zeit auszufüllen, sind wir mit einer Reihe unangenehmer Hilfsarbeiten beschäf- 
tigt, wie dem Instandsetzen des Konverterflußloches, wenn es zu groß oder zu klein 
wird. Eine Plattform bringt uns an den Rand des Konverters, wo es fünfzig oder sogar 
sechzig Grad heiß ist. Dort schmelzen wir entweder mit einem Sauerstoffbrenner 
Schlacke weg oder füllen die Ränder mit Zement. Wenn die Kesselsteine nach etwa 
fünfzig Schmelzen dünn werden, reparieren wir die Schwachstellen durch Übersprü- 
hen eines speziellen Verstärkungsmaterials durch eine lange, dünne Röhre. Manch- 
mal müssen wir den Karren, der unten den Schlackeabfall hin- und herfährt, säubern 
und die immer noch warme Lava, die sich auf seinem Grund gesammelt hat, ent- 
fernen. 

Dies mag flexible Spezialisierung sein, aber die Wiedereinführung von Handarbeit ist 
es sicherlich nicht. Hier unterscheidet sich der Staatssozialismus in nichts vom ent- 
wickelten Kapitalismus. Aber während die Hochofenarbeiter der Lenin-Stahlwerke 
das Schließen der Martinöfen, je nach Sicht der Dinge, mit nostalgischen oder freudi- 
gen Gefühlen begrüßen, bringt ein derartiger technischer Fortschritt ihre Kollegen in 
Pittsburgh oder Süd-Chicago in ein Dilemma. Einerseits führt er zu Arbeitslosigkeit 
und damit zu Wut und Verzweiflung, andererseits beschwört der Verzicht auf diesen 
Fortschritt die noch größere Katastrophe einer unwiderruflichen Werkstillegung her- 
auf. Obwohl ihre Situation verzweifelt ist, finden sie wenig falsch am Kapitalismus. 
Paradoxerweise kritisieren die Hochofenarbeiter der Brigade »Oktoberrevolution« 
ihr System viel eher, obwohl sie von den Bedrohungen des Weltmarktes mehr oder 
weniger isoliert sind und nicht wissen, was es heißt, arbeitslos zu sein. Woher kommt 
dieser Durchblick? 


Die Rituale des Sozialismus 


In der Feldforschung beruht die Bedeutung eines Ereignisses auf dem, was ihm folgt, 
und nicht auf dem, was ihm voranging. Der Konsens in der Produktion folgt aus der 
kontinuierlichen Interpretation und Reinterpretation dessen, was mich zuerst ver- 
blüffte, als ich meine Fabrik in Süd-Chicago betrat: die rasende Geschwindigkeit, mit 
der die Leute ohne ersichtlichen Grund arbeiteten. Ähnlich war ich beeindruckt von 
dem Drama, welches sich während meiner ersten zwei Wochen in den Lenin-Stahl- 
werken abspielte. 

Es war ein kalter Februarmorgen 1985, als ich meine erste Schichtbegann. Es gab eine 
Unterbrechung in der Produktion, und ich sprach gerade mit Feri, dessen Aufgabe es 
war, die Sauerstoffzufuhrleitung sauber zu halten, als Stegenmajer, der Werkleiter, 
kam und uns anschrie, wir sollten die Anlage säubern. Der mißbilligende Ausdruck 
auf Feris Gesicht machte deutlich, was er von dieser Idee hielt. Wer hat jemals davon 
gehört, ein Stahlwerk sauberzuhalten? Außerdem war es nicht sein Job. Aber es gab 
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keine Widerrede gegen den bedrohlichen Ausdruck auf Stegenmajers Gesicht. Wir 
griffen nach unseren Besen und begannen, die Geländer zu fegen, wobei wir Staub- 
wolken aufwirbelten, die sich woanders niederlegen würden, um dort von anderen 
Besen wieder aufgewirbelt zu werden. Aggressivität und Geschrei schienen eine 
übliche Umgangsform im Werk zu sein. Die Bosse waren immer gereizt. Weswegen 
waren sie so nervös? Ganz anders als in Banki, der Autofabrik, in der ich zuvor ge- 
arbeitethatte. Dort wurden wir uns selbst überlassen, machten unsere Arbeit, vertraten 
uns die Beine oder besuchten einen Kumpel, wenn wir Lust hatten. Dort gab es keine 
unnötigen Arbeiten. 

Sobald wir die Geländer, die.nun in langweiligem Grün und Gelb erschienen, geputzt 
hatten, tauchten Maler auf und verschönerten die Umgebung wenigstens für ein paar 
Minuten, bis sich Staub und Graphit wieder gelegt hatten. »Ist das normal?« wunderte 
ich mich. Am nächsten Tag wurden die Malerarbeiten fortgesetzt, ich hörte, daß eine 
Delegation zu Besuch kommen würde, aber keinen interessierte, wer, warum oder 
wann. An den folgenden Tagen wurde klar, daß dies kein normaler Besuch war. 
Niemand geringeres als der Premierminister persönlich wollte kommen. Die automa- 
tische Röhre, die die Legierungen vom oberen Behälter in die untere Kelle befördert 
und seit vielen Wochen kaputt war, wurde repariert. Wir würden nicht länger die Le- 
gierungen in eine Schubkarre schippen und sie per Hand die Röhre hinabschicken 
müssen, nicht länger im Staub, der Staublunge verursacht, arbeiten müssen wie bis- 
her. Himmel sei Dank für den Premierminister. 

Der Premierminister sollte am Dienstag kommen. Am Freitag zuvor kam die Produk- 
tion zum Stillstand. Schweißer arbeiteten mit ihren Acetylentanks nah aın Konverter. 
Neue Silbertüren wurden um den Kessel errichtet. Junge Burschen von benachbarten 
Kooperativen schwärmten aus, um dem Konverter den letzten Schliff zu verpassen. 
Die Vorbereitungen waren ausgefeilt wie für einen Satellitenstart. Soldaten schaufel- 
ten den Schnee von den Zugangswegen und reinigten den freigelegten Schutt. Es 
schien, als ob das gesamte Land für die Visite des Premierministers mobilisiert wor- 
den war. 

Ich traf Jozsi fluchend in unserem Eßraum. »Dies ist ein Stahlwerk und keine Apo- 
theke.« Er war gerade angewiesen worden, einen neuen Overall, einen neuen Helm 
und neue Handschuhe anzulegen. Ich sah ihn ungläubig an, in der Annahme, ihn nicht 
richtig verstanden zu haben. »Du wirst noch nicht einmal arbeiten, wenn der Premier- 
minister kommt.« sagte ich. Er sah mich an, als käme ich vom Mond. »Was hat das 
damit zu tun? Jeder muß mitmachen. Das ist alles Mache.« So gingen wir alle los, um 
uns die neuen Sachen zu besorgen, kamen spottend wieder und verabreichten unseren 
Helmen eine letzte Politur. Fünf Minuten später, ganz zu schweigen von nächstem 
Dienstag, würden wir wieder dreckig sein. 

Heute waren wir mit einer »kommunistischen Schicht« dran. Als Beitrag zum Ge- 
meinwesen, wie zum Beispiel der Unterstützung eines Kinderkrankenhauses oder des 
Nationaltheaters, machten wireine Extraschicht. Dies ist eine sozialistische Form der 
Besteuerung. Wir hatten den »Schlackenzieher«, eine große Maschine zum Abschöp- 
fen der Schlacke, gelb und grün zu streichen. Wir hatten nicht genug Pinsel und ich 
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konnte nur einen schwarzen finden. Was könnte ich schwarz anstreichen? Was, außer 
dem wertvollsten Gerät des Ofenarbeiters, seine Schaufel? Ich hatte kaum mit dieser 
kritischen Aufgabe begonnen, als Stegenmajer angestürmtkam. »Waszum Teufeltust 
Du da?« »Ich streiche die Schaufeln schwarz,« antwortete ich so unschuldig wie mög- 
lich. Aber er war nicht erheitert, so fügte ich schnell hinzu: »Habt ihr nicht mehr 
Pinsel, damit ich den anderen helfen kann?« Nein, es gab keine mehr. »Dann kann ich 
nicht bei Aufbau des Sozialismus helfen,« fuhr ich ein wenig riskant fort. Meine 
Kumpel platzten vor Lachen bei dem Gedanken, daß ihr »Joghurt-Ofenmann« den 
Sozialismus aufbaute.’ Sogar Stegenmajer gab nach, als Jozsi sich einmischte: »Misi, 
Misi, Du verstehst gar nichts. Du baust nicht den Sozialismus auf, du malst den 
Sozialismus an. Und das auch noch schwarz.« 

Das »Malen« setzte sich am Montag fort, als wir die alten Plakate hervorholten, die 
die Überlegenheit des Konverters gegenüber den alten Siemens-Martin-Öfen zeigten. 
Parteislogans und -direktiven zum kommenden Parteitag wurden ebenso wie Photo- 
graphien früherer Besuche von Würdenträgern an Ruhepunkten der Dienstagstour 
ausgestellt. Am Montagnachmittag kam Stegenmajer mit verlegenem Gesichtsaus- 
druck zu mir und sagte: »Du weißt, daß morgen der Premierminister kommt.« Ich 
nickte lächelnd. »Nun, warum nimmst Du dir nicht einen Tag frei?«Sie wollten nicht, 
daß ihr Joghurt-Ofenmann den Besuch störte. 

Ich gehe davon aus, daß der Premierminister kam. Ich sah in der Zeitung sein Bild, 
wie erin den wundervollen Konverter blickte. Als ich am Mittwoch wiederkam, wa- 
ren die Flaggen unten, die Plakate waren wieder zusammen mit den Parteidirektiven 
und den Photos im Lager. Der Film war gelaufen. Erneut waren wir ein Stahlwerk, 
wenigstens bis zum nächsten Anstrich. 

Die Arbeiter betrachteten dieses Kabarett bloß als eine weitere Form sozialistischer 
Verschwendung und Täuschung. »Dies ist der kommunistische Bereich,« beginnt der 
Ofenarbeiterwitz. »Gibt es Roheisen, gibt es keinen Schrott. Gibt es Schrott, gibt es 
kein Roheisen. Gibt es beides, muß jemand gestohlen haben.« Als er sieht, wie jemand 
Eis mit einer Gasflamme schmilzt, schüttelt Gyuri mißbilligend den Kopf: »Geld 
zählt nicht, der Premierminister kommt.« Es scheint, daß der Sozialismus den Ein- 
druck von Effizienz nur hervorzaubern kann, indem er die Arbeiter zur Mitarbeit an 
einem verzweifelten und possenhaften Vertuschen aufruft. Aber ist, wie es den Arbei- 
tern vorkommt, die Irrationalität durchgängig? Gibt es eine Rationalität hinter der 
Irrationalität, eine tiefere Bedeutung des Anstrichs? Welche Interessen stecken hinter 
der Fassade? Istes mehr als eine rituelle Bestätigung der Staatsmacht, die mit Ungarns 
politischer Ökonomie wenig zu tun hat? 

Das Wachstum kapitalistischer Unternehmen hängt von ihrer Profitabilität ab, das 
Wachstum staatssozialistischer Unternehmen beruht auf dem vom Staat zugeteilten 
Investitionsfonds. Es gibt drei Stahlwerke in Ungarn. Ihr gemeinsames Interesse, die 
für die Stahlindustrie notwendigen Ressourcen auszubauen, wird durch die starke 
Rivalität um die Verteilung dessen, was erhältlich ist, zunichte gemacht. Diese Riva- 
lität wird noch durch die ungleiche Effizienz der Werke verstärkt. Dunaujvaros, nach 
dem Krieg mit moderner sowjetischer Technologie erbaut, ist das profitabelste der 
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drei. Die Lenin-Stahlwerke und diekleineren Werke in Ozdsind vielälterund arbeiten 
in einigen Bereichen mit einer Technik aus dem letzten Jahrhundert. Sie können 
schwerlich gleichziehen. Ebenso kritisch ist die Produktpalette der verschiedenen 
Unternehmen. In einer durch Mangel gekennzeichneten Ökonomie ist das Unterneh- 
men, welches ein relativ homogenes Produkt herstellt, in der Lage, seine Materialan- 
forderungen zu planen, es ist in einer viel besseren Position als ein Unternehmen, das 
eine große Bandbreite an Produkten herstelltund dessen Materialbedürfnisse entspre- 
chend schwanken. Dies macht Dunaujvaros mit seiner Plattenstahlproduktion zu ei- 
nem effizienteren Unternehmen als die Lenin-Werke, die Hochqualitätsstähle für die 
Maschinenindustrie herstellen. Die Unterschiede in den Produkten führen zu einer 
entsprechenden Verteilung im Einfluß: Dunaujvaros auf das Finanzministerium, Ozd 
und die Lenin-Stahlwerke auf das Industrieministerium. Die Konkurrenz zwischen 
den Unternehmen wird zur Konkurrenz zwischen den Regierungsstellen. 
Theoretisch könnte die gesamte ungarische Stahlproduktion nach Dunaujvaros ver- 
lagert werden. Die Kapazität und der Platz sind sicherlich vorhanden, und tatsächlich 
war dies der Vorschlag eines geheimen Sowjetreports. Arbeiter der Lenin-Stahlwerke 
sind skeptisch, was die Fähigkeiten von Dunaujvaros betrifft, den Hochqualitätsstahl, 
auf den sie spezialisiert sind, herzustellen. Wie auch immer, aus dem Plan wurde 
nichts, einfach aufgrund der Tatsache, daß es in einer staatssozialistischen Gesell- 
schaft unmöglich ist, Stahlwerke zu schließen. Miskolc wäre am Ende, wenn die Le- 
nin-Werke geschlossen würden. Ein Vorschlag des Managements, die Beschäftigten 
um 800 Arbeiter zu reduzieren, wurde von den Parteibehörden umgehend zurückge- 
wiesen.® Das Gleichgewicht der politischen Kräfte führt deshalb zu einer annähernd 
gleichen Verteilung der Ressourcen zwischen den drei Unternehmen, die Lenin-Wer- 
ke bekommen ihr Kombiniertes Stahlwerk, Ozd bekommt neue Walzwerke und in 
Dunaujvaros werden eine Koksanlage und zwei sowjetische 120-Tonnen Oxygen- 
konverter installiert. Statt die Investionen lieber ineinem Werk zu konzentrieren, ver- 
teilt der Staat sie auf alle drei, wodurch ihre Effektivität in der veralteten Technik 
drumherum verlorengeht. So steht das neue Kombinierte Stahlwerk zwischen anti- 
quierten Walzwerken und Hochöfen. 

Die Verteilung der Ressourcen aufgrund politischer Übereinkünfte in einem hierar- 
chischen System führt nicht nur zu einer ungleichen Entwicklung der Technologie, 
sondern auch zu einem weitverbreiteten Mangel an Rohstoffen und Maschinen. Daes 
keine harten Budgetzwänge gibt, haben die Unternehmen einen unersättlichen Hun- 
ger nach Rohstoffen — unersättlich, weil der Erfolg der Unternehmen und damit die 
Karrieren ihrer Manager davon abhängen, Ressourcen zu sammeln, um expandieren 
zu können (vgl. Kornai 1980). Und das erklärt auch die absurd erscheinenden Vorbe- 
reitungen auf den Besuch des Premierministers. Als einflußreiche Person mußte er 
überzeugt werden, daß die Lenin-Stahlwerke an vorderster Front den Sozialismus 
aufbauen. 

So wird, durch seine eigene Logik, der Aufbau des Sozialismus zum »Schönfärben«, 
also zum Vortäuschen von Sozialismus. Jeder wird an die Differenz zwischen dem, 
wasist, und dem, was sein sollte, erinnert, was das kritische Bewußtsein bei Arbeitern 
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und Managern gleichermaßen verstärkt. Dieses rituelle Nebeneinander von Wirklich- 
keit und Schein ist nicht auf Ausnahmen begrenzt. Es ist Teil des Fabriklebens: die 
Gewerkschaftswahlen, die Produktionskonferenzen, der Wettbewerb zwischen so- 
zialistischen Brigaden und die »kommunistischen« Schichten. Dieses in den Alltag 
eingebettete Vorspielen erhältso unwillkürlich ein Eigenleben. Es wird zu einer spon- 
 tanen Kritik an der existierenden Gesellschaft und zu einer potentiellen Kraft für eine 
alternative Gesellschaft. 
Die Kritik istnicht auf die ökonomische Rationalität begrenzt. Sie erstreckt sich auch 
auf die Prinzipien sozialer Gerechtigkeit, die vom Sozialismus proklamiert werden. 
Der Satz »Geld zählt nicht, der Premierminister kommt«, drückt den starken Vorbe- 
halt gegenüber den roten Baronen aus, die die Gesellschaft leiten und die mit solchen 
Scharaden unterhalten werden müssen. Die Hochofenarbeiter mögen besonderseinen 
Witz über die Beiträge dreier Männer zum Sozialismus: »Der erste verdient 5000 Fo- 
rint im Monat. Er baut den Sozialismus auf. Der zweite verdient 15000 Forint im Mo- 
nat. Erleitet den Aufbau des Sozialismus. Der dritte verdient 50000 Forint im Monat. 
Für ihn wird der Sozialismus aufgebaut.« 
Csaba, der weder Mitglied der Partei noch der Gewerkschaft ist, sagt, daß die gu- 
ten Jobs alle an die Parteimitglieder gehen. So wurde mir erzählt, wie Beziehun- 
gen bestimmen, ob jemand Mitglied in den selbstorganisierten Arbeiterkollektiven 
(VGMK) wird, die für das Ausführen bestimmter Aufgaben außerhalb der Arbeits- 
zeit Pauschalbeträge bekommen. Die Bezahlung kann drei- bis viermal über dem nor- 
malen Lohn liegen, so daß ein Arbeiter dort sein Monatseinkommen leicht verdoppeln 
kann. Karcsi erzählte die Geschichte des VGMK, das die Aufgabe bekam, das Dach 
des Kombinierten Stahlwerks zu reinigen — daran waren der Parteisekretär, der 
Gewerkschaftssekretär und der Sekretär der Kommunistischen Jugend beteiligt. Wie 
oftschimpften wir über Hegedüs, den Vorarbeiter, weilermehr mitseiner VGMK-Ar- 
beit als mit seinen eigentlichen Aufgaben beschäftigt war. Während unserer Nachmit- 
tagsschichtkonnten wir sehen, wie erherumwanderte und seine KumpelvomVGMK, 
die die Baggerschaufel reparierten, beaufsichtigte, manchmal sogar Zementsäcke für 
sie öffnete. 
Die Ablehnung gilt nicht der Ungleichheit per se, denn jeder möchte reich sein, son- 
dern dem Wohlstand, der durch Ausnutzen von Beziehungen und ohne entsprechen- 
de Anstrengungen angesammelt wird. Es wird sogar von denen gesprochen, die es 
verdienen, arm zu sein. Trotz staatlicher Unterstützung, so wurde mir immer wieder 
gesagt, würden sich die 500000 Zigeuner vor Arbeit drücken und stehlen und in Ar- 
mut leben, weil sie es nicht besser wüßten, und damit eine Nation ehrbarer, ordentli- 
cher und hart arbeitender Menschen in ein schlechtes Licht setzen. 
Viele Arbeiter haben die DDR als Vorbild. Viele haben dort gearbeitet und waren 
sowohl von der dort herrschenden Gleichheit als auch der Effizienz beeindruckt. Mit 
Bela, Stahlarbeiter und Parteimitglied, kam es während der Produktionspausen oft zu 
hitzigen Diskussionen über die Vorzüge der ostdeutschen Gesellschaft, in der die 
Putzfrau und der Unternehmensleiter dieselbe Pension beziehen, in der es praktisch 
keine Inflation gibt und in der man mit einem einzigen Einkommen überleben kann. 
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»Wenn es irgendwo einen Sozialismus gibt, dann in der DDR« war Belas Schluß. 
Andererseits war für Kalman, einen jungen, ehrgeizigen Hochofenarbeiter, die DDR 
»zu politisch«, man könne nicht leicht ins Ausland reisen, und um vorwärts zu kom- 
men, müsse man Parteimitglied sein. 

Aber der Sozialismus istüberall, sogar in Ungarn, und zwingt jeden zum Einverständ- 
nis mit den Ritualen der Zustimmung. Das Übertünchen der trüben Realität des So- 
zialismus täuscht gleichzeitig Glanz, Effizienz und Gerechtigkeit vor. Das Vortäu- 
schen wird zu etwas, das gegen die Realität gesetzt wird. Wenn wir eine Welt der Effi- 
zienz und Gleichheit vorzuspielen haben, wie wir es bei unseren Produktionstreffen, 
Brigadewettbewerben und Wahlen tun, werden wir sensibler für die Ineffizienz und 
Ungleichheit und zugleich wütender darüber. 

Ganz anders istdaskapitalistische Spiel, in dem Arbeiter freiwillig mit den herrschen- 
den Klassen übereinstimmen und sein System der Unterdrückung und Ineffizienz vor 
sich selbst verbergen. Wir übermalen das kapitalistische System nicht, wir malen es 
aus. Der Sozialismus verlangt von uns, Ungerechtigkeit und Irrationalität zu überdek- 
ken und eine Vision von Gleichheit und Effizienz vorzuspiegeln. Der Zwang zur Teil- 
nahme am sozialistischen Spiel ist potentiell explosiv, das Vorgespielte wird zu einer 
Alternative und wendet sich gegen die Realität. 


Die Widersprüche des Systems 


Überdeckt nicht die öffentliche Komplizenschaft mit Ritualen der Zustimmung eine 
private Indifferenz oder Zurückweisung der Ideale des Sozialismus? Wie Csaba mich 
erinnerte: »Sozialismus ist im Prinzip gut, aber in der Praxis funktionierter nicht.« So- 
zialismus steht im Widerspruch zur menschlichen Natur, also laßt ihn uns vergessen. 
Das entstehende Klassenbewußtsein ist von negativem Charakter, in Opposition zur 
Hierarchie, Bürokratie, Ungerechtigkeit, Ungleichheit und Ineffizienz. Es erkennt die 
systembedingte Pathologie. Für sich allein genommen beinhaltet diese Kritik des 
Staatssozialismus kein positives Programm. Das Potential dieser Negation, ein posi- 
tives Programm zu werden, ist durch die gelebte Erfahrung bestimmt, die damit ein- 
hergeht, durch die Routine der Produktion und ihre Regulierung. 

Die rituelle Zustimmung zum Sozialismus hat ideologische Einflüsse auf die gelebte 
Erfahrung, in die sie eingebettet ist. Wir müssen uns deshalb von der geistigen 
Emigration der Intellektuellen ab- und den erdverbundenen Realitäten der Arbeit zu- 
wenden. 

Beginnen wir mit der Technik. Der Übergang vom offenen Hochofen zum Oxygen- 
konverter beinhaltet den Übergang zu weniger qualifizierter Arbeit. Am Martin waren 
die Hochofenarbeiter flexibel organisiert, um angesichts der Mängel zu improvisie- 
ren. Jetzt haben sie diese Fähigkeit verloren, wurden Opfer der Launen des Konver- 
ters. Es bleibt nicht mehr viel zu tun angesichts der Empfindlichkeit des Konverters 
gegenüber der chemischen Zusammensetzung von Roheisen und Schrott, oder gegen- 
über Temperaturänderungen durch unkontrollierte Oxidationsprozesse. Die Hoch- 
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ofenarbeiter machen ihre Arbeit, fühlen sich aber weniger verantwortlich für das 
Endresultat. So geht es dem Stahlkocher Bela. An den Martin gewöhnt, wo er den 
Prozeß während der 8-Stunden-Periode überwachte, konnte er sich nie an die 40- 
Minuten-Periode des Konverters gewöhnen. Kritische Entscheidungen müssen sofort 
getroffen werden. ohne daß Zeit für Berechnungen oder Diskussionen bleibt. Und er 
muß mit den Konsequenzen leben. 

Aber was ist mit dem japanischen Computersystem, das Öffentlich als modernste 
Technologie gelobt wird und das geschaffen wurde, um menschliche Fehler auszu- 
schalten - dem Geheimnis des Qualitätsstahls? Seine Lichter erhellen die Wände des 
Kontrollraums, seine Monitore schütten Informationen aus, es berechnet exakt, was 
als nächstes zu tun ist. Doch die Sache hateinen Haken. Die Berechnungen setzen eine 
japanische Ökonomie voraus, in der Qualität und Quantität aller Eingaben genau und 
weitim Voraus berechnet werden können. Variablen müssen konstant gehalten wer- 
den können, eine Unmöglichkeit in einer Mangelwirtschaft. Folgte man den Anwei- 
sungen des Computers, würde man drei von vier Schmelzen ruinieren. Bela hört nie 
auf, über die in den Sand gesetzte halbe Milliarde Forint zu fluchen. Und das Com- 
putersystem istnicht einfach nur nutzlos. DieStahlkocherkönnen den Computernicht 
ignorieren, denn er zeichnet unbarmherzig alles auf, was er tut, zeigt anklagend auf 
jede Abweichung. Die Betriebsleitung hat jederzeit Munition für Disziplinarmaßnah- 
men, falls eine Schmelze schiefgeht. Als Hilfe gedacht, wird der Computer zum 
Feind. Der Arbeiter ist gezwungen, sich durch Täuschen und Konspirieren gegen sei- 
nen Quälgeist zu schützen. Es machte Belakrank -er hetzte wie wahnsinnigzwischen 
Konverter und Kontrollraum hin und her und schrie uns mit Schweißtropfen auf der 
Stirn an. 

Belas Karriere als Stahlarbeiter nahm ein tragisches Ende. Während er half, Schutt zu 
säubern, wurde er unter eine Stahlröhre, die sich unter dem Druck zweier Wagen 
verformte, eingeklemmt. Sein Bein wurde in zwei Stücke getrennt. Der unerfahrende 
Gabi, frisch von der technischen Hochschule, wurde sein Nachfolger. Ebenso wie 
Bela lebt er in ständiger Angst vor der Katastrophe — eine einfache Verrechnung bei 
der Mischung kann eine Schmelze ruinieren. Eine nicht bemerkte lecke Kelle kann 
einen Teppich aus Stahl auf das untere Stockwerk tropfen und die Produktion für Tage 
stoppen. Er ist genauso nervös wie Bela, aber zu jung, um Befehle an die Männer zu 
schreien oder mit uns zu schimpfen. Ermuß sich subtilerer Methoden bedienen, wenn 
er seinen Weg machen und die tägliche Befragung durch die Bosse überstehen will. 
Die und die ganz großen Bosse, die ihre Karriere und ihr Ansehen mit dieser moder- 
nen kapitalistischen Technik verknüpft haben, können nur die Produktion stören oder 
Arbeiter für angebliche Nachlässigkeit bestrafen. Dem Stahlkocher bleibt, unter 
Strafandrohungen die Produktion so gut er kann zu organisieren. 

Aufgrund der Knappheit muß die Betriebsleitung den einzelnen Abteilungen eine ge- 
wisse Selbständigkeit einräumen, wenn die Produktion effizient sein soll. Aber diese 
Effizienz droht immer zu einer von der Leitung unabhängigen Selbstverwaltung zu 
werden, die das Eigeninteresse der Betriebsleiter bedroht. Die Leitung antwortet, un- 
terstützt von Gewerkschaft und Partei, miteinerrepressiven Ordnung. Wie unser Vor- 
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arbeiter sagte: »Die Gewerkschaft ist für eine Sache gut: dir den Mund zu schließen.« 
Sie sammelt unsere Beiträge, ein Prozent des Einkommens, und schickt die Hälfte 
nach oben zum Hauptquartier und verteilt die andere Hälfte als Unterstützung in Not- 
zeiten, wenn Mitglieder über einen längeren Zeitraum krank sind, ein Kind bekom- 
men oder Begräbniskosten haben. Die Gewerkschaftsfunktionäre verteilen Plätze in 
den Ferienheimen. Die Gewerkschaft ist eine bürokratische Institution, die kaum über 
irgendwelche Macht für den Kampf um Arbeiterrechte verfügt. Im Gegenteil, 
Mitgliedern mit schlechten Disziplinarberichten wird die Unterstützung vorenthal- 
ten. Ein oder zwei »x« (unerlaubtes Fernbleiben) bedeuten, daß man keine finanzielle 
Unterstützung erhält. 

Die Partei und die kommunistische Jugendorganisation (KISZ) sind der zweite Arm 
der Herrschaft der Betriebsleitungen. KISZ und dann die Parteimitgliedschaft sind 
der Weg nach oben, versichert mir Gabi, während er immer noch versucht, zwei Par- 
teimitglieder für die zum Beitritt notwendigen Referenzen zu finden. Er verweist auf 
Bandi, der, wie er sagt, nichts mit der Partei zu tun haben will und immer bei seinem 
Jobals Assistent des Stahlkochers bleiben wird. Aber die Partei verliert ihren Einfluß, 
Alter und Erfahrung und in geringerem Maße Protektion sind wichtiger geworden. 
Die neuen Stahlkocher kommen von der Technischen Universität Miskolc oder der 
Technischen Hochschule Dunajvaros, und Peter erzählt mir stolz, daß es ihm gelun- 
gen ist, inein VGMK zu kommen, welches einen Freund von ihm, ein Parteimitglied, 
ausgeschlossen hat. Karcsi, obwohl ehrgeizig, sieht keinen Vorteil in der Parteimit- 
- gliedschaft. Aber dann, nach der Beförderung zum »Operateur«, gibt er dem Druck 
nach und bezahlt 240 Forint im Monat Partei- und Gewerkschaftsbeitrag — »15 Liter 
Benzin«, wie er mich sauer aufmerksam macht. 

Diese Spannung zwischen organisatorischen Zwängen (partielle Selbstorganisation 
angesichts der Knappheit) und Klassenzwängen (die gemeinsame Herrschaft von Ge- 
werkschaft, Partei und Betriebsleitung) bestimmen das Leben in den Werken.’ Diese 
Spannung war Ursache einer Tragödie am Konverter, eine Woche bevor ich 1987 dort 
begann. Für jede Schmelze muß die Schlacke, die sich an der Oberfläche des Stahls 
absetzt, aus dem Kessel in einen unten wartenden großen Schlackebehälter gegossen 
werden. Alle zwei, drei Schmelzen ist dieser Behälter voll. Der Kranführer nimmt 
dann diesen Abfall und transportiert ihn nach draußen. Es war an einem Sonntag An- 
fang Mai. Als der Abfall angehoben wurde, begann er gefährlich von einer Seite zur 
anderen zu schwingen, wobei geschmolzene Schlacke über die Seiten schwappte. In 
der Nähe stand Pista, der erst unlängst von dem geschlossenen Martin-Hochofen, wo 
er dreißig Jahre lang Hochofenarbeiter war, zu den Kombinierten Stahlwerken ge- 
kommen war. Seine Reaktionen wurden durch seinen Rheumatismus verlangsamt. 
Alser wegsprang, stolperte er und geschmolzener Schrott spritzte auf seinen Rücken. 
Er wurde ins Krankenhaus gebracht, wo er zwei Tage später starb. 

Die Betriebsleitung machte zwei Leute für diese Tragödie verantwortlich: denjeni- 
gen, der den Kranführer leitete, und Gyuri, der den Schrottbehälter überfüllt hatte. 
Gyuri wurde mitgeteilt, daß seine Bezahlung wegen grober Fahrlässigkeit für die 
nächsten sechs Monate um vier Forint die Stunde gekürzt würde. Aber alle Unfälle 
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müssen von einer Sicherheitskommission untersucht werden und die Verantwortung 
muß geklärt werden, bevor solche Geldstrafen verhängt werden können. Gyuri, ein 
Vorarbeiter und ein Arbeiter mit hervorragendem Ruf nach annähernd dreißig Ar- 
beitsjahren, wandte sich an den Gewerkschaftssekretär, bekam dort aber keinen 
Rückhalt. Er erkannte schnell, daß er auf sich allein gestellt war. Er sah keinen Sinn 
darin, die Angelegenheit auf Unternehmensebene durchzukämpfen, da sich die An- 
sicht der Betriebsleitung über das, was passiert war, zweifellos durchsetzen würde. Er 
rief das städtische Arbeitsgericht an. Hier versuchte die Betriebsleitung den Richter 
zu überzeugen, daß Gyuri einige Arbeitsregeln verletzt hatte. Es wurde eine aus dem 
Handbuch »Technische Instruktionen« photokopierte Seite vorgelegt, wo festgesetzt 
wurde, wie voll eine Kelle sein darf. Zum Glück hatte auch Gyuri eine Kopie des 
Handbuches. Er bemerkte sofort, daß die Betriebsleitung versuchte, das Fehlen jeg- 
licher Instruktionen über den Schrottbehälter zu vertuschen und statt dessen die Re- 
geln über einen ganz anderen Behälter herangezogen hatte, nämlich den, in den der 
Stahl gegossen wurde. Da der Unternehmensanwalt die technische Seite der Stahlpro- 
duktion nicht verstand, konnte er die Ansicht der Betriebsleitung nicht vertreten und 
ein zweiter Termin wurde anberaumt. Als der Anwalt die versuchte Täuschung er- 
kannte, weigerte er sich, weiter für die Betriebsleitung die schmutzige Arbeit zu ma- 
chen. Beim zweiten Termin wurde Gyuri rehabilitiert. 

Die Ursache dieses Unfalls lag nicht darin, daß es keine Regeln für das Füllen des 
Schrottbehälters gibt; die eigentliche Ursache liegt vielmehr in dem anhaltenden 
Druck auf die Arbeiter, die Schmelze um jeden Preis fertigzustellen. Da leere Behälter 
oft nicht aufzutreiben sind, überfüllen die Hochofenarbeiter lieber die alten als zu 
warten. Sie wissen, daß die Betriebsleitung die Entschuldigung, daß keine leeren 
Schlackebehälter da waren, nicht akzeptieren würde, wenn eine Schmelze Schaden 
nähme. Um zu vermeiden, daß sie angeschnauzt oder bestraft werden, riskieren die 
Arbeiter lieberein Überfüllen der Behälter als daß sie aufleere warten. Pistas Tod war, 
zumindest teilweise, eine Folge davon, daß die Arbeiter versuchen, sich dem unzurei- 
chenden Materialnachschub, den unzuverlässigen Maschinen und dem Druck ihrer 
Bosse anzupassen und Qualitätsstahl zu produzieren. 

In Marx’ Theorie der Geschichte können sich die Produktivkräfte unter den Bedin- 
gungen des Privateigentums nur entwickeln, indem sie zugleich eine revolutionäre 
Arbeiterklasse hervorbringen. Marx irrte: Der Kapitalismus expandiert weiter, und 
seine Arbeiterklasse blieb in das System integriert. Marx’ Aussage paßt viel besser 
zum Staatssozialismus. Erstens, da die zentrale Aneignungdes Mehrprodukts zueiner 
Mangelwirtschaft führt, ist eine Arbeiterselbstverwaltung erforderlich. Zweitens ge- 
schieht die zentrale Aneignung des Mehrprodukts direkt und sichtbar durch staatliche 
Stellen in den Betrieben. Die Arbeiter im ganzen Land definieren sich selbst in Re- 
lation zu einem gemeinsamen Ausbeuter. Drittens muß das Abschöpfen des Mehr- 
produkts, da es für alle sichtbar ist, legitimiert werden. Damit wird aber nur, wie wir 
bereits gesehen haben, der Kontrast zwischen dem, was ist und dem, was sein könnte, 
verstärkt. Die rituelle Zustimmung zum Sozialismus, das Vorspiegeln von Sozialis- 
mus, erzeugt eine immanente Kritik, weil es mit einer gelebten Erfahrung einhergeht, 
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die die Selbstorganisation begünstigt und die Quelle der Unterdrückung transparent 
macht. Hier liegen die ökonomischen, politischen und ideologischen Grundlagen für 
die Entwicklung eines negativen Klassenbewußtseins, welches die bestehende Ord- 
nung potentiell bedroht. 


Klassenbewußtsein und Klassenkampf in staatssozialistischen Gesellschaften 


Aber wie wird die Möglichkeit zur Wirklichkeit, wie entwickelt sich aus Klassenbe- 
wußtsein Klassenmobilisierung? Um diese Frage zu beantworten, müssen wir uns 
dem Vergleich zwischen Ungarn und Polen zuwenden. Vom Standpunkt des Jahres 
1956 aus wäre man kaum geneigt zu glauben, daß Polen und nicht Ungarn 25 Jahre 
später einen revolutionären Aufruhr erfahren würde. Warum hat sich die Geschichte 
so entwickelt? Warum folgte die Stärke und die Radikalisierung der Arbeiterklasse 
einer aufsteigenden Linie in Polen und einer absteigenden in Ungarn? 

Das Klassenbewußtsein staatssozialistischer Arbeiter führt unter den folgenden Be- 
dingungen zum Klassenkampf. Erstens: Die individuelle Mobilität ist blockiert, so 
daß Fortschritte nur durch Gruppenmobilisierung erreicht werden können. Zweitens: 
Es gibt politische Freiräume und es können Hilfsquellen für eine kollektive Mobili- 
sierung organisiert werden. Es ist nicht schwer, Polen in dieses Schema einzuordnen. 
Die ökonomische Krise der letzten Jahre unter Gierek und das Ende der Aufwärtsent- 
wicklung der 50er und 60er Jahre beschnitt drastisch die Möglichkeiten individuellen 
Weiterkommens. Gleichzeitig gab es außerhalb der Partei verstärkt Oppositionsbe- 
wegungen. Dies begann nach 1968, als der polnische Staat seinem Zorn auf Intellek- 
tuelle und Studenten freien Lauf ließ und sowjetische Panzer in die Tschechoslowakei 
rollten, um dort den letzten Versuch einer Erneuerung von oben zu zerstören. Oppo- 
sitionelle Intellektuelle verloren die letzten Bedenken, die sie gegen Aktionen außer- 
halb der Partei hatten, und kamen schließlich zur Verteidigung von Arbeitern zusam- 
men, die 1976 bei den Streiks in Radom und Poznan verhaftet wurden. Auch die Ka- 
tholische Kirche verbreitete ihre Menschenrechtsappelle. Sie forderte aber nicht nur 
Glaubensfreiheit, sondern auch Meinungs- und Organisationsfreiheit. Als im Juli 
1980 aufgrund von Preiserhöhungen Streiks ausbrachen, gab es schon einige Arbei- 
terorganisationen, die überein Kommunikationsnetz verfügten, das durch die Kirche, 
das KOR und Zeitungen wie »Robotnik« hergestellt war. 

Dies ist die übliche Darstellung der Ausnahmerolle Polens, die ihre Betonung aufeine 
autonome Entwicklung im politischen Bereich legt. Stellt man jedoch die Frage, wie 
in Ungarn die Arbeiterklasse seit 1956 befriedet wurde, so muß man die ökonomi- 
schen Substrukturen, die die Politik und die Gesellschaft geformt haben, untersuchen. 
Unter dem Gesichtspunkt ökonomischer Entwicklung-hatten die ungarischen Refor- 
men nur einen teilweisen Erfolg, aber unter dem Gesichtspunkt politischer Stabilität 
waren sie bislang sehreffektiv. Wasihre politischen Implikationen angeht, können wir 
drei Dimensionen der Reformen unterscheiden: die größere Autonomie der Unterneh- 
men bei der Produktion und im Verkauf; die größere Bedeutung des Marktes im Kon- 
sumgüterbereich; ein Anwachsen der Schattenwirtschaft. 
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Die verminderte Bedeutung der zentralen Leitung der Ökonomie hat den Einfluß der 
Partei in den Unternehmen geschwächt, wie die Gewerkschaft ist sie der Betriebs- 
leitung untergeordnet. Gleichzeitig verringerte sich die Verfügungsgewalt der Un- 
ternehmen über Konsumgüter und Dienstleistungen, während der Bereich privaten 
Konsums eine größere Autonomie erhielt. Dies bringt einen Rückzug von Partei und 
Gewerkschaft mit sich. Sie können die Unternehmen nicht mehr in die alte Abhängig- 
keit zwingen, die auf ihrem Einfluß bei der Zuteilung von Wohnungen, Ausbildungs- 
plätzen, Grundstücken und verschiedenen Gütern basierte. Die Erosion der Grundla- 
gen des bürokratischen Despotismus hat einem Regime bürokratischer Hegemonie 
Platz gemacht. 

Wohnungen beispielsweise werden nun unabhängig vom Arbeitsplatz oder der Ar- 
beitsbeurteilung verteilt. Es gibt eine lange Warteliste für staatliche Wohnungen, die 
relevanten Kriterien sind Familiengröße, Einkommen und gegenwärtige Unterkunft 
— und nicht die politischen Empfehlungen oder Berichte von Vorgesetzten. Hier mö- 
gen Beziehungen sowohl innerhalb als auch außerhalb der Betriebe von Vorteil sein, 
wichtiger aber ist die Fähigkeit zu zahlen. Um anständige finanzielle Unterstützung, 
Pensionen oder Mutterschaftsgeld zu bekommen, ist es notwendig, beschäftigt zu 
sein, aber diese Zuwendungen sind nicht an die Beschäftigung in einem bestimmten 
Unternehmen gebunden. Weder die Betriebsleitung noch die Gewerkschaft oder die 
Partei haben die Möglichkeit, solche Unterstützung einzubehalten. 

Wo die Marktkräfte anwachsen, wird das Einkommen wichtiger. Zwei Einkommen 
sind notwendig, um eine vierköpfige Familie zu ernähren, und selbst zu diesen Ein- 
kommen kommt oft noch etwas aus der Arbeit in der Schattenwirtschaft hinzu, sei es 
der Anbau im eigenen Garten oder der Verkauf von Dienstleistungen. Hochofenarbei- 
ter sind in dieser Hinsicht doppelt benachteiligt. Die Schichtarbeit macht eine regel- 
mäßige zweite Arbeit unmöglich, und ihre erlernten Fähigkeiten sind woanders nicht 
anwendbar. So suchten Tamas, Laci und Jozsi, bevor er angewidert zum letzten Mar- 
tin-Hochofen wechselte, nach »Ergänzungsarbeit«, dem Äquivalent zu Überstunden. 
Diese Arbeit ist aber nicht leicht zu bekommen und ihre Zuteilung hängt vom Wohl- 
wollen der Betriebsleitung ab. Csaba, der unlängst geschieden wurde und hohe Ali- 
mente zu zahlen hat, lebt bei seinen Eltern. Er macht keine Extraarbeit. Gyuri, der in 
einem Dorf etwa eine Stunde entfernt lebt, bearbeitet einen großen Garten für den Ei- 
genbedarf. Karci ist der Unternehmer. Sein Kaninchengeschäft brachte ihm genug 
ein, um die Flitterwochen in Italien zu verbringen. Von seiner Familie unterstützt, 
konnte er sich eine Zweieinhalbzimmerwohnung kaufen. Zuletzt brachte ihm sein 
Schweinegeschäft über 20000 Forint ein, mit denen er in Deutschland elektronische 
Spiele einkaufte, was ihm beim Wiederverkauf in Ungarn große Profite einbrachte. 
Und es lohnt sich, Geld zu machen. Anders als in anderen osteuropäischen Ländern 
kann man in Ungarn so ziemlich alles kaufen, über kulinarische Spezialitäten bis zu 
Computern und Videos. Man kann alles mit einheimischer Währung bezahlen, vor- 
ausgesetzt, man hat genug davon. Budapest ist das Konsumparadies Osteuropas, eine 
pulsierende Stadt, die immer mehr Touristen anzieht. Es gibt Keine Spezialgeschäf- 
te für Apparatschiks, stattdessen bestimmt der Markt, zumindest bei Konsumgütern. 
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Ungarn hat, wie Polen in den siebziger Jahren, einen Teil seiner Devisen zum Impört 
vonLuxusgütern verwandt. Diese Güter sind für alle erhältlich, als Belohnung für har- 
te Arbeit oder für andere Wege zum Wohlstand. Für die Arbeiterklasse ist das tägliche 
Leben vom allmächtigen Forint bestimmt und nicht vom Schlangestehen oder von der 
Partei. 

Angesichts deranwachsenden ökonomischen Krise und der steigenden Verschuldung 
bei westlichen Banken benutzt der Staat ein weiteres Werkzeug aus dem kapitalisti- 
schen Instrumentarium. Die Arbeiter schen sich einer Flut von feindlicher Propagan- 
da in Zeitungen, Radio und Fernsehen ausgesetzt, die sie als faul und nur an ihrer 
VGMK-Arbeit interessiert darstellt. Sie gehörten mit etwas Arbeitslosigkeit diszipli- 
niert. Ineffiziente Unternehmen können Bankrott erklären oder einige Arbeiter ent- 
lassen. 1987 war Ede Horvat, derrote Baron von Raba, der neue Held des Staates. Der 
Beifall galt der straffen Disziplinierung seiner Arbeiterschaft und der Schließung ei- 
nes seiner Betriebe. 1988 bereitete die Regierung drastische Einschränkungen der 
Stahlproduktion der Lenin-Stahlwerke und der Werke in Ozd vor. Arbeitslosigkeit 
wird als unvermeidlich angesehen, wenn der Staat sich von der ökonomischen Krise 
erholen will. 

Da die Inflationsrate über dem Lohnzuwachs liegt, versucht der Staat den Einkom- 
mensverlust zu kompensieren, indem etwas bessere Möglichkeiten für privates 
Kleinunternehmertum eingeräumt werden. Dabei wird unterstellt, daß die Arbeits- 
kraft einer ungarischen Familie unerschöpflich ist. Das Leben ordnet sich einem gi- 
gantischen Akkordsystem unter. Wenn die Arbeiter darum kämpfen, über die Runden 
zu kommen, müssen sie die Normen übererfüllen, was wiederum eine Erhöhung der 
Normen rechtfertigt. Im Sozialismus gibt es eine lange Tradition dieser Art, die Arbeit 
zu organisieren, aber jetzt ist dieses Prinzip auf den privaten Bereich ausgedehnt wor- 
den. Die Arbeiter sind hilflos, sie laufen eine abwärts führende Rolltreppe, deren Ge- 
schwindigkeit von Jahr zu Jahr wächst, aufwärts. 

Der Staat beutet die Wünsche der Familien nach Unabhängigkeit aus, indem er ihnen 
immer neue Bürden auferlegt. Für die Kosten der sozialen Sicherheit, die Betreuung 
der Jungen und Alten, die sichtbar werdende Arbeitslosigkeit, für all das muß die 
Familie -die expandierende Wohlfahrtseinrichtung- aufkommen. Die Resultate sind 
nicht schwer vorherzusehen. Viele brechen mit Herzattacken zusammen, manche be- 
gehen Selbstmord, andere fangen an zu trinken. Die meisten Familien aus der Arbei- 
terklasse sind in großen Wohnanlagen zusammengepfercht. In Labyrinthen identi- 
scher Blocks, in Ein- oder Zweizimmerappartements, die aus den Nähten platzen. Die 
Scheidungsrate steigt ebenso wie die Gewalt. 

Eine wachsende Minderheit hat es, meist mit Hilfe anderer, geschafft, sich oben auf 
der Rolltreppe niederzulassen. Sie bauen schöne Häuser in den Budabergen oder in 
Tapolca und versuchen, sich aus den Kämpfen der unteren herauszuhalten. Obwohl 
die Ungleichheit dadurch, daß sie immer größer wird, auch immer sichtbarer wird, 
versuchen die Arbeiter vermehrt, aufzusteigen anstattsich zusammenzuschließen und 
so die Rolltreppe anzuhalten oder zu verlangsamen. 

Als Verteilungsmechanismus bietet der Markt allen Chancen, wenn auch einigen 
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mehr als anderen. Hier lohnt sich Individualismus, vorausgesetzt, man hat Zugang 
zum Material und zur Ausrüstung, die für die Teilnahme im privaten Sektor notwendig 
sind, und vorausgesetzt, man kann mit den gemachten Profiten auch etwas kaufen. 
Dies ist in Ungarn immer noch der Fall. In Polen jedoch, wo Mangel herrscht, ist Un- 
ternehmertum viel schwieriger aufrechtzuerhalten, sehr viel Zeit wird damit ver- 
bracht, knappe Güter aufzutreiben. Das Wohlergehen hängt an einem Netz von Fami- 
lienbanden, Freundschaft, Religion, Beruf oder Arbeit. Das eigene Schicksal wird 
davon entschieden, wen man kennt oder was man anzubieten hat. Wenn solche Vor- 
teile weitgehend in der Parteielite konzentriert werden, wird individuelles Streben 
immer frustrierender und kollektive Lösungen werden attraktiver. Eine solchekollek- 
tive Lösung, die potentiell immer vorhanden ist, wird zur Wirklichkeit, wenn der Staat 
nicht nur seine Legitimationsbasis verloren hat, sondern auch sichtlich schwach ist, 
wenn alternative Institutionen wie die Katholische Kirche eine treue Anhängerschaft 
in der Bevölkerung haben, wenn starke nationale Gefühle ein lebhaftes kollektives 
Gedächtnis aufrütteln und wenn es Möglichkeiten zur Informationsübertragung und 
zur Einflußnahme auf die öffentliche Diskussion gibt. 

Aber das ist nur die halbe Erklärung der polnischen Entwicklung. Die andere Hälfte 
ist das von selbst entstandene negative Klassenbewußtsein, das für die Solidarität die 
Weichen für ihren zeitweilig unterbrochenen Weg von einer unabhängigen Gewerk- 
schaft zu einer selbstorganisierten Gesellschaft stellte. In Ungarn verbindet sich die- 
ses gleiche negative Bewußtsein mit Extraarbeit in der Schattenwirtschaft, mit pri- 
vatem Gartenanbau und mit VGMK-Arbeit. Wenn jedoch diese Möglichkeiten zum 
Reich einer neuen Klasse von Unternehmern werden, wenn die Arbeiter meinen, die 
Besteuerung der Extraarbeit sei zu hoch, als daß diese sich noch lohne, dann kann 
Ungarn leicht ein zweites Polen werden. 


Ideologie und Klassenbewußtsein in kapitalistischen und 
staatssozialistischen Gesellschaften 


Ich ließ mich auf diese Untersuchung in der Annahme ein, daß eine von außen kon- 
struierte und dem Alltagsleben aufgezwungene Ideologie unwichtig ist. Am wenig- 
sten erwartete ich, daß die sozialistische Ideologie, an die weder die Herrschenden 
noch die Beherrschten glauben, signifikante Auswirkungen haben würde. Paradoxer- 
weise nehmen Herrschende und Beherrschte nicht trotz sondern wegen ihres Unglau- 
bensanRitualen teil, die alldas, was die Welt sein könnte aber nicht ist, unterstreichen. 
Aus dieser Divergenz von Ideologie und Realität entsteht ein bestimmtes Klassenbe- 
wußtsein. Der Staatssozialismus wird zum Hauptangriffspunkt der Kritik daran, daß 
man sein Leben nicht nach den eigenen Vorstellungen gestalten kann. Vorstellungen, 
die zu einer unabhängigen Kraft werden, weil sie immer wieder in den zwanghaften 
Ritualen vorgespielt werden und weil sie mit den unverwirklichten Zielen und Be- 
strebungen in der gelebten Erfahrung der Arbeit übereinstimmen. 

Der Kapitalismus ist anders. Die Arbeiter sind nicht aufgefordert, den Kapitalismus 
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aufzubauen, sie sind angehalten, ihre eigenen Interessen zu verfolgen. Damit verstel- 
len sie sich aber selbst ein kritisches Verständnis der Welt, wie es für ihre sozialisti- 
schen Kollegen selbstverständlich ist. Anstatt Kapitalismus vorzuspielen, stellen sie 
einen Konsens her. Die kapitalistische Ideologie ist nicht unwichtig, wie ich früher 
behauptete, sie schleicht sich unmerklich in die Mikrostrukturen der Macht ein. Sie 
verkündet sich nicht mit Ritualen der Zustimmung, die mit der Alltagserfahrung zu- 
sammenstoßen, stattdessen verschmilzt sie lautlos mit dem Alltagsleben. Die kapita- 
listische Ideologie hat nichts von dem kohärenten oder monolithischen Charakter der 
sozialistischen Ideologie. Ihre Heterogenität und Allgegenwart, nicht ihre Abwesen- 
heit, machen sie so mächtig. Sie wirkt sozusagen ohne Handelnde hinter unserem 
Rücken. 

Aber auch in der heutigen kapitalistischen Gesellschaft gibtes Bereiche, in denen sich 
die Rituale der Ideologie von der Realität lösen und in Widerspruch zu ihr geraten und 
dabei ein kritischeres Bewußtsein erzeugen. Wie zu erwarten, findet dies im öffentli- 
chen Bereich statt. Die Ideologie sozialer Gerechtigkeit und sozialer Leistungen hat 
den Kampf der staatlichen Arbeiter oft radikalisiert und die Arbeiter über rein öko- 
nomische Forderungen hinausgeführt.'° Die sogenannten neuen sozialen Bewegun- 
gen können auf ähnliche Weise verstanden werden. Die Rituale der Demokratie bei- 
spielsweise regten zu einem Vergleich zwischen Idealen und Wirklichkeit an, der die 
Frauenbewegung, die Bürgerrechtsbewegung und die grüne Bewegung hervorbrach- 
te. Obwohl man ihre Bedeutung als Herausforderung der bürgerlichen Demokratie 
nicht unterschätzen sollte, sind sie in keiner Hinischt so verbreitet und so fundamental 
wie die an den Staatssozialismus gerichteten Herausforderungen. Dies liegt meiner 
Meinung nach daran, daß die Ideale der individuellen Rechte in der kapitalistischen 
Gesellschaft nicht so verwurzelt sind wie die sozialistischen Ideale in der Erfahrung 
der Arbeiterklasse im Staatssozialismus. 

Ich will nicht die Unterschiede zwischen den einzelnen kapitalistischen Ländern leug- 
nen, genausowenig wie die zwischen den sozialistischen. Es kommt mir hier aber 
darauf an, was die staatssozialistischen Gesellschaften im Unterschied zu den kapi- 
talistischen gemeinsam haben; vor allem, daß sie Tendenzen zur Abschaffung dieser 
Gesellschaffen zugunsten eines Arbeitersozialismus hervorbringen. Der folgende 
Stahlarbeiterwitz, der mir 1985 erzählt wurde, sagt alles. »Die sowjetische Lokomo- 
tive kann nicht weiter, weil es keine Schienen mehr gibt. Der sozialistische Zug hält 
an. Breschnew instruiert die Stahlindustrie, mehr Schienen herzustellen. Das wird ge- 
macht, der sozialistische Zug fährt weiter, bis er erneut ans Ende der Spur kommt. 
Inzwischen ist Andropow Generalsekretär der Parteiund entdeckt, daß eskeinen Stahl 
mehr gibt. So befiehlt er, daß die Schienen hinter dem Zug jetzt nach vorne verlegt 
werden. Die sozialistische Lokomotive fährt fort, und wieder kommt sie zum Stehen. 
Jetzt gibt es weder vor noch hinter dem Zug Schienen. Tschernenko hat die Führung 
übernommen, aber es gibt weder Stahl noch Schienen. So ordnet er an, daß alle Kom- 
munisten aussteigen und am Zug rütteln sollen, damit die Passagiere denken, daß die 
sozialistische Lokomotive immer noch unterwegs ist.« 

Wir sehen hier, wie die von einer hierarchischen Ökonomie erzeugte Knappheit zu 
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willkürlichen, aber gut sichtbaren Eingriffen von oben führt, die die Probleme eher 
verschlimmern als lösen. Versuche zur Mobilisierung dienen eher dazu, den Schein 
zu verfestigen, statt die Wirklichkeit zu ändern. Damit entsteht eine immer breitere 
Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Die Arbeiter lassen sich nicht täuschen, 
sie erzählen diesen Witz immer noch. Der Gegensatz zwischen Anspruch und Wirk- 
lichkeit wird zum Klassengegensatz von Planern und Produzenten. Die gelebte Er- 
fahrung regt ein kritisches Bewußtsein an, eine Vision von Arbeitern, die ihre Ge- 
sellschaft selbst organisieren, frei von politischer Täuschung. In Moskau geht der 
Witz weitermitdem energischen Gorbatschow, wie er aufdie Lokomotive springt, die 
Intellektuellen befreit und den Arbeitern sagt, daß sie herauskommen und schieben 
sollen. »Wir bezahlen später« verspricht er." 
Die russische Revolution bleibt unverdaut, jederzeit bereit, an dem Körper, der sie 
verschluckte, Rache zunehmen. Anders als die englische, französische oder US-ame- 
rikanische Revolution, die alle mehr oder weniger in der nationalen Geschichte assi- 
miliert sind, ist die sowjetische Revolution seit sechzig Jahren unterdrückt worden. 
Der Prozeß der Assimilation, der 1927 abrupt gestoppt wurde und der in den Jahren 
unmittelbar nach Stalin eine kurze Frist erhielt, mag nun in eine neue Phase eintreten. 
Im Namen von »Perestroika« ist die Sowjetgesellschaft von einigen ihrer repressiv- 
sten Vermächtnisse befreit worden. Ein gigantisches Vorspielen von Sozialismus ist 
im Vormarsch, eine potentiell explosive Mischung aus Freiheit für die Intellektuellen 
und Disziplin für die Arbeiter. Es ist schwer, den Ausgang vorherzusagen, aber wir 
täten gut daran, Trotzkis Ratschlag zu beachten und einem unfertigen Prozeß keine 
fertige Definition zu geben. 

Übersetzung: Gerd Bohlken 


Anmerkungen 


* Mein Dank an jene, von denen diese Geschichte erzählt, ist nicht geringer als mein vollständiger Ver- 
laß auf ihre Mitarbeit. Ihre Identität wurde verändert. Ein Akteur, der in der Geschichte nicht vor- 
kommt, aber ohne den das alles nicht möglich gewesen wäre, ist mein Mitarbeiter Janos Lukacs. Er 
besorgte mir nicht nur von zahllosen Behörden die Erlaubnis für diese Forschungen, sondern trug bei 
vielen Gelegenheiten entscheidende Informationen bei, die er aus seinen eigenen Gesprächen mit den 
Betriebsleitungen erlangte. Die Diskussionen über unsere gemeinsame Forschung haben natürlich 
einige meiner Ideen beeinflußt, aber ich allein trage die vollständige Verantwortung für das, was hier 
geschrieben steht. Dieser Aufsatz wurde ursprünglich der Gesellschaft für Sozialforschung, Univer- 
sität von Chicago, abgeliefert, wo er den Edward-Shils-Preis für Beiträge zur Marxistischen Sozio- 
logie erhielt. Ebenfalls danke ich der National Science Foundation und dem Institute of Industrial 
Relations in Berkeley für ihre Unterstützung. Wie immer zog ich großen Nutzen aus den Kommen- 
taren und der Ermutigung von Erik Olin Wright. 


1 Zu Wrights aufeinanderfolgende Konzepte siehe Wright (1978) und Wright (1985). 

2 Siehe Przeworski (1985) und Przeworski/Sprague (1986). Ich untersuche diese Arbeiten in Burawoy 
(1989a). 

3 Siehe z.B. Starski (1982). Das sozialistische Projekt wird klarer in dem Programm, welches die Dele- 
gierten des Nationalkongresses der Solidarität im Oktober 1981 angenommen haben. Obwohl das 
Programm keine Hinweise auf den Sozialismus gibt und obwohl es stark nationalistisch und weniger 


58 


Michael Burawoy 


9 


10 


intellektuell war, beinhaltet es dennoch die Verteidigung der Interessen der Arbeiterklasse sowohl als 
Produzenten als auch als Konsumenten. Das Ziel war eine selbstregierte Republik, die sich auf Ein- 
richtungen der Selbstverwaltung ebenso stützen sollte wie auf eine liberale Demokratie. 
Ursprünglich wollte ich in Polen arbeiten. Als das Kriegsrecht diese Hoffnungen zunichte machte, lud 
mich Ivan Szelenyi zu sich und seiner Frau nach Ungarn ein. Das war im Sommer 1982, und seitdem 
trauerte ich den unerfüllten Wünschen nicht mehr nach, außer wenn ich Ungarisch lernte. Meine Un- 
tersuchungen haben, besonders in Ungarn, wo man von Industriesoziologen nur ein paar Interviews 
mit den Managern erwartet, gewöhnlich Erheiterung und Erstaunen ausgelöst. Schließlich weiß jeder 
dort alles, was es über die Arbeiterklasse zu wissen gibt. Warum also wurde ich ein Arbeiter? In einem 
»Arbeiterstaat« sprechen Arbeiter nicht, für sie wird gesprochen — von Journalisten, Dichtern, Aka- 
demikern, Politikern, Bürokraten, von den Anhängern des Staatssozialismus wie von seinen Dissi- 
denten. Jede Gruppe betrachtet die Interessen der Arbeiter als ihre eigenen, während die Arbeiter 
selbst ohne unabhängige öffentliche Stimme sind. Die Arbeiter drücken ihre Interessen durch ihre 
Taten aus: die täglichen Scharmützel bei der Arbeit, die gelegentlich in unvorhergesehene Revolten 
gegen die Behörden umschlagen. Um die vielfältige und hochpolitische Debatte zu durchdringen und 
die Arbeiter selbst zu hören, ist es notwendig, an ihrem Leben teilzunehmen. Notwendig, aber nicht 
hinreichend. Der ungarische Dissident Miklos Haraszti arbeitete 1971/72 in der Traktorenfabrik Roter 
Stern. Seine Soziographie »A Worker in a Worker’s State« (dtsch. »Stücklohn«, erschienen im Rot- 
buch Verlag), die immer eine Inspiration für meine eigenen Studien war, zeichnet die anderen Arbeiter 
als Schattenfiguren, atomisiert, entfremdet und machtlos. In seinem Portrait sprechen die Arbeiter we- 
der, noch widersetzen sie sich, außer in unbewußten utopischen Phantasien. Als Intellektueller gemie- 
den, übersieht er die Entwicklungen in der Arbeiterklasse, die von den sozialen Verhältnissen in der 
Produktion herrühren. Ich hatte mehr Glück. Da ich aus den USA kam und ein sehr eigenartiges Un- 
garisch sprach, spielte meine Identität als Intellektueller gegenüber meiner Nationalität eine unter- 
geordnete Rolle. Ich wurde sehr schnell in das Alltagsleben integriert, als eine Kuriosität, eine Ab- 
wechslung, eine Hilfe, ein Kollege und sogar als ein Freund aus einem entfernten exotischen Land. 
Zum Vergleich meiner Erfahrungen in ungarischen und in US-amerikanischen Werken siehe Bu- 
rawoy (1985) und Burawoy/Lukacs (1985). 

Die durchschnittlich in Ungarn benötigte Stundenzahl für eine Tonne Fertigstahl blieb relativ konstant 
bei 25, die Vergleichszahlen 1978 waren für die USA 8.6, für Japan 9.8, für Westdeutschland 11.8, 
für Großbritannien 23.2 und für Frankreich 14.2. (US-Department of Commerce, 1980) Seitdem 
sanken die Zahlen noch weiter, in Großbritannien 1984/85 auf 7.1 (British Steel Corporation, 1985). 
Anders sieht es mit den Lohnkosten pro Tonne aus, da US-Stahlarbeiter durchschnittlich dreißig- bis 
vierzigmal soviel verdienen wie ihre ungarischen Kollegen — nach offiziellen Wechselkursen. 
Meine Kameraden nannten mich »kefir olvasztar«, weil ich zwischen den Schmelzen einen Joghurt 
nach dem anderen aß. Ich konnte einfach das fette Schweinefleisch, das jeder zum Frühstück, Mittag 
oder Abend anschleppte, nicht sehen bzw. mein Magen konnte es nicht verdauen. Sie sahen mir amü- 
siert zu, wie ich mein »Katzenfutter« aß. Natürlich erklärt meine Ernährung, warum ich soviel schwä- 
cher als die anderen war, warum ich an Muskelunterentwicklung litt, waruın ich, wie Gyuri scherzen 
würde, nur ein 50%-Hochofenmann war. 

Die Situation hat sich seit 1985 dramatisch geändert. Als ich das erstemal in den Lenin-Stahlwerken 
arbeitete, wurde Ungarn noch immer für das ökonomische Wunder Osteuropas gehalten. Inzwischen 
sieht die ökonomische Lage mehr nach einem Desaster aus, mit einer Außenverschuldung von an- 
geblich 15 Milliarden Dollar. 1988 führten der dramatische Personalwechsel im Zentralkomittee und 
im Politbüro, der Wechsel von Kadar zu Grosz als erstem Parteisekretär und die »Perestroika« in der 
Sowjetunion zu einer neuen Phase ökonomischer Reformen, die verstärkt Marktkräfte in den staat- 
lichen Sektor brachte. Jetzt gibt es Pläne, die Produktion in Ozd drastisch zu verringern und Ozd und 
die Lenin-Stahlwerke zu konsolidieren. Während ich dies schreibe, lautet das verbreitete Gerücht, 
dies würde in Ozd 6000 Arbeiter die Stelle kosten, mit wenig Hoffnung auf neue Beschäftigung dort 
oder woanders. In den Worten eines Beamten der Ungarischen Handelskammer würde dies »unvor- 
hersehbare soziale Spannungen« schaffen. 

Eine detailliertere Analyse dieser Spannungen findet sich in einem Aufsatz, den ich mit Janos Lukacs 
geschrieben habe (Burawoy, Lukacs, 1985) 

Hier bin ich sehr von der Arbeit Paul Johnstons (1988) beeinflußt worden. 
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11 Daß Witze so eine durchdringende Kommunikationsform sind, zeugt von dem Abgrund zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit. Die Witze sind ein sehr effektiver Weg, die doppelte Existenz der 
Arbeiter festzuhalten: der Gegensatz zwischen ideologischen und realen Erfahrungen. Im Kapitalis- 
mus, wo die Ideologie diffuser ist, sind Witze zur Erklärung des täglichen Lebens nicht so wichtig. 
Siehe zum Übergewicht der Witze über den Sozialismus z.B. Galnoor/Lukes (1985). 
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Diane Elson 
Markt-Sozialismus oder Sozialisierung des Markts? 


Zusammenfassung: Sozialistische Marktwirtschaft und eine demokratisch selbst- 
verwaltete Planwirtschaft werden weithin als alternative Formen sozialistischer 
Ökonomie gehandelt. Beide Formen werden einer tiefgreifenden und analytisch fun- 
dierten Kritik entzogen. Im Zentrum steht der Entwurf einer sozialistischen Gesell- 
schaft, inder die Bürger nicht lediglich als Repräsentanten von Waren existieren. Der 
Weg in eine solche feministische, marktorientierte und dezentrale sozialistische Öko- 
nomie ist die Vergesellschaftung von Kauf- und Verkaufakten und des Preisbildungs- 
prozesses. 


Für viele sozialistische Ökonomen, sowohl in kapitalistischen wie in Ländern des »re- 
al existierenden Sozialismus« sind die Vorzüge des Markts und die Mängel zentraler 
Planung inzwischen zu Allgemeinplätzen geworden!'. In letzter Zeit wurde mehrfach 
versucht, nichtmarktförmige Typen ökonomischer Koordination zu verteidigen, ins- 
besondere durch Ernest Mandel (1986 und 1988; siehe auch Devine 1988a + b); aber 
in meinen Augen ist ihre Antwort auf die Befürworter des Marktsozialismus nicht völ- 
lig zufriedenstellend. In diesem Essay werde ich die Argumente diskutieren, wie sie 
von Mandel vorgetragen wurden, sowie auch die des wichtigsten Ziels seiner Kritik, 
Alec Nove. Ich teile Mandels Ansicht, daß es Noves gegenteiligem Argument zum 
Trotz eine Alternative zwischen Markt und bürokratischer Planung gibt. Ich versuche 
jedoch auf ganz anderen Pfaden einer Alternative näherzukommen. Mit Nove stimme 
ich darin überein, daß der Preismechanismus für eine sozialistische Ökonomie ein un- 
verzichtbares Instrument der Koordination darstellt, bin aber der Meinung, er müsse 
sozialisiert werden, wenn er für statt gegen den Sozialismus arbeiten soll. Die Debatte 
zwischen Mandel und Nove handelt von der Möglichkeit einer Gesellschaft frei as- 
soziierter Produzenten, in denen die Warenproduktion aufgehoben ist, weniger von 
der »Überführung in den Markt« des aktuell existierenden Sozialismus. Es ist notwen- 
dig zu erkennen, daß die Befürworter des Marktsozialismus den Markt als eine Form 
freier Assoziation betrachten; tatsächlich gehört dies zu den Hauptpunkten ihrer Ar- 
gumentation. Der Marktkann nichtapriori abgetan werden; die Diskussion sollte sich 
besser der Frage zuwenden, ob die Bedingungen, die notwendig sind, damit der Markt 
angemessen als eine Form freier Assoziation funktionieren kann, tatsächlich auf- 
rechterhalten werden können. Ebensowenig sollte die Diskussion vorzeitig abge- 
schlossen werden, indem Sozialismus als Fehlen der Warenproduktion definiert wird 
und die Warenproduktion als einfache Gleichsetzung von Kaufen und Verkaufen. Ich 


Dieser Text ist mit Genehmigung der Autorin aus dem Englischen übertragen worden und ist zuerst in der 
New Left Review 172 (Dezember 1988) erschienen. 
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will hier nicht in eine detaillierte Diskussion des Marxschen Konzepts der Ware und 
des Warenfetischismus eintreten. Ich vertrete einfach die Ansicht, daß der analytisch 
wertvolle Aspekt dieses Konzeptes in der Idee der Waren als »mit eigenem Leben be- 
gabte, untereinander und mit den Menschen in Verhältnis stehende selbständige Ge- 
stalten« liegt (vgl. Marx 1972, S. 86). Die Ware ist bei Marx nicht grundsätzlich ein 
Gut, das für Geld gekauft und verkauft wird. Sicherlich lassen sich Sätze finden, in 
denen die Ware nur diesen Sinn zu haben scheint, aber die Struktur der Marxschen 
Texte insgesamt legt etwas weniger Banales nahe. Der problematische Status der 
Ware leitet sich nicht von der bloßen Tatsache des Kaufs und Verkaufs ab, sondern aus 
der Tatsache des Kauf und Verkaufs unter Bedingungen, die es ihr ermöglicht, ein un- 
abhängiges Eigenleben anzunehmen. Es ist diese Unabhängigkeit der Waren, die es 
zuläßt, daß eine soziale Beziehung zwischen Menschen die phantastische Form einer 
Beziehung zwischen Dingen annimmt: »Die Personen existieren hier nur füreinander 
als Repräsentanten von Ware und daher als Warenbesitzer.« (Marx 1972, S. 99 £.) 
Eine solche Interpretation läßt die Möglichkeit offen, eine Gesellschaft zu schaffen, 
in der Güter für Geld ausgetauscht werden, aber kein unabhängiges Eigenleben be- 
sitzen; und in der Personen füreinander nicht lediglich als Repräsentanten von Waren 
existieren. Diese Möglichkeit, die nicht die Abschaffung, sondern die Vergesellschaf- 
tung von Kauf und Verkauf und des Preisbildungsprozesses erfordert, wird in Teil H 
dieses Essays behandelt werden. Teil I legt die Grundlagen durch eine Kritik der ent- 
scheidenden Punkte bei Nove und Mandel. 

Obwohl dieser Essay von Formen der ökonomischen Koordination handelt, ist sein 
Ausgangspunkt weder der Markt noch der Plan, sondern die Produktion und Repro- 
duktion der Arbeitskraft. In einer kapitalistischen Ökonomie liegt der rote Faden in 
der Produktion und Reproduktion des Kapitals; die Schöpferkraft der Menschen so- 
wie der Ausdruck und die Entwicklung von Bedürfnissen werden dem Profitstreben 
untergeordnet. Der rote Faden einer sozialistischen Ökonomie muß in der Produktion 
und Reproduktion der Arbeitskraft liegen. Wenn ihr Priorität eingeräumt werden soll, 
sind Veränderungen in den Beziehungen zu den Produktionsmitteln und den Konsum- 
mitteln notwendig; eine Transformation am Arbeitsplatz und in den Haushalten; eine 
Veränderung in den Beziehungen zwischen Produzenten und Konsumenten. Der 
Prüfstein für die Beurteilung jeder besonderen Form der ökonomischen Koordination 
liegt in ihren Implikationen für den Prozeß der Produktion und Reproduktion der Ar- 
beitskraft. Dies ist ein breiterer Ansatz als die traditionelle sozialistische Sicht, die 
sich auf die Arbeiter konzentriert und dazu tendiert, in erster Linie nach den Impli- 
Kationen für die Arbeitskraft im bezahlten Arbeitsprozeß zu suchen. Dies ist sicher- 
lich eine wichtige Dimension, und die Art, in der die Arbeitskraft benutzt wird, hat 
offensichtlich mächtige Auswirkungen auf die Anforderungen an ihre Reproduktion. 
Aber wie Feministinnen schon immer argumentierten: unbezahlte Arbeitsprozesse im 
Haushalt und der Gemeinschaft liegen im Kern der Produktion und Reproduktion der 
Arbeitskraft. Der Begriff Produzent muß eine weitere Bedeutung erhalten als bloß 
»Arbeiter an bezahlten Arbeitsplätzen« — eine Bedeutung, die die Tatsache berück- 
sichtigt, daß jeder Produzent einmal ein Kind war und eines Tages erleben wird, daß 
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seine Arbeitskraft durch Krankheit und Alter eingeschränkt wird. Die Verteidiger der 
sozialistischen Planung haben weit mehr als die Befürworter des Marktsozialismus 
die Implikationen der Formen der Koordination für die Arbeitskraft betont, aber mit 
wenigen Ausnahmen neigten sie dazu, die Arbeitskraft sehr eng zu definieren.? Im 
Gegensatz dazu werde ich dem Haushalt eine zentrale Rolle zuweisen. 


I. Noves Markt-Sozialismus und Mandels sozialistische Planung 


Noves Befürwortung des Marktsozialismus? erfolgt im Namen des Realismus: der 
real existierende Sozialismus ist an den Mängeln der zentralen Planung gescheitert, 
und die marxistische Tradition hat nur utopische oder offensichtlich fehlerhafte Leit- 
linien anzubieten. Die einzige mögliche Lösung liegt darin, die Rolle der zentralen 
Planung zu reduzieren und die Rolle des Marktes zu stärken. 


Noves duale Ökonomie 


In Noves Sicht ist die einzig realisierbare sozialistiche Ökonomie eine doppelte 
Ökonomie: ein dominanter Sektor, der durch ein »System verbindlicher Weisungen 
von Planungsbehörden« (S. 44), und ein großer, wenn auch untergeordneter Sektor, 
der über Märkte organisiert ist. Das entscheidende Kennzeichen zur Unterscheidung 
einer solchen Ökonomie von einer kapitalistischen »gemischten Ökonomie« ist das 
Fehlen jeglichen umfassenden Privateigentums an Produktionsmitteln. Die Ökono- 
mie besteht aus drei Typen von Unternehmen: Unternehmen im Staatseigentum, Ko- 
operativen und Unternehmen in Einzelbesitz. Freiheit der Wahl und Demokratie hän- 
gen weitgehend vom Wirken des Markts und eines politischen Systems ab, in dem die 
Planer einer gewählten Versammlung verantwortlich sind. Die Umwandlung der so- 
zialen und materiellen Produktionsbeziehungen wird in gewissem Ausmaß berück- 
sichtigt, nicht aber Austausch, Distribution und Konsumtion. Abgesehen von der Be- 
fürwortung kleiner Firmen wird auf die Reorganisation der Arbeitsstrukturen kein 
großes Gewicht gelegt, und ganz unberücksichtigt bleiben die Beziehungen zwischen 
der Produktion von Gütern und Dienstleistungen und der Produktion und Reproduk- 
tion der Arbeitskraft. 

Diese Vernachlässigung ist nicht nur für Nove typisch: die Diskussion der Organi- 
sation einer sozialistischen Ökonomie leidet fast immer unter dieser produktions- 
zentrierten Voreingenommenheit. Sie beschäftigt sich mit der Umwandlung der 
Produktionsbeziehungen am Arbeitsplatz, findet jedoch keinen neuen Gedanken für 
die Beziehungen zwischen Produktion und Konsumtion, zwischen Arbeitsplatz und 
Haushalt, ebensowenig dafür, wie die Konsumtion und die Reproduktion der Arbeits- 
kraft reorganisiert werden müssen. Ein feministischer Ansatz zur Frage der soziali- 
stischen Ökonomie würde das Verhältnis der Produktion von Gütern und Dienstlei- 
stungen zur Reproduktion der Arbeitskraft absolut in den Mittelpunkt stellen. Dazu 
muß unter anderem neu überdacht werden, wie Haushalte Güter und Dienste von Or- 
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ganisationen außerhalb beziehen, wer die Arbeit des Einkaufs erledigt, wer eine 
Wohnung besorgt, mit Schulen und medizinischen Diensten zu tun hat und so weiter, 
und durch welche Art sozialer und materieller Beziehungen diese Operationen 
einhergehen sollen. Nove läßt dies — ebenso wie die meisten Autoren zu diesem 
Thema - außer acht. In einem gewissen Ausmaß wird die Umwandlung der Produk- 
tion diskutiert, aber der Nexus zwischen Unternehmen und Haushalten bleibt entwe- 
der der Markt oder ein hierarchisches administratives System; und den Produktions- 
organisationen bleibt die Initiative überlassen, über die Güter und Dienste zu 
bestimmen, die von Haushalten benutzt werden sollen. 

Es gibt keinen Hinweis auf die Politik der Gebrauchs werte oder der öffentlichen Teil- 
nahme an der Planung durch direkte Kooperation zwischen Produzentenorganisatio- 
nen und Haushalten, die deren Produkte benutzen’. Nove legt wenig Wert auf Selbst- 
organisation an der Basis und mißtraut insbesondere der Rolle der Gewerkschaften, 
die als Hindernisse für notwendige ökonomische Reformen angesehen werden, in ka- 
pitalistischen ebenso wie in sozialistischen Ländern. Teilhabe an der Öffentlichkeit 
scheint sich für Mitglieder von Noves sozialistischer Gesellschaft auf Kaufen, Ver- 
kaufen und Wählen zu beschränken. 

So betont Noves Konzept des Sozialismus das formale Eigentum und definiert sich 
in erster Linie in Begriffen eines Fehlens großer kapitalistischer Unternehmen. Die 
Vorteile, die er für seine Form einer sozialistischen Wirtschaft in Anspruch nimmt, 
sind Flexibilität, Effizienz, Freiheit der Wahl und eine Vermeidung der Exzesse so- 
wohl des ungezügelten Kapitalismus wie der ungezügelten zentralen Planung’. Wie 
Mandel betont, beschäftigt sich Nove nicht mit der Frage, für wen Flexibilität, Effi- 
zienz, Wahlmöglichkeit bestehen. In einer kapitalistischen Wirtschaft nutzen sie alle 
dem Kapital. Effizienz bedeutet Effizienz der Profiterzielung: aus der Sicht der Ar- 
beiterschaft kann sie höhere Kosten in Begriffen von Zeit und Mühe bedeuten, denn 
sogenannte Gewinne an Effizienz werden häufig dadurch erkauft, daß Aufgaben von 
bezahlter auf unbezahlte Arbeit übertragen werden, oder durch eine Intensivierung 
der bezahlten Arbeit. Sie kann auch höhere Gesundheitsrisiken bedeuten, denn Ge- 
sundheits- und Sicherheitsmaßnahmen kosten Geld. Mandels Lösung gibt, wie wir 
sehen werden, den Bedürfnissen der Menschen bei der Produktion von Gütern und 
Diensten die Priorität und neigt dazu, die Bedürfnisse der Menschen außer acht zu 
lassen, die diese Güter und Dienste bei der Produktion und Reproduktion der Arbeits- 
kraft benutzen. Wir müssen uns jedoch mit der schwierigen Tatsache vertrautmachen, 
daß es - selbst ohne Privatunternehmen — eine gewisse Spannung gibt zwischen den 
Produzenten und den Nutzern eines Guts. Flexibilität, Effizienz und Wahlmöglichkeit 
für den Nutzer können Brüche, Stress und Unsicherheit für den Produzenten bedeu- 
ten. Eine zufriedenstellende Antwort muß einige Wege vorschlagen, wie mit diesen 
Spannungen umgegangen werden soll: dies ist das Wesen der Politik der Gebrauchs- 
werte. Aber sowohl Mandel als auch Nove schlagen nur einseitige Antworten vor: 
Mandel vom Gesichtspunkt des Produzenten, Nove vom Gesichtspunkt des Konsu- 
menten. Einen Gegensatz zwischen »Produzent« und »Konsument« zu postulieren, 
istin jedem Fall künstlich, weil wir alle beides sind. Aber diese Erkenntnis löst noch 
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nicht die Spannung. In diesem Aufsatz werde ich diese Spannung in Begriffen der 
Interaktionen zwischen zwei verschiedenen Arten sozialer Institutionen diskutieren: 
Unternehmen und Haushalte. Beide befassen sich mit Kaufen und Verkaufen, denn 
Haushalte verkaufen Arbeitskraft und Unternehmen kaufen Arbeitskraft und andere 
Rohstoffe. Beide Institutionen haben daher einen »Konsumenten-« und einen »Pro- 
duzenten-«Aspekt. 

Nove bietet nur wenige detaillierte Argumente für die Diskussion darüber, was 
Märkte wirklich sind; wie sie im Kapitalismus funktionieren; wie sie im Sozialismus 
organisiert sein sollen. Aus den wenigen verstreuten Bemerkungen entsteht das Bild 
eines Systems »in freier Entscheidung ausgehandelter Verträge« (S. 44) oder des Aus- 
handels zwischen Lieferant und Kunde. Zum Beispiel: »Die große Mehrheit der Güter 
und Dienste kann nur im Prozeß des Handels zwischen Lieferant und Kunde effektiv 
mit Preisen versehen werden, wobei der Handel detaillierte Spezifikationen des Lie- 
ferdatums, der Qualität und so weiter einschließt. Wir müssen natürlich erwarten, daß 
die produzierenden Unternehmen versuchen, Preise zu bestimmen; und Großhan- 
dels- und Einzelhandelsorganisationen werden versuchen, die Handelsspannen zu er- 
zielen, die sie für angemessen halten, aber wenn keine Verknappung auftritt und die 
Möglichkeit der Wahl besteht, können sich die Käufer verweigern, woanders hinge- 
hen, feilschen. Mit anderen Worten, die Konkurrenz müßte den Mißbrauch der Pro- 
duzentenmacht verhindern« (S. 210). 


Ein unrealistisches Modell 


Dieses »Verhandlungsmodell« ist keine realistische Beschreibung einer modernen 
Markt-Ökonomie, in der, wie unter Ökonomen weitgehend anerkannt ist, Festpreis- 
Märkte vorherrschen. Natürlich beschränken die Optionen der Käufer die Preisge- 
staltung — Firmen können nicht jeden Preis fordern, der ihnen gefällt. Aber während 
sich Käufer einem festgelegten Preis gegenübersehen, können Verkäufer die Preise 
bestimmen, und die Wahl der Preisstrategie ist eine spezialisierte Managementfunk- 
tion. Daher zum Beispiel handeln Haushalte im Normalfall die Preise nicht mit den 
Einzelhändlern aus; wenn sie feilschen können, zum Beispiel miteiner Baufirma oder 
einem Innenarchitekten, hängt die Fähigkeit, einen guten Preis zu erzielen, davon ab, 
ob sie ein beträchtliches Maß an Zeit und know-how einbringen \önnen. Meistens 
kann die Wahl nur innerhalb einer vorausbestimmten Warenpalctte zu vorausbe- 
stimmten Preisen getroffen werden, die die Haushalte lediglich annehmen oder ab- 
lehnen können, während Unternehmen große Mittel einsetzen können, um Haushalts- 
überlegungen zu beeinflussen und die Kenntnisse der Haushalte von den Produkt- 
eigenschaften zu kontrollieren. Haushalte sind nicht in der Lage, spezialisierte Ein- 
käufer zu beschäftigen, um zu garantieren, daß sie die beste Ware erhalten. Wie Joan 
Robinson (1972) argumentierte: »Niemand, der in der kapitalistischen Welt gelebt 
hat, läßt sich durch den Vorwand täuschen, das Marktsystem garantiere die Souverä- 
nität des Verbrauchers. Sozialistische Ökonomien müssen einen Weg finden, um sie 
zur Realität werden zu lassen.« Sie schlug weiterhin für eine sozialistische Ökonomie 
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vor: »Die größte Hoffnung scheint darin zu liegen, eine Klasse von Funktionären zu 
entwickeln, die die Rolle von Großhändlern spielen, deren Karriere und Selbstach- 
tung davon abhängt, die Verbraucher zu befriedigen. Sie können über die Läden mit 
der Nachfrage vertraut bleiben, und die Marktforschung, die in der kapitalistischen 
Welt herausfinden soll, wie die Hausfrau über den Löffel zu balbieren ist, könnte her- 
ausfinden, was sie wirklich braucht; den Herstellern könnten Gestaltungs- und Qua- 
litätsnormen auferlegt werden und die Produktpalette würde gestaltet, indem die Auf- 
träge so plaziert würden, daß sie zwischen der Ökonomie der großen Zahl und der 
Vielfalt des Geschmacks das Gleichgewicht halten.« 

Robinson gehört zu den wenigen Ökonomen, die berücksichtigt haben, daß die Re- 
organisation des Einkaufens dem sozialistischen Prozeß ebenso angehört wie die 
Reorganisation der Produktion. Die Bedeutung ihres Kommentars liegt nicht in ihrer 
besonderen Lösung sondern in der Erkenntnis, daß die Veränderung der Beziehung 
zwischen Haushalten und Produktionsprozeß einen entscheidenden Aspekt des So- 
zialismus darstellt. Nove nimmt ihren Ansatz nicht zur Kenntnis und macht auch kei- 
ne eigenen Vorschläge, wie die Verhandlungsmacht der Haushalte gegenüber den Lie- 
feranten verstärkt werden könnte, weil er sich auf den »Wettbewerb« verläßt, der die- 
ses Problem lösen soll. Aber was genau meint er mit Wettbewerb? Es istlehrreich, das 
von ihm angeführte Beispiel zu betrachten: »Nehmen wir an, es gebe sechzehn oder 
mehr Firmen (sozialisiert und kooperativ), die mit der Herstellung bestimmter Güter 
oder Dienstleistungen befaßt sind. Nehmen wir an, es handele sich um wollene Tuche, 
um Zahnpasta, Kugellager, Ferienhotels oder was auch immer. Sie gründen ihre Pro- 
duktion auf die Verhandlungen mit ihren Kunden. Die letzteren können wählen, von 
wem sie die Güter oder Dienstleistungen beziehen, die sie brauchen. Alle können sich 
von ihren Lieferanten beliefern lassen, die sie auswählen, mit dem Input, der für die 
Produktion gebraucht wird. Sie haben ein Eigeninteresse, den Verbraucher zufrieden- 
zustellen, und daher sind keine besonderen Maßnahmen erforderlich, um dies zu ga- 
rantieren (abgesehen von »normalen« Bestimmungen über Reinheit von Lebensmit- 
teln, Verbot von Verfälschungen, korrekte Etikettierung etc.)« (S. 204). 

Dies isteine sehr idealisierte Sicht des Wettbewerbs: Standardprodukte: die implizite 
Annahme ausreichender Kenntnisse und Verhandlungsfähigkeiten auf Seiten aller 
Käufer; keine Differenzierung zwischen Endverbrauchsgütern wie Zahnpasta und 
Halbfertigwaren wie Kugellagern — sowie, am wichtigsten, kein Wort zur Dynamik 
des Wettbewerbs. Es wird impliziert, der glückliche Zustand von sechzehn Herstel- 
lern, die miteinander um Kunden konkurrieren, indem sie die Preise niedrig und die 
Qualität hoch halten, werde über längere Zeit anhalten. Es werden keine räuberischen 
Formen des Wettbewerbs berücksichtigt wie: Fusionen, Übernahmen, Strate gien zur 
Vernichtung von Konkurrenten, Maßnahmen zur Reduzierung des Wettbewerbs 
durch Absprachen unter den Lieferanten. Die Dynamik der Zentralisation und Kon- 
zentration auf Wettbewerbsmärkten, die Marx, Schumpeter, Kalecki und viele andere 
betonten, kommt überhaupt nicht vor. Konkurrenz wird als Antithese zum Monopol 
behandelt, nicht als potentieller Schöpfer des Monopols; alsein Prozeß, der die Macht 
der Unternehmen eher kontrolliert als vergrößert. 
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Noves idealisierte Vorstellung ist vielleicht keine Überraschung, wenn man bedenkt, 
daß er sein ganzes Leben lang die Wirtschaften Rußlands und Osteuropas erforscht 
hat, in denen Märkte und Wettbewerb weitgehend fehlten‘. Das Bild, das sich aus em- 
pirischen Studien kapitalistischer Ökonomien ergibt, sieht allerdings ganz.anders aus. 
Es gibt genug Hinweise auf Zentralisation und Konzentration; dies bedeutet über- 
haupt nicht, daß kleine Firmen ausgeschaltet würden, sondern daß große Firmen 
vorherrschen, während kleine Firmen als Zulieferer auftreten. Die bei US-Firmen be- 
obachtete offensichtliche Stabilität im Verhältnis von Wertschöpfung (Umsatz minus 
Einkäufe von anderen Firmen) zu Umsätzen (vgl. Auerbach/Desai/Shamsavati 1988) 
widerspricht dem nicht: Firmen sind tatsächlich aktiv im Handel mit anderen Firmen 
tätig. Aber ein großer Teil davon ist kein Handel über unpersönliche Märkte: es han- 
delt sich eher um Handel zwischen einer großen »Kern«-Firma und ihrer Peripherie 
untergeordneter Zulieferer. Konzentration und Zentralisation ist sicherlich ein dyna- 
mischer Prozeß; sich darauf zu beziehen, bedeutetnoch nicht, die analytische Idee des 
»Monopolkapitalismus« und einer Tendenz zur Stagnation zu teilen. Es schließt auch 
nicht aus, daß neue Firmen in besonderen Marktsegmenten den Wettbewerb aufneh- 
men. Amstrad kann IBM auf dem Markt für Personalcomputer tatsächlich heraus- 
fordern — aber nur, indem sich Amstrad technischen Normen anpaßt, die von IBM ge- 
setzt wurden. Kein einzelner Unternehmer, so dynamisch er sein mag, kann hoffen, 
IBM auf dem Gebiet der Großcomputer herauszufordern. 
Verdrängungswettbewerb, der zu Zentralisation und Konzentration führt, bedeutet, 
daß die Bedingungen der Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft mehr und 
mehr von den Akkumaulationsstrategien großer Firmen bestimmt werden, und daß 
der Unterschied zwischen Haushalten und Unternehmen immer größer wird. Es fällt 
der Mehrheit der Haushalte immer schwerer, etwas anderes als ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen. Wenn die Funktion der zentralen Behörden daraufbeschränkt werden soll, 
die »normalen Bestimmungen« zu erlassen, innerhalb deren Rahmen Preise und 
Mengen durch die private Interaktion zwischen Käufern und Verkäufern festgelegt 
werden -— was soll die Produktionsunternehmen hindern, die Interessen der Haushalte 
als Verbraucher und als Verkäufer von Arbeitskraft zu dominieren? Noves »machba- 
rer Sozialismus« ist utopischer, als er auf den ersten Blick erscheint. 


Die Vernachlässigung der Märkte als Institutionen und Prozesse 


Nove steht in der Debatte über sozialistische Ökonomie nicht allein, wenn er wenig 
darauf achtet, was ein Markt tatsächlich ist und wie Märkte wirklich funktionieren. 
Die umfangreiche Literatur über die Theorie ökonomischer Koordination und über 
Pläne contra Märkte betrachtete meistens die Märkte nicht als soziale und materielle 
Institutionen.’ Stattdessen wird eines oder mehrere von drei beliebten Bildern be- 
schworen: Noves Verhandlungsmodell; eine Auktion, in der Käufer oder Verkäufer 
gegeneinander bieten; und ein durch Makler organisierter Markt, auf dem ein Makler 
Mengen zu vorgegebenen Einkaufs- und Verkaufspreisen anbietet, für diejenigen, die 
zu diesen Preisen handeln wollen. Aber diese Bilder sind völlig gegenstandslos. Die 
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Tatasache, daß Märkte zu ihrem Funktionieren Ressourcen benötigen, wird nur selten 
in der Debatte über die Koordination ökonomischer Systeme berücksichtigt®. In 
scharfem Gegensatz dazu gingen die für die sozialistische Planung erforderlichen 
Ressourcen als Gegenargument immer in die Debatte ein. Die hohen Zahlen an Ver- 
kaufspersonal, Marktexperten, Werbefachleuten, Maklern etc., die für den Betrieb 
von Märkten erforderlich sind, wurden gewöhnlich ignoriert, ebenso wie die Zahl der 
Angestellten, die mit Planungstätigkeiten innerhalb der Unternehmen selbst befaßt 
sind.!° So behauptete beispielsweise Hayek (1937) die Effizienz bei der Produktion 
von Information als einen entscheidenden Vorteil der Markt- gegenüber der Planwirt- 
schaft. Wie jedoch Helm betont, ging Hayek implizit davon aus, der Markt liefere 
Informationen kostenlos. Aber Auktionatoren, Makler und Verkaufspersonal müssen 
essen - ihre Tätigkeit setzt Ressourcen voraus. Sie verfügen nicht über perfektes Wis- 
sen; sie müssen Informationen sammeln. Zu häufig wird die Behauptung der Über- 
legenheit der Marktwirtschaft gestützt auf einen Vergleich zwischen einem Marktsy- 
stem mitexogenen oder kostenlos vorgegebenen Preisen und einer Planwirtschaft mit 
einer Vielzahl sichtbarer Verwaltungskosten; und die Frage, wie Märkte genau arbei- 
ten, wurde nicht gestellt. 

Ein Markt ist eine Geldverbindung zwischen Käufern und Verkäufern, aber diese 
Verbindung existiert nicht einfach, sie muß hergestellt werden. Ein Markt impliziert 
einen oder mehrere Agenten, die den Markt in Gang setzen, Preise festlegen und In- 
formation über Angebot und Nachfrage liefern, Käufer und Verkäufer zusammen- 
bringen. Inder Walrasschen Theorie des allgemeinen Gleichgewichts, die das Denken 
sowohl der Sozialisten wie der Liberalen über die ökonomische Koordination be- 
herrscht hat, ist der Marktbegründer ein »geisterhafter« Auktionator, der außerhalb 
des ökonomischen Prozesses steht und keine Profite anstrebt. Die österreichische 
Schule, der Hayek angehört, vertritt eine realistischere Haltung und sieht Märkte als 
das Werk profitsuchender Agenten, Unternehmer, Kaufleute und Finanziers. Aber alle 
berücksichtigen kaum die Tatsache, daß die Schaffung von Märkten bedeutet, die 
Mittel des Handels zu kontrollieren, wie etwa Kredit, Kommunikation, Transport, 
Lagerhaltung und Information. 

In einer kapitalistischen Wirtschaft sind Märkte in erster Linie privat, in dem Sinne, 
daß die erforderlichen Handelsmittel weitgehend von profitanstrebenden Unterneh- 
men kontrolliert werden. Sicherlich greift die Regierung in die Märkte ein, mit Regie- 
rungsbestimmungen und Anweisungen, und die Regierung stellt auch einen Teil der 
Infrastruktur bereit, die für den Handel gebraucht wird, wie z.B. Straßen. Aber die 
Intervention und Regulierung will lediglich die Bedingungen beeinflussen, unter de- 
nen die kapitalistischen Unternehmen ihre Macht zur Schaffung von Märkten aus- 
üben, sie überläßt den Marktgründern enorme Möglichkeiten, ihnen auszuweichen 
und »die Regulierung zu übernehmen«, wodurch die staatliche Agentur, die nach au- 
ßen den Markt reguliert, stattdessen zu einem Anwalt der Marktgründer wird. 

In der Diskussion über die Überführung des Sozialismus in den Markt wird häufiger 
empfohlen, die Schaffung von Märkten sich selbst finanzierenden Unternehmen zu 
überlassen, die die Kosten der Marktgründung durch Verkäufe einbringen müssen. 
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Ein solcher Markt ist ebenfalls privat in dem Sinne, daß er von einzelnen Unterneh- 
men nach Kriterien geschaffen wird, die ihren individuellen Gewinn erhöhen. Die 
Preise werden auf derartigen privaten Märkten (kapitalistisch oder sozialistisch) von 
besonderen Agenten festgesetzt, von Preisbildnern. Andere Agenten auf dem Markt 
reagieren auf diese Preise, sie sind Preisnehmer. Die Märkte werden betrieben, um die 
festgelegten Preise zu veröffentlichen; und die Reaktionen der Preisnehmer entschei- 
den darüber, ob die vorgegebenen Preise gehalten werden können. Die Festlegung 
von Preisen auf solchen Märkten impliziert nicht notwendigerweise die ständige 
Fluktuation der Preise. Manche Märkte, wie Finanz- oder Rohstoffmärkte, leisten der 
Fluktuation der Preise Vorschub. Aber die Märkte für die meisten Herstellungsgüter 
zeichnen sich durch Preislisten aus, die von Zeit zu Zeit geändert werden, aber sicher- 
lich nicht täglich (Festpreismärkte). 

Preise können nur dann nützliche Signale liefern, wenn die Entscheidungsträger sich ein 
Bildmachen können, ob ein bestimmtes Preisniveau »normal« ist oder nicht. Wirdes als 
»abnorm« betrachtet, soll es nicht beibehalten werden und entsprechende Maßnahmen 
werden eingeleitet. Marktinstitutionen haben die wichtige Funktion, Normen festzule- 
gen: gewöhnlich wird der Handel strukturiert, Informationen werden von einerbegrenz- 
ten Zahl von Marktgründern derart ausgewählt und veröffentlicht, daß sie die Bildung 
von Preiserwartungen und-normen unterstützen. Dahererfüllt die Preisfestlegung durch 
eine begrenzte Zahl von Marktgründern die nützliche Funktion, Preis»normen« festzu- 
legen, ohne die Entscheidungen in einer unsicheren Welt überaus schwierig würden. 
Aber die Erfüllung dieser nützlichen Funktion gibt den Preisbildnern überproportiona- 
len Einfluß auf das Geschehen: reale historische Prozesse sind »pfadabhängig« und die 
Preisbildner sind bei der Festlegung der Ausgangspunkte initiativ. Wie Lachmann es 
ausdrückt: »Es macht durchaus etwas aus, wer die Preise festlegtund wer sie akzeptiert.« 
Der Prozeß der Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft istnatürlich inersterLinie 
ein Prozeß.der Akzeptierung vorgegebener Preise. 


Kritiken des Marktes 


Mandels Alternative sowohl zum Markt wie zur zentralen Planung schließt ein Sy- 
stem der »artikulierten Selbstverwaltung der Arbeiter« ein, das ein dezentralisiertes, 
nicht vom Markt abhängiges System der Koordination liefern soll. Während ich mit 
Mandel darin übereinstimme, daß eine sozialistische Ökonomie darauf abzielen 
sollte, über die Marktkoordination hinauszugehen, und daß es dezentralisierte Mög- 
lichkeiten dazu gibt, ist seine Lösung zutiefst unbefriedigend. Die zentrale Schwäche 
von Mandels Ansatz liegt darin, daß er nicht nur die Märkte ablehnt, sondern auch die 
Preise. Ich werde argumentieren, daß eine dezentralisierte sozialistische Ökonomie 
einen dezentralisierten Preismechanismus braucht, aber daß dies nicht die Preisbil- 
dung durch private Märkte impliziert (d.h. nicht impliziert, daß Preise von Unterneh- 
men bestimmt werden, die als Marktgründer auftreten). 

Was ist also falsch an der Markt-Koordination? Einige der gebräuchlichsten Argu- 
mente lauten, sie bedeute Produktion um des Profits willen statt zur Befriedigung von 
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Bedürfnissen; sie sei die Antithese zur Kooperation; sie sei unpersönlich und »blind«; 
sie solle die Arbeiter disziplinieren; und sie führe zu ökonomischer Instabilität, weil 
sie keine Möglichkeit vorsehe, vorher zu erkennen, ob die produzierten Waren auch 
verkauft werden. Aber solange solche Argumente nicht sehr viel sorgfältiger ausge- 
arbeitet werden, fällt es Verteidigern des Marktes leicht, sie zu widerlegen. 

Die Marktkoordination, so argumentieren ihre Verteidiger, führt zur Befriedigung 
von Bedürfnissen, weil sie die freie Wahl des Verbrauchers erlaubt. Die Profitabilität 
ist ein Indikator für das Ausmaß, in dem die Produktion den Bedürfnissen gerecht 
wird. Natürlich sind die befriedigten Bedürfnisse diejenigen, hinter denen die not- 
wendige Kaufkraft steht, aber wenn das Problem darin bestehe, daß arme Menschen 
ihre Bedürfnisse auf dem Markt nicht ebenso befriedigen können wie reiche, dann 
liege die Lösung darin, die Verteilung der Kaufkraft durch Besteuerung und Zuschüs- 
se zu beeinflussen und durch Veränderungen im Eigentum an den Produktionsmitteln, 
nicht aber in der Abschaffung des Marktes. Die Marktkoordination, wird behauptet, 
erleichtere die Kooperation und Gegenseitigkeit, weil sie den gemeinsamen Interes- 
sen der Käufer und Verkäufer am Abschluß eines Handels gerecht wird.!' 

Die Unpersönlichkeit der Marktkoordination kann als Vorteil begriffen werden, als 
Verteidigung derpersönlichen Freiheit und als Bollwerk gegen die personalisierte Ty- 
rannei. Die Verteidiger werden darauf hingewiesen, daß jeder dezentralisierte Ent- 
scheidungsmechanismus insoweit »blind« ist, als das Ergebnis nicht bewußt von den 
Teilnehmern gewollt wird, sondern sich aus der Aggregation ihrer individuellen Ent- 
scheidungen ergibt. So wählt bei einer Abstimmung jeder Wähler »seinen« Kandida- 
ten, aber das Ergebnis ist das Resultat des »blinden« Wirkens der besonderen Aggre- 
gationsmethode. Es wird das Bedürfnis in jedem ökonomischen System betont, die 
Arbeitsdisziplin aufrechtzuerhalten, ebenso die Möglichkeit eines Mißverhältnisses 
von Angebot und Nachfrage in jeder komplexen Ökonomie. Es komme, wird es hei- 
Ben, nicht darauf an, ein solches Mißverhältnis zu vermeiden, sondern es mittels eines 
angemessenen Mechanismus zu korrigieren. Der Markt sei ein guter Anpassungsme- 
chanismus, wird behauptet, darin sah tatsächlich Adam Smith den entscheidenden 
Vorteil der »unsichtbaren Hand«, Smith wollte allerdings auch nicht Paretos stati- 
sches optimales allgemeines Gleichgewicht erzielen, das unter den neoklassischen 
Ökonomen des zwanzigsten Jahrhunderts die Diskussion des Markts als eines Ko- 
ordinationssystemes mehr und mehr dominierte, sondern eine Neuverteilung der Res- 
sourcen in der richtigen Richtung, wenn sich die Bedingungen von Angebot und 
Nachfrage veränderten.'” Wenn der Anpassungsmechanismus des Markts zu langsam 
funktioniert, wird man sagen, läßt sich den resultierenden makroökonomischen Pro- 
blemen der Arbeitslosigkeit oder Inflation nur mit einer geeigneten fiskalischen und 
monetären Politik beikommen, ergänzt durch Interventionen, um die Geschwindig- 
keit des Anpassungsmechanismus zu erhöhen. Daher werden die Verteidiger des 
Marktes schließen, sei keiner der Einwände durchschlagend. Sozialisten sollten sich 
der Vorteile des Marktes als eines Instruments bedienen, das dezentralisierte und fle- 
xible Entscheidungen zuläßt, und das die Individuen dazu motiviert, dem öffentlichen 
Interesse durch die Verfolgung ihrer eigenen Interessen zu dienen. 
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Entscheidungsfindung und Märkte 


Sozialisten sollten tatsächlich die progressiven Aspekte der Marktkoordination er- 
kennen. Marx hatdas offensichtlich getan: seine Schriften enthalten Passagen, die fast 
als Lobeshymnen darauf gelesen werden können, wie die Märkte die Fesseln der per- 
sönlichen Abhängigkeit sprengten, die für den Feudalismus kennzeichnend war, und 
allgemein die Anerkennung der Art, wie Märkte gegenseitige Bedürfnisse befriedigen 
können. Aber Marx betonte auch, daß Märkte nicht einfach Instrumente der Freiheit 
und Agenturen der Kooperation zwischen Individuen sind; selbst idealisierte Märkte, 
wie Nove sie sieht, können ihrerseits Macht über Individuen ausüben, eine Macht, die 
Marx als den »Warenfetisch« bezeichnet und die im öffentlichen Diskurs als »Markt- 
kräfte« in Erscheinung treten. 

Diese Macht tritt auf, weil Märkte den Entscheidungsprozeß nicht einfach dezentra- 
lisieren; sie atomisieren ihn. Denn im grundlegenden Marktverhältnis, der Geldver- 
bindung, ist jede Einheit im Entscheidungsprozeß von jeder anderen Entscheidungs- 
einheit abgetrennt und nur mit den Mengen und Preisen der Waren verknüpft. (Dies 
gilt, ob der Entscheidende Preise festlegt oder akzeptiert.) Aber selbst wenn Käufer 
und Verkäufer durch die Institutionen des Markts nichtphysisch getrennt werden, sind 
sie nichtsdestoweniger in dem Sinne voneinander isoliert, daß der Marktmechanis- 
mus als solcher, die Geldverbindung, individuellen Kaufs- und Verkaufseinheiten 
keine direkte Information über die Absichten und Werte anderer liefert. Jeder muß für 
sich handeln, in Unkenntnis der Absichten anderer, und ermuß darauf warten, daß die 
Entscheidungen anderer sich durch die Änderung von Preisen und Mengen äußern. 
Individuelle Einheiten haben unter diesen Umständen vorher kaum Grundlagenin- 
formationen darüber, welchen Einfluß, wenn überhaupt, ihre Entscheidung auf das 
Gesamtergebnis haben wird. (Dieses Problem wird in der ökonomischen Diskussion 
häufig dadurch vermieden, daß angenommen wird, der Entscheidende sei marginal 
—d.h., die Entscheidung jedes einzelnen habe keine Auswirkung auf das Ergebnis des 
Marktes.) Die Bedeutung der individuellen Entscheidungen für das Gesamtergeb- 
nis wird erst hinterher offensichtlich, wenn Preise und Mengen von Gütern und Be- 
schäftigung sich verändert haben. Nur durch die Veränderungen der Preise und 
produzierten Mengen erfolgt die Neuverknüpfung zwischen den verschiedenen Ent- 
scheidungsträgern: »Die Verhältnisse der Produzenten ... erhalten die Form eines 
gesellschaftlichen Verhältnisses der Arbeitsprodukte« (Marx 1972, S. 86). Man ver- 
gleiche dies mit der Entscheidung in einem Ausschuß oder einem Team, wo jeder 
Teilnehmer sich über die Absichten und Präferenzen der anderen Teilnehmer verge- 
wissern kann, bevor eine Entscheidung fällt. 

Die Isolierung der Entscheidungsträger bedeutet, daß für jeden die Frage lautet: was 
sollich tun, um meine Interessen am besten zu verfolgen, wenn ich den gegenwärtigen 
Preis und die Verfügbarkeit von Waren kenne, aber nicht weiß, was andere tun wollen 
und tun würden? Die Antwort ist nicht notwendigerweise die gleiche, die auf eine 
ganz andere Frage gegeben würde — was soll ich tun, um meine Interessen am besten 
zu verfolgen, wenn ich die gegenwärtigen Preise und Verfügbarkeit von Waren kenne 
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und auch weiß, was andere tun wollen und tun würden? Dies ist der Kern des »Iso- 
lations-Paradoxes«, das eine Grundlage für die Diskussion individuierter undkollek- 
tiver Entscheidungsfindung in der ' gegenwärtigen Wohlfahrtsökonomie geliefert 
hat.'? Es tritt auf, weil die Entscheidungen, die jeder von uns als angemessen für uns 
betrachtet, nicht unabhängig sind von den Entscheidungen, die andere zu treffen 
beabsichtigen, wenn die erzielte Befriedigung aus der Entscheidung jedes einzelnen 
von den Entscheidungen anderer abhängt. Der Marktmechanismus liefert uns keine 
direkten Informationen über die Absichten, Wünsche und Werte, er liefert nur Infor- 
mationen über das Ergebnis von Entscheidungen, die in Unkenntnis getroffen 
wurden. Der Marktmechanismus kann insoweit als »blind« beschrieben werden, weil 
er unsere Unkenntnis nicht behebt. Marx’ Theorie vom Warenfetisch, der Ökonomen 
häufig als einer seiner dunkelsten Begriffe erscheint, kann als dramatische Metapher 
für das Isolationsproblem gelesen werden - »das bestimmte gesellschaftliche Verhält- 
nis der Menschen selbst, welches hier für sie die phantasmagorische Form eines Ver- 
hältnisses von Dingen annımmt« (Marx 1972; S. 86). Auf Märkten können Entschei- 
dungsträger keine direkte Verbindung mit den Wünschen, Hoffnungen und Werten 
anderer herstellen. Stattdessen werden die Wünsche, Hoffnungen und Werte anderer 
in Marktpreise und Mengen übersetzt, die mit Naturkraft zu wirken scheinen, und 
denen sich jede Entscheidungseinheit anpassen. muß — ohne jede Gelegenheit zu 
kollektiver gesellschaftlicher Reflexion und Diskussion, die zu einer anderen Ent- 
scheidungsfolge führen könnte. Marktergebnisse werden so als ein externer zwingen- 
der Druck empfunden, dem sich Individuen anpassen müssen, und Marktprozeduren 
bieten keine Kanäle für Entscheidungsträger, ihre Wahl vor der Entscheidung noch 
einmal zu überdenken, noch sich gemeinsam mit anderen über Veränderungen der 
Ziele zu beraten. 

Dieses Problem bleibt außer acht, wenn angenommen wird, es gebe keine gegensei- 
tigen Abhängigkeiten zwischen der Befriedigung, die eine individuelle Entscheidung 
hervorruft, und den Entscheidungen anderer. Solche gegenseitigen Abhängigkeiten 
gelten in der ökonomischen Theorie häufig als unwichtige Sonderfälle. Umwelttheo- 
retikerhaben uns gezeigt, wie alles durchdringend gegenseitige Abhängigkeiten sind, 
aber sie neigen dazu, sich auf physikalische Interdependenzen zu konzentrieren, wie 
Luftverschmutzung oder Verkehrsstaus. Paretos Wohlfahrtsökonomie — der Rahmen, 
an dem Ökonomiestudenten typischerweise lernen, die Stärken und Schwächen des 
Marktmechanismus zu beurteilen — ist bereit, die Intervention der Regierung auf 
Märkten zu berücksichtigen, die auf Probleme wie Luftverschmutzung abzielt. Sie 
will jedoch nicht einen anderen Typ gegenseitiger Abhängigkeit anerkennen, der 
nicht aufgrund fehlender Märkte entsteht (der Grund für Interdependenzen wie Luft- 
verschmutzung), sondern wegen des Ungleichgewichts jedes realzeitlichen Markt- 
prozesses (selbst eines zukünftigen Marktes), in dem Individuen isoliert entscheiden 
müssen, und zwar zu einem bestimmten Zeitpunkt vor der Kenntnis der Folgen dieser 
Entscheidungen. In der Zeit zwischen der Entscheidung und dem Auftreten ihrer Fol- 
gen können aufgrund der intervenierenden Entscheidungen anderer viele Verände- 
rungen auftreten, die sich auf den Gewinn auswirken. Solche Interdependenzen 
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durchdringen Personal- und Investitionsentscheidungen, aber der Marktmechanis- 
mus bietet keine Möglichkeit, diese wechselseitige Abhängigkeit auszudrücken.'* 
Wenn es gegenseitige Abhängigkeiten zwischen den Entscheidungen verschiedener 
Menschen (oder Gruppen von Menschen) gibt, dann bestehen selbst unter dem Aspekt 
der Eigeninteressen starke Argumente für Öffentlichkeitswirksame Entscheidungs- 
prozesse®, Es ist für jeden Entscheidungsträger selbstzerstörerisch, nur das eigene 
Interesse zu verfolgen, nur den unmittelbaren Gewinn, und nicht auch die Auswir- 
kungen seiner Wahl auf andere und auf das Funktionieren von Institutionen zu be- 
rücksichtigen. Der Markt ermöglicht jedoch keine Entscheidung im Interesse der 
Öffentlichkeit und zeigt praktisch sogar die Tendenz, sie zu unterminieren. 

In Marktwirtschaften finden sich die Entscheidungsträger tatsächlich nicht mit ihrer 
Atomisierung und dem Fehlen direkter Information über die Absichten anderer ab. 
Wie Marx in den »Grundrissen« feststellte: »Gleichzeitig mit der Entwicklung dieser 
Entfremdung, auf ihrem eigenen Boden, wird versucht, sie aufzuheben; Preiscou- 
rantlisten, Wechselkurse, Verbindungen der Handelstreibenden untereinander durch 
Briefe, Telegraphen etc. (die Kommunikationsmittel wachsen natürlich gleichzeitig), 
worin jeder einzelne sich Auskunft über die Tätigkeit aller andren verschafft und seine 
eigene danach auszugleichen sucht.« Es bilden sich Verbände; Entscheidungsträger 
tauschen die Informationen über ihre Pläne bei Geschäftsessen aus, Märkte werden 
von einem ganzen Netz von dem Markt nicht unmittelbar zugehörigen Kontakten um- 
geben, die nicht durch Geld vermittelt werden. Dennoch sind Ausmaß und Qualität 
des kooperativen Austauschs von Informationen, die der Geldnexus nicht liefern 
kann, durch die Suche nach Vorteilen im Wettbewerb eingeschränkt; zumindesteinige 
Befürworter des Marktsozialismus erkennen dies an.'* Der Informationsfluß wird 
fragmentiert; es fehlt der offene Zugang zu Informationsnetzen; Ressourcen werden 
verschwendet, wenn wegen der Geheimhaltung Informationen doppelt gesammelt 
werden müssen. Oder, um die Marxsche Ausdrucksweise in den Grundrissen zu ver- 
wenden, die kooperativen Versuche zur Aufhebung der Entfremdung des Marktes 
transzendieren in einer Marktökonomie nicht diese Entfremdung; sie wird vielmehr 
von ihr begrenzt. So berühren Marktergebnisse die Individuen weiterhin als externe 
Kräfte. 


Der Prozeß der Anpassung und die Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft. 


Ob die Marktkräfte mit Besorgnis zu betrachten sind, hängt ab von den Überzeugun- 
gen über die Leichtigkeit und Stabilität der Anpassung, bzw. von der Möglichkeit von 
Alternativen zu der atomisierten Koordination der Märkte. Ist es für Individuen ver- 
hältnismäßig leicht, ihre Käufe und Verkäufe in Reaktion auf veränderte ökonomi- 
sche Bedingungen stabilisierend anzupassen, und besitzen sie eine Vielzahl attrakti- 
ver Optionen, dann gibt es nicht vıel Grund zur Sorge über die Zwänge des Marktes. 
Die Befürworter des Marktes neigen zudem Glauben, bei ungehindertem Funktionie- 
ren des Marktes sei die Anpassung verhältnismäßig einfach, obwohl dieser Überzeu- 
gung durchaus nicht eine einheitliche Theorie zugrundeliegt. Zum Beispiel bringt die 
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Walrassche Theorie des allgemeinen Gleichgewichts (die intellektuelle Grundlage 
der neo-klassischen Ökonomen) die beruhigende Annahme zum Ausdruck, Indivi- 
duen könnten ihre Pläne zu Produktion oder Konsum den Preissignalen anpassen, be- 
vor sie tatsächlich kaufen und verkaufen und Ressourcen in die Produktion lenken. 
Ihre wiederholte Reaktion auf wechselnde Preissignale verrät ihre Präferenzen, wo- 
durch sie das Problem ihrer Unkenntnis von den Absichten der anderen überwinden. 
Die Annahme lautet, der Markt verhalte sich so, als sei er von einem (kostenlosen) 
Auktionator koordiniert. Wenn der Markt öffnet, ruft der Auktionator eine Reihe will- 
kürlicher Preise aus, und die Teilnehmer am Markt entscheiden, was sie zu diesen 
Preisen kaufen oder verkaufen wollen. Sie geben diese Information (kostenlos) anden 
Auktionator, der dann eine neue Reihe von Preisen ausarbeitet, niedriger für Waren, 
die massenhaft angeboten werden, und höher für diejenigen, für die große Nachfrage 
besteht. Jeder entscheidet dann wieder, was er kaufen und verkaufen will, und das 
setzt sich fort, bis ein Preisniveau erreicht ist, das den Markt befriedigt, indem es An- 
gebot mit Nachfrage gleichsetzt. Nur dann finden Käufe und Verkäufe tatsächlich 
statt. So werden die Probleme vermieden, die mit den aufeinanderfolgenden atomi- 
sierten Entscheidungen verbunden sind: der Auktionator koordiniert die Entschei- 
dungen, und die tatsächlichen Käufe und Verkäufe finden gleichzeitig und nicht nach- 
einander statt. Die Produktion findet nur statt, sobald sich jeder darüber klar ist, mit 
welchen Konsequenzen die Pläne behaftet sind. Der damit implizierte Anpassungs- 
prozeß ist ein fiktiver Prozeß, der außerhalb der realen Zeit stattfindet.” 

Die österreichische Schule (Menger, von Mises, Hayek und ihre modernen Nachfol- 
ger, wie Lachmann und Kitzner) malte ein handfesteres Bild, in dem eher der Unter- 
nehmer als der Auktionator die Heldenrolle spielt. Die Anpassung erfolgt nacheinan- 
der, nicht gleichzeitig, und findet durch das Handeln des Unternehmers statt - durch 
Schlichtung, Spekulation oder Innovation. Die Betonung liegt eher auf der Anpas- 
sungsfähigkeit und Flexibilität der Menschen als auf den Zwängen, denen sie gegen- 
überstehen. Vertreter dieser Schule neigen dazu, die Leichtigkeit zu sehr zu verallge- 
meinern, mitder Kaufleute vom Kaufen zum Verkaufen wechseln oder Finanziers von 
einer Industrie zur anderen, wodurch sie über die Schwierigkeiten hinweggehen, 
Schwerter in Pflugscharen zu verwandeln, oder Bergsteiger in Elektronikingenieure. 
Sie verwerfen den für die neo-klassische Ökonomie zentralen Begriffe des statischen 
Gleichgewichts und betonen Ungewißheit und Veränderung. Aber die österreichische 
Schule vertritt weiterhin den Gedanken einer Tendenz zum Gleichgewicht; es wird 
durch konkurrierende Unternehmer hergestellt, die die Preise steigen lassen, wenn die 
Nachfrage das Angebot übersteigt, und sie sinken lassen, wenn das Angebot größer 
ist als die Nachfrage.'® Tatsächlich bestehen auf den meisten Märkten gute Gründe, 
weswegen die Preise sich nicht in Richtung eines befriedigten Marktes bewegen. 
Wenn Agenten auf einem bestimmten Markt ständig entweder Käufer oder Verkäufer 
sind, statt zwischen beiden Rollen zu wechseln; wenn Käufer und Verkäufer die Kon- 
tinuität in ihren Beziehungen pflegen; und wenn Einkaufen ein kostspieliger Prozeß 
ist, dann mag es für Unternehmen durchaus rational sein, ihre Preise nicht zu reduzie- 
ren, wenn die Nachfrage fällt, und sie sogar angesichts fallender Nachfrage zu erhö- 
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hen (vgl. bspw. Okun 1981). Aber wie Lachmann zugibt, haben österreichische Öko- 
nomen nicht erklären können, wie Preise tatsächlich gebildet werden, und sie disku- 
tierten auch nicht die Beziehung zwischen Preisbildnern und Preisnehmern auf den 
Märkten. Die Möglichkeit, daß die Konkurrenz zwischen Unternehmen Anpassungs- 
fehler hervorruft, wird nicht berücksichtigt. 

Keine der Schulen sieht eine Notwendigkeit, Arbeit von anderen Produktionsfaktoren 
im Anpassungsprozeß zu unterscheiden. Marktgeleitete Anpassung impliziert eine 
Reduktion der meisten Menschen in der Produktion auf den Status bloßer Produk- 
tionsfaktoren, die so eingesetzt werden, daß sie den profitabelsten Output garantieren. 
Dies bedeutet, die Menschen allein instrumentell und nicht als Werte in sich aufzu- 
fassen. Der Markt ermutigt mich nicht, andere als Mitbürger zu sehen, als Mitglieder 
der gleichen Gemeinschaft, die neben dem Kauf von Produkten eine Vielfalt anderer 
Ziele verfolgen, sondern lediglich als Faktoren in Produktionsprozessen, aus denen 
die mir verfügbaren Waren hervorgegangen sind. Ich kann diese Waren kaufen, weil 
ich durch den Verkauf meiner Arbeitskraft als Faktor in der Warenproduktion für ei- 
nen anderen Kaufkraft erworben habe. Das meint Marx, wenn er sagt, ineiner Markt- 
ökonomie nähme das Verhältnis zwischen den Produzenten die Form eines gesell- 
schaftlichen Verhältnisses zwischen Dingen an, »ein Verhältnis, das getrennt von und 
außerhalb der Produzenten besteht«. 

Natürlich widersetzen sich die Menschen der Reduktion auf den Status von Robotern. 
Sie passen sich nicht passiv den Veränderungen in Angebot und Nachfrage an. Sie ver- 
suchen, die Parameter zu ihren Gunsten zu verändern; Marktmacht zu erwerben und 
auszuüben; den Marktkräften weniger ausgeliefert zu sein. Diejenigen mit besserer 
Ausbildung und Organisation, besseren Fertigkeiten, Ressourcen, Verbindungen sind 
erfolgreicher; wem dies fehlt, ist den Lasten der Anpassung am stärksten ausgesetzt. 
DieserWiderstand wird von den Befürwortern der Marktkoordination häufig beklagt; 
sie argumentieren, der Widerstand selbst vergrößere die Lasten der Anpassung; nur 
wenn die Menschen akzeptierten, daß es keine andere Alternative gäbe, wären die Ko- 
sten geringer. 

Die Ironie liegt darin, daß eine Ökonomie, die ausschließlich von solchen passiven 
Agenten bevölkert wäre, keineswegs erfolgreich sein könnte. Zum Beispiel hängt der 
technische Fortschritt von Menschen ab, die versuchen, die Parameter zu ändern und 
die nicht akzeptieren, daß es keine Alternative gibt; ein hohes Produktivitätsniveau 
hängt von Menschen ab, die ihre Phantasie, Initiative und Planung einsetzen, selbst 
in der stumpfsinnigsten Fließbandarbeit; Menschen brauchen das Gefühl einer Be- 
ziehung zu ihrem Arbeitsplatz, einen gewissen Stolz auf und die Befriedigung durch 
ihre Arbeit, wenn Qualitätsstandards hoch gehalten werden sollen. Die Klassenant- 
wort darauf liegt darin, einem privilegierten Teil der arbeitenden Bevölkerung — Un- 
ternehmern, Managern, Wissenschaftlern, Universitätsprofessoren etc. -zuerlauben, 
Initiative und Phantasie zu entwickeln, die Masse der Arbeiter dagegen zur passiven 
Anpassung zu verdammen. Wenn sie sich solcher Passivität widersetzen, können die 
meisten von ihnen Einfluß auf den Produktionsprozeß nur gewinnen, wenn sie sich 
defensiv durch Obstruktion gegen die Anpassung wehren. Die Klassenantwott ist of- 
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fensichtlich keine Lösung für diejenigen, die ein echtes Interesse daran haben, eine 
sozialistische Gesellschaft zu erreichen. 

Eine weitere Ironie liegt darin, daß keine Ökonomie sich lediglich durch einen markt- 
geleiteten Anpassungsprozeß regulieren kann, weil es Schlüsselressourcen gibt, die 
nicht vollständig in Waren verwandelt werden können. Dazu gehören insbesondere 
die Arbeitskraft und die Umwelt. Obwohl die Arbeitskraft gekauft und verkauft wer- 
den kann, ist sie nicht völlig zur Ware geworden, weil sie nicht als Ware produziert 
wird. Obwohl die ökonomischen Kosten und Erträge bei der Entscheidung über den 
Kinderwunsch eine Rolle spielen, werden Kinder in der Regel nicht einfach als öko- 
nomische Ressourcen behandelt, die entlassen werden können, wenn sich das Kosten- 
Nutzen-Verhältnis ändert. Maschinen können verschrottet, Ernten verbrannt werden, 
wenn sie unprofitabel werden, aber außer in Sonderfällen werden Kinder, sobald sie 
einmal geboren sind, bis zu einem gewissen Maße als Wert an sich behandelt, nicht 
nur als ökonomische Ressourcen, und werden wenn möglich ernährt. Eine Markt- 
ökonomie erfordert altruistisches, kollektives Verhalten im Haushalt und eine Art der 
Ressourcenverteilung, die nicht völlig von der Reaktion auf Freissignale bestimmt 
wird (vgl. Folbre 1986). Die patriarchalische Antwort darauf lautet, Frauen zu Selbst- 
losigkeit für den Haushalt aufzufordern, wobei ihre unbezahlte Arbeit einen flexiblen 
Puffer liefert, der es den Männern erlaubt, auf Marktsignale zu reagieren. Diese 
Antwort muß von Sozialisten entschieden abgelehnt werden, nicht weil wir altruisti- 
sche, kollektive Verhaltensweisen entmutigen wollen, sondern weil sie allgemein 
gelten sollen statt unter den Bedingungen einseitiger Abhängigkeit.'” Der Anpas- 
sungsprozeß in einer Marktökonomie, in der es im bezahlten Arbeitsprozeß und im 
Haushalt wesentliche Ungleichheiten gibt, hängt somit von denen ab, die über genug 
Macht verfügen, diejenigen mit weniger Macht zur passiven Anpassung oder alt- 
ruistischen Aufopferung zu überreden oder zu zwingen — so daß die aus der Initiative 
erwachsende Selbstbestimmung, die von der österreichischen Schule so in den Him- 
mel gehoben wird, nur für wenige reserviert bleibt. 


Mikro-Fundierung der Makro-Probleme 


Neben den Verhaltensvoraussetzungen für eine erfolgreiche marktgeleitete Anpas- 
sung gibt es auch die Probleme der Qualität des Ergebnisses und der Stabilität der 
Sequenz. Die atomisierten Entscheidungen des Marktes ermöglichen eine Wahl zwi- 
schen alternativen, stückweisen, marginalen Anpassungen, aber nicht zwischen alter- 
nativen Gesamtzuständen: Wahlmöglichkeit im kleinen garantiert keine Wahlmög- 
lichkeit im großen. Dies ist besonders wichtig für Umweltfragen. Hirsch (1977,S.18) 
gibt das folgende Beispiel: »Wenn der öffentliche Nahverkehr sich verschlechtert, 
erhalten wir einen Extra-Anreiz, unser eigenes privates Transportmittel zu benutzen, 
wodurch es zu einer weiteren Verschlechterung und einer schwächeren Position des 
öffentlichen gegenüber dem privaten Verkehr kommt. Die Wahl wird in jeder Phase 
eines dynamischen Prozesses freigestellt; es gibt jedoch keine Auswahl zwischen den 
Zuständen an jedem Ende dieses Prozesses.« Die Lücke zwischen Mikro-Rationalität 


76 . Diane Elson 


und Makro-Rationalität, die sich aus der atomisierten Entscheidungsfolge ergibt, hat 
besonders wichtige Implikationen für die Gesamtstabilität von Marktsystemen; d.h. 
dafür, ob der Anpassungsprozeß auf ein stabiles Gleichgewicht hinausläuft oder ob er 
über das Ziel hinausschießt und zu Konjunkturen führt, denen Depressionen folgen, 
zu plötzlichen zerstörerischen Anpassungen durch Krisen, zu längeren Zeiträumen 
der Stagflation. 

Selbst die eifrigsten Befürworter des Marktes würden die Existenz von Problemen 
wie das des Schweinezyklus anerkennen. Viele würden auch die Instabilitätsproble- 
me auf Finanzmärkten zugeben, die mitentscheidend waren für die gegenwärtige 
unerträgliche und unbezahlbare Verschuldung der Dritten Welt, wie auch für den neu- 
esten langen Boom und plötzlichen Krach auf den Weltaktienmärkten. Diese Instabi- 
lität hängt eng damit zusammen, wie eine atomisierte Entscheidungsfolge mit der 
Ungewißheit umgeht. Das Problem liegt darin, daß die Schritte, die ein isolierter Ent- 
scheidungsträger in einem Reihenprozeß zur Risiko-Minimierung unternimmt, das 
Risiko des Gesamt-Systems erhöhen können. Daher haben floatende Zinsraten, syn- 
dikatisierte Anleihen und Deckungsklauseln für Anleihen an Drittwelt-Regierungen 
— sämtlich zur Verminderung der Risiken einzelner Banken eingeführt — die Risiken 
vergrößert, denen das gesamte Bankgeschäft mit Regierungen der Dritten Welt aus- 
gesetzt war. Ähnlich begrenzt die Existenz »liquider« Aktienmärkte, auf denen man 
jederzeit unter geringen Kosten handeln kann, die Risiken für einzelne Investoren, 
vergrößert jedoch die Risiken für Investitionen insgesamt. Dieser Faktor bewog Key- 
nes (1973, S. 159), Aktienmärkte als »Kasinos« zu beschreiben und zu fordern, sie 
sollten teuer und schwer zugänglich sein. Seitdem sind sie natürlich noch viel zu- 
gänglicher und billiger geworden -ein Grund dafür, warum die Aktienkurse 1987 sehr 
viel schneller fielen als 1929. 

Das gleiche Problem des Systemrisikos —resultierend aus den Versuchen atomisierter 
Entscheidungsträger, ihr eigenes Risiko isoliert zu vermindern — ist letzten Endes 
auch die Ursache für das makroökonomische Problem fehlender Nachfrage in einer 
Marktökonomie. Angesichts einer ungewissen Zukunft versuchen isolierte ökonomi- 
sche Einheiten ihre Flexibilität zu bewahren, indem sie ihr Geld zurückhalten, das als 
verallgemeinerte Kaufkraft viel flexibler ist als spezifische Güter und Dienstleistun- 
gen. Dies ist das Kennzeichen einer kapitalistischen monetären Ökonomie, das Key- 
nes als Liquiditätspräferenz bezeichnete. Aber gerade die Flexibilität, die das Geld 
isolierten ökonomischen Einheiten gestattet, macht eine monetäre Ökonomie, die aus 
solchen Einheiten zusammengesetzt ist, grundlegend unbeständig. Aufgrund der Fle- 
xibilität, die durch die Zurückhaltung von Geld erreicht wird, können individuelle 
Einheiten ihre Pläne schnell ändern, wenn sie eine Veränderung auch nur erwarten. 
»Vertrauen« wird zu einer wichtigen Determinante des Investitionsniveaus und der 
Kapazitätsausnutzung. Wie Bhaduri (1986, S. 91) formuliert: »Paradoxerweise kann 
die Zurückhaltung von Geld als individuelle Option zum besseren Umgang mit der 
Ungewißheit als gesellschaftliches Instrument scheitern, indem sie den Einfluß der 
Ungewißheit auf die gegenwärtigen ökonomischen Aktivitäten vergrößert.« 

Dieser negative Aspekt wird viel wahrscheinlicher in einer Ökonomie vorherrschen, 
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in der das Geld nicht lediglich als Mittel des Austausches und der Werterhaltung fun- 
giert, sondern als Kapital; das heißt als Geld, das zurückgehalten wird, um den Erwerb 
nicht von Waren per se, sondern von mehr Geld zu erleichtern. Betrachten wir, wie 
Haushalte Geld benutzen. Sie tauschen eine Art Waren (sagen wir Arbeitskraft) gegen 
andere Arten Waren (sagen wir Nahrung und Kleidung), indem sie Arbeitskraft gegen 
Geld tauschen, und Geld gegen Nahrung und Kleidung. Die Reproduktion dieser Ket- 
te von Käufen und Verkäufen hängt in gewissem Ausmaß von dem Stand der Erwar- 
tungen ab — der Haushalt wird vielleicht Käufe verschieben und sein Geld zurückhal- 
ten, wenn er zum Beispiel Preissenkungen erwartet. Aberein Haushalt kann Käufe in 
der Erwartung zukünftiger Preissenkungen nicht über einen bestimmten Punkthinaus 
verschieben, weil Nahrung und Kleidung notwendig sind. Wenn der Topf leer ist, muß 
Nahrung heute gekauft werden, auch wenn sie nächste Woche vielleicht billiger ist. 
Für Unternehmen, die Profit zu ihrem obersten Ziel machen müssen, liegt die Situa- 
tion anders. Sie sind nicht interessiert an den Waren selbst (und können es nicht sein). 
Für sie ist vor allem das Geld von Bedeutung, das in der untersten Zeile der Bilanz 
erscheint. Das läßt sich mit Marx als Geld-Kapital-Kreislauf G-W-G’ ausdrücken, in 
dem es nicht darauf ankommt, eine Menge von Waren gegen eine andere auszutau- 
schen, sondern eine Summe Geld gegen eine größere Summe Geld. Die Reproduktion 
dieses Kreislaufs wird durch die Liquiditätspräferenz viel eher unterbrochen werden 
als die Kette von Käufen und Verkäufen in einem Haushalt. Wenn ein Unternehmen 
nicht erwartet, seine Produkte zu verkaufen, ist es sinnvoller, Geld zu horten, statt es 
für den Kauf von Produktionsmitteln und Arbeitskraft einzusetzen. Kein Bedürfnis 
nach Waren per se setzt diesem Horten eine Grenze — Unternehmen brauchen nicht 
zu essen. Unter solchen Bedingungen wird Geld zum Fetisch und gewinntein eigenes 
Leben. 

Profitanstrebende Unternehmen können Geld horten, selbst wenn die Input-Preise 
fallen — zum Beispiel selbst dann, wenn Arbeiter Lohnkürzungen hinnehmen, und 
selbst wenn dies zu einer Senkung der Preise anderer Rohstoffe führt. Wenn die Preis- 
senkungen die Hoffnung auf weitere Preissenkungen nähren, dann istes ganz rational, 
auch weiterhin Geld zu horten und Ausgaben zu vermeiden. Ganz gleich, wie flexibel 
Preise sind und wie schnell Märkte sich in Richtung ihrer Befriedigung bewegen, gibt 
es daher in einer monetären Ökonomie keine Garantie, daß das Saysche Gesetz gilt. 
Die Möglichkeit mangelnder Nachfrage besteht immer. Mandel hat durchaus recht zu 
betonen, daß makro-ökonomische Probleme im Marktprozeß wurzeln. 


Die Keynessche Lösung: Intervention auf den Märkten 


Keynes Antwort auf die Lücke zwischen Mikro-Rationalität und Makro-Rationalität 
lautet, daß der Staat auf den Märkten als Käufer, Besteuerer und Darlehensgeber in 
Notfällen fungiert, um der Möglichkeit eines Nachfragemangels zu begegnen - zum 
Beispiel, um mehr Liquidität zu schaffen und auf diese Weise eine Zunahme der 
Liquiditätspräferenz zu steuern, die sonst zu einer Depression führen könnte. Es gibt 
jedoch in Marktprozessen einige Probleme, die nicht so einfach überwunden werden 
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können. Die Intervention auf Märkten verändert die aktuellen Parameter (Preise, Zins- 
raten, Kurse, Steuersätze, Nachfrageniveau etc., mit denen Marktschöpfer und andere 
Entscheidungsträger rechnen müssen, aber nicht die Charakteristika des Marktpro- 
zesses selbst. Insbesondere verändert sie nicht die gesellschaftliche Isolation der Ent- 
scheidungsträger, so daß auch weiterhin jeder unter dem überwältigenden Druck steht, 
die eigenen Interessen auf blinde Weise zu verfolgen, und die von zentralen Behörden 
auferlegten Veränderungen zu umgehen oder zu unterlaufen (vgl. Hirsch 1977, Kap. 
9). Intervention auf Märkten kann wirkungslos oder überaus kostspielig sein, wenn 
Agenten auf dem Markt nur nach Maßgabe ihres individuellen Vorteils reagieren — und 
dennoch macht es die von den Märkten auferlegte gesellschaftliche Isolation den ein- 
zelnen schwierig, etwas anderes zu tun. Intervention auf Märkten liefert keine Insti- 
tutionen, um die kollektive Reflexion vor der Entscheidung der einzelnen zu erleich- 
tern. 

Dies wurde in dem Problem offensichtlich wie in den fortgeschrittenen Industrielän- 
dern mit der Stagflation umzugehen ist. Die konventionellen keynesianischen fiska- 
lischen und monetären Heilmittel können nicht mit einer Situation fertig werden, in 
der Preise und Löhne steigen, während Output und Beschäftigung fallen. Dies öffne- 
te den Weg für eine »monetaristische« Politik, um dem Problem durch eine Kombi- 
nation von Deflation und Maßnahmen zur Steigerung der Konkurrenz auf den Märk- 
ten beizukommen - eher im Sinne der walrasschen und österreichischen Theorie, mit 
fallenden Preisen bei sinkender Nachfrage. Eine derartige Politik bedeutet enorme 
Kosten an Arbeitslosigkeit und verschwendete Ressourcen, und sie ist letzten Endes 
selbstzerstörerisch. Die meisten Märkte verhalten sich nicht so wie diejenigen in der 
walrasschen und österreichischen Theorie, und das nicht aus Mangel an Wettbewerb, 
sondern gerade wegen des Wettbewerbs. Eine leicht zugängliche Darstellung dieses 
Punktes liefert Okun (1981, S. 342), der zu dem Schluß kommt: »... das angemessene 
Funktionieren von Verbrauchermärkten und Karriere-Arbeitsmärkten erfordert eine 
deutliche Abkehr von der Preisflexibilität des Konkurrenzmodells. Kunden und Lie- 
feranten, Belegschaften und Firmen entwickeln Methoden zur Vermeidung von Preis- 
variationen, die dazu beitragen, Beziehungen kontinuierlich zu gestalten und Trans- 
aktionskosten auf die Dauer zu minimieren.« Auf Mikroebene gibt es gute Gründe für 
Firmen, die Löhne zu erhöhen und die gestiegenen Kosten auf die Preise abzuwälzen, 
während sie den Output und die Beschäftigung abbauen. Dadurch können sie leichter 
die Kooperation und Loyalität ihrer Kunden und Arbeitskräfte bewahren, als durch 
Senkung der Löhne und Preise. 

Die politische Schlußfolgerung, die gemeinhin aus dieser Argumentation gezogen 
wird, istdie Notwendigkeit, die keynesianische Geld- und Fiskalpolitik durch eine Art 
Einkommenspolitik zu ergänzen, die Firmen davon abhält, die Löhne zu erhöhen, wo- 
durch die konventionelle keynesianische Politik eine höhere Nachfrage aufrechter- 
halten kann, ohne das Problem der Inflation heraufzubeschwören. Das bestraft jedoch 
Haushalte gegenüber Unternehmen, wenn es keinen komplementären Mechanismus 
gibt, um die Preise einzudämmen. In Erkenntnis dessen schlagen manche Befürwor- 
ter einer Einkommenspolitik vor, Preiskontrollen einzuführen. Aber wenn der Prozeß 
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der Preisfestsetzung in den Händen der Unternehmen belassen wird, bleibt immer 
noch ein grundlegendes Ungleichgewicht: Haushalte können die Preisbildung nicht 
so weitgehend beeinflussen, daß sie Unternehmen im gleichen Maße in Schranken 
halten können, wie Unternehmen die Lohnbildung beeinflussen und den Arbeitern ein 
Lohnbegrenzungsprogramm aufzwingen können (ders. 1981, S. 344). Darüber hin- 
aus verbleibt die entscheidende Kenntnis der Stückkosten und Profitspannen bei den 
Unternehmen, und ohne diese Kenntnis bleiben Preiskommissionen zahnlos, und die 
Preisrichtlinien können nicht wirksam durchgesetzt werden. Dieses Ungleichgewicht 
wäre nur zu beseitigen, indem der Preisbildungsprozeß sozialisiert wird, indem er für 
Haushalte durch die Veröffentlichung der Informationen über Stückkosten und Profit- 
spannen transparent wird. Kapitalistische Unternehmen werden sich dem immer wi- 
dersetzen, weil ihnen die Geheimhaltung einen Wettbewerbsvorteil verschafft und 
das Privateigentum auch das Recht impliziert, Informationen zurückzuhalten. Auch 
Unternehmen in Staatseigentum werden sich einer solchen Veröffentlichungspolitik 
widersetzen, solange sie verpflichtet sind, die Maximierung ihres Gewinns anzustre- 
ben, und wenn sie mit anderen Unternehmen und Haushalten in erster Linie über den 
Markt in Verbindung stehen. Es kann nicht überraschen, daß bei der Öffnung des 
Marktes im Sozialismus die Preisbildung eine solch explosive Frage darstellt. 
Daher ist die keynesianische Politik der Intervention auf Märkten - einer fiskalischen 
und monetären Politik, ergänzt durch eine Einkommenspolitik und Preisrichtlinien — 
keine Garantie für die Überwindung der makro-ökonomischen Probleme, die im 
Marktprozeß wurzeln. Es ist sinnlos zu sagen, wir wollten die Märkte nutzen, um mi- 
kro-ökonomische Probleme der Ressourcen- Verteilung zu lösen, und die keynesiani- 
sche Politik einsetzen, um die makro-ökonomischen Probleme zu lösen, denn die bei- 
den Problemreihen sind eng miteinander verbunden. Der Markt als Institution wird 
dazu tendieren, die erfolgreiche Durchführung einer keynesianischen Politik zu 
unterminieren. 


»Es gibt keinen dritten Weg« 


Nove erkennt viele dieser Mängel des Marktes, aber er ist überzeugt, daß wir sie ak- 
zeptieren müssen, weil der Markt die einzige Alternative zur Bürokratie sei. Koordi- 
nation kann nur mittels eines Geldnexus oder eines Regelungnexus erfolgen, oder 
durch eine Kombination beider. Mehrfach wurde jedoch vorgebracht, es gebe auch ei- 
nen anderen Nexus, der in der ökonomischen Koordination eine entscheidende Rolle 
spiele. Dietrich (1986) zum Beispiel, der die Plan-Markt-Dichotomie ablehnt, argu- 
mentiert, sowohl Planungs- wie Preismechanismen erforderten für ihr Funktionieren 
eine dritte Art der Verbindung, die er »informelle Beziehungen« nennt. Er vertritt die 
Ansicht, jede Art Planung, sei es im privaten oder im Öffentlichen Sektor, könne sich 
nicht einfach aufihre kodifizierte Vorgehensweise verlassen. Die gefesselte Rationa- 
lität der Entscheidungsträger bedeutet, daß informelle Beziehungen zwischen ihnen 
notwendig sind, wenn das System funktionieren soll; dazu zitiert er Untersuchungen 
über die internen Operationen multinationaler Konzerne und adminstrative Systeme. 
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Ähnlich werde auf Märkten der Geldnexus ergänzt durch informelle Beziehungen, 
deren Rationale darin liegt, daß unabhängige Entscheidungen nicht notwendig zu 
optimalen Ergebnissen führen, wenn ökonomische Einheiten voneinander abhängig 
sind. Okun (1981, S. 89) bezeichnet derartige informeile Beziehungen als einen »un- 
sichtbaren Handschlag«, im Gegensatz zu der »unsichtbaren Hand« des Marktes. Der 
»unsichtbare Handschlag« wird als impliziter Vertrag oder moralische Verpflichtung 
angesehen, die dazu verhilft, die Kontinuität in den Beziehungen zwischen Käufern 
und Verkäufern zu zementieren. Hannah (1985) schreibt in einer Rezension eines Bu- 
ches über Wirtschaftsgeschichte: »In der gegenwärtigen Entwicklung der Analyse 
wirtschaftlichen Erfolges weist viei darauf hin, daß weder Adam Smiths »unsichtbare 
Hand« des Marktes noch Alfred Chandlers »sichtbare Hand« der bürokratischen 
Hierarchien ihn erklären kann. Eher scheint eine »dritte Hand« aus Netzen und Be- 
ziehungen - manchmal allein auf Vertrauen und Gegenseitigkeit gestützt, manchmal 
auf Gewebe leichter zu beobachtender und zu messender Verbindungen — eine wich- 
tige Komponente zu sein.« Ein großer Teil der Literatur über die ökonomischen Erfol- 
ge in Japan, Südkorea und Taiwan argumentiert ähnlich: ein Nexus des Vertrauens, 
des Goodwill und der Gegenseitigkeit habe eine entscheidende Rolle bei der nationa- 
len ökonomischen Entwicklung gespielt (vgl. bspw. Dorc 1983). 


Mandeis Dritter Weg 


Auch Mandel (1986) bezieht sich auf einen solchen Nexus: er nennt ihn »objektiv in- 
formelle Kooperation« und betont - ähnlich wie Okun — den Wert der Kontinuität in 
den Beziehungen zwischen Käufern und Verkäufern. Mandel geht jedoch über die 
simple Anerkennung der Existenz dieses dritten Nexus hinaus: Er argumentiert, diese 
Beziehung ersetze den Geldnexus und mache Preise ökonomisch irrelevant. Ich wer- 
de argumentieren, daß dies nichtder Fall ist, aber ich teile mit Mandel und den anderen 
oben erwähnten Autoren die Ansicht, daß es eine dritte Art einer koordinierenden 
Verbindung gibt. Das Problem liegt nicht im Fehlen eines dritten Weges, sondern 
darin, wie er zu institutionalisieren ist; und wie man sicherstellen kann, daß die Ko- 
operation freiwillig und wirklich als ein Produkt von Vertrauen und goodwillerfolgt. 
In kapitalistischen Ökonomien kann der »unsichtbare Handschlag« häufig nur die 
irreführende Bezeichnung für ein »unsichtbares Armverdrehen« sein. 

Für Mandel rühren die Probleme der Marktmechanismen aus der Tatsache her, daß sie 
nicht von vornherein ein Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage herstellen können, 
bevor die Ressourcen tatsächlich in die Produktion eingehen. Er hält es für wesentlich, 
daß das Ausbalancieren von Verbraucherpräferenzen und Ressourcenzuweisung vor 
dem Beginn der Produktion erfolgt. Der Wert der Planung liegt in seinen Augen darin, 
daß sie dieses Ziel erreichen kann, sodaß Mißverhältnisse zwischen Angebot und Nach- 
frage nicht auftreten können. Auf diese Weise werde das Planungssystem die gleiche 
Rolle spielen wie der Walrassche Auktionator. Wie viele andere sozialistische Ökono- 
men akzeptiert Mandel implizit den neo-klassischen Standard des allgemeinen Gleich- 
gewichts als das Ziel, an dem eine sozialistische Ökonomie zu messen sei. 
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Wird die Aufgabe in dieser Art formuliert, so generiert sie gerade die enormen In- 
formationsbedürfnisse und die ungeheure Bündelung der Entscheidungen, die in der 
Kritik der sozialistischen Planung einen so großen Raum eingenommen haben (vgl. 
Lavoie 1985). Wenn von vornherein ein Gleichgewichts-Ansatz zur Aufgabe der Koor- 
dination einer sozialistischen Ökonomie erhoben wird, so bedeutet dies, daß die Infor- 
mationen über Produktionsmöglichkeiten und Nachfragen nach allen Arten von Waren 
in dem kurzen Zeitraum der Planvorbereitung gesammelt und verarbeitet werden müs- 
sen — bevor die Ressourcen zugewiesen werden und die Produktion erfolgt. Dieses Pro- 
blem der gleichzeitigen Verarbeitung großer Massen von Informationen liegt im Kern 
dem Argument zugrunde, daß die Existenz von Computern das Informationsproblem 
nicht vermindert. Ein Vorteil des Marktsystems im Vergleich mit zentraler Planung liegt 
nicht so sehr darin, daß der Markt Informationen zu geringen Kosten hervorbringt, son- 
derndaß reine relative Autonomie der Entscheidungen erlaubt, so daß nurein Bruchteil 
der Informationen über Produktionsmöglichkeiten und Nachfrage zu einem gegebenen 
Zeitpunkt an einem gegebenen Ort verarbeitet werden muß. 

Dieses Ziel vorausgesetzt, gilt Mandels Hauptsorge der Verminderung der Bürokratie 
und der Dezentralisierung der Ressourcenzuweisung. Dies würde auf zwei Arten ge- 
schehen. Die Verantwortung für die Festlegung des Planrahmens - der Anteil des 
Bruttosozialproduktes, der für jeden von zwanzig oder dreißig Schlüsselsektoren der 
Produktion verwendet werden soll, die Wachstumsrate, der Umfang der Ressourcen 
für »nicht entscheidende« Sektoren, Einkommensdifferenzen etc. — würde jährlichen 
Kongressen der Delegierten von Arbeiter- und Gemeinderäten zugewiesen. Die Pla- 
ner müßten noch immer einen detaillierten Plan ausarbeiten, der sich auf diesen Rah- 
men stützt, mit Hilfe von Input-Output-Tabellen für die verfügbaren Ressourcen jedes 
einzelnen Produktionszweiges. Die Zuweisung der Ressourcen innerhalb jedes Pro- 
duktionszweiges wäre jedoch die Aufgabe selbstverwalteter Körperschaften, etwa 
Kongresse von Arbeiterräten in einem Industriezweig. Die detaillierte Produktpalet- 
te würde sich aus vorherigen Konsultationen zwischen Arbeiterräten und Verbrau- 
cherkonferenzen ergeben, die von der Masse der Bürger demokratisch gewählt wür- 
den. Die Bürokratie zentraler Ministerien für jeden Sektor der Produktion würde 
weitgehend ausgeschaltet. 

Die Rolle des Geldes sowie des Kaufens und Verkaufens würde auf ein Minimum re- 
duziert. Mandels Ziel ist ein langsames Verschwinden des Geldes und des Kaufens 
und Verkaufens. Dies würde erreicht durch direkte Kostenlose Verteilung der Waren, 
die zur Befriedigung der Grundbedürfnisse gebraucht werden: »Es wird durchaus 
möglich, die Rolle des Geldes in der Ökonomie insgesamt zu reduzieren, wenn preis- 
lose Waren und Dienstleistungen zahlreicher werden als gekaufte Waren und Dienst- 
leistungen« (Mandel 1986, S. 17). Damit sieht Mandels Alternative nichteinen ande- 
ren Prozeß der Preisfestsetzung vor, sondern die Abschaffung der Preise. In Engels’ 
Nachfoige schreibt er: »Die einfachste — wie auch demokratischste — Art, die mate- 
riellen Ressourcen den gesellschaftlichen Bedürfnissen anzupassen, liegt nicht dar- 
in, das Medium des Geldes zwischen beide zu schieben, sondern die Bedürfnisse der 
Menschen herauszufinden, indem man sie nach ihnen fragt« (ebd.). 
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Wenn jedoch Preise wirklich abgeschafft werden, wird es unmöglich, die erste Phase 
der Festlegung des Planrahmens durchzuführen. Anteile am Bruttosozialprodukt sind 
als Ausgangspunkt nur dann möglich, wenn es einen Weg gibt, Ressourcen für eine 
einzelne Maßnahme zu bündeln. Das Bruttosozialprodukt wird faktisch über Preise 
berechnet. Mandel macht nicht klar, ob er zu diesem Zweck »Schattenpreise« be- 
nutzen lassen will; sein Ausgangspunkt jedenfalls erfordert die Benutzung irgendwel- 
cher Preise. 

Für die Haushalte ist eine gewisse Auswahl ins Auge gefaßt: »Verschiedene Modelle 
— zum Beispiel verschiedene Schuhmoden — würden angeboten, die die Verbraucher 
ausprobieren, kritisieren und durch andere ersetzen könnten. Ausstellun gsräume und 
Angebotslisten wären die wichtigsten Instrumente für dieses Ausprobieren. Dies 
könnte in Form eines »Referendums« erfolgen - ein Verbraucher, der ein Recht auf 
sechs Paar Schuhe pro Jahr hat, würde auf einem Formular mit hundert oder zwei- 
hundert Optionen sechs Muster ankreuzen. Die Modellpalette würde dann durch das 
Ergebnis eines solchen Referendums festgelegt, mit Korrekturmechanismen nach der 
Produktion, um die nachfolgende Kritik der Verbraucher zu berücksichtigen« (ders. 
1986, S. 28). 

Offensichtlich hätten Haushalte in dieser Gesellschaft an Vorausplanung einiges zu 
leisten, und es ist nicht klar, wie Haushalte mit unerwarteten Bedürfnissen umgehen 
würden. Sobald ihre Grundbedürfnisse für den Planzeitraum bestellt wären — was 
würde passieren, wenn Umfang und Zusammensetzung von Haushalten sich uner- 
wartet ändern (zum Beispiel durch Geburten oder Todesfälle), oder wenn sich die 
Bedürfnisse ändern wegen Krankheit oder Wechsel des Arbeitsplatzes oder Umzug? 
Mandel macht auch nicht klar, wie die Korrekturmechanismen aussehen und wie sie 
funktionieren würden. Dies entspricht dem produktionistischen Vorurteil seiner Vi- 
sion. Mandel kümmert sich mehr um das, was er den »Despotismus« der Verbraucher 
über die Produzenten nennt, als um die Notwendigkeit sicherzustellen, daß die Pro- 
duktion effizient die angemessene Palette von Qualitätswaren und Leistungen zum 
richtigen Zeitpunkt bereitstellt. In seiner Sicht »sind die Durchschnittsbürger einer 
fortgeschrittenen Industriegesellschaft nicht immer und nichteinmalhauptsächlich ... 
Verbraucher. Sie sind immer noch in erster Linie Produzenten. Noch immer werden 
sie durchschnittlich mindestens neun bis zehn Stunden am Tag, fünf Tage in der Wo- 
che, mit Arbeit und der Fahrt zum und vom Arbeitsplatz verbringen. Wenn die meisten 
Menschen acht Stunden pro Tag schlafen, bleiben sechs Stunden für Konsum, Fr- 
holung, Ruhe, Sexual- und gesellschaftliche Beziehungen, alles zusammengenom- 
men« (ders. 1986, S. 21). Hieraus wird klar, daß Mandels »Durchschnittsbürger« tat- 
sächlich ein erwachsener Mann ist-es gibt keine Erwähnung unbezahlter Arbeit im 
Haushalt, keinen Begriff von Konsum als Haushaltsproduktionsprozeß. Selbst für 
den erwachsenen Mann ist Mandels Argumentation hohl: für einen Mann, der in einer 
Autofabrik arbeitet und dessen Auto wegen Fehlern in dieser Fabrik zusammenbricht, 
ist es ein schwacher Trost, wenn ihm gesagt wird, er sei in erster Linie ein Autopro- 
duzent und kein Autoverbraucher. Die Schwierigkeit liegt darin, daß Mandel die glei- 
che abstrahierte Sicht des Konsums hat wie der Werbefachmann: als etwas, das »der 
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Verbraucher« tut. Wir alle benutzen Produkte und Dienstleistungen; die meisten unter 
uns (außer als Kinder oder wenn wir krank sind) produzieren sie auch. Die unvermeid- 
liche Spannung zwischen unseren Bedürfnissen als Benutzer und unseren Bedürfnis- 
sen als Produzenten läßt sich nicht durch die Versicherung auflösen, wir seien »in er- 
ster Linie« Produzenten. Darüber hinaus stimmtes noch nicht einmal, daß wir alle uns 
»in erster Linie« als Produzenten sehen: viele Frauen sehen sich ebenso als Ehefrauen 
und Mütter mit einer Verantwortung für das Management des Haushalts wie als Ar- 
beiterinnen, und viele Frauen sind für wesentliche Zeiträume ihres Erwachsenenle- 
bens nicht im Sektor der bezahlten Arbeit tätig. Vor dem Hintergrund einer sehr un- 
gleichen Verteilung der Haushaltsarbeiten zwischen Frauen und Männern schaffen 
Mängel bei der Produktion angemessener Waren für Frauen besondere Belastungen. 
Die negativen Auswirkungen, die sich für Mandel aus der »Freiheit des Verbrauchers« 
ergeben, wie Arbeitslosigkeit, Arbeitsintensivierung, Gesundheitsrisiken, »die auto- 
ritäre Disziplin am Arbeitsplatz«, ergeben sich nicht per se aus der Wahl der Ver- 
braucher, sondern hängen von den Gesamtbedingungen ab, unter denen die Wahl ge- 
troffen wird. 

Es ist unklar, wie der Kongreß der Arbeiterräte in jedem Industriezweig über die Zu- 
weisung der Ressourcen an die einzelnen Unternehmen entscheiden würde. Diese 
Kongresse würden tatsächlich weitgehend die gleiche Aufgabe erfüllen müssen wie 
die Ministerien in der Sowjetunion, und sie stünden weitgehend vor den gleichen Pro- 
blemen. Mandel neigt dazu, über diese Probleme hinwegzugehen, indem er »selbst- 
verwaltete Körperschaften« beschwört—- wie zum Beispiel in seiner Feststellung, eine 
»selbstverwaltete Arbeiterschaft hätte kein Interesse daran, die Tatsachen geheimzu- 
halten«.’Aber eine ganz bestimmte selbstverwaltete Einheit hätte ein Interesse daran, 
die Fakten vor dem Kongreß der Arbeiterräte geheimzuhalten, wenn sie auf diese 
Weise eine reduzierte Arbeitsbelastung oder eine erhöhte Zuweisung von Ressourcen 
erreichen könnte. Die Selbstverwaltung würde bedeuten, daß die gesamte Beleg- 
schaft eines Unternehmens aus schlechter Information gewinnen würde — und nicht 
nur seine Manager. Selbstverwaltunginsich würde noch nicht die Trennung zwischen 
verschiedenen selbstverwalteten Gruppen aufheben. Mandel liefert sehr wenig Argu- 
mente, wie selbstverwaltete Körperschaften organisiert wären: »Selbstverwaltung« 
tritt eher als der deus ex machina auf, der »die Bürokratie« ersetzen soll. 


Eine Ökonomie der Wiederholung 


Die Aufgaben einer »artikulierten Selbstverwaltung« werden übermäßig vereinfacht, 
weil in Mandels Ökonomie dem Unerwarteten nicht viel Raum gelassen wird. Die 
Betonung liegt auf routinierten, fast automatischen Prozessen: »So wird heute der 
größte Teil der Wirtschaft in kapitalistischen—und »sozialistischen« - Ländern durch- 
geführt: gegründet auf Gewohnheit, Bräuche, Routine und die natürliche Koope- 
ration, die aus der gegenseitigen Kenntnis und den vorhersehbaren Resultaten er- 
wächst« (ebd.). Diese Annahme einer Ökonomie der Wiederholung läßt das Koordi- 
nationsproblem fast verschwinden. Sie ist eine Schlüsselvoraussetzung, eine Stütze 
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für Mandels Betonung eines von vornherein anzustrebenden Gleichgewichts wie 
auch für seine Überzeugung, Geld und Preise könnten einer wichtigen Rolle im Ko- 
ordinationsprozeß entkleidet werden. Die Voraussetzung einer Ökonomie, die keiner 
Anpassungsprozesse bedarf, wird durch eine übermäßig vereinfachte Sicht der Be- 
dürfnisse untermauert. Mandel geht von der weit verbreiteten Ansicht aus, es gebe 
eine Hierarchie der Bedürfnisse, bis hin zu der Annahme, die Mischung der Waren, 
die die Bedürfnisse der Menschen befriedigt, können Planern im voraus bekannt sein 
und sei von Preisen unabhängig. Aber die Tatsache, daß Bedürfnisse nach Nahrung, 
Getränken, Kleidung und Wohnraum fundamental sind, sagt uns noch nicht, welche 
Arten Nahrung, Getränke, Kleidung und Wohnraum die Menschen wollen. Mandel 
denkt, wir könnten uns für dieses notwendige Detail auf die Extrapolation gegenwär- 
tiger Verkäufe von Nahrung, Getränken, Kleidung und Wohnraum verlassen. Aber 
diese Raster werden durch relative Preise und die Einkommensverteilung (und die 
diesen zugrundeliegenden Machtbeziehungen) ebenso festgelegt wie durch die Be- 
dürfnisse. Mit veränderten relativen Preisen und veränderter Einkommensverteilung 
könnte sich das Verbrauchsbild beträchtlich verändern. Die Menschen entscheiden 
nicht unabhängig vom Brotpreis, wie viel Brot sie kaufen wollen. Mandel ist der 
Meinung, Preise seien nicht wichtig bei der Feststellung, was die Menschen kaufen, 
weil er die Bedeutung von »Festpreis«-Märkten mißversteht, wie auch die Tatsache, 
daß die Verbraucher nicht auf kleine Preisänderungen reagieren. Diese Phänomene 
bedeuten nicht, daß die Zuweisung der Ressourcen nicht von Preisen gesteuert würde, 
eher bedeuten sie, daß Firmen die Kosten häufiger Preisänderungen mit deren Nutzen 
vergleichen und ihre Listenpreise nur ändern, wenn die Produktionskosten eine be- 
stimmte Grenze überschreiten; die von ihnen geforderten Preise werden durch die 
Verbrauchernachfrage begrenzt. Ähnlich vergleichen Verbraucher die Kosten und 
den Nutzen der Suche nach billigeren Waren. Wegen der Transaktionskosten in Si- 
tuationen begrenzter Information und weil Käufer und Verkäufer Wert auf Kontinui- 
tät legen, sind die Preise auf den meisten Märkten nicht völlig flexibel, und die Pro- 
duktion wird kurzfristig durch Mengensignale gelenkt. Aber das bedeutet nicht, daß 
Preise vernachlässigt werden könnten. Denn Preise sind eine wichtige Determinan- 
te der Profitabilität, und die Profitabilität lenkt die Investitionsentscheidungen. Selbst 
kurzfristig sind die von Mandel bemerkten Phänomene nicht dafür Indikatoren, daß 
Preise unwesentlich sind, sondern daß für die meisten Transaktionen Preisnormen 
entscheidend sind. Wenn ein Unternehmen versuchen würde, die Profite durch we- 
sentlich höhere als die »normalen« Preise zu steigern, würde es schnell Kunden ver- 
lieren. Getreu seiner Annahme einer statischen Ökonomie nimmt Mandel implizit an, 
relative Preisnormen seien stabil außer unter Bedingungen ökonomischer Katastro- 
phen. Dies läßt die Auswirkungen technischen Wandels außer acht: vor dreißig Jahren 
waren die relativen Preise von Fernsehapparaten in Europa hoch, sie waren Luxusgü- 
ter. Heute ist ihr Preis relativ viel niedriger, und ein Fernsehapparat gilt weithin als 
Grundbedürfnis, sowohl in der öffentlichen Meinung wie auch bei den Armutskrite- 
rien der Sozialforscher. 

Mandel (1986, S. 23) stellt fest, es sei »viel billiger und vernünftiger, Grundbedürf- 
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nisse nicht auf dem indirekten Weg der Zuweisung von Geld auf dem Markt zu be- 
friedigen, sondern durch direkte Verteilung — oder Umverteilung — der gesamten ver- 
fügbaren Ressourcen.« Aber es ist bemerkenswert, daß seine Beispiele sämtlich ex- 
treme Bedingungen anführen — Pinochets Chile, Hungersnot in der Sahel, Epidemien 
in Bangladesh. Natürlich würden wir alle zustimmen, daß die wirkungsvollste Politik 
unter solchen Bedingungen in der direkten Verteilung von Nahrungsmitteln ohne 
Bezahlung liegt. Aber sind die Maßnahmen, die für die Katastrophenhilfe unter Be- 
dingungen einer sehr ungleichen Einkommensverteilung und des Privateigentums an 
den wichtigeren Ressourcen erforderlich sind, wirklich identisch mit den erforderli- 
chen Maßnahmen in einer sozialistischen Ökonomie, in der die wichtigen Ressour- 
cen in gesellschaftlichem Eigentum stehen und die Einkommensverteilung relativ 
gleich ist? Mandel unterscheidet nicht zwischen den Auswirkungen des Kapitalismus 
und den Auswirkungen des Preismechanismus. 

Es gibt ein Argument für die kostenlose Verteilung bestimmter Güter — zum Beispiel 
für Gesundheit und Erziehung — aber dies ergibt sich aus bestimmten Kennzeichen 
dieser ganz besonderen Güter. Entscheidend ist nicht die Tatsache, daß sie Grundbe- 
dürfnisse befriedigen, sondern die Tatsache bestimmter Formen der Interdependenz 
in ihrer Produktion und Benutzung. Mandel stützt sich nicht auf solche Argumente: 
Die Abschaffung von Preisen und Geld wird eher als Ziel an sich gesehen. Dies führt 
zu eigenartigen Vorschlägen — wie zum Beispiel, eine soziale Dividende solle die 
Form einer spezifischen Ausweitung kostenlosen Urlaubs und von Reisen für alle an- 
nehmen (wenn dies die Option der Mehrheit wäre) (vgl. Mandel 1986, S. 35). Für die 
Minderheit derer, die lieber zu Hause bleiben, wäre das keine besondere Dividende. 
Warum keine soziale Dividende in Geldform, so daß jeder sie nach seinen eigenen 
Vorstellungen nutzen kann? 

Der entscheidende Punkt bei Geld und Preisen ist, daß sie uns ermöglichen, Alterna- 
tiven ins Auge zu fassen; von der Entscheidung, welchen Prozentsatz am Nationalpro- 
dukt wir für die Gesundheitsdienste ausgeben, bis hin zu der Entscheidung, welche 
Waren wir für die Befriedigung unserer individuellen Bedürfnisse kaufen. Preise sind 
nicht die einzige erforderliche Information, um zwischen Alternativen auszuwählen, 
aber sie sind dafür eine unverzichtbare Information. 

Mandels Abneigung gegenüber Geld und Preisen rührt vielleicht von seiner Überzeu- 
gung her, daß Geld und Preise in gewissem Sinne inhärent kapitalistische Formen 
sind. Dies ist sicherlich die Ansicht der Österreicher und liegt ihrer Überzeugung 
zugrunde, daß eine gut funktionierende sozialistische Ökonomie unmöglich sei. Man- 
del wie auch andere Anti-Preis-Marxisten würden sicherlich Lavoies Ansicht teilen: 
»Ein Preis ist eine Widerspiegelung dessen, was für Marx ein Widerspruch des Kapi- 
talismus ist. Er ist sowohl die organisierte wie rationalisierende Richtlinie für Pro- 
duktionsentscheidungen und gleichzeitig eine Widerspiegelung der antagonistischen 
sozialen Beziehungen zwischen Käufern und Verkäufern«. Aber die Schlußfolge- 
rung, die ich ziehe, lautet nicht, daß Preise und Sozialismus inkompatibel sind, son- 
dern daß die sozialen Beziehungen zwischen Käufern und Verkäufern so verändert 
werden müssen, daß sie nicht antagonistisch sind; der Preisbildungsprozeß muß 
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öffentlich sein, nicht von Unternehmen kontrolliert; und die Information muß geteilt 
werden, wobei der Nexus des Vertrauens, der Gegenseitigkeit und des goodwill die 
Grenzen setzt, innerhalb deren der Markt operiert, undnichtdem Markt untergeordnet 
wird. 


I. Die Sozialisierung des Marktes 


Es ist weitaus leichter, die Gedanken anderer zu kritisieren als eine mögliche Alter- 
native zu entwickeln. Der zweite Teil dieses Essays wird insgesamt weitaus anfecht- 
barer sein als der erste, und sicherlich kürzer. Mein Ausgangspunkt für diese Erfor- 
schung einer Alternative sowohl zu Noves doppelter Ökonomie als auch zu Mandels 
Ökonomie ohne Preise erscheint mir recht standfest, aber viele Details spiegeln mein 
gegenwärtiges Denken wider und keineswegs unerschütterliche Überzeugungen. 
Meine Gedanken habe ich seit dem ersten Entwurf beträchtlichen Veränderungen un- 
terzogen, und sie werden sicherlich weitere Veränderungen erleben.?' 


Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft 


Der größte Teil der Diskussion über die sozialistische Organisation der Wirtschaft 
geht von den Eigentumsformen an Unternehmen aus, aber das Eigentum ist nur in- 
sofern von Bedeutung, als es Implikationen für die Bedingungen der Produktion und 
Reproduktion der Arbeitskraft hat. In einer kapitalistischen Wirtschaft wird die Ar- 
beitskraft von den Subsistenzmitteln getrennt, und der Prozeß der Produktion und Re- 
produktion der Arbeitskraft ist eine abhängige Variable, die vom Akkumulationspro- 
zeß geprägt wird. Der grundlegende Antagonismus zwischen Käufer und Verkäufer 
besteht zwischen Haushalten als Verkäufern und Unternehmen als Käufern von Ar- 
beitskraft. Dies muß verändert werden, so daß der Prozeß der Produktion und Repro- 
duktion der Arbeitskraft zur unabhängigen Variablen wird, der sich der Akkumula- 
tionsprozeß anpaßt. 

Dazu müssen Haushalte über ein Basiseinkommen verfügen, ohne Arbeitskraft an 
Unternehmen außerhalb verkaufen zu müssen, selbst wenn diese in öffentlichem Ei- 
gentum stehen. Siemüßten unabhängig davon aufeinem niedrigen, aber würdigen Ni- 
veau existieren können. Dann erst, und nicht unter dem Zwang der Notwendigkeit, 
können sie wirklich entscheiden, ob sie ihre Arbeitskraft an Unternehmen verkaufen 
wollen. Wie dies genau erreicht werden kann, hängt von der Struktur der Ökonomie 
und dem Niveau der Entwicklung ab: in einer armen Agrargesellschaft wird das 
anders sein als in einer reichen Industriegesellschaft. In allen Fällen dürfte es ange- 
messen sein, Gesundheitsdienste, Ausbildung, Wasser und Hygiene als öffentliche 
Dienste Kostenlos zur Verfügung zu stellen. In einer armen Agrargesellschaft ist es 
wahrscheinlich ein Schlüsselfaktor, daß Haushalte Zugriff auf Land besitzen; in einer 
reicheren Industriegesellschaft ist ein kollektives Geldeinkommen eher am Platze. 
Dem Beispiel von Nove und Mandel folgend, werde ich mich im Falle der reicheren 
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Industriegesellschaften auf einige detailliertere Beispiele Konzentrieren, aber ich 
werde versuchen, die Grundideen so zu formulieren, daß sie auf alle Arten von Wirt- 
schaften anwendbar sind. 

In einer industriellen Wirtschaft würde die freie Entscheidung der Haushalte auf zwei 
Grundlagen ruhen: der kostenlosen Bereitstellung von Grunddiensten wie Gesund- 
heitund Ausbildung, Wasser und Hygiene, und dem Recht jedes Bürgers aufein Mini- 
mum-Geldeinkommen für ausreichende Nahrung, Kleidung, Wohnraum und Haus- 
haltswaren für den allernotwendigsten Lebensstandard (Linsen statt Steaks? Massen- 
produzierte statt Designer-Jeans? Kokosmatten statt Wollteppichen?) 

Der Grund für die kostenlose Bereitstellung von Dienstleistungen wie Gesundheit 
und Erziehung ergibt sich aus den besonderen Kennzeichen dieser Dienste (Interde- 
pendenzen und Externalitäten), nicht weil sie grundlegend sind. Man könnte aus 
ähnlichen Gründen auch für das kostenlose Angebot anderer Dienste plädieren, wie 
den Nahverkehr. Aber da praktisch alle Sozialisten in diesen Fragen übereinstimmen, 
werde ich sie nicht detaillierter untersuchen. Ich werde jedoch den freien Zugang zu 
Informationsnetzen hinzufügen: Druck, Telefon, Fotokopierer, Faxer, Computer etc. 
Wie später deutlich werden wird, ist eine notwendige Bedingung für die Sozialisie- 
rung des Marktes der freie und leichte Zugang zu Informationen. Datenbanken und 
Offenlegung der Information sind wesentlich für die Entwicklung von Beziehungen 
des Vertrauens, des goodwill und der Gegenseitigkeit. Deshalb muß nicht jeder Haus- 
halt seinen eigenen Personalcomputer haben, sein Modem, Telefon und seine Satel- 
litenantenne; aber es impliziert, daß jedem Haushalt der gleiche Zugang zu derartigen 
Einrichtungen garantiert wird wie zu Schulen und Krankenhäusern. 

Diese kostenlos gestellten Dienstleistungen müßten so organisiert werden, daß sie 
den Haushaltsbedürfnissen entsprechen, und nicht nur den Bedürfnissen ihrer Produ- 
zenten. Dazu wäre nötig, Formen der Verantwortlichkeit gegenüber Haushalten zu 
entwickeln, vielleicht durch Benutzerorganisationen. Solche Formen der Verantwort- 
lichkeit existieren sehr keimhaft in einigen westeuropäischen Ländern (z.B. Gemein- 
de-Gesundheitsräte in Großbritannien), aber es fehlt ihnen echte Macht. 

Die anderen Elemente des Grundeinkommens würden nicht kostenlos geliefert, aber 
sie stünden in Geldform zur Verfügung. Es gibt eine wachsende Literatur zur Rolle 
allgemeiner Zuschüsse beim Aufbau des Sozialismus”, die ich hier nicht detailliert 
kommentieren werde. Offensichtlich stellt sich die Frage: Wenn jeder ein garantiertes 
Einkommen erhält, das ihn von der Notwendigkeit befreit, seine Arbeitskraft an Un- 
ternehmen zu verkaufen — wie wird garantiert, daß die Waren, für die das garantierte 
Einkommen ausgegeben werden soll, auch produziert werden? Eine Antwort lautet, 
daß die meisten Menschen mehr werden kaufen wollen als das Garantieeinkommen 
erlaubt (manchmal Steaks und Wein statt Linsen und Wasser), und daher schr gerne 
ihre Arbeitskraft verkaufen werden, um sich ein höheres Einkommen zu verschaffen. 
Eine andere Antwort besteht darin, daß die Menschen das Geld benutzen werden, um 
eigene Produktionsmittel anzuschaffen und Heimarbeitsplätze einzurichten oder sich 
mit anderen Haushalten zur Bildung von Kooperativen zusammenzutun. Eine dritte 
Antwort lautet, daß die Menschen genug Gemeinschaftsbewußtsein aufbringen, um 
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zu erkennen, daß sie zur Produktion beitragen müssen, wenn das garantierte Einkom- 
men überhaupt eine gewisse Kaufkraft haben soll: aber dieses Argument ist offen für 
den Einwand des »Trittbrettfahrers« daß einige sozial gesinnt sein werden und ande- 
renicht. Sicherlich hängtsehrvieldavonab, in welchem Zusammenhang die Garantie 
dieses Einkommens erfolgt: Die Befürwortung allgemeiner Garantien als eines we- 
sentlichen Zuges einer sozialistischen Ökonomie hat meiner Meinung nach nicht zur 
Folge, daß der kapitalistische Wohlfahrtsstaat-einschließlich der Gesetzgebung zum 
Schutz der Arbeitnehmerrechte — durch einen Kapitalismus mit allgemeinen Garan- 
tien ersetzt wird.”? Die allgemeinen Garantien müssen als Teil eines Paketes sozialer 
Vereinbarungen gesehen werden, wobei die Abschaffung des Kapitals die entschei- 
dende Vorbedingung ist. 

Ich habe einen Vorschlag, um mit dem »Trittbrettfahrer«-Problem fertig zu werden, 
der zusätzlich den Vorzug aufweist, zur Sozialisierung der unbezahlten Arbeit bei- 
zutragen, die für die Produktion und Reproduktion der Arbeitskraft erforderlich ist: 
Neben dem Recht auf ein garantiertes Einkommen sollte für gesunde Erwachsene die 
Pflichtexistieren, unbezahlte Haushaltsarbeit zu leisten, durch Pflege und Besorgun- 
gen für diejenigen, die nicht mehr für sich selbst sorgen können. Wer bereits für eine 
Junge oder alte oder kranke oder behinderte Person sorgt, wäre davon ausgenommen. 
Jeder müßte unbezahlte Gemeinschaftsarbeit leisten, wie zum Beispiel für ein be- 
hindertes Kind zu sorgen, während der Erzieher des Kindes dadurch Freizeit bekäme 
— für Muße oder Arbeit. Die Sozialisation der Haushalts- und anderer unbezahlter 
Hausarbeiten war immer ein Ziel sozialistischer Feministinnen. Aber dabei war 
vielleicht die Tendenz zu stark ausgeprägt, solche Arbeiten aus dem Haushalt her- 
auszuziehen Kindergärten, Altersheime, psychiatrische Krankenhäuser, Gemeinde- 
häuser. Diese Einrichtungen haben ihre Funktion, aber sie sehen die Vorteile persön- 
licher Abgeschiedenheit, eines Raumes für sich allein, der individuellen Pflege zu 
negativ. Statt einfach den Bereich des Lebens innerhalb des Haushalts zu reduzie- 
ren, würdeich vorschlagen, den Beitrag zur Sorge für andere in den Haushalten sozial 
aufzuwerten. Die vorgeschlagene Lösung könnte auch genutzt werden, um die ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung bei dieser Arbeit zu überwinden. Männer Könnten 
auch die weiblichen Sorgepflichten erlernen. Die Tatsache, daß alle Bürger, ein- 
schließlich der Kinder, ein garantiertes Einkommen für sich erhielten, würde auch 
dazu beitragen, die Abhängigkeit der Frauen und Kinder von Männern abzubauen. 

Ein anderer Punkt betrifft die reale Kaufkraft der garantierten Einkommen. Der reale 
Lebensstandard, der miteinem solchen Garantieeinkommen zu erzielen ist, hängt von 
Preisen ab und wird von der Inflation ausgehöhlt. Der Wert eines Geldeinkommens 
im Kontrast zu einem in Sachgütern hängt daher sehr stark von dem Prozeß der Preis- 
bildung ab. Es gibt daher eine direkte Verbindung zwischen der Abhängigkeit von ei- 
nem Geldeinkommen und der Sozialisation des Marktmechanismus. 

Die meisten Haushalte werden nicht nur Käufer, sondern auch Verkäufer sein, zu- 
mindest in irgendeiner Phase ihres Lebenszyklus. Manche werden sich entscheiden, 
Haushaltsbetriebe zu gründen oder mit anderen Haushalten Kooperativen zu bilden 
und ihre Produkte zu verkaufen. Diese Aktivitäten werden wahrscheinlich auf nied- 
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rigem Niveau erfolgen. In den meisten Haushalten werden wahrscheinlich Mitglie- 
der zu irgendeinem Zeitpunkt ihres Lebens in größeren öffentlichen Unternehmen 
arbeiten und ihre Arbeitskraft für Lohn verkaufen. Wenn die Notwendigkeit dazu 
fortfällt, fällt auch die grundlegende Ursache für den Antagonismus zwischen den 
Käufern und Verkäufern von Arbeitskraft fort. Aber entscheidende Fragen bleiben 
dennoch offen: in Bezug auf die Organisation der Arbeit in den Unternehmen, die 
Neuverteilung der Arbeit bei veränderten wirtschaftlichen Bedingungen und die Fest- 
legung der Löhne. Wenn Arbeitskraft zur unabhängigen Variable werden soll, darf 
Arbeitskraft nicht einfach als eine Ressource unter anderen behandelt werden — wie 
Maschinen und Rohstoffe, selbst dann, wenn in den Bilanzen des Unternehmens alle 
in Geldform erscheinen. 


Öffentliche Unternehmen mit Belegschaftsmanagement 


Die öffentlichen Unternehmen müssen also von der Belegschaft geleitet werden; es 
muß ein »Recht auf Arbeit« für diejenigen geben, die bei öffentlichen Unternehmen 
beschäftigt sind, und die Grundlöhne müssen durch einen »sozialisierten« Arbeits- 
markt festgelegt werden. Management durch die Belegschaft bedeutet, daß die ge- 
samten Personalkosten eines Unternehmens im allgemeinen nicht einfach als Ko- 
sten betrachtet werden, die minimiert werden müssen. Dies mag Besorgnisse über 
»mangelnde Leistung« und ausbleibende Innovation hervorrufen. Aber es gibt keinen 
Grund, warum ein Unternehmen unter Belegschaftsmanagement kein Interesse ha- 
ben sollte, die Personalkosten pro Stück durch eine bessere Produktionsorganisation 
zu senken, wobei Produktivitätszuwächse entweder in Freizeit oder Geld entlohnt 
würden. Ein Unternehmen unter Belegschaftsmanagement wäre besser gerüstet, Ten- 
denzen zu widerstehen, die Personalkosten pro Stück durch eine Intensivierung der 
Arbeit, durch Abstriche an den Gesundheits- und Sicherheitsmaßnahmen oder durch 
Entlassungen zu senken. Diese letzten drei Maßnahmen mögen die Leistungsfähig- 
keit unter dem Kriterium der Profitabilität erhöhen, aber es ist eine einseitige Lei- 
stungsfähigkeit, die zwar die Befriedigung der Bedürfnisse der Haushalte als Käufer 
verbessern mag, aber die Befriedigung der Bedürfnisse der Haushalte als Verkäufer 
von Arbeitskraft verschlechtert. 

Arbeiter in öffentlichen Unternehmen unter Belegschaftsmanagement unterlägen 
nicht dem gleichen Maß an Kontrolle wie Kooperativen, weil es für die Verfügung 
über und die Nutzung ihrer Anlagen gewisse Beschränkungen gäbe. In zentral ge- 
planten Ökonomien wurden derartige Beschränkungen durch eine gewaltige zentra- 
le Bürokratie von Ministerien der verschiedenen Industriezweige durchgesetzt. So- 
zialisten müssen nicht überzeugt werden, daß diese Bürokratie verschwinden muß; 
ich schlage vor, stattdessen ein Amt für die Regulierung der öffentlichen Unterneh- 
men einzurichten, dessen Aufgabe nicht darin besteht, Produktionsziele festzulegen 
und Produktionsmaterial zu verteilen, sondern bestimmte demokratisch festgelegte 
Normen für die Nutzung öffentlicher Anlagen durchzusetzen, um zu verhindern, daß 
die Angestellten eines öffentlichen Unternehmens sich die Anlagen für sich selbst 
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oder ihre Partner aneignen. Der Regulator der öffentlichen Unternehmen würde im 
Namen der Gemeinschaft die Eigentumsrechte an den Unternehmen ausüben, wäh- 
rend die Unternehmensangestellten auf Nutzerrechte beschänkt wären. Es gäbe keine 
Kapitalmärkte mit Übernahmen und Bankrotten. Die Rekonstruktion der Unterneh- 
men läge inder Verantwortung des Regulators. Als Ausgleich für diese Beschränkung 
ihrer Rechte erhielten die Angestellten öffentlicher Unternehmen einen beträchtli- 
chen Teil ihres Einkommens als Festlohn ausgezahlt, statt eines Anteils am Überschuß 
des Unternehmens, aber es könnte variable Zulagen auf die Produktivität geben, die 
von der individuellen, Team- und Unternehmensleistung abhingen. Unternehmen 
würden ihr Material und ihre Ausrüstung kaufen und ihre Produktion auf »sozialisier- 
ten« Märkten verkaufen, mit Ausnahme jener, die kostenlose Dienste liefern. Sie 
müßten innerhalb eines Rahmens enger Umweltschutz-, Gesundheits-, Sicherheits- 
und Verbraucherschutzbestimmungen arbeiten, die durch gut ausgestattete Inspekto- 
ren überprüft würden. Normalerweise würden sie sich selbst finanzieren, ausgenom- 
men jene, die kostenlose Dienstleistungen liefern und aus Steuermitteln finanziert 
würden. 

Betriebsgründungen würden ermutigt. Teams von Arbeitern könnten beim Regulator 
die Erlaubnis beantragen, ein neues öffentliches Unternehmen zu gründen, und sich 
dafür (gegen Zinsen) öffentliche Gelder zuweisen zu lassen. In einigen Industriezwei- 
gen könnte ein System eingeführt werden, wonach Teams von Arbeitern beim Regu- 
lator beantragen könnten, öffentliche Einrichtungen für einen bestimmten Zeitraum 
zu betreiben. Es gäbe Spielraum für eine Vielfalt von Formen öffentlicher Kontrolle 
und dezentralisierter Initiative.?* 

Offensichtlich ergäben sich Situationen, in denen ein Unternehmen zahlungsunfähig 
würde und saniert werden müßte. An diesem Punkt käme der Regulator der öffentli- 
chen Unternehmen ins Spiel. Niemand würde entlassen. Stattdessen würde der Re- 
gulator bei der Ausarbeitung von Plänen helfen, um den Angestellten vergleichbare 
Arbeitsplätze in anderen Unternehmen anzubieten oder ihnen nach einer Umschulung 
neue Arbeitsplätze zu verschaffen. Angestellte hätten in diesem Prozeß klar definierte 
Rechte und könnten sie vor Gericht durchsetzen. Der Regulator der öffentlichen Un- 
ternehmen würde eine Übergangsfinanzierung organisieren und hätte auch das Recht, 
die Gelder zurückzuhalten, wenn Arbeiter eher einen bequemen Arbeitsplatz suchen 
als sich auf eine Restrukturierung einzulassen. 

Mir ist klar, daß ich nichts über die notwendigen internen Verfahrensweisen gesagt 
habe, um ein echtes Management durch die Belegschaft zu garantieren. Angesichts 
großer Unterschiede in den Fertigkeiten und Arbeitsplätzen verschiedener Angestell- 
ter wirdes unmöglich sein, daß alleeine gleiche Rolle spielen. Es muß jedoch versucht 
werden, die Nachteile für diejenigen mit geringeren Fertigkeiten und unwichtigeren 
Arbeitsplätzen aufzufangen. Wesentlich ist ein offenes, für alle Beschäftigten zu- 
gängliches Informationssystem. Aber genauso wichtig ist die Fähigkeit, die Informa- 
tion zu verstehen, und der offene Zugang zur Information allein wird dies nicht ge- 
währleisten. Daher müssen verschiedene Gruppen von Arbeitern die Möglichkeit 
haben, Vertreter ihrer Wahl anzurufen (die von den Gewerkschaften gestellt werden 
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könnten), wenn sie Hilfe brauchen, um eine Politik zu formulieren und ihre Rechte bei 
der Restrukturierung geltend zu machen. Der offene Zugang zur Information wird 
auch nicht ausreichen, wenn die Situation instabil ist und eine Menge Befugnisse in 
den Händen einiger Entscheidungsträger konzentriert werden muß. Die Möglichkei- 
ten egalitärer Formen des Managements durch die Belegschaft stehen daher in einer 
Wechselbeziehung zu den Beziehungen zwischen den Unternehmen. Es ist nicht 
möglich, innerhalb eines Unternehmens völlig freien Zugang zu Informationen zu ge- 
währen, die anderen Unternehmen vorenthalten werden. Die völlige Offenlegung der 
Informationen zwischen Unternehmen ist jedoch ein Schlüsselkennzeichen sozia- 
lisierter Märkte, und das gilt auch für kontinuierliche Beziehungen zwischen Käufern 
und Verkäufern, die dazu beitragen, die Umgebung eines Unternehmens zu stabili- 
sieren. Sozialisierte Märkte wären dann weit eher mit industrieller Demokratie ver- 
einbar als Märkte, die von Unternehmen organisiert werden. 


Sozialisierte Märkte 


Ich möchte zunächst einige allgemeine Kennzeichen sozialisierter Märkte umreißen. 
Danach werde ich detaillierter erörtern, wie diese für die Arbeitskraft, für Rohstoffe 
und Halbfertigwaren (d.h. Güter, die zwischen Unternehmen ge- und verkauft wer- 
den; nennen wir sie Produktionsgüter) und für Kosumgüter funktionieren könnten. 
Ein sozialisierter Markt wird von öffentlichen Körperschaften getragen, die mehr aus 
der Besteuerung der Unternehmen und Haushalte finanziert werden als aus ihren Um- 
sätzen. Es ist auch ein Markt, in dem die »unsichtbaren Handschläge«, das Verhältnis 
vongoodwill und Gegenseitigkeit, das auch Marktökonomien zumindest bis zueinem 
gewissen Grad auszubilden für nötig fanden, in öffentliche Informationsnetze mit all- 
gemeinem Zugang überführt werden - statt in »inneren Kreisen« oder »Industrie- 
clubs« stattzufinden, aus denen »Außenseiter« ausgeschlossen bleiben. Derartige 
Netze hätten Sekretariate, die aus Steuergeldern bezahlt werden statt durch den Ver- 
kauf ihrer Dienstleistungen. 

Der Grund für die Einführung öffentlicher Marktbildner (nennen wir sie Preis- und 
Lohn-Kommissionen) liegt darin, die Schranken des Informationsaustausches zu 
überwinden, die auf privaten Märkten existieren. Die österreichische Schule hat 
immer hervorgehoben, in welchem Ausmaß Märkte Informationen erzeugen; weni- 
ger betonte sie, wie Märkte Informationen fragmentieren. Profitorientierte Unterneh- 
men, die durch den Geldnexus verbunden sind, haben ein Motiv, Informationen über 
ihre Produktivität, ihre Produktionskosten und Neuerungen geheimzuhalten. Ein 
Vorteil des Marktes liegt darin, wie er zur Initiative anreizt; aber ein Nachteil liegt in 
der Art, wie er Schranken für die Verbreitung von Informationen errichtet. Ein so- 
zıalisierter Markt erlaubt die Initiative, die ein wesentliches Kennzeichen einer Ge- 
sellschaft freier Menschen ist, aber er schafft auch neue Wege und Motive für indi- 
viduelle Initiativen, die dem Gemeinwohl dienen. 

Die Preis- und Lohn-Kommissionen müßten von daher auf drei Wegen vorgehen. Zu- 
nächst würden sie materielle Einrichtungen für den Austausch von Informationen 
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über die Bedingungen von Käufen und Verkäufen zwischen den Unternehmen schaf- 
fen, wie auch zwischen Unternehmen und Haushalten. Die Art dieser Einrichtungen 
muß vom Niveau der ökonomischen Entwicklung abhängen. In einer armen Agrar- 
ökonomie wäre die Einrichtung von Märkten der erste Schritt. In einer industriali- 
sierten Ökonomie mit Zugang zu Mikro-Computern wäre ein elektronischer Markt 
möglich. Auch in kapitalistischen Industriegesellschaften entstehen elektronische 
Märkte, wenn auch fragmentiert. Ein öffentlicher elektronischer Markt hätte den 
enormen Vorteil der Standardisierung - zur Zeit wird die Entwicklung kapitalistischer 
elektronischer Märkte behindert durch die Inkompatibilitätder Markengeräte. Beider 
Informationssammlung und -verarbeitung sind große Einsparungen möglich, die ein 
integrierter, öffentlicher elektronischer Markt zu niedrigeren Transaktionskosten nut- 
zen könnte. Dies gäbe Unternehmen und Haushalten einen positiven Anreiz, den 
öffentlichen Markt zu benutzen; er wäre billiger, als eine eigene fragmentierte Infor- 
mationssammlung über Kauf- und Verkaufsbedingungen zu unternehmen. 

Welche Art an Information sollten die Preis- und Lohn-Kommissionen sammeln und 
speichern? Sie müßten über die Information über die Stückpreise hinausgehen. Einer 
der Gründe für einen sozialisierten Markt liegt darin, die Preisbildung transparent und 
öffentlichen Überprüfungen zugänglich zu machen. In industralisierten Marktökono- 
mien bilden die meisten Unternehmen ihre Preise, indem sie den Kosten eine Ge- 
winnspanne hinzufügen, aber die Kosten und die Spanne werden nicht öffentlich ge- 
macht. Die Preis-Kommission würde Informationen über Stückkosten einfordern, so 
daß die Öffentlichkeit das Verhältnis zwischen Kosten und Preisen einschätzen 
könnte. Würde es für die Unternehmen besondere Kosten verursachen, diese Infor- 
mationen zu liefern? Nicht, wenn Unternehmen derartige Informationen bereits für 
ihre eigenen internen Managementzwecke sammeln. Kostenrechnung ist in kapita- 
listischen Ökonomien tatsächlich bereits ein fundamentales Werkzeug des Manage- 
ments. Der Unterschied läge nicht in der Verpflichtung, neue Informationen zu lie- 
fern, sondern die normalerweise geheim gehaltenen Informationen offenzulegen. Die 
zweite Aufgabe bestünde also darin, die Offenlegung von Informationen auf der 
Grundlage standardisierter Kostenrahmen zu erzwingen, als Voraussetzung für die 
Zulassung zum öffentlichen Markt. 

Eine dritte Aktivität läge darin, die Bildung der Preise und Löhne zu lenken. Natür- 
lich ist es für Preis- und Lohn-Kommissionen selbst unmöglich, jede Transaktion zu 
überwachen und zentral alle Preise und Löhne zu kontrollieren. Es gibt immer die 
Möglichkeit inoffizieller »grauer« oder »schwarzer« Transaktionen außerhalb der 
zentralen Kontrolle. Die Preis- und Lohn-Kommissionen können jedoch Preis- und 
Lohnnormen schaffen und die Informationen liefern, die es Käufern und Verkäufern 
ermöglichen, selbst die Preise und Löhne auf dezentralisierte Weise zu überwachen. 
Auch steuerliche Maßnahmen und Sanktionen für Vertragsverletzungen können ge- 
nutzt werden, um die Befolgung der Normen zu fördern und Abweichungen zu 
bestrafen. Preise und Löhne, die bei einer bestimmten Transaktion geboten werden, 
können mit den Normen verglichen werden. Wenn sowohl die Käufer wie auch die 
Verkäufer bei einer bestimmten Transaktion von der Norm abweichen wollen (für 
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eine schnellere Lieferung oder die Erfüllung eines spezifischen Kundenwunsches 
zum Beispiel), stünde ihnen dies frei. Aber sie hätten auch die Möglichkeit, sich Ab- 
weichungen von der Norm zu widersetzen und eine Untersuchung durch die zustän- 
dige Kommission zu fordern. Wenn viele Käufer und Verkäufer einer Abweichung 
von der Norm zustimmen, könnte dies bedeuten, daß die Norm überprüft werden muß. 
Kurzfristig jedoch neigen dezentralisierte Industrieökonomien zu gleichbleibenden 
Preisen, wobei Mengenanpassungen (im Umfang der Auftragsbücher oder der Ver- 
änderungen in der Produktpalette) die wichtigste Rolle spielen. Längerfristig gewinnt 
die Preisanpassung an Bedeutung, wegen des Einflusses der Preise auf die Beurtei- 
lung der notwendigen Investitionen. Wegen der Preiskonstanz wird die Kommission 
dem Ablauf der Transaktionen manchmal eher zuvorkommen als folgen müssen und 
Preisnormen ändern, bevor sich die Preise in den aufgezeichneten Transaktionen 
wahrnehmbar geändert haben. Zu diesem Zweck wird sie Informationen aus den 
Netzen anfordern, über Lagerbewegungen und Kapazitätsauslastung. Die Normen 
müssen interaktiv gebildet werden, auf der Grundlage der Informationen von Käufern 
und Verkäufern, nicht zentral auferlegt, ohne die Anforderungen der Käufer und Ver- 
käufer zu berücksichtigen.” 

Eine fortgeschrittene Ökonomie kann den elektronischen Markt mit einem elektroni- 
schen Zahlungssystem verbinden. Ein öffentliches elektronisches System für Ab- 
schlüsse wird die Bedingungen aller erfolgten Transaktionen aufzeichnen, und diese 
Information kann verarbeitet werden, umAbweichungen von der Norm offenzulegen. 
Wiederum werden die niedrigeren Transaktionskosten eines öffentlichen Aufzeich- 
nungssystems Käufern und Verkäufern einen Anreiz zur Benutzung geben. Elektro- 
nische, »bargeldlose« Abwicklungssysteme werden in kapitalistischen Industrielän- 
dern bereits entwickelt, aber wie beim elektronischen Markt werden sie durch feh- 
lende Absprachen über technische Standards und hohe Startkosten behindert. 

Mit öffentlichen Marktbildnern müssen öffentlich organisierte Netze von Käufern 
und Verkäufern einhergehen, mit einem gemeinsamen Interesse, den direkten Aus- 
tausch von Informationen zum Beispiel über die Spezifikationen von Waren und 
Produktionsprozessen sowie über Investitionspläne zu fördern. Derartige Informa- 
tionsnetze?° würden sich von Bürokratien mit ihren Hierarchien der Macht und ihrem 
Nexus der Regeln unterscheiden; und auch von Märkten, in denen die Beziehungen 
diskontinuierlich sind und durch den Geldnexus vermittelt werden. Sie würden sich 
von den informellen Netzen der Unterverträge zwischen Unternehmen unterschei- 
den, weil siemit öffentlichen, aus Steuergeldern finanzierten Sekretariaten ausgestat- 
tet würden, um den Informationsaustausch zu erleichtern; und jede soziale Einheit, 
die öffentlich spezifizierten Kriterien gerecht würde, hätte freien Zugang. Die In- 
formationsnetze würden sich nicht auf Preise und Kosten konzentrieren, sondern auf 
die Mengen und Charakteristika von Gütern und Produktionsprozessen. Es stünde 
jedem offen, ein eigenes Informationsnetz aufzubauen; aber diese Netze würden er- 
gänzt durch öffentliche Netze, deren Koordinatoren das Recht hätten, die Offenle- 
gung von Informationen zu verlangen. Netze aus Käufern und Verkäufern könnten 
einige der Interdependenzen vor der Entscheidung aufhellen; so daß einzelne Einhei- 
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ten bei ihren Entscheidungen die Konsequenzen für die Allgemeinheit besser berück- 
sichtigen könnten. 

Netz-K.oordinatoren, wie zum Beispiel die Preis- und Lohn-Kommissionen, hätten 
dreierlei Funktion: Erleichterung des Informationsaustausches, Durchsetzung der 
Informations-Offenlegung, sowie eine interaktive Rolle, indiesem Fall beim Entwurf 
und der Spezifikation von Gütern und Produktionsprozessen. Es gäbe notwendiger- 
weise eine Vielzahl von Netzen: zum Beispiel ein Energienetz, ein Transportnetz, ein 
Netz für Berufsqualifikationen, ein Netz für Konsumgüter. Die Käufer/Verkäufer- 
Netze würden sich auf Informationen über Lagerhaltung, Kapazitäten, Entwürfe und 
Spezifkationen konzentrieren. Wiederum brauchen die Unternehmen deshalb keine 
neuen Informationen zu sammeln, was ihre Kosten erhöhen würde, sondern nur die 
Informationen offenzulegen, die sie für ihre eigenen Zwecke ohnehin brauchen. Zum 
Beispiel wird in industrialisierten kapitalistischen Gesellschaften die Information 
überdie Lagerhaltung in dem Maße immer wichtiger, wie sich Systeme der Lagerkon- 
trolle zur sofortigen Erfassung einbürgern. Die elektronische Technologie hat es 
weitaus leichter und billiger gemacht, den Lagerstand zu kontrollieren. 
Käufer/Verkäufer-Netze wären die Grundlage für einen dezentralisierten sozialen 
Planungsprozeß, in dem die Implikationen der Investitionspläne verschiedener Ein- 
heiten vor dem Abschluß der Pläne eingeschätzt werden könnten. Die Sekretariate 
solcher Netze könnten mit einer nationalen Planungsagentur in Austausch treten, um 
eine abgestimmte Gesamtstrategie für die nationale Ökonomie zu schaffen. Die 
Wünschbarkeit der Dezentralisierung von Entscheidungen zur Kapazitätsauslastung 
und Innovation bedeutet nicht, daß keinerlei Form zentraler Planung für die gesamte 
Wirtschaft erforderlich wäre. Tatsächlich bedarf es einer Gesamtstrategie, um festzu- 
legen, welche Sektoren expandieren, welche abnehmen sollen; wieviel für Investitio- 
nen und wieviel für Konsum angesetzt werden soll; und welche Engpässe behoben, 
welche als Grenzen akzeptiert werden sollen. Aber diese Strategie würde nicht durch 
die zentralisierte Zuweisung materieller Ressourcen und Produktionsziele für jedes 
Unternehmen durchgesetzt. Die japanische und französische strategische Planung 
kommen dem, was mir vorschwebt, vielleicht am nächsten — aber ihnen fehlen die 
Möglichkeiten der Durchführung, die einer sozialistischen Ökonomie offenstünden; 
und die Informationsnetze, auf die sie sich verlassen, sind eher »innere Kreise« und 
Verbände als offen zugängliche Netze. Die Kommissionen und Netze würden in 
bezug auf Arbeitskraft, Produktions- und Konsumgüter etwas anders funktionieren, 
so daß diese getrennt behandelt werden. 


Der Arbeitsmarkt 


Die Lohnkommissionen würden Einrichtungen für den Informationsaustausch über 
offene Arbeitsplätze und Arbeitssuchende schaffen. Dies allein wäre für die industria- 
lisierten Ökonomien nichts Neues, aber solche Institutionen wurden in kapitalisti- 
schen Gesellschaften beklagenswert schlecht ausgestattet und lieferten nur sehr be- 
grenzte Informationen über offene Stellen und Arbeitssuchende. Sie ließen vielRaum 
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für profitorientierte private Vermittlungsagenturen und für profitorientierte wie an- 
dere Datenermittlungsagenturen. Insbesondere lieferten sie keine vergleichenden In- 
formationen über den allgemeinen Zustand des Arbeitsmarktes, die es Unternehmen 
und Arbeitssuchenden gestattet hätten, die Bedingungen angebotener Arbeitsplätze 
zu bewerten. Sie lieferten auch keine Informationen darüber, wie relative Löhne fest- 
gelegt werden (ob durch Arbeitsplatzbeschreibungen oder »nach Brauch und Sitte«). 
Um wirksam zu funktionieren, bräuchte die Lohnkommission nicht nur eine obliga- 
torische Benachrichtigung über offene Stellen, sondern auch Informationen des Un- 
ternehmens über die Verdienste und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten und über 
die Einzelheiten der Arbeitsplatzbewertung und Einstufungsrichtlinien. Diese Artder 
Information sammeln Personalabteilungen in jedem Falle: zusätzlich wäre die Offen- 
legung dieser Daten erforderlich, und eine weitere Verarbeitung durch die Lohnkom- 
mission. Mikro-Prozessoren mit Tabellenkalkulation und der Fähigkeit zur graphi- 
schen Darstellung bräuchten nur sehr wenig Zeit, um die Daten zusammenzufassen 
und so darzustellen, daß sie für Arbeitssuchende oder Personalabteilungen leicht ver- 
ständlich wäre. Die Lohn-Kommission würde auch bei angemessener Ausstattung 
keine weitere kostspielige Ebene der Bürokratie bilden. Sie würde einen ganzen Wust 
von Agenten ersetzen, die in kapitalistischen Ökonomien Informationen zwar schaf- 
fen, aber auch fragmentieren und verbergen. 

Die Lohn-Kommission könnte bei der Durchsetzung von Minimalstandards für Ar- 
beitsbedingungen helfen, indem sie Arbeitsangebote vom sozialisierten Markt aus- . 
schließt, die diese Normen nicht erfüllen. Gleicherweise könnte sie zur Durchsetzung 
von Arbeitsplatzbewertungsprozeduren beitragen, die bestimmten Minimalanforde- 
rungen genügen (wie zum Beispiel gleicher Bezahlung für Arbeit gleichen Werts und 
einer Bewertung, die der Muskelkraft nicht immer einen größeren Wert beimißt als 
der Fingerfertigkeit). Derartige Minimalstandards müßten sicherlich durch Gesetzge- 
bung festgelegt werden; aber darüber hinaus könnte die Lohn-Kommission Informa- 
tionen über »empfehlenswerte Methoden« verbreiten und Verbesserungen anregen. 
Neben der Sammlung, Verarbeitung und Verbreitung von Informationen würde die 
Lohn-Kommission Grund«normen« erstellen, sowohl für die relativen Grundlöhne 
als auch für allgemeine Erhöhungen der Grundlöhne. Dies wäre ein entscheidender 
Beitrag, um sowohl eine sozial gerechte Einkommensverteilung zu erreichen als auch 
die Inflation zu kontrollieren. Es ist von absoluter Bedeutung, daß alle Löhne, von 
dem des (demokratisch gewählten) Präsidenten bis zum letzten ungelernten Arbeiter, 
davon erfaßt würden. (Ich gehe davon aus, daß es außer Zinsen für persönliche Erspar- 
nisse keinerlei Einkommen aus Privateigentum gibt.) Da jedem ein Minimaleinkom- 
men garantiert wäre, läge der relative Lohn für ungelernte, langweilige und unange- 
nehme Arbeit wahrscheinlich höher als heutzutage üblich, weil sonst niemand diese 
Arbeit tun würde. 

Die Einführung relativer Lohnnormen würde über die demokratisch kontrollierte 
Arbeitsplatzbewertung erfolgen und könnte jährlich revidiert werden, um veränderte 
ökonomische und soziale Strukturen zu berücksichtigen, wie sie sich in der Statistik 
über offene Arbeitsplätze und Arbeitssuchende niederschlagen. Die Einführung einer 
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Norm für allgemeine Lohnerhöhungen hinge ab von makroökonomischen Entschei- 
dungen über das Niveau der gesamten Investitionen und des Gesamtkonsums sowie 
das zugrundeliegende Produktivitätswachstum. Sie würden über eine Vielzahl von 
Kanälen durchgesetzt: Steuerliche Maßnahmen; Sanktionen für Vertragsverletzung; 
Veröffentlichung von Abweichungen; und die Schaffung einer Atmosphäre des Ver- 
trauens, die sich auf eine offene Gesellschaft gründet, einschließlich eines öffentli- 
chen Prozesses der Preisbildung, mit Normen, die von der Preiskommission festge- 
legt würden. Ziel wäre, den Prozeß der Lohnbildung so transparent als möglich zu 
machen. 

In einem solchen System verlören die Gewerkschaften bei der Aushandlung der 
Grundlöhne mit dem Unternehmensmanagement an Bedeutung. Aber es gäbe für 
Gewerkschaften sicherlich noch eine wichtige Funktion: indem sie ihren Mitgliedern 
helfen, ihre Rechte wahrzunehmen; im Aushandeln der Produktionsorganisation und 
der Verwendung der Unternehmensüberschüsse (nach Steuern); in der Beratung bei 
der Erstellung von nationalen Standards für die Arbeitspiatzbewertung. Gewerk- 
schaften sind ein Ausdruck der Arbeitsteilung; und wenn die Arbeitsteilung sich än- 
dert, ändert sich auch ihre Rolle. Aber solange es wesentliche Unterschiede gibt in der 
Bedeutung der Arbeitsplätze, wobei einige Verantwortung tragen (»geistige Arbeit«), 
während andere nur für die Durchführung verantwortlich sind (»Körperliche Arbeit«), 
dann sind auch Gewerkschaften notwendig, um die Rechte der letzteren zu verteidi- 
gen. Dazu sollte auch das Streikrecht gehören, und das Recht auf eine echte Auto- 
nomie der Organisation. 

Es gäbe keine erzwungene Arbeitslosigkeit, weil der Regulator der öffentlichen 
Unternehmen als eine Art »holding company« für Menschen fungieren würde, deren 
Arbeitsplätze wegrationalisiert wurden; sie würden ihre Grundlöhne beziehen under 
würde ihnen eine organisatorische Struktur für Ausbildung und Umschulung zur 
Verfügung stellen, bis sie neue Arbeitsplätze erhielten. Netze zwischen Nutzern und 
Lieferanten der Arbeitskraft (einschließlich Haushalten und Ausbildungs- und Um- 
schulungsinstitutionen) könnten eine wichtige Rolle dabei spielen, die Kosten der- 
artiger Operationen zu senken; und sie würden auch die Grundlage für die Planung 
der Arbeitskraft liefern, indem sie quantitative Informationen über die Berufsstruk- 
turen und Voraussagen auf zukünftige Bedürfnisse sammelten. Eine Vielzahl von Net- 
zen könnte sich um Fertigkeiten, Qualifikationen und Berufe organisieren. Sowohl 
Nutzer als auch Lieferanten von Arbeitskraft haben ein Interesse, Fertigkeiten zu ent- 
wickeln: Kreativität, Selbstdisziplin, Kenntnis von Techniken etc. Netze für Berufs- 
qualifikationen böten Raum für die Entwicklung nützlicher Methoden der Ausbil- 
dung und Nutzung von Arbeitskraft; sie könnten verhindern, daß sich Arbeitsplätze 
ohne Perspektiven herausbilden, oder auch einseitige, begrenzte, nicht allgemein an- 
wendbare Fertigkeiten. Sie würden nicht ausschließen, daß der Wunsch eines Indivi- 
duums nach Befriedigung am Arbeitsplatz in Konflikt gerät mit dem Ziel eines Unter- 
nehmens, sich selbst zu finanzieren. Aber sie böten den Raum, auf dem verschiedene 
Agenten die Gelegenheit hätten, sich in die Rolle anderer zu versetzen und die Or- 
ganisation der Ausbildungs-, Erziehungs- und Arbeitsprozesse unter verschiedenen 
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Aspekten zu betrachten. Neben der Sammlung und Speicherung von Information 
bestünde eine wichtige Aufgabe der Netz-Sekretariate darin, den Netz-Mitgliedern 
Gelegenheiten zu verschaffen, die Erfahrungen anderer zu teilen, von Rollenspielen 
über den Personalaustausch zwischen Unternehmen und Ausbildungs- und Schu- 
lungsinstitutionen bis hin zu einer Tätigkeit als Berater füreinander. 

Ohne Maßnahmen zur Vergesellschaftung des Arbeitsmarktes ist Arbeitslosigkeit 
fast unausweichlich. In Ländern, ın denen der Marktsozialismus am weitesten ent- 
wickelt ist, wie Ungarn und Jugoslawien, wächst die Arbeitslosigkeit an, während das 
Arbeitsplatzangebot und die Umschulungsmöglichkeiten hoffnungslos darnieder- 
liegen. Aber die zentralisierte bürokratische Zuweisung von Ressourcen durch Mini- 
sterien erstickt das Produktivitätswachstum und die Innovation. Die von mir vorge- 
schlagenen Maßnahmen haben, wie ich glaube, eine gewisse Chance, diese beiden 
unerwünschten Extreme zu vermeiden. 


Der Markı für Produktionsgüter 


Kauf und Verkauf dieser Güter finden zwischen Unternehmen statt. Es gibt keinen 
Grund, warum öffentliche Unternehmen nicht dezentralisiert beim Kauf und Verkauf 
von Rohstoffen und Halbfertigwaren initiativ werden sollten, innerhalb bestimmter 
Richtlinien, die vom Regulator für den öffentlichen Sektor festgelegt würden, um ihre 
Expansion zu regulieren und eine falsche Verwendung der Anlagen zu verhindern. 
Über die Tätigkeit der Preis-Kommsission für Produktionsgüter bei der Schaffung 
von Einrichtungen für den Austausch von Informationen über Kaufs- und Verkaufs- 
bedingungen braucht kaum noch etwas gesagt zu werden. Besonderer Nachdruck gilt 
hier der Funktion, die Offenlegung der Informationen durchzusetzen, weil Kartelle 
und Preisabsprachen in einigen Industriezweigen Kapitalistischer Länder besonders 
verbreitet sind. Können wir uns darauf verlassen, daß Unternehmen sich an die ab- 
gesprochenen Kostenrahmen halten und die Stückkosten wie gefordert offenlegen? 
Werden sie nicht doppelte Bücher führen, für sich und für die Preiskommission? Die 
Frage der Informationsqualität bedarf sorgfältiger Erwägung. In Systemen mit zen- 
tralisierter Ressourcen-Zuweisung gibt es wohlbekannte Probleme, weil die Unter- 
nehmen den zentralen Planern keine verläßlichen Informationen über den Ressour- 
cenbedarf pro Stück liefern. In derartigen Systemen gibt es einen eingebauten Anreiz 
für Unternehmen, Fehlinformationen zu liefern, weil die zentralen Planer den Unter- 
nehmen Produktionsziele zuweisen und den Materialbedarf zum Erreichen dieser 
Ziele festlegen. Natürlich zeigen Unternehmen die Neigung, den Materialbedarf pro 
Stück nach oben zu korrigieren, um die Produktionsziele leichter zu erreichen. Gibt 
es Anreize, der Preis-Kommission falsche Informationen über die Stückkosten zu lie- 
fern? Um dies zu beantworten, müssen wir das Wesen des Preisbildungsprozesses in 
Erwägung ziehen. 

Es ist bekannt, daß die meisten Unternehmen in kapitalistischen Industriegesellschaf- 
ten die Preise als Gewinnspanne auf der Grundlage ihrer Stückkosten festlegen, wobei 
das Maß der Gewinnspanne vom Verhalten der Konkurrenten und der Kunden be- 
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grenzt wird. Die Preis-Kommission würde Preisnormen aufähnliche Weise festlegen, 
außer daß die durchschnittlichen Stückkosten die Grundlage wären und die Gewinn- 
spanne von den Investitionsbedürfnissen der Wirtschaft bestimmt wird. Je höher das 
Investitionstempo, das sich aus der durch den Planungsprozeß festgelegten Strategie 
ergibt, desto höher die Gewinnspanne. Die Gewinnspanne Könnte in den einzelnen 
Industriezweigen variieren, um einen höheren Überschuß dort zu erreichen, in denen 
die Strategie eine Expansion vorsieht, und einen geringeren Überschuß dort, wo Ex- 
pansion unerwünscht ist. Dies ist die von Kalecki (1986) übernommene Vorgehens- 
weise zur Preisbildung und unterscheidet sich von Langes trial-und-error-Verfahren 
insoweit, als es nicht darauf abzielt, Preisnormen festzulegen, die den Markt befrie- 
digen, sondern vielmehr Preisnormen zu schaffen, die eine Restrukturierung in der 
richtigen Richtung durch unterschiedliche Erträge in unterschiedlichen Tätigkeitsbe- 
reichen ermutigt. Es erlaubt die Preisfestlegung für nicht standardisierte Einzelteile, 
die für einige Sektionen der Produktionsgüter-Industrie charakteristisch sind. Preis- 
normen könnten jährlich revidiert werden, aber es besteht kein Bedarf, sie alle zum 
gleichen Zeitpunkt zu revidieren. Zwischen den jährlichen Preisrevisionen könnten 
die Preise stabil bleiben. Die Revision würde dann darüber entscheiden, bis zu wel- 
chem Ausmaß Veränderungen in Kosten und Nachfrage (wie sich aus Lagerverände- 
rungen ergeben) auch Preisveränderungen erforderlich machen. Das Ausmaß, in dem 
sich Kostensteigerungen in höheren Preisnormen niederschlagen, hinge von dem 
Ausmaß ab, in dem das Produktionsniveau in einem bestimmten Sektor erhöht, ge- 
senkt oder aufrechterhalten werden muß. Der Preisbildungsprozeß wäre indem Sinne 
transparent, als die Öffentlichkeit die Grundlage für die Festlegung der Preisnormen 
kennen würde und die tatsächlichen Preise an den Normen messen könnte. Es würde 
zu Leistung anreizen, weil die Normen in Beziehung zu den durchschnittlichen Ko- 
sten und Gewinnspannen stünden: eine Firma mit unterdurchschnittlichen Kosten 
könnte einen größeren Überschuß erzielen und hätte die Mittel zur Expansion oder für 
höhere Zulagen für ihre Belegschaft. Dies würde die Macht großer Unternehmen ein- 
dämmen, ihre eigenen Profite aufzublähen, indem sie die Profitspannen ihrer kleinen 
Zulieferanten beschneiden. Es würde auch der Tendenz entgegenwirken, daß Unter- 
nehmen versuchen, Profitspannen selbst dann aufrechtzuerhalten, wenn ihre Kapazi- 
tät nicht völlig ausgelastet ist, und sich mit Preissenkungen zur besseren Kapazitäts- 
auslastung zurückzuhalten; Tendenzen, die Unternehmen in kapitalistischen Wirt- 
schaften kennzeichnen und die Möglichkeit fehlender Gesamtnachfrage vergrößern. 
Eine solche Vorgehensweise zur Festlegung von Preisnormen (verbunden mit einer 
Mischung aus Zuckerbrot und Peitsche, um die Einhaltung dieser Normen zu errei- 
chen) würde die Durchführung der makroökonomischen Strategie erleichtern und die 
Möglichkeit einer Stagflations-Falle verringern. Das Vermeiden makroökonomi- 
scher Probleme und die Möglichkeit der Restrukturierung sind die wichtigsten Grün- 
de, den Preisbildungsprozeß nicht vollständig in der Hand der Unternehmen zu be- 
lassen. Entscheidungen über das Niveau und die Zusammensetzung der Produktion 
und über die Materialauswahl blieben bei den Unternehmen (die ihrerseits Informa- 
tionen durch die Netze erhalten), aber die Preisbildungsprozedur würde sozialisiert. 
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Die Durchführbarkeit dieser Vorgehensweise hängt offensichtlich von der Qualität 
der Information ab, die die Preis-Kommission erhält. Man kann sich Situationen vor- 
stellen, in denen eine kleine Gruppe von Unternehmen einen Industriezweig domi- 
niert und sich abspräche, um der Preis-Kommssion inflationierte Kosteninformatio- 
nen zu liefern. Dies brächte ihnen höhere Überschüsse, als die Preis-Kommission 
vorsähe. 

Gegen die Möglichkeit der Desinformation könnte eine Vielzahl von Maßnahmen 
eingesetzt werden: eine gut ausgestattete Inspektion mit Befugnissen zur Beschlag- 
nahme von Firmenakten; die Verpflichtung, daß computerisierte Managementsyste- 
me offenen Zugang gewähren; Maßnahmen, die es Unternehmen zu kompliziert und 
zu teuer machen würden, doppelte Bücher zu führen (oder Computerbänder oder -dis- 
ketten etc.); und Maßnahmen, um neue Kräfte auf den Markt zu holen und die Mög- 
lichkeiten von Absprachen zu verringern (wie konkurrierende Gebote für Kontrakte 
von begrenzter Dauer). Die Preis-Kommission bräuchte beträchtliche Ressourcen — 
aber diese ließen sich durch die Umlenkung der Ressourcen gewinnen, die in kapi- 
talistischen Ökonomien von finanziellen Institutionen auf dem Kapitalmarkt absor- 
biert werden. Die Fertigkeiten eines Investitionsanalytikers, der für eine Handelsbank 
arbeitet, wären genau das Richtige für die Preis-Kommission. 

Netze zwischen Käufern und Verkäufern von Produktionsgütern hätten zwei besonders 
wichtige Funktionen: die Minimierung von Fluktuationen in der Kapazitätsauslastung 
aufgrund einer Investitionshäufung, wie sie für viele Zweige der Produktionsgüterindu- 
strie sehr ausgeprägt auftreten kann, und die Verbreitung technischer Neuerungen. Inka- 
pitalistischen Ökonomien besteht ein beträchtliches Maß an Kooperation beim Entwurf 
und der Spezifikation von Produktionsgütern und der Ermittlung zukünftiger Investi- 
tionsbedürfnisse. In Reaktion auf die neuen elektronikgestützten Automationstechnolo- 
gien scheinen die Netze zwischen Unternehmen in kapitalistischen Wirtschaften ihren 
Umfang zu erweitern, wozu nicht nur langfristige Verträge für bestimmte Produkte ge- 
hören, sondern auch die Integration des Design und der Planung. Manche Ökonomen 
beschreiben dies als Systemofaktur, in der die Produktionseinheit aus einem Bündel in- 
tegrierter, jedoch getrennter Unternehmen besteht, die gemeinsam eine detaillierte Ko- 
ordination der Produktentwicklung und der Produktionspläne entwerfen und dazu mi- 
kroelektronische Informationsverarbeitungs-Technologie nutzen (vgl. Kaplinsky 1985). 
Dies wird jedoch begrenzt durch das Recht von Privatunternehmen, ihre Informationen 
geheimzuhalten, wenn es ihnen einen Wettbewerbsvorteil verschafft. Im hier entwik- 
kelten Szenario einer sozialistischen Ökonomie gäbe es dieses Recht nicht. Öffentliche 
Untemehmen müßten die Informationen über ihre technologischen Innovationen und 
ihre Produktionspläne offenlegen, wenn sie öffentliche Anlagen benutzen wollen. Ko- 
operativen und Haushalt-Unternehmen müßten ihre Informationen offenlegen, um Zu- 
gang zu den öffentlichen Märkten und Netzen zu erhalten. Um einen materiellen Anreiz 
für Innovationen zu schaffen, könnte eine Lizenzgebühr bezahlt werden, wenn Spezi- 
fikationen in einer Technologiebank niedergelegt werden, zu der alle Netz-Mitglieder 
Zugang hätten, und Unternehmen könnten Zuschüsse für Forschung und Entwicklung 
beantragen. 
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Aber der Wettbewerb durch Geheimhaltung würde so weit als möglich minimiert. 
(Unter diesem Aspekt käme die hier ins Auge gefaßte sozialistische Ökonomie den 
neo-klassischen Konkurrenzmodellen weit näher als jede kapitalistische oder markt- 
sozialistische Wirtschaft: sie gehen davon aus, daß alle Technologien allen bekannt 
sind.) 


Der Konsumgütermarkt 


Viele der oben diskutierten Vorgehensweisen gälten auch fürden Konsumgütermarkt. 
Hier möchte ich mich auf den Unterschied konzentrieren: die Tatsache, daß Haushalte 
die Käufer auf diesem Markt sind. Einerseits haben Haushalte nicht die gleichen Res- 
sourcen oder Informationen wie Unternehmen. Wenn andererseits Haushalte eineeng 
gefaßte und detaillierte Politik verfolgen, den Einkauf jedes einzelnen Artikels sorg- 
fältig zu prüfen und die Interdependenzen in seinen Produktions- und Verbrauchsbe- 
dingungen außer acht lassen, werden sie sich häufig selbst schaden.?’ Ein sozialisier- 
ter Markt gäbe den Haushalten mehr Kenntnisse an die Hand und würde sie über die 
Interdependenzen zwischen ihrem Handeln als Produzenten und ihrem Handeln als 
Konsumenten aufklären. 

Die von der Preis-Kommission gelieferte Information gäbe Haushalten die Möglich- 
keit zuerkennen, wie der Preis einer Ware gebildet wird: wieviel davon für jeden Pro- 
duktionsschritt verwendet wird, der in den Preis eingeht, wie sich an jedem Punkt in 
der Produktionskette die Gewinnspannen und Kosten aufschlüsseln; wieviel Steuern 
oder Subventionen im Preis enthalten sind. Wenn ein Preis steigt, könnte den Haus- 
halten erklärt werden, warum er steigt — welche Kosten gestiegen sind, welche Ge- 
winnspannen erhöht wurden, um Anreize für die Expansion der Produktion zu bieten. 
Die Reaktion der Haushalte auf Preiserhöhungen ist ein kritischer Faktor sowohl in 
kapitalistischen als auch in real existierenden sozialistischen Ökonomien. In keinem 
dieser Systeme wurde den Haushalten genügend Informationen geliefert, um Preise 
einzuschätzen, um zu entscheiden, ob Preissteigerungen gerechtfertigt sind, oder um 
zwischen Veränderungen in relativen Preisen, die für die Neuanpassung der Ökono- 
mie wichtig sind, und Erhöhungen im allgemeinen Preisniveau zu unterscheiden. Tat- 
sächlich bedeutet das Festhalten an Niedrigpreisen, daß Anpassungen der relativen 
Preise nur im Zusammenhang einer allgemeinen Preiserhöhung möglich wurden. 
Kein Preissystem kann ein rationales System der Ressourcenverteilung hervorbrin- 
gen, wenn die Preise nicht die gegenwärtigen Kosten und zukünftigen Investitions- 
bedürfnisse decken. Aber da die Preisbildung im Dunkeln liegt, ist es kein Wunder, 
wenn die Haushalte der Autorität mißtrauen (ob es sich nun um kapitalistische Unter- 
nehmen oder sozialistische Planer handelt), wenn sie bekanntgeben, daß Preiserhö- 
hungen notwendig seien. Erforderlich ist nicht die detaillierte Information über alle 
Waren und Dienstleistungen; sie könnte für die Massenwaren geliefert werden, die 
einen großen Anteil an den Haushaltsausgaben ausmachen. 

Zuliefernetze existieren in kapitalistischen Ökonomien bereits zwischen großen Ein- 
zelhandelsorganisationen und ihren Lieferanten, ähnlich denen bei den Produktions- 
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gütern. Tatsächlich bieten Einzelhändler wie Marks and Spencer, der Body Shop und 
Benetton ein sehr gutes Beispiel für Systemofaktur. Aber Haushalte sind in derartige 
Netze nicht integriert: ihnen bleiben nur die nebulösen Begriffe »unsichtbarer Hand- 
schlag« oder »objektive Kooperation«; und das läuft mehr oder weniger darauf hin- 
aus, daß sie bei ihrem Lieferanten bleiben, solange die Preise nicht steigen. Um die 
relativ schwache Position der Haushalte als Verbraucher zu stärken, schlage ich vor, 
einen Verbraucherverband zu bilden, der als Netz-Koordinator fungiert, zwischen 
Haushalten und Unternehmen aus Produktion, Groß- und Einzelhandel von Konsum- 
gütern und Dienstleistungen. Er würde Informationen über die Qualität der Güter und 
Dienste liefern, ebenso wie das Verbraucherverbände in einigen industrialisierten 
kapitalistischen Ländern tun; aber er würde mehr tun. Er würde auch Informationen 
liefern über die Bedingungen, unter denen Güter und Dienstleistungen erbracht wer- 
den, und über ihre Implikationen für die Umwelt. Haushalte, die keine Waren kaufen 
wollen, die unter bestimmten Bedingungen hergestellt werden, erhielten die dazu not- 
wendigen Informationen. Waren, die unter »empfehlenswerten« Bedingungen produ- 
ziert werden (sei es in bezug auf Ökologie, Geschlechterdiskriminierung oder huma- 
ne Arbeitsbedingungen), könnten hervorgehoben werden. Der Verbraucherverband 
würde Haushalte dazu erziehen, die Implikationen ihre Einkäufe breiter zu über- 
schauen als nur die unmittelbar notwendigen Einkäufe so billigalsmöglich zu tätigen. 
Das würde Haushalten helfen zuerkennen, daß das, was auf den ersten Blick und vom 
individuellen Gesichtspunkt aus als »guter Kauf« erscheint, langfristig alle mögli- 
chen schädlichen Folgen haben kann. Der Verbraucherverband würde so auf viele 
Sorgen der »Öko-Sozialisten« eingehen. 

Die Tätigkeit des Verbraucherverbandes würde über diese erzieherische Funktion 
hinausgehen, denn er würde auch Dienstleistungen anbieten, um das Einkaufen zu 
erleichtern und den Haushalten zu ermöglichen, Einfluß auf Design und Spezifikation 
vieler Waren zu nehmen. Der Verband hätte überall Zweigstellen, wo die neuesten 
Informationen über die Verfügbarkeit von Waren und Dienstleistungen zur Verfügung 
stünden, die den Haushalten mittels Btx auch über Fernsehapparate übermittelt wer- 
den könnten. Der Einsatz elektronischer Technologie macht die Sammlung von Daten 
über die Warenlagerung einfach und schnell. Wenn ein Haushalt wissen will, wo am 
Ort erein Paar dunkelblauer Kordhosen für einen neunjährigen Jungen kaufen kann, 
könnte der Verbraucherverband diese Information liefern und so die fruchtlose Suche 
in mehreren Läden ersparen. Der Verbraucherverband würde es den Haushalten auch 
ermöglichen, die Produktion bestimmter Güter anzuregen, anstatt nur auf die Initia- 
tive der Lieferanten reagieren zu müssen. Zum Personal des Verbandes würden nicht 
nur Fachleute für Verbraucherrecht und Verbraucherschutz gehören, sondern auch 
Designer und Ingenieure, die unbefriedigte Bedürfnisse identifizieren und entspre- 
chend mit Lieferanten verhandeln würden. Natürlich versuchen Lieferanten unge- 
nutzte Verkaufsmöglichkeiten zu identifizieren, aber das ist nicht ganz das gleiche, 
denn sie haben ein eingebautes Motiv, Bedürfnisse so zu befriedigen, daß es den 
höchsten Gewinn für sie abwirft. Es ist schwierig für Haushalte, den besten Weg zu 
bestimmen, wie ihre Bedürfnisse befriedigt werden, wenn sie nicht die Bandbreite 
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technischer Möglichkeiten kennen: Die Spezifikation von Bedürfnissen ist abstrakt 
häufig schwierig, und viel leichter, wenn eine Bandbreite klarer Möglichkeiten be- 
kannt ist. Natürlich gibt es einen potentiellen Konflikt zwischen der Ökonomie der 
Zahl und kundenfreundlichen Produkten, die besondere Bedürfnisse befriedigen sol- 
len. Aber‘dieser Konflikt wird verringert durch die Entwicklung flexibler Spezialisie- 
rung, den Einsatz von Maschinen mit der Kapazität, ohne Neueinrichtung die Pro- 
duktion zu wechseln. 

Alle Unternehmen, die Haushalten Güter und Dienstleistungen verkaufen oder sie 
produzieren wollen, müßten beim Verbraucherverband registriert sein und die Infor- 
mationen über ihre Produkte und Produktionsmethoden offenlegen, wie auch über 
. den Lagerstand — Informationen, die sie ohnehin zu ihren eigenen Zwecken benöti- 
gen. Ein großer Teil der in kapitalistischen Ökonomien für Marktforschung und Wer- 
bung verwandten Ressourcen könnte in den Verbraucherverband umgeleitet werden, 
dem die Ökonomie der großen Zahl und reduzierte Transaktionskosten zugute kämen. 
Es ist wesentlich, daß der Verbraucherverband aus Steuermitteln bezahlt wird, um sei- 
ne Unabhängigkeit zu garantieren und zu verhindern, daß er »harte Verkaufstechni- 
ken« für seine eigenen Zwecke einsetzen muß.” 

Es gäbe Konkurrenz in dieser Ökonomie, aberes wäre begrenzte Konkurrenz, und die 
Grenzen wären enger als in jeder kapitalistischen Ökonomie. Natürlich gäbe es 
Schutzgesetze für Gesundheit, Sicherheit und Umwelt, wie auch für die Rechte der 
einzelnen Beschäftigten oder Verbraucher. Aber zusätzliche Grenzen lägen in dem 
unabhängigen Zugang der Haushalte zu den Lebensmitteln, und im Fehlen des Pri- 
vateigentums an Information. Dieser letztere Mangel würde die Innovation nicht be- 
hindern, da die Technologie-Bank Lizenzgebühren zahlen würde. Jedenfalls sind Ex- 
traprofite nicht der einzige Ansporn zur Innovation: mehr Freizeit, leichtere Arbeit, 
sozialer Respekt, das schiere Vergnügen an neuem Wissen und der Lösung von Pro- 
blemen sind alles mächtige Anreize. Darüber hinaus würde der Regulator der öffent- 
lichen Unternehmen die Neuerungsbilanzen von Arbeiterteams zu Rate ziehen, wenn 
erentscheiden soll, wer die Verträge zum Betrieb neuer Unternehmen bekommen soll, 
und wie die Restrukturierung stattfinden sollte. 


Koordination und bewußte Kontrolle 


Ich möchte nun zusammenfassen, wie ich mir vorstelle, daß die sozialistische öko- 
nomische Koordination stattfindet. Zunächst wäre das Ziel der Koordination kein von 
vornherein bestehendes Gleichgewicht, in dem Angebot und Nachfrage übereinstim- 
men, bevor die Produktion stattfindet. Das ist ein unmögliches Ziel. Das Problem der 
Koordination durch den privaten Markt liegt nicht in ihrem Scheitern, dieses Ziel zu 
erreichen, sondern in ihrer Unfähigkeit, die Anpassung in die richtige Richtung zu 
lenken. Es gibt eine Vielzahl von Gründen, warum sich selbst finanzierende Unter- 
nehmen die Preise für reichhaltig vorhandene Waren nicht notwendigerweise senken 
und für gefragte Waren erhöhen. Kalecki suchte das Festhalten an Preisen mit oligo- 
polistischen Absprachen zu erklären; in neuer Zeit suchen keynesianische und institu- 
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tionalistische Ökonomen nach anderen möglichen Ursachen, die mit den Informa- 
tions- und Transaktionskosten einer Marktökonomie zusammenhängen. Das Schei- 
tern der Anpassung auf dem Mikro-Niveau des Marktmechanismus liegt den makro- 
ökonomischen Problemen der Arbeitslosigkeit und Inflation zugrunde, die für Sozia- 
listen von großer Bedeutung sind. Mikro- und makroökonomische Probleme können 
nicht getrennt behandelt werden. Daher liegt das Ziel in einem Koordinationsprozeß, 
der Arbeitslosigkeit und Inflation zu vermeiden hilft, während er gleichzeitig Produk- 
tivitätszuwächse und die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse fördert. 
Ökonomische Gesamtplanung muß eine entscheidende Rolle bei der Festsetzung der 
Parameter spielen, innerhalb deren einzelne Unternehmen operieren, wie auch bei der 
Antizipation wichtiger Interdependenzen. Aber sienähme die Formeiner Leitlinie an, 
einer Vision der Zukunft, nicht einer Vorgehensweise zur detaillierten Zuweisung ma- 
terieller Inputs. Die Planer im Zentralbüro für Wirtschaftsplanung würden sich auf die 
Informationsnetze von Käufern und Verkäufern von Schlüsselressourcen stützen, um 
alternative Szenarios zu entwerfen, von denen eines durch einen demokratischen poli- 
tischen Prozeß ausgewählt werden Könnte. Fiskal- und monetäre Politik würden bei 
der Plandurchführung eine wichtige Rolle spielen; aber das gälte auch für die Ge- 
genseitigkeit, den goodwill und die Überzeugungsarbeit, wie es in der japanischen 
ökonomischen Koordination der Fall ist. 

Unternehmen wären nicht bindenden administrativen Direktiven von Ministerien un- 
terworfen, obwohl sie — wenn sie nicht Kooperativen oder selbständig wären - in öf- 
fentlichem Eigentum stünden und dem Regulator der öffentlichen Unternehmen 
unterstünden. Beschäftigte von Unternehmen in öffentlichen Sektoren hätten Nut- 
zungs-, aber keine Eigentumsrechte, und solche Unternehmen würden sich selbst fi- 
nanzieren. Die Umverteilung der Arbeitskraft zwischen Unternehmen würde durch 
den Regulator organisiert. Unternehmen könnten ihre Lieferanten und Kunden frei 
wählen, aber ihre Beziehungen untereinander und zu den Haushalten wären vermittelt 
durch Preis- und Lohn-Kommissionen und Netz-Koordinatoren, einschließlich eines 
Verbraucherverbandes. Unternehmen kämen und blieben mit Kunden und Lieferan- 
ten in Kontakt durch öffentliche Kanäle, die aus Steuermitteln finanziert würden; und 
diese Kanäle wären offene Informationskanäle. Die Preis- und Lohnbildung wäre 
transparent, ebenso der Entwurf von Produkten und Produktionsprozessen. Die 
Schranken für den Informationstransfer, die durch private Märkte aufgerichtet wer- 
den, fielen fort. ! 
Ein derartiges System der Koordination erfordert keine simultane Verarbeitung gro- 
Ber Informationsmengen von der Art, wie sie für die zentrale Planung notwendig ist 
(die selbst mit der neuesten Computertechnologie für unmöglich erklärt wird). Es er- 
fordert eher das Sammeln und Verarbeiten in angemessenen Intervallen undkleineren 
Mengen von Informationen, die in den Unternehmen ohnehin vorliegen, wie Stück- 
kosten und Lagerzahlen, sowie Prozeß- und Produktbeschreibungen. Die Schranke 
dafür istnicht technischer Art: das gegenwärtige Niveau der Mikroprozessoren-Tech- 
nologie kann sicherlich diese Art der Informationsverarbeitung sehr schnell bewälti- 
gen. Arme Länder können elektromechanische Instrumente einsetzen (oder sogar Re- 
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chenbretter) und im Ausmaß und der Tiefe der Sozialisation des Marktes differenzie- 
ren. Das öffentliche Informationssystem wäre nicht zusätzlich, sondern würde die un- 
zähligen fragmentierten Operationen privater Unternehmen ersetzen und dadurch 
wegen der Ökonomie der großen Zahl beträchtliche Einsparungen erzielen. Die 
Schranke ist nicht technischer Art: sie ist sozial und politisch. Wer Machtpositionen 
zu bewahren hat, wird sich der Offenlegung der Informationen widersetzen. Es gibt 
kein unfehlbares Rezept für die Durchsetzung der Offenlegung, aber in einer Ökono- 
mie, in der die Möglichkeit zur Initiative weit verstreut ist, und in der es keinen Ka- 
pitalmarkt für den Kauf oder Verkauf von Unternehmen gibt, wird der gegenseitige 
Nutzen offengelegter Informationen eher erkannt werden. 
Der öffentliche Zugang zur Information ist der Schlüssel zu der bewußten Kontrolle 
der Ökonomie. Es gab unter Marxisten (schon bei Marx selbst) eine Tendenz, die be- 
wußte Kontrolle als Sammlung aller relevanten Informationen an einem Punkt der 
Entscheidung zu verstehen und als einen Entscheidungsprozeß unter voller Kenntnis 
aller Querverbindungen und Verzweigungen. Das ist ein unmögliches und auch ein 
unerwünschtes Ziel. Die bewußte Kontrolle wird besser interpretiert als öffentlicher 
Zugang zu allen verfügbaren Informationen über das Produkt und seinen Preis, so daß 
jeder Entscheidungsträger den gleichen Zugang zu den gleichen Informationen hat. 
Dies hat Implikationen für die Frage, wie wir vom jetzigen Zustand zu der Art sozia- 
listischer Ökonomie kommen, die ich im Auge habe. In kapitalistischen Ökonomien 
scheint mir entscheidend, die kapitalistischen Vorrechte in bezug auf die Information 
anzugreifen und mit der Herausbildung von Netzen zu beginnen, die denen in einer 
sozialistischen Wirtschaft benötigten vorbildhaft vorausgehen.?” Ein ganzer Wust von 
Fragen - von der Marktregulierung, restriktiven Praktiken und Kartellen, Umweltfra- 
gen, Verbraucherschutz bis hin zu industrieller Demokratie und nationalen Industrie- 
strategien, zu offener Regierung — könnte in eine zusammenhängende Kampagne 
rund um den offenen Zugang zur Information organisiert werden. Innerhalb dessen 
müssen die Prioritäten aus der Sicht jener mit dem geringsten Zugang zu und 
Kontrolle über Information ausgewählt werden, aus der Sicht der Menschen mit der 
schlechtesten Ausbildung, die im allgemeinen auch die ärmsten sind. Dies hätte den 
Vorteil, moralisch in die Vorderhand zu kommen und nicht nur Sozialisten, sondern 
auch ein breites Spektrum von Nicht-Sozialisten anzusprechen und zugleich die 
Fähigkeit des Kapitals zur Ausbeutung der Arbeitskraft in ihrem Kern anzugreifen. 
In den real existierenden sozialistischen Ökonomien scheint am wichtigsten, sowohl 
die Vorrechte der Bürokratie als auch die Vorrechte des Unternehmensmanagements 
in bezug auf Information anzugreifen. Glasnost ist sicherlich ein Schritt in die richtige 
Richtung — aber sie muß noch viel weiter gehen. Der Marktsozialismus selbst ver- 
stärkt und erweitert die Macht des Unternehmensmanagements auf Kosten der ein- 
fachen Arbeiter. Maßnahmen zur Schaffung von Märkten müssen mit Maßnahmen 
zur Sozialisierung der Märkte einhergehen. 

Übersetzung: Meino Büning 


Markt-Sozialismus oder Sozialisierung des Markts? 105 


Anmerkungen 


1 


oo 


15 
16 


17 
18 
19 


Ich danke den Teilnehmern an Seminaren der Universität von Manchester und der New Left Review 
für ihre Kommentare zu einer früheren Fassung; mein besonderer Dank für detaillierte Hinweise gilt 
Andrew Glyn, Ben Fine, Geoff Hodgson und Ian Steedman. 

Unter den Ausnahmen ist zu nennen der Greater London Council, »The London Labour Plan«, 1988 
Nove (1983). Soweit nicht anders angegeben, beziehen sich alle Hinweise auf Nove auf dieses Buch. 
Vergleiche jedoch auch: Nove (1987). 

Solche Überlegungen lagen dem neueren Gemeinde-Sozialismus in Großbritannien zugrunde. Siehe 
Mackintosh und Wainwright (1987). 

Andere neuere Arbeiten zur Organisation einer sozialistischen Ökonomie kamen zu ähnlichen 
Schlußfolgerungen hinsichtlich der Vorteile und der Unausweichlichkeit des Marktes. Geoff Hodg- 
son zum Beispiel, der auf Fragen der Arbeiterbeteiligung an der Produktionsorganisation und der 
Demokratisierung der Planung weitaus mehr Gewicht legt als Nove, besteht auch darauf, daß »die 
Dezentralisierung der Kontrolle über die Industrie unvermeidlich die Einführung eines Marktmecha- 
nismus bedeutet; realistische Alternativen wurden nicht gefunden«. (Hodgson 1984, S. 174). 

In Jugoslawien, wo der Markt eine weitaus größere Rolle spielte als in anderen Ländern des real 
existierenden Sozialismus, gibt es Hinweise auf Zentralisation und Konzentration. 1970 vereinigten 
die 150 größten Unternehmen in Industrie und Bergbau 45,1 Prozent der Gesamtumsätze und 33,7 
Prozent der Gesamtbeschäftigung auf sich. 1977 waren diese Anteile auf 70,1 und 48,3 Prozent ge- 
stiegen. Von 1965 bis 1967 waren 12 Prozent der jugoslawischen Unternehmen an Fusionen beteiligt, 
und in den siebziger Jahren setzte sich die Fusionswelle fort. (Zimbalist und Sherman 1984, S. 429). 
Obwohl Nove einige Mängel der jugoslawischen Erfahrung diskutiert, gehören diese Zahlen nicht 
dazu. 

Diesen Mangel haben in neuerer Zeit Hodgson (1988) und Lachmann (1986) diskutiert. 

Zu den wenigen Ausnahmen gehören Moss (1981) und Helm (1986). 

Eine Untersuchung der Reaktion einer jugoslawischen Textilfirma auf die Reformen von 1965 zeigt, 
daß ihre Marketing-Abteilung innerhalb eines Jahres von weniger als zwölf auf 39 Beschäftigte an- 
wuchs. Die Notwendigkeit, schneller auf den unstabilen Markt zu reagieren, und die Bemühungen, 
die Marktbedingungen zu beeinflussen, führten zu einer steigenden Konzentration der Entscheidun- 
gen in einem wachsenden mittleren Management, trotz formaler Bestimmungen über die Arbeiterbe- 
teiligung. Zimbalist und Sherman, a.a.O., S. 139. 

Murray (1987) zitiert eine Schätzung, wonach 175000 Menschen allein in London an verschiedenen 
Aspekten der Planung in der Privatwirtschaft beteiligt sind, einschließlich Ökonomen, Buchhaltern, 
Investitionsanalytikern, Designern und Firmenplanern, ohne auch nur das Hilfspersonal wie Sekre- 
tärinnen und Datenverarbeiter mitzuzählen. 

Obwohl jedoch, wie Sen (1984, S. 93-94) schreibt, Märkte tatsächlich auf der Grundlage einer ge- 
wissen Kongruenz der Interessen funktionieren, kann der Marktmechanismus nicht die Interessen- 
konflikte zwischen Käufern und Verkäufern über die Verteilung der Erträge lösen. 

Hayek betont auch den dynamischen Nutzen des Marktmechanismus und weist Paretos Optimalität 
als Rahmen für die Bewertung zurück. 

Vergleiche zum Beispiel Sen (1984), Einleitung und Kapitel 4. 

Diese Art der Interdependenz wurde als »Geld-« oder »dynamische« Externalität bezeichnet. Siehe 
Scitovsky (1954). 

Für detailliertere Hinweise zu dieser Frage siehe Hirsch (1977, insbes. Kapitel 10). 

»Auf dem Wettbewerbsmarkt ... werden Vertrauen und langfristige Kooperation, obwohl sie in ge- 
wissem Ausmaß vorhanden sind, durch die Konkurrenz zwischen den vielen verschiedenen und 
wechselnden Agenten ausgehöhlt. Der Markt wird von einer wechselnden und flüchtigen Menge be- 
völkert, wo jedes Individuum seine oder ihre Ziele weitgehend gemäß der offenen Berechnung von 
Profit und Verlust verfolgt« (Hodgson, a.a.O., 1988, S. 210). 

Eine kritische Diskussion dieses Begriffes der Anpassung ist zu finden bei Dum£nil und Levy (1985). 
Ein Vergleich des neo-klassischen und des österreichischen Ansatzes findet sich bei Lavoie (1985). 
Die nützliche Unterscheidung zwischen allgemeiner und einseitiger Abhängigkeit macht Marx in 
»Die deutsche Ideologie«. 
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20 Auf diese Parallele zwischen neo-klassischer Ökonomie und der Ökonomie vieler orthodoxer 
Marxisten hat Geoff Hodgson, a.a.O., 1984, S. 158, hingewiesen. 

21 Bei meiner Überarbeitung bin ich Michael Barratt Brown zu Dank verpflichtet. 

22 Siehe zum Beispiel Artikel von von der Veen und Parijs, Olin Wright; Nove und Elster in »Theory 
and Society«, Bd. 15, Nr. 5, 1986, sowie auch Purdy (1988). 

23 Vergleiche die Debatte in »Theory und Society«, a.a.O. 

24 Eine weitergehende Erörterung der Innovation in Formen der Organisation im Öffentlichen Sektor 
findet sich bei R. Murray, a.a.0. 

25 Der Gedanke der interaktiven Preisbildung findet sich in Langes Modell der sozialistischen Ökono- 
mie, aber Langes Preisbildung unterscheidet sich von der hier vorgeschlagenen. Siehe Lange (1972). 

26 Für eine andere Perspektive des Potentials von Informationsnetzen bei der Organisation einer sozia- 
listischen Ökonomie siehe Michael Barratt Brown (1988). 

27 Hirsch (1977) bietet viele Beispiele zur Illustration dieses Punktes. 

28 Ironischerweise greift inzwischen der britische Verbraucherverband, der sich aus Beiträgen finan- 
ziert, zu solchen Techniken, um neue Mitglieder zu gewinnen. 

29 Ein Beispiel für ein »Pilot«-Netz liefert Twin Trading, das unter der Leitung von Michael Barratt 
Brown Produzenten und Verbraucher verschiedener Güter und Dienstleistungen in Großbritannien 
und einer Vielzahl von Ländern der Dritten Welt miteinander verbindet. 
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Hajo Riese 
Geld im Sozialismus 


Zusammenfassung: Das realgeschichtliche Dilemma des Sozialismus, in System- 
konkurrenz mit dem Kapitalismus bestehen zumüssen, zwingt die sozialistischen Län- 
der in die Alternative zwischen kapitalistischer Dynamik oder- im Rahmen einer Pla- 
nungsökonomie — in den Status eines Entwicklungslandes. Weltmarktbedingungen 
erschweren dabei die Durchsetzung der ersten Alternative. Im Fall der DDR kommt 
hinzu, daß die Abwanderungsmöglichkeiten der Arbeitskräfte eine eigenständige 
Entwicklung erschweren. 


1. Planungsökonomie und Geldwirtschaft 


Verlorener Sozialismus. Es gehört zu den tiefsitzenden Widersprüchen einer Linken, 
einem Sozialismus nachzutrauern, den sie stets abgelehnt hat. Auch wenn lebensge- 
schichtliche Zusammenhänge, allen voran das generelle Bekenntnis zum Sozialismus, 
den Widerspruch verständlich machen, so können sie dennoch nicht den Ausgangs- 
punkt einer wissenschaftlichen Ortsbestimmung eines wie auch immer definierten 
Sozialismus bilden. So erlaubt gerade eine historisch-materialistische Analyse als ein 
genuiner methodischer Ansatz der linken Position eine Deduktion des Versagens des 
»real existierenden« Sozialismus (wie aller anderen, als Kopfgeburt entstandenen — 
und damit im Sinne von v. Hayek konstruktivistischen — Konzeptionen des Sozialis- 
mus). 

Denn wie skeptisch man aus der Perspektive des ausgehenden 20. Jahrhunderts den 
Marxismus — und hier allem voran seine dem Denken des 19. Jahrhunderts verhaftete 
Entwicklungsidee — auch beurteilen mag, so ist ihm dennoch zugute zu halten, daß er 
nicht die Vorstellung hatte, der Sozialismus würde sich in einer Systemkonkurrenz 
zum Kapitalismus durchsetzen. Die Vorstellung von einem Wettbewerb der Systeme 
istein Topos der bürgerlichen Ökonomie, insbesondere der neoklassischen und insti- 
tutionalistischen Ökonomie; mithin reflektiert ein Denken, das eine Niederlage des 
Sozialismus konstatiert, deren Kriterien. 

Fraglos hat Marx’ (und Engels’) Verknüpfung der Formierung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft mit der Industrialisierung als globales Entwicklungsmuster, das in die mil- 
lenaristische Verheißung sozialer Revolutionen mündet, im Angesicht der Realität der 
russischen Oktoberrevolution (und der Expansion des Sozialismus im Gefolge des 2. 
Weltkrieges) den Gedanken einer Systemkonkurrenz nahegelegt (ohne daß dabei die 
millenaristische Verheißung von einem Endsieg des Sozialismus preisgegeben wer- 
den mußte); aber gerade aus einer historisch-materialistischen Perspektive wird der 
Marxismus an dieser Stelle am fragwürdigsten. Die Gegenposition, daß die russische 
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Oktoberrevolution nichts mit Marxismus zu tun habe, ist überzeugender: Sie impli- 
ziert die Anwendung der historisch-materialistischen Analyse auf den Sozialismus 
und erlaubt damit eine auf sie aufbauende Theorie seines Scheiterns. 

Im Kontext der neoklassischen Theorie vertritt insbesondere Euckens bereits in den 
AOer Jahren konzipierte Ordnungstheorie (Eucken, 1940) das Konzept eines System- 
vergleichs (als eine positive Theorie, deren normatives Pendant in der ORDO-Idee ei- 
ner naturrechtlich begründeten Überlegenheit einer durch die Handlungen der Indi- 
viduen fundierten dezentralen Ökonomie mündet). Aber auch wenn ihr Einfluß dank 
der (methodisch) fragwürdigen Verknüpfung von positiven und normativen Baustei- 
nen im wesentlichen auf den deutschsprachigen Raum beschränkt war — hier war 
allerdings der Einfluß groß, da die aus ihr entstandene Freiburger Schule quasi die »of- 
fizielle« Staatstheorie der Aufbauphase der Bundesrepublik bildete — so spiegelt sie 
dennoch in der Gegenüberstellung von Marktwirtschaft und Planwirtschaft, die sich 
durch die unterschiedlichen Träger von Plänen - hier die Individuen, da die Zentrale 
— begründen, generelles neoklassisches Denken wider, indem das Organisationsprin- 
zip der Ressourcenallokation zum konstitutiven Merkmal der Wirtschaftsordnung sti- 
lisiert wird. 

Bei Eucken ist denn auch nicht von Kapitalismus und Sozialismus, sondern von »frei- 
er Verkehrswirtschaft« und »zentralgeleiteter Verwaltungswirtschaft« die Rede! -ein 
untrügliches Indiz dafür, daß es um die zweckmäßige Organisationsform einer auf die 
Optimierung zielenden Ressourcenallokation geht. 

Aber nicht nur die in der Ordnungstheorie angelegte Dichotomie des Organisations- 
prinzips, sondern auch die moderne Vorstellung von unterschiedlichen Graden eines 
Staatsinterventionismus folgt neoklassischem Denken. Modern ist diese Vorstellung 
deshalb, weil sie von der Evidenz staatlicher Eingriffe in jeder Wirtschaftsverfassung 
ausgeht, die es erlaubt, wie beispielsweise bei dem ungarischen Reformökonomen 
Kornai angelegt, Positionsunterschiede zwischen westlichen und östlichen Ökono- 
men, aber auch zwischen östlichen Ökonomen, auf eine unterschiedliche Gewichtun g 
erwünschten Staatsinterventionismus, von Konservativem laissez-faire bis zu lInkem 
Interventionismus, zurückzuführen (Kornai, 1988). In ein politisches Programm 
transformiert, läßt sich dann irgendeine Planwirtschaft als ein Modell des Staatsinter- 
ventionismus interpretieren, das die Unterschiede in der VERORENSNE in 
irgendeiner Form extrapoliert. 

Dieser Gradualismus entspringt deshalb neoklassischem Denken, weil wie in der 
Ordnungstheorie das Organisationsprinzip der Ressourcenallokation das Systemkri- 
terium bildet. Marktwirtschaft und Planwirtschaft bilden die Referenzgröße: Bei 
Eucken als Idealtypen, bei Kornai als Extreme des Staatsinterventionismus. Der Gra- 
dualismus nähert sich dabei dank seiner etatistischen Orientierung einer institutiona- 
listischen Ökonomie, die insbesondere in den 60er Jahren durch die (damals vor allem 
mit den Namen Galbraith und Tinbergen verbundene) These von einer Konvergenz 
der Systeme Einfluß hatte. Auch wenn es um diese These zu Recht still geworden ist, 
weil sie die typische Schwäche einer institutionellen Ökonomie reflektiert, zwar zeit- 
bedingte Phänomene aufzugreifen, dank des Fehlens eines (wert-)theoretischen Fun- 
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daments aber zugleich zeitbedingt zu bleiben. Im Fall des Konvergenztheorems hat 
sie übersehen, daß ungeachtet der Etablierung bürokratischer Großunternehmen so- 
wohl in Ost als auch in West diese höchst unterschiedlichen Marktbedingungen ge- 
genüberstehen. Ungeachtet des Fehlens einer Markttheorie aber basiert das Konver- 
genztheorem wie die Ordnungstheorie auf dem methodischen Prinzip eines System- 
vergleichs, wenn auch nicht in Form der Systemkonkurrenz. 

Die Bindung der Systemkonkurrenz an die neoklassische Ökonomie, kristallisiert in 
der Dichotomie von Marktwirtschaft und Planwirtschaft, erhält ihren methodischen 
Stellenwert dadurch, daß sie mit der Abwendung von der Systemfrage, der Frage nach 
den Existenzbedingungen der Wirtschaftssysteme, die man mit Kapitalismus und 
Sozialismus zu bezeichnen pflegt, einhergeht. Diese Reduktion ist besonders deutlich 
in Kornais Gradualismus angelegt, der nurmehr unterschiedliche Ausprägungen des 
Staatsinterventionismus kennt, findet sich aber in gleicher Weise in Euckens Ge- 
genüberstellung von »freier Verkehrswirtschaft« und »zentralgeleiteter Verwaltungs- 
wirtschaft«. Man kann diesen Umstand auch so ausdrücken, daß nicht mehr die un- 
terschiedlichen Existenzbedingungen von Wirtschaftssystemen — hier Kapitalismus, 
da Sozialismus — und die sich daraus ergebenden Funktionsbedingungen zur Diskus- 
sion stehen, sich vielmehr die Universalität des Wirtschaftens (als Naturnotwendig- 
keit des Menschen) in verschiedenen Organisationsformen — sei es in bezug auf die 
Träger der Pläne, sei es in bezug auf Form und Grad des Staatsinterventionismus — 
manifestiert. Die Frage nach dem Wirtschaftssystem ist damit ihres historischen Kon- 
texts entkleidet; an dessen Stelle tritt ein Funktionalismus, der nurmehr die Zweck- 
mäßigkeit von Organisationsformen thematisiert. Als Konsequenz tritt der funktio- 
nelle Topos der Systemkonkurrenz an die Stelle der historischen Bedingungen eines 
Wirtschaftssystems — und zwingt die Kritiker des Kapitalismus, die die Notwendig- 
keit dieser Unterscheidung übersehen, in die methodisch absurde Position, die funk- 
tionelle Durchsetzung der Marktwirtschaft gegenüber der Planwirtschaft historisch 
als Niederlage des Sozialismus zu interpretieren. 

DerHinweis, daß der Topos der Systemkonkurrenz mit seiner Gegenüberstellung von 
Marktwirtschaft und Planwirtschaft neoklassisches Denken widerspiegelt, erhält 
seine Bedeutung dadurch, daß sich an der formalen Struktur der diesem Denken ent- 
sprechenden Theorie der Ressourcenallokation die Reduktion der Systemfrage auf 
die Zweckmäßigkeit von Organisationsformen zeigen läßt. Entscheidend ist dabei, 
daß die neoklassische Ökonomie die Verfügbarkeit über Güter und Ressourcen inden 
Mittelpunkt der Werttheorie rückt. Verfügung über Mengen, allen voran über eine 
Erstausstattung, ist deshalb das große Thema der neoklassischen Allokationstheorie. 
Aber die Bindung der Allokation an eine vorgegebene Ausstattung macht sie zu einer 
Theorie des Besitzes, eben der Verfügung über einen Besitz, die die Rolle des Eigen- 
tums, allen voran des Eigentums an Produktionsmitteln, als Moment der Allokation 
ausblendet. 

Der Reduktionismus der neoklassischen Ökonomie erweist sich damit nicht als bloße 
Einschränkung der Fragestellung, sondern zugleich als methodischer Defekt, der sich 
aus der Annahme ergibt, man könne die Frage der Allokation unabhängig von der 
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Form des Eigentums an Produktionsmitteln lösen -eine Annahme im übrigen, die all- 
gemein das politisch-ökonomische Denken unseres Jahrhunderts prägt (sich entspre- 
chend auch im Institutionalismus Galbraith-Tinbergenscher Prägung wie generell im 
sozialdemokratischen Etatismus zeigt). Allokationstheoretisch kristallisiert sich da- 
bei die Eigentumsform im Zinsanspruch, einem Zinsanspruch, der nicht aus der 
Allokation von Ressourcen ableitbar ist? und sich damit der Erfassung als Entgelt für 
die Verfügung über (und folglich für den Besitz an) Ressourcen entzieht. 

An dieser Stelle setzt dieser Essay ein. Ausgehend von dem Postulat der monetär- 
keynesianischen Ökonomie, wie sie von der Berliner Schule vertreten wird, daß sich 
ein Zinsanspruch allokationstheoretisch allein aus den Funktionsbedingungen einer 
Geldwirtschaft begründen läßt’, wird die Dichotomie von Geldwirtschaft mit einer 
privaten Aneignung des Zinsanspruchs und Planwirtschaft mit einer gesellschaftli- 
chen Aneignung des Zinsanspruchs der tradierten Dichotomie von Marktwirtschaft 
und Planwirtschaft entgegengesetzt. Damit zeigt sich, daß der methodische Defekt 
der neoklassischen Ökonomie, die Eigentumsform auszublenden, zu einer falschen 
Alternative führt, indem an die Stelle einer Geldwirtschaft eine Marktwirtschaft tritt*. 
Die Konsequenzen dieser Korrektur zur Beurteilung der Funktionsbedingungen einer 
Planwirtschaft - als einer Nichtgeldwirtschaft — werden den Inhalt dieses Essays be- 
stimmen. 

Die Einbettung der Eigentumsform in die Allokationstheorie impliziert, daß die Be- 
griffe Sozialismus und Planwirtschaft unterschiedliche methodische Ebenen reprä- 
sentieren, wobei Sozialismus eine bestimmte, historisch gewachsene Gesellschafts- 
formation und, selbstverständlich, aus einer ideengeschichtlichen Perspektive eine 
entsprechende Utopie charakterisiert, während Planwirtschaft eine Ökonomie mit ge- 
sellschaftlicher Aneignung des Zinsanspruchs ausdrückt. 

Diese Abgrenzung ist aus zwei Gründen bedeutsam. Zum einen erlaubt sie, als Theo- 
rie der Planwirtschaft bzw., formaler ausgedrückt, als Theorie der Planungsökono- 
mie, deren Funktionsbedingungen (im Vergleich zu denjenigen der Geldwirtschaft) 
zu analysieren und damit der Systemkonkurrenz den methodischen Ort zuzuweisen, 
der ihr gebührt, während einer Theorie des Sozialismus der historisch-materialisti- 
sche (wie generell ein ideengeschichtlicher) Part zugewiesen wird. Dieser Essay be- 
schäftigt sich dabei mitder Gegenüberstellung von Planungsökonomie und Geldwirt- 
schaft. Zum anderen vermeidet die Abgrenzung einen Voluntarismus, der sich derzeit 
auszubreiten droht, indem die Planwirtschaft als degenerierte Form des Sozialismus 
(»Stalinismus«) apostrophiert und ihr ein »reformierter« Sozialismus gegenüber- 
gestellt wird. Dieser bleibt deshalb bloßer Voluntarismus, weil er keiner wert- und 
markttheoretischen Fundierung zugänglich ist. Damit aber bildet er eine methodische 
Sackgasse, die ihn an die tradierte Vorstellung von der Dominanz des Organisations- 
prinzips anknüpfen läßt — das Konzept der Perestroika propagiert nicht ohne Grund 
den Pluralismus der Organisationsformen — mithin die Rolle der Eigentumsform als 
konstitutives Moment des Wirtschaftssystems in den Hintergrund tritt und, als Kon- 
sequenz, die Systemkonkurrenz wiederum jenen Stellenwert erhält, durch den die 
Theorie des Sozialismus zur wissenschaftlichen Rechtfertigung von Pragmatismus 
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degeneriert und der »real existierende« Sozialismus, wie immer er auch aussehen 
mag, seine Maßstäbe vom Kapitalismus bezieht. 


U. Kritik der Planungsökonomie 


Das Versagen des Sozialismus ist deshalb ein Versagen der Planungsökonomie, weil 
allein die spezifische Ausgestaltung der Planungsökonomie jene Funktionsbedingun- 
gen schafft, die eine gesellschaftliche Aneignung des Zinsanspruchs verlangen. Man 
kann diesen Umstand auch so ausdrücken, daß im Sozialismus die Planung (genauer 
gesagt, eine Mengenplanung der Zentrale, die zugleich administrierte Preise verlangt) 
die Kohärenz des ökonomischen S ystems herstellt — ihr, in übliche ökonomische Ter- 
mini übertragen, das makroökonomische Fundament liefert. Entsprechend ist eine 
Geldökonomie dadurch definiert, daß Geld die Kohärenz des ökonomischen Systems 
herstellt - Geld die generelle Budgetrestriktion des Marktsystems bildet und dadurch 
Makroökonomie konstituiert- und dann das Knapphalten von Geld zum Garanten der 
Kohärenz des ökonomischen Systems wird. (Inflation indiziert deshalb stets eine 
Aushöhlung der Funktionsbedingungen einer Geldwirtschaft.) Im Zentrum der Pla- 
nungsökonomie steht deshalb die Planungspolitik, konkretisierbar auf die Planerfül- 
lung, im Zentrum der Geldökonomie die Geldpolitik, allen voran die Regulierung der 
individuellen Verfügung über Geld. 

Es kann nicht deutlich genug darauf hingewiesen werden, daß beide Wirtschaftssy- 
steme eine innere Konsistenz aufweisen, indem Mengenplanung und Knapphalten 
von Geld die jeweils systemkonformen Instrumente der Sicherung des ökonomischen 
Systems bilden und dadurch eine Planwirtschaft oder eine Geldwirtschaft begründen. 
Das Versagen des Sozialismus beruht somit keineswegs auf einer Aporie der Funk- 
tionsbedingungen der Planungsökonomie. Es ist deshalb bedeutsam, auf diesen Um- 
stand hinzuweisen, weil alle Reformkonzepte, die in irgendeiner Weise Planung und 
Markt (als Moment individueller Betätigung außerhalb der Planung) zu verbinden 
versuchen, explizit und implizit eine derartige Aporie unterstellen und durch die Ein- 
führung von Marktelementen in die Planung zu heilen suchen. 

Damit aber übersicht die Reformdiskussion, daß die Einführung von Marktelementen 
die Inthronisierung von Geld als Garanten der Kohärenz des ökonomischen Systems 
verlangt. Ihre entscheidende Schwäche besteht darin, daß sie die Frage nach der Ko- 
härenz des ökonomischen Systems entweder überhaupt nicht aufwirft oder lediglich 
als Phänomen eines monetären Überbaus der Produktion behandelt. Ein derartiges 
Ware-Geld-Gleichgewicht aber bleibt ein Instrument der Planungsökonomie, reflek- 
tiert die Dominanz der Mengenplanung der Zentrale, nicht jedoch die Funktionsbe- 
dingungen einer Ökonomie autonomer Marktbeziehungen, deren Kohärenz (das 
Knapphalten von) Geld herstellt. 

So interpretiert, ist die flapsige Bemerkung, »es gäbe genausowenig ein bißchen 
Marktwirtschaft wie es ein bißchen Schwangerschaft gäbe«, durchaus korrekt. Es 
zeigt sich, daß der methodische Defekt einer Gegenüberstellung von Planwirtschaft 
und Marktwirtschaft darin liegt, daß nicht diese Idealtypen der Realität durch Formen 
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und Grade des Staatsinterventionismus das Selektionskriterium liefern, vielmehr die 
Frage entscheidend ist, ob Planung oder Geld die Kohärenz des ökonomischen Sy- 
stems herstellt. Sie Konstituiert die Systemfrage, eine Dichotomie von Planungs- und 
Geldpolitik, zu der es keine Alternative gibt. 
Das Versagen des Sozialismus resultiert nicht aus den inneren Funktionsbedingungen 
der Planungsökonomie, sondern aus seiner Unfähigkeit, in der Systemkonkurrenz mit 
dem Kapitalismus bestehen zu können. Insofern weist dieses Versagen eine realge- 
schichtliche, keine immanent-theoretische Qualität auf. Diese Unfähigkeit hat einen 
doppelten Aspekt. Der eine Aspekt besteht darin, daß sich die Normen der liberalen 
Ökonomie im ausgehenden 20. Jahrhundert als geschichtsbildenderweisen und damit 
eine Planungsökonomie ins Hintertreffen gerät, die auf der Verletzung dieser Normen 
beruht. Fehlende Autonomie der Individuen, allen voran der Betriebe, Ineffizienz der 
Allokation, Mangelwirtschaft und, als dynamisch-evolutionäres Supplement, gerin- 
ge Innovationskraft sind dabei die einschlägigen Topoi dieser Normverletzung. Das 
bedeutet keineswegs, daß der Kapitalismus diese Normen erfüllt. Der Einwand, daß 
sich die Realität des Kapitalismus den Normen der liberalen Ökonomie entziehe (und 
demzufolge die liberale Ökonomie die Realität des Kapitalismus nicht zu erfassen 
vermöge), bleibt unberührt. Entscheidend ist allein das realgeschichtliche Argument, 
daß ein Sozialismus gegenüber dem Kapitalismus ins Hintertreffen geraten muß, 
wenn er die Normen der liberalen Ökonomie übernimmt und damit deren Verletzung 
als Systemkriterium einführt. Von dieser Aporie wird die gegenwärtige Diskussion 
über Reformsozialismus bestimmt. 

Der zweite Aspekt der Unfähigkeit, in der Systemkonkurrenz zu bestehen, ergibt sich 
aus der in den beiden letzten Jahrzehnten in fast allen sozialistischen Ländern regi- 
strierbaren sukzessiven Aushöhlung der Planungsökonomie. Sie firmiert unter dem 
Begriff Inflation im Sozialismus. Dies bedeutet, daß neben der Planungsökonomie 
eine Marktbedingungen unterliegende Zweitökonomie entsteht (und sich ausdehnt), 
die entweder durch Güter und Ressourcen der Planungsökonomie oder des (kapita- 
listischen) Auslandes gespeist wird, wobei zugleich eine Zweitwährung (einer durch 
Knapphalten von Geld charakterisierten Geldwirtschaft) entsteht. Dieser Prozeß ist 
derzeit in Jugoslawien, Polen und der UdSSR schon weit fortgeschritten. Der Unter- 
schied zur Iuflation im Kapitalismus liegt dabei in der Genesis einer die Systemkon- 
kurrenz bestimmenden Zweitökonomie: Während ein fortschreitender Inflationspro- 
zeß dort dank der Aushöhlung der Geldfunktion in eine Währungsreform mündet, 
sprengt er hier das System, weil er eine Substitution der Planungsökonomie durch ei- 
ne Geldökonomie, wenn aucheine das Allokationsprinzip des Knapphaltens von Geld 
verletzende Geldökonomie bedeutet. Die Systemkonkurrenz erhält dabei entschei- 
dendes Gewicht durch die offensichtliche (sich allerdings aus den Funktionsbedin- 
gungen einer Planungsökonomie ergebende) Schwierigkeit;das Ware-Geld-Gleich- 
gewicht wieder herzustellen, um die Zweitökonomie auszutrocknen und dadurch die 
Dominanz der Planungsökonomie zu erneuern. 

Dererste Aspekt der Verletzung der Normen der liberalen Ökonomie hat dabei grund- 
sätzliche Bedeutung, weil er die inneren Funktionsbedingungen der Planungsökono- 
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mie berührt. Von den drei oben thematisierten Normen? steht dabei das Autonomie- 
postulat auf dem Boden der klassischen Ökonomie. Es drückt sich im Prinzip indi- 
vidueller Reproduktion, hier beschränkt auf den Betrieb, aus. Man spricht auch vom 
Kostendeckungsprinzip. Seine Verletzung, die sich im Auseinanderklaffen von Preis- 
en und Kosten manifestiert, reflektiert dabei nicht allein das sozialpolitische Postulat 
einer billigen Befriedigung von Grundbedürfnissen, allen voran der Wohnungsmie- 
te und bestimmter Nahrungsmittel, denen dann »überhöhte« Preise für nichtlebens- 
notwendige Konsumgüter entsprechen, sondern bildet auch ein gewichtiges Instru- 
ment der Zentrale bei der Kontrolle des Gleichgewichts der Ware-Geld-Beziehungen 
und wird dadurch zum Garanten der Funktionsfähigkeit der Planungsökonomie 
(Dembinski 1988, S. 288 ff.). 

Die Verletzung des Kostendeckungsprinzips (und des Prinzips der uneingeschränk- 
ten wirtschaftlichen Rechnungsführung als ihres institutionellen Pendants) ist fraglos 
der dominierende Topos der Reformdiskussion —- zu Unrecht, wie bereits angedeutet 
und noch ausführlich zu thematisieren sein wird. In dieser Dominanz drückt sich die 
Orientierung der Reformdiskussion insbesondere in den sozialistischen Ländern an 
der klassischen Werttheorie, allen voran einer kostenorientierten Preisbestimmung, 
aus. Die Normverletzung beinhaltet dabei angesichts des Umstandes, daß ein niedri- 
ger Preis eine hohe nachgefragte (und damit von der Zentrale zu planende) Menge 
bedingt, ein Moment der Verschwendung, das um so gravierender wird, je stärker ein 
Gut nicht nur dem Konsum dient, sondern auch als Produktionsmittel verwendbar 
ist. Die Beseitigung der Normverletzung verlangt demzufolge eine Preisreform, die 
die Preise den Kosten annähert‘ - sie bildet denn auch das große Thema der innerso- 
zialistischen Reformdiskussion — und damit eine uneingeschränkte wirtschaftliche 
Rechnungsprüfung, soweit sie sich auf die Produktion der Betriebe bezieht. 

Es gehört zu den weitestverbreiteten (und folgenschwersten) Irrtümern der Reform- 
diskussion anzunehmen, daß eine Realisierung des Kostendeckungsprinzips zugleich 
ökonomische Effizienz bedeutet. Effizienz steht im Kontext der neoklassischen Öko- 
nomie, nicht der klassischen Ökonomie. Entsprechend bedeutet Ineffizienz eine Ver- 
letzung der Normen der neoklassischen Version der liberalen Ökonomie. Das Effi- 
zienzpostulat zielt dabei auf den optimalen - in letzter Konsequenz nutzenmaxima- 
len-Einsatz einer vorgegebenen Ressourcenausstattung. Seine Realisierung verlangt 
aus einer markttheoretischen Perspektive, daß die Preise die Knappheit der Ressour- 
cen und (produzierten) Güter reflektieren. Dabei bleibt der Allokationsmechanismus 
an die Verfügung über Mengen gebunden, die für das einzelne Individuum bei ge- 
gebenen Preisen erfolgen (Individuallösung) und für den Markt insgesamt die Preis- 
bildung einschließen (Marktlösung). 

Die neoklassische Ökonomie liefert damit auf der Grundlage der Logik von Preis- 
Mengen-Beziehungen eine Ökonomie der Marktteilnahme. Logik der Preis-Mengen- 
Beziehungen heißt dabei, daß Bedürfnis (Nutzen, Nachfrage) und Seltenheit (Erst- 
ausstattung an Ressourcen, Angebot) ein Gut ökonomisieren, das dadurch einen Preis 
(verstanden als Tauschverhältnis zwischen Gütern) erzielt. Damit konstituieren Be- 
dürfnis und Seltenheit über die Verfügung über Mengen Änappheit und ermöglichen 
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unter Konkurrenzbedingungen einen Tauschprozeß, der zu einer durch die Absenz 
weiterer Tauschgewinne definierten effizienten Allokationslösung führt. 

Damit aber ist Effizienz als eine Loslösung der Preise von den Kosten gekennzeich- 
net, wird aber gerade nicht, wie es die auf das Kostendeckungsprinzip rekurrierende 
Reformdiskussion will, durch eine Bindung der Preise an die Kosten bestimmt’. Die 
Loslösung der Preise von den Kosten bedeutet, daß die Anbieter einen Knappheits- 
gewinn erzielen — von Marshall als Quasirente bezeichnet?. Entscheidend ist dabei, 
daß dieser Ansatz den Allokationsmechanismus der klassischen Ökonomie vom Kopf 
auf die Füße stellt: Es sind nicht mehr die Kosten, die die Preise bestimmen (und die 
Verfügung über Mengen klären), sondern es ist umgekehrt die Verfügung über Men- 
gen, durch die sich die Kosten den Preisen anpassen. Damit aber werden die Dispo- 
sitionen der Individuen zur notwendigen Bedingung ökonomischer Effizienz. 

Das aber heißt, daß die Planungsökonomie die Norm ökonomischer Effizienz in 
zweifacher Hinsicht verletzt: Zum einen durch die Administrierung von Preisen, zum 
anderen durch eine Mengenplanung, die die Logik der Preis-Mengen-Beziehungen 
zerschneidet. Von diesen beiden Normverletzungen hebt die Einführung des Kosten- 
deckungsprinzips bestenfalls die zweite auf. So führt eine freie Preisbildung zu 
Knappheitspreisen, nicht zu Kostenpreisen. Und es führt kein Weg daran vorbei, daß 
Effizienz an die Ökonomie der Marktteilnahme gebunden ist. Diese aber verlangt eine 
freie Preisbildung. Effizienz erfordert damit keine Preisreform, sondern eine Preis- 
bildungsreform, eine Reform, die die Preisbildung dem Markt überläßt. 

Lediglich für den Fall einer generellen Unterbeschäftigung der Ressourcen, allen vor- 
an an Arbeit, besteht kein Widerspruch zwischen Kostendeckungsprinzip und ökono- 
mischer Effizienz. Dann nämlich erlaubt eine Administrierung von Preisen nach dem 
Kostendeckungsprinzip einen Verzicht auf eine Mengenplanung der Zentrale, da die 
den Preisen entsprechende Nachfrage aufein im Prinzip unbegrenztes Angebot stößt. 
Aber Unterbeschäftigung ist, worauf noch einzugehen sein wird, ein Topos der Geld- 
ökonomie, gerade aber nicht der Planungsökonomie. Damit aber zeigt sich, daß das 
Kostendeckungsprinzip kein Ausdruck für die Etablierung von Marktbeziehungen 
ist, sondern der Logik einer Planungsökonomie entspricht. Ob es akzeptiert oder ver- 
letzt wird, berührt allein die Allokation von Gütern und Ressourcen innerhalb einer 
Planungsökonomie. In jedem Fall bleibt (angesichts der Vollbeschäftigung der Res- 
sourcen) eine makroökonomische Mengenplanung erforderlich. Das aber heißt, daß 
die Mengenplanung der Zentrale die Stelle des Effizienzpostulats einnimmt, das in 
einer Planungsökonomie angesichts des Umstandes, daß Preise nicht Knappheit, 
sondern (Abweichungen von den) Kosten reflektieren, keine Wirksamkeit entfalten 
kann. Damit übernimmt im Sozialismus die Mengenplanung der Zentrale jene Allo- 
kationsfunktion, die im Kapitalismus den Preisen zukommt. 

Die eine Planungsökonomie kennzeichnende Mangelwirtschaft steht als dritte Norm- 
verletzung im Kontext der keynesianischen Ökonomie, weil sie das Spiegelbild einer 
Überschußwirtschaft, charakterisiert durch ein Überschußangebot an Ressourcen, 
gemeinhin als Unterbeschäftigung bezeichnet, bildet. Dabei bedingt der Umstand, 
daß Geld die Konsistenz des Marktsystems herstellt, Unterbeschäftigung und begrün- 
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det dadurch den Kaptialismus als ein System von Käufermärkten. Entsprechend ver- 
langt der Umstand, daß die Planung von Gütern und Ressourcen die Kohärenz des 
Marktsystems garantiert, deren Überbeschäftigung und begründet dadurch den So- 
zialismus als ein System von Verkäufermärkten. 

Das Kohärenzprinzip bestimmt deshalb den Markttyp, weil es die Allokationsbedin- 
gungen steuert’. Die Lenkungsfunktion des Geldes gegenüber der Gütersphäre ver- 
langt eine Unterauslastung der Ressourcen (mit der Konsequenz der Existenz von 
Käufermärkten), weil allein diese das Ressourceneinkommen auf ein Maß beschrän- 
ken kann, das eine Realisierung des Zinsanspruchs erlaubt'®. Als Konsequenz wird die 
Allokation von Ressourcen durch ihre Nachfrage (und nicht, wie in der klassischen 
Ökonomie, durch ihr Angebot) begrenzt, da sie sich nicht an einer alternativen Ver- 
wendung der Ressourcen, sondern an etwas Drittem, eben an Geld, orientiert. 

Die Planungsökonomie unterscheidet sich von einer Geldwirtschaft darin, daß Res- 
sourcen (über die Planung) anstatt Geld die Lenkungsfunktion ausüben. Dieses be- 
deutet jedoch keineswegs, daß die Planungsökonomie von den Normen der liberalen 
Ökonomie her gesehen an den Kriterien der (die Vollbeschäftigung von Ressourcen 
voraussetzenden) neoklassischen Ökonomie gemessen werden müßte!!, Vielmehr 
konstituiert die keynesianische Ökonomie ein universelles Prinzip des Wirtschaftens, 
indem die Vermögenshaltung der Ressourcenallokation die Norm setzt: Da jedoch in 
der Planungsökonomie Ressourcen und nicht Geld die Dominanz ausüben, bezieht 
sich die Vermögenshaltung nicht auf Geld, sondern auf Güter. Das Horten von Gütern 
wird zum konstitutiven Merkmal des Sozialismus. Das Ergebnis sind Verkäufermärk- 
te oder ist, als der für den Sozialismus einleuchtendere Begriff, eine Mangelwirt- 
schaft. 

Damit macht derressourcenorientierte Charakter des Lenkungsmechanismus der Pla- 
nung Güter zum Argument der Vermögenshaltung. Entsprechend findet der Umstand, 
daß Ressourcen dem ökonomischen System die generelle Knappheitsbedingung 
liefern, sein Spiegelbild in einem Überschußangebot an Geld. Nicht Geldübt, sondern . 
Güter üben die Geldfunktion aus. Damit entspricht einem kapitalistischen Gleichge- 
wicht auf dem Vermögensmarkt mit der Implikation eines Überschußangebots an 
Gütern ein sozialistisches Gleichgewicht auf dem Ressourcenmarkt mit der Implika- 
tion eines Überschußangebots an Geld: Das ist der theoretische Ausdruck dafür, daß 
in einer Planungsökonomie Geld reichlich ist, Güter aber Knapp sind. 

Es zeigt sich, daß sich der marktlogische Kern einer Mangelwirtschaft aufein Gleich- 
gewicht auf dem Gütermarkt stützt, wobei der Mangel daraus resultiert, daß ein Teil 
der Verfügung über Ressourcen der Vermögensbildung dient. Dabei drückt die 
Gleichgewichtskonstellation die Logik der Planungsökonomie aus. Dieser Befund ist 
deshalb von erheblicher theoretischer Relevanz, weil er den spezifischen Gehalteiner 
keynesianischen Theorie des Sozialismus angibt: Er besteht darin, daß die Güterhor- 
tung kein Defizit, sondern ein Funktionsprinzip des Sozialismus darstellt. Zugleich 
zeigt sich, daß eine Planungsökonomie dadurch den Charakter einer Marktwirtschaft 
erhält, daß sie die private Vermögensbildung über eine Güterhortung allen voran der 
Betriebe, aber im Prinzip ebenso der Haushalte, nicht zu verhindern vermag”. 
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Daraus folgt, daß eine freie Preisbildung weder im Sozialismus noch im Kapitalismus 
dem ökonomischen System die hinreichende Bedingung für dessen Funktionsfähig- 
keit liefert. Dieses Postulat weist die neoklassische Ökonomie in die Schranken, weil 
sie lediglich die Allokationsbedingungen einer Erstausstattung an Ressourcen klärt, 
die Bildung dieser Erstausstattung aber offenlassen muß. Dieser Umstand trifft ins- 
besondere alle Formen des Marktsozialismus, die Planung (als Moment der gesell- 
schaftlichen Aneignung des Zinsanspruchs) und Markt miteinander zu verknüpfen 
suchen. Denn die keynesianische Kritik der neoklassischen Ökonomie zeigt, daß 
selbst für den Fall freier Preisbildung, der formal dem Effizienzpostulat genügt, die 
Zentrale nicht jene Informationen von den Betrieben erhält, die sie für ihre Entschei- 
dungen (z.B. im Rahmen einer über Investitionen gesteuerten Mengenplanung) be- 
nötigt. Denn am Bestreben der Betriebe, über eine Güterhortung Vermögenspositio- 
nen aufzubauen, ändert sich nichts angesichts des Umstandes, daß Geld(formen) die 
Vermögensfunktion nicht ausüben. Die Folge ist eine (auch gegenüber einer Pla- 
nungsökonomie) vollständige Machtlosigkeit der Zentrale, da sie außerstande ist, 
zwischen objektiver und hortungsbedingter Bereitstellung von Ressourcen zu unter- 
scheiden. Damit aber scheitert die Zentrale an der Unmöglichkeit einer Planung des 
Produktionspotentials, in dessen Rahmen den Betrieben die Realisierung ökonomi- 
scher Effizienz obliegt. 

Die keynesianische Ökonomie zeigt mithin, daß eine Preisbildungsreform, die dies- 
bezüglich die Autonomie der Betriebe wahrt, die Etablierung der Kohärenzfunktion 
des Geldes verlangt. An die Stelle der Planungsökonomie tritt die Geldökonomie, an 
die Stelle der Planungspolitik die Geldpolitik. Nur in diesem Rahmen läßt sich ein 
Pluralismus der Organisationsformen realisieren, auf den das Konzept der Perestroi- 
ka so vehement rekurriert. Es macht die Tragödie dieses Konzeptes aus zu unterstel- 
len, daß sich ein Pluralismus der Organisationsformen unter der Ägide einer Planwirt- 
schaft, die das Kostendeckungsprinzip zur Norm erhebt, durchsetzen kann. 


IL. Innovation und Sozialismus 


Fraglos hat sich die in den beiden letzten Jahrzehnten abnehmende Innovationskraft 
als die eigentliche Achillesferse des »real existierenden« Sozialismus erwiesen. Die 
Niederlage in der Systemkonkurrenz drückt sich dabei in einer abnehmenden Kon- 
kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt aus, die insofern entscheidend auf den Lebens- 
standard in den sozialistischen Ländern zurückwirkt, als sie das Austauschverhältnis 
zwischen exportierten und importierten Gütern (sog. terms of trade) verschlechtert. 
Dieses Phänomen trifft auch dann das Selbstverständnis des Sozialismus, wenn man 
ihm wie von der keynesianischen Ökonomie eine eigenständige Qualitätbestreitet, es 
vielmehr als Folge der Funktionsbedingungen einer Planungsökonomie, die auf öko- 
nomische Ineffizienz und Mangelwirtschaft angelegt ist, diagnostiziert (siehe z.B. 
Heinsohn/Steiger 1981). Denn es entspricht dem Selbstverständnis des Sozialismus, 
von der ökonomisch-technischen Entwicklung eine Überwindung der Mangelwirt- 
schaft (und der mit ihr verknüpften Ineffizienz der Ökonomie) zu erwarten. 
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Erst allmählich, wenn auch mit steigender Kraft, setzt sich in den letzten Jahren die 
Erkenntnis durch, daß ökonomisch-technische Entwicklung die Mangelwirtschaft 
nicht aufzuheben vermag, die Mangelwirtschaft vielmehr die ökonomische Entwick- 
lung hemmt. Der Abschied von der These einer Überwindung des Mangels durch Ent- 
wicklung fällt deshalb schwer, weil eine jahrhundertelange wissenschaftliche Tradi- 
tion sowie eine jahrzehntelange historische Erfahrung sie zu bestätigen schienen: die 
auf die klassische Ökonomie zurückgehende und von Marx mit Vehemenz verfoch- 
tene Theorie einer dem Kapitalismus inhärenten Entwicklung der Produktivkräfte, 
die unter sozialistischem Vorzeichen in die Vorstellung eines planmäßigen technisch- 
wissenschaftlichen Fortschritts mündete, wie die in der Nachkriegsepoche registrier- 
ten hohen Wachstumsraten des Realprodukts — in sozialistischen wie in kapitalisti- 
schen Ländern (siehe zu diesem Punkt die Ausführungen bei Maier (1987), S. 9 ff.). 
Der Anfang der 70er Jahre einsetzende Bruch dieser Entwicklung hat zwar die re- 
formsozialistische Diskussion entscheidend stimuliert. Dennoch ist diese Diskussion 
gerade unter dem innovationstheoretischen Aspekt unbefriedigend geblieben. Denn 
die unbezweifelbare Diagnose eines Konnexes von Ineffizienz und mangelnder Inno- 
vation hat allzusehr den Umkehrschluß provoziert, daß sich mit ökonomischer Ef- 
fizienz auch Innovation durchsetzt. Es handelt sich jedoch nur um eine notwendige, 
nicht um eine hinreichende Bedingung. Allokative Effizienz und evolutorische Dy- 
namik sind nicht aneinander gekoppelt. Das zeigen ökonomische Theorie und hi- 
storische Erfahrung. So weisen zahlreiche Länder eine Marktverfassung auf, die ein 
entsprechend effizientes Wirtschaften bewirkt, ohne daß sie jene kapitalistische Dy- 
namik entfalteten, die Marx so gefeiert hat. 

Mann kann sogar den kapitalistischen Weltmarkt dichotomisch fassen, indem man 
den dynamischen Industrieländern — der Ersten Welt - die stagnierenden Entwick- 
lungsländer — die Dritte Welt — gegenüberstellt. Auf diesem Weltmarkt haben die so- 
zialistischen Länder — als Zweite Welt— schon bisher kaum mehr als eine Nebenrolle 
gespielt. Um so mehr istzu erwarten, daß die Reformen in den sozialistischen Ländern 
von den Funktionsbedingungen des Weltmarktes her gesehen die weitere Existenz 
einer Zweiten Welt ausschließen, diese Länder somit entweder den Status eines Indu- 
strielandes oder eines Entwicklungslandes erhalten. Das führt dazu, daß sich die so- 
zialistischen Länder der Realität eines Weltmarktes auszuliefer haben, der durch die 
Dominanz der Industrieländer charakterisiert ist. 

Diese Perspektive erhält fundamentale Bedeutung dadurch, daß sie einer reformso- 
zialistischen Diskussion den Boden entzicht, die, fixiert aufdie Ökonomie der Ersten 
Welt, von der Entfaltung der Marktkräfte über kurz oder lang deren Status erwartet. 
Der Irrtum, daß der Markt von seinen inneren Funktionsbedingungen her quasi au- 
tomatisch Entwicklung initiiere, erhält Brisanz dadurch, daß nicht Entwicklungs- 
möglichkeiten die Systemkonkurrenz entscheiden. Eine Niederlage in der System- 
konkurrenz resultiert nicht notwendigerweise daraus, daß kapitalistische Dynamik 
die Innovationsschranken, die der Planungsökonomie gesetzt sind, zum Einsturz 
bringt, sondern kann ebenso - und dies ist der wahrscheinlichere Fall darauf zurück- 
zuführen sein, daß die inneren Funktionsbedingungen der Planungsökonomie der Sy- 
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stemkonkurrenz nicht standhalten. Ein Blick auf die osteuropäischen Länder in ihrer 
gegenwärtigen politisch-ökonomischen Verfassung unterstreicht dieses Argument. 
So sei die Prognose gewagt, daß angesichts ihrer historisch bedingten Ausgangspo- 
sition, ihres Entwicklungspotentials wie ihrer Größe, die eine Industrialisierung über 
westliches Kapital beschränkt, die UdSSR keine Chance hat, Polen, Rumänien und 
Bulgarien kaum Chancen haben und die DDR, die CSSR und Ungarn bestenfalls 
gewisse Chancen haben, den Status eines Industrielandes zu erreichen. 

In der Fixierung auf den ökonomischen Status der fortgeschrittenen Industrieländer 
zeigt sich in zweifacher Weise ein methodischer Defekt der reformsozialistischen 
Diskussion: Zum einen werden Entwicklungsländer zu sehr unter morphologischen 
Gesichtspunkten wie niedriges pro-Kopf-Einkommen, rohstofforientierte Produk- 
tion, mangelnde Infrastruktur etc. analysiert; damit wird ihre allokationstheoretische 
Affinität zu sozialistischen Ländern übersehen. Zum anderen werden die (vom Welt- 
markt gesetzten) Bedingungen der Überwindung von Unterentwicklung unterschätzt, 
indem - hier zeigtsich das Erbe der Entwicklungstheorie der klassisch-marxistischen 
Ökonomie — eine durch den technisch-wissenschaftlichen Fortschritt objektivierte 
Evolution hypostasiert wird. 

Der allokationstheoretische Kern eines Weltmarktes, der durch die Dichotomie von 
Industrie- und Entwicklungsländern bestimmt wird, basiert auf Lohndifferentialen’®. 
Internationale Arbeitsteilung bedeutet dann, daß ein Industrieland Güter mit einer 
Technologie, die eine hohe Arbeitsproduktivität impliziert (High-Tech), ein Entwick- 
lungsland Güter mit einer Technologie, die eine niedrige Arbeitsproduktivität impli- 
ziert (Low-Tech), herstellt. Für das Austauschverhältnis weltmarktfähiger Güter be- 
deutet dies einen Wohlfahrtsexport des Entwicklungslandes, indem es Güter billig 
exportiert und teuer importiert. Man spricht in diesem Zusammenhang davon, daß die 
Entwicklungsländer als verlängerte Werkbank der Industrieländer fungieren — ein 
Terminus, der darauf hinweist, daß eine derartige internationale Arbeitsteilung über- 
wiegend mit Kapital aus den Industrieländern finanziert wird. Die Finanzierungsmo- 
dalitäten sind aber nicht entscheidend; wichtiger ist die beobachtbare Tendenz zu ei- 
ner Verschärfung dieser Form der internationalen Arbeitsteilung, deren deutlichstes 
Kennzeichen steigende Agrarimporte der Entwicklungsländer sind. Der allokations- 
theoretische Nukleus dieser Tendenz besteht dabei darin, daß ein Entwicklungsland 
das, was es produziert, exportiert, während es das, wases verbraucht, importiert. Eine 
derartige Marktkonstellation bildet quasi den marktlogischen Schlußpunkt dieser 
Tendenz - und stellt damit den Idealtypus einer verlängerten Werkbank dar. 

Dieser allokationstheoretische Kern eines Entwicklungslandes weist auf die Affinität 
zu sozialistischen Ländern hin. So hat die Stagnation der sozialistischen Ökonomien 
in den beiden letzten Jahrzehnten die Lohndifferentiale zu den Industrieländern er- 
höht und damit deren Ausgangsposition für eine fortschreitende Integration in die 
internationale Arbeitsteilung erheblich verschlechtert. Zwei Aspekte unterstreichen 
dabei die Affinität zu Entwicklungsländern. Zum einen existieren wie in diesen keine 
eigenständigen Märkte, deren Entfaltung den Anschluß an die Industrieländer allen 
voran durch die Bildung von (Massen-)Kaufkraft ermöglichen würde. Diesbezüglich 
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weist die neoklassische Kritik zu Recht auf die Notwendigkeit der Schaffung ent- 
sprechender Angebotsbedingungen einschl. einer entsprechenden Geldverfassung 
hin. Zum anderen impliziert das Beharren auf einem reformierten Sozialismus eine 
Zementierung der gegenwärtigen Struktur der internationalen Arbeitsteilung mit 
ihrem Technologie- und Lohngefälle zuungunsten der sozialistischen Länder'*— eine 
Bedingung, die eigenartigerweise kaum thematisiert wird, obwohl sie in der Begrün- 
dung eines Reformsozialismus (beispielsweise in der Auffassung vom Kapitalismus 
als »Ellbogengesellschaft«) in aller Deutlichkeit anklingt. 

Aufeinem Weltmarkt, derdurch die Dichotomie von Industrie- und Entwicklungslän- 
dern bestimmt wird, erfolgtein Innovationsschub stets als eine nachholende Entwick- 
lung gegenüber fortgeschritteneren Ländern. Die Wirtschaftsgeschichte demonstriert 
dabei nachdrücklich, daß erst die Etablierung ganz bestimmter, unverwechselbarer 
Marktkonstellationen Entwicklung ermöglicht. So zeigen die Beispiele geglückter 
Entwicklung wie Japan (mit seiner nachholenden Entwicklung gegenüber Europa) 
und der ostasiatischen Schwellenländer (mit ihrer nachholenden Entwicklung gegen- 
über Japan),.daß die Marktkonstellation hoher Investitionen und hoher Exporte die 
Entwicklungsbedingungen charakterisiert. Sie impliziert zugleich eine Beschrän- 
kung der Importe auf die Stützung dieser Marktkonstellation und ein (temporäres) 
Niedrighalten der Massenkaufkraft. 

Entwicklung verlangt damit eine simultane Eroberung von Weltmärkten und Entfal- 
tung von Binnenmärkten. Eine bloße Exportstrategie ist nicht hinreichend, weil sie 
zugleich den Importdruck verstärkt und damit die Gefahr in sich birgt, daß der Inno- 
vationsschub sowohl über Kapitalexporte als auch über Vermarktung der Produkte 
den Industrieländern selbst zugutekommt. In diesem Fall erreicht das betroffene Land 
statt Entwicklung lediglich, daß es zur verlängerten Werkbank von Industrieländern 
wird. Eine bloße Binnenmarktentwicklung ist wiederum nicht hinreichend, weil sie, 
auch wenn sie nicht unmittelbar in einer Inflation endet, einen Importüberschuß 
bewirkt, der entweder in einer Abwertungsspirale mündet (und dadurch die Inflation 
anheizt) oder zu einer Verschuldung führt, die statt zu einer Entwicklung zu einer 
Abhängigkeit von den Industrieländern führt. 

Ohne Entwicklungsbereitschaft ist Entwicklung nicht möglich. Entwicklungsbereit- 
schaft aber äußert sich nicht, wie es der angebotsorientierte Ansatz will, in den Pro- 
duktivkräften der Menschen, ihren technisch-wissenschaftlichen und gesellschaftli- 
chen Momenten, sondern schlicht und einfach in hohen Exporten, in denen sich der 
Drang auf den Weltmarkt ausdrückt, und in hohen Investitionen, die die Vorausset- 
zung dafür bilden, daß sich die Produktivkräfte zu entfalten vermögen. 

Es müssen Zweifel angemeldet werden, ob die sozialistischen Länder in einer über- 
schaubaren Zukunft in der Lage sein werden, eine derartige Marktkonstellation zu 
realisieren, zumal sie gegen die Konkurrenz der exportorientierten Industrie- und 
Schwellenländer auf dem Weltmarkt durchzusetzen wäre. Hinzu kommt, daß ihr gra- 
vierende binnenwirtschaftliche Hemmnisse entgegenstehen, die auch bei einer De- 
zentralisierung der Ökonomie nicht leicht zu überwinden sein werden. 

Dabei ist die Beibehaltung von Marktbeschränkungen in den Kontext einer allgemei- 
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nen Entwicklungsbereitschaft zu stellen. Existiert diese, so bilden Marktbeschrän- 
kungen keineswegs, wie es die herrschende liberale Theorie will, ein Entwicklungs- 
hemmnis, sondern umgekehrt eine unabdingbare Voraussetzung der Durchsetzung 
der Evolution'°. Die Frage, ob Marktbeschränkungen - als selektiver Protektionismus 
durch eine Zollpolitik, als globaler Protektionismus durch eine Einschränkung der 
Konvertibilität der Währung - der einheimischen Wirtschaft einen Schutz vor Welt- 
marktkonkurrenz oder eine Entwicklungschance liefern, kann nichtdie ökonomische 
Theorie beantworten. Protektionismus kann beides bewirken: Fehlt die Entwick- 
lungsbereitschaft, so übt er eine Schutzfunktion aus, existiert eine Entwicklungsbe- 
reitschaft, so stellt er eine Entwicklungschance dar. 


IV. Der Fall der DDR 


Damit schließt sich der Bogen zu den Funktionsbedingungen einer Planungsökono- 
mie. Vierzig Jahre Sozialismus haben dabei nachdrücklich dokumentiert, daß sich 
innerhalb einer Planungsökonomie eine (in den sozialistischen Ländern überwiegend 
vorhandene) Entwicklungsbereitschaft nicht zu entfalten vermochte - insbesondere 
Ineffizienz und Mangelwirtschaft in immer stärkerem Maße auf den Entwicklungs- 
prozeß zurückwirkten, als das Entwicklungspotential der Nachkriegsepoche ausge- 
schöpft worden war. Insoweit muß dem angebotsorientierten Ansatz zugestimmt wer- 
de, daß sich ein Entwicklungspotential nur in einer Marktverfassung durchzusetzen 
vermag, weil Entwicklung stets auch Entfaltung von Märkten bedeutet. Aber es han- 
delt sich lediglich um eine notwendige, nicht um eine hinreichende Bedingung. Denn 
die Existenz einer Marktverfassung schließt Stagnation nicht aus. Deshalb bildet 
westliches Kapital, so sehr es die Entwicklung der östlichen Länder zu unterstützen 
vermag, nicht die Schlüsselgröße ökonomischer Evolution. Denn westliches Kapital 
schließt nicht aus, daß an die Stelle der Planungsökonomie eine stagnierende markt- 
orientierte Geldökonomie tritt, schließt vor allem nicht aus, daß die östlichen Länder 
zur verlängerten Werkbank der »fortgeschrittenen« westlichen Länder werden. 
Diese spezifischen Eigenschaften marktvermittelter Ökonomien kann ein Ansatz 
nicht erfassen, der ausschließlich Angebotsbedingungen ins Zentrum der Analyse 
rückt. Der monetäre Keynesianismus erhält denn auch seinen entwicklungstheoreti- 
schen Gehalt dadurch, daß er Angebotsbedingungen lediglich als notwendige Bedin- 
gung einer Entfaltung der Marktkräfte, die selbst nachfragebestimmt sind, begreift. 
Dadurch werden, wie gezeigt wurde, Investition und Export zu Schlüsselgrößen von 
Entwicklung. Zugleich zeigt sich, daß die Schwäche des angebotsorientierten Ansat- 
zes darin liegt, die Ökonomie der Entwicklung auf die Ausgestaltung von Rahmenbe- 
dingungen zu beschränken und dann der Selbstentfaltung der Marktkräfte zu vertrau- 
en. Er hat deshalb auch niemals verstanden, warum sich in den Entwicklungsländern 
nicht jener Unternehmergeist entfaltet, der Entwicklung voranzutreiben vermag. 
Unter diesen Auspizien sind die Möglichkeiten der DDR zu prüfen, den Entwick- 
lungsstatus der fortgeschrittenen Industrieländer zu erreichen. Dabei muß der herr- 
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schenden Diskussion in Ost wie in West vorgehalten werden, daß sie überwiegend 
Entwicklung an eine Verbesserung der Angebotsbedingungen bindet — gleichgültig, 
ob in einem planwirtschaftlichen oder in einem marktwirtschaftlichen Kontext. Das 
zeigt sich nachdrücklich daran, daß die Frage nach der Ausgestaltung einer Geldver- 
fassung, die den Funktionsbedingungen einer Geldökonomie genügt, in dieser Dis- 
kussion deutlich zurücktritt. 

Das demonstriert insbesondere die Ablehnung einer Währungsreform. Ihre Notwen- 
digkeit wird angesichts ihres unbezweifelbaren harten Eingriffs in die Vermögenspo- 
sition der Individuen deshalb bestritten, weil für die DDR der (ein Inflationspotential 
bildende) Geldüberhang nichterheblich sei und aus diesem Grunde das Hineinwach- 
sen eines sich entfaltenden Angebots in den vorhandenen Geldmantel zweckmäßig 
sei. Der fundamentale Irrtum, der dieser oder einer ähnlichen Diagnose zugrunde 
liegt, besteht darin, die Unumgänglichkeit einer Geldverfassung zu ignorieren, die 
den Geldmantel so knapp hält, daß er den Rahmen für eine Entfaltung der Marktkräfte 
abgibt. Die Aporie des angebotsorientierten Ansatzes besteht deshalb darin, eine Ent- 
faltung der Marktkräfte vorauszusetzen, die erst eine entsprechende Geldverfassung 
ermöglicht. 

Den allokationstheoretischen Nukleus liefert dabei keineswegs, wie es eine populäre, 
von der (neo)klassischen Gütermarkttheorie bestimmte Position will, ein im Verhält- 
nis zum Geldmantel zu geringes Warenangebot. Entscheidend ist vielmehr allgemein 
die Existenz einer Vermögensposition, die einem knappen Geldmantel widerspricht'®. 
Man kann diesen Umstand so ausdrücken, daß die betroffene Währung nichtkontrakt- 
fähig ist; am Fall der DDR zeigt sich dies daran, daß die Währung eine bloße Bin- 
nenwährung ist und damit keine Verpflichtung der Staatsbank der DDR in ausländi- 
scher Währung begründet. 

Die Währung der DDR erlaubt mithin keine Vermögenshaltung, aus der sich ein 
Zinsanspruch ergibt. Das heißt, daß sie keine Geldpolitik zuläßt, die über den Zinssatz 
eine marktkonforme Vermögenshaltung, die eine Präferenz der Vermögenshaltung in 
einheimischer Währung begründet, bewirken könnte!’. Zum einen schließt dies die 
Stabilisierung eines Wechselkurses aus, der das Austauschverhältnis zwischen DDR- 
Mark und Deutscher Mark sichert. Zum anderen ist die Möglichkeit einer Unterbe- 
wertung der Währung ausgeschlossen, die, wie sich am Beispiel der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg (wie später Japan) nachdrücklich gezeigt 
hat, eine notwendige Bedingung interner Akkumulation bildet. 

Der Verzicht auf eine marktkonforme Geldpolitik bedeutet, daß Geld nicht die Ko- 
härenz des ökonomischen Systems begründet. Diese Funktion kann lediglich eine 
Mengenplanung der Zentrale ausüben - oder es bietet sich als kapitalistische Alter- 
native eine analog zu den Entwicklungsländern durch Inflation ausgehöhlte Geldwirt- 
schaft an, deren Knappheitsbedingungen durch eine ausländische »harte« Währung 
und damit über den Schwarzen Markt reguliert werden. Damit erscheint erneut das 
oben skizzierte Szenario eines ökonomischen Systems, das durch den Dualismus von 
Planungsökonomie und defekter Geldökonomie gekennzeichnet ist, auf der Bildflä- 
che. Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß wie in allen sozialistischen Ländern 
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auch in der DDR derzeit die Ökonomie durch eine derartige duale Marktkonstellation 
gekennzeichnet ist. Ihr Merkmal ist eine mehr schlecht als recht funktionierende 
Planungsökonomie, über die eine durch die Deutsche Mark als Zweitwährung gesteu- 
erte Schattenökonomie gespeist wird. 

Ein derartiger Dualismus läßt sich nicht ohne Währungsreform beseitigen, weil sie 
allein eine Geldpolitik zu praktizieren erlaubt, die der Geldfunktion Marktkonformi- 
tät gibt. Ohne Währungsreform bleibt für die DDR lediglich die Alternative der Bei- 
behaltung der Planungsökonomie, wobei dann wie bisher die Mengenplanung der 
Zentrale die Kohärenz des ökonomischen Systems gewährleistet, und einer sukzes- 
siven Durchsetzung der Deutschen Mark, die dann mittelbar oder unmittelbar die Ko- 
härenzfunktion ausübt. Im ersten Fall wird die DDR notwendigerweise zur verlänger- 
ten Werkbank der Industrieländer— was, methodisch gesehen, bedeutet, daß der in Ost 
und West dominierende angebotsorientierte Reformansatz ohne begleitende Wäh- 
rungsreform genau dieses allokative Resultat zeitigt!®. Im zweiten Fall wird - im Sin- 
ne der Umkehrung des Greshamschen Gesetzes - sukzessive die Mark der DDR durch 
die Deutsche Mark ersetzt. Das preistheoretische Kriterium bildet dabei ein fort- 
schreitender Verfall des (Schwarzmarkt-)Kurses der DDR-Mark, wobei der End- 
punkt dieses Prozesses dann erreicht ist, wenn Lohnkontrakte in Deutscher Mark 
abgeschlossen werden (müssen). 

So das Szenario, das den methodischen Linien der Theorie der Geldwirtschaft folgt. 
Die spezifischen Bedingungen der DDR, die dank der offenen Grenze zur Bundesre- 
publik Deutschland durch eine im Vergleich zu allen anderen — kapitalistischen wie 
sozialistischen — Ländern niedrige Mobilitätsschranke für Arbeit gekennzeichnet 
sind, lassen es jedoch fraglich erscheinen, ob selbst der Fall, daß eine Währungsre- 
form die Geldfunktion einer DDR-Mark sichert, der DDR ökonomische Selbstän- 
digkeit garantiert — zumal sich die Lohndifferentiale durch die Notwendigkeit einer 
Unterbewertung der Währung als Bedingung interner Akkumulation (wie hoch auch 
immer ein begleitender Kapitalimport sein mag), noch verstärkt. Deshalb spricht vie- 
les dafür, daß das Beispiel Österreichs, das ökonomische (und entsprechend politi- 
sche) Selbständigkeit mit der Bindung seiner Währung an die Deutsche Mark zu ver- 
einbaren vermochte, für die DDR nicht wiederholbar ist. Deutsche Einheit würde 
dann bedeuten, daß beide Staaten jenseits politischer Selbständigkeit über eine ein- 
heitliche, von der Deutschen Bundesbank gesteuerte Währung verfügen. Diese Ein- 
heit bildet damit die Voraussetzung einer kapitalistischen Dynamik, die einen An- 
schluß der DDR an die führenden Industriestaaten gestattet. 


Anmerkungen 

l  Bezeichnenderweise lieferte Eucken der Faschismus das Vorbild zur Modellierung einer zentralge- 
leiteten Verwaltungswirtschaft — wobei die Übertragung auf den Sozialismus nach dem Zweiten 
Weltkrieg allen voran durch die Berliner (Thalheim-)Schule in einer ökonomischen Version der Kon- 
zeption des Totalitarismus mündete. 

2 So kann insbesondere die Produktionsmitteleigenschaft des Kapitals keinen Zinsanspruch begründen. 
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3 Der Anspruch der monetären keynesianischen Ökonomie, eine angemessene, auf Privateigentum re- 
kurrierende Zinstheorie zu liefern, resultiert dabei aus der Überlegenheit gegenüber alternativen 
Theorien. In diesem Theorienstreit wird der neoklassischen Ökonomie vorgehalten, daß sie den Zins- 
anspruch allein aus intertemporaler Allokation (und damit einer entsprechenden Verfügung über Gü- 
ter und Ressourcen) zu deduzieren vermag, während der klassischen Ökonomie vorgehalten wird, daß 
sie zwar logisch einwandrei den Zinsanspruch aus Eigentum in die Allokationstheorie einbettet, die 
Fassung des Zinses (alias des Profits) als Surplus jedoch in Widerspruch zum unterstellten Konkur- 
renzmechanismus gerät. 

4 Die Gegenüberstellung von Geldwirtschaft und Planwirtschaft hat zur Konsequenz, daß es sich in bei- 

den Fällen um Marktwirtschaften (mit unterschiedlichen Allokationsmechanismen) handelt — ein Po- 

stulat, dem angesichts des »real existierenden« Sozialismus Evidenz nicht abzusprechen ist. 

Der Frage der geringen Innovationskraft im Sozialismus wird ein gesondertes Kapitel gewidmet. 

Ihr entspricht auf der Faktorebene eine leistungsbezogene Entlohnung. 

7 Sie besteht nur für den Fall eines vollständigen Gleichgewichts, bei dem die Preise nicht nur den 
Grenzkosten, sondern auch den Durchschnittskosten entsprechen. 

8 Dann liegen die Preise über den (Durchschnitts-)Kosten. Liegen die Preise unter den Kosten, so wird 
langfristig die Produktion eingestellt. Negative Quasirenten sind somit ein kurzfristiges Phänomen. 

9 Diesen Zusammenhang vermag die herrschende, durch die neoklassische Ökonomie geprägte Ortho- 
doxie nicht zu erfassen, indem sie, wie sich nachdrücklich bei Kornai zeigt, Ineffizienz und Mangel 
in gleicher Weise auf eine Fehlallokation zurückführt. Aber eine Fehlallokation berührt das (für die 
neoklassische Ökonomie konstitutive) Vollbeschäftigungspostulat nicht und bietet deshalb auch kei- 
ne Erklärung für Überschuß und Mangel. Siehe Kornai (1986). 

10 Demgegenüber kennt die neoklassische Ökonomie die ausschließliche Existenz von Ressourcenein- 
kommen (einschließlich aus intertemporaler Allokation) — der allkationstheoretische Ausdruck dafür, 
daß sie die Eigentumsfrage aus der Ökonomie ausblendet. 

11 Daraufhat Lohmann, wenn ich es recht sehe, als erster aufmerksam gemacht. Siehe Lohmann (1985). 

12 Allerdings bleibt davon die Möglichkeit der gesellschaftlichen Aneignung oder, allgemeiner formu- 
liert, der Eliminierung des Zinsanspruchs unberührt. 

13 Lohndifferentiale stehen dabei für Ressourceneinkommen, deren geringeres Niveau im Entwick- 
lungsland nicht nur durch die niedrigere Arbeitsproduktivität, sondern auch durch den höheren Zins- 
anspruch, der wiederum in die Industrieländer transferiert wird, bestimmt wird. 

14 Die mit viel Aplomb propagierten joint ventures bedeuten eine solche Zementierung, da die herr- 
schenden Angebotsbedingungen das Schwergewicht der Vermarktung der Produkte in kapitalisti- 
schen Ländern verlangen. Sie stellen denn auch das Musterbeispiel einer verlängerten Werkbank der 
Industrieländer dar, die sich im übrigen nahtlos als Inseln der Effizienz in eine Planungsökonomie 
integrieren lassen. 

15 Marktbeschränkungen haben lediglich aus einer allokativen Perspektive ein eindeutig negatives Vor- 
zeichen, weil sie einen effektiven Einsatz der Faktoren behindern. Aus einer evolutionstheoretischen 
Sicht aber rechtfertigt sich Protektionismus dadurch, daß er Produktivkräfte zu entwickeln vermag, 
deren Stand die Allokationstheorie bereits voraussetzt. Das formale Argument lautet, daß ein fehlen- 
der internationaler Faktorpreisausgleich eine Angleichung der Faktorpreise über Entwicklung not- 
wendig macht. 

16 Diese Marktkonstellation eines im Verhältnis zum Geldmantel zu geringen Warenangebots charak- 
terisiert den Fall einer unterdrückten Inflation, der sich damit lediglich als Spezialfall eines Knapp- 
heitsbedingungen verletzenden Geldsystems erweist. 

17 Voraussetzung ist dabei keineswegs die vielbeschworene Konvertibilität der Währung, die — wie auch 
in kapitalistischen Ländern — bestenfalls der Schlußpunkt der Etablierung einer Währung mit markt- 
konformer Vermögenshaltung ist. j 

18 Dabei beharrt die östliche Version des angebotsorientierten Ansatzes auf den Funktionsbedingungen 
der Planungsökonomie, während die westliche Version die sukzessive Durchsetzung der Deutschen 
Mark impliziert. 

19 Der Prozeß folgt dabei den Allokationsbedingungen einer fortschreitenden Inflation, die in einer 
Hyperinflation endet, wobei sich in diesem Fall die Inflationsrate in der Wechselkursänderung aus- 
drückt. 
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Immanuel Wallerstein 
Marx, der Marxismus-Leninismus und sozialistische 
Erfahrungen im modernen Weltsystem 


Zusammenfassung: Im Gegensatz zum Marxismus hat die historische Rolle des Mar- 
xismus-Leninismus ausgespielt. Wallerstein betrachtet letzteren als vorübergehendes 
Phänomen in der historischen Entwicklung des modernen Weltsystems. Der Marxis- 
mus-Leninismus, der einer Ideologie nationaler Entwicklung stets näher stand als 
einer Ideologie sozialistischen Aufbaus, hat deshalb ausgedient, weil alle nationalen 
Entwicklungstheorien heute an ein Ende geraten sind. 


Marx und seine Gedanken sind am Leben; sie stehen heute stärker da als die jedes 
anderen wissenschaftlichen Denkers des neunzehnten Jahrhunderts, und vermutlich 
werden sie auch für das gesellschaftliche Leben des Weltsystems im einundzwanzig- 
sten Jahrhundert zentral bleiben. Der Marxismus-Leninismus als Strategie und Ideo- 
logie jedoch hat seine historische Rolle ausgespielt und ist für die politische Ökono- 
mie des Weltsystems zu einer Randerscheinung geworden. Die sozialistische Praxis 
um modernen Weltsystem schließlich, wenn wir sie denn so bezeichnen können, be- 
findet sich in großer Unordnung und wird vielleicht als »sozialistisch« erkennbar 
nicht überleben können. 

Ich möchte hier den Marxismus-Leninismus als ein historisches Phänomen des mo- 
dernen Weltsystems von seinen Ursprüngen bis heute analysieren, und zwar in Gestalt 
von Antworten auf sechs Fragen: 1. Warum Leninismus? 2. Warum zuerst in Rußland 
einen leninistische Revolution? 3. Warum Stalinismus? 4. Warum ein sowjetisches 
Imperium? 5. Warum Entstalinisierung? 6. Warum Perestroika und Glasnost? 


Antwort eins 


Als organisatorische Geburtsstunde des Marxismus-Leninismus oder Bolschewis- 
mus gilt gemeinhin das Jahr 1902, mit Lenins Gegenentwurf zu Plechanows Text für 
den zweiten Kongreß (den sogenannten Vereinheitlichungskongreß) der allrussi- 
schen sozialdemokratischen Partei im Sommer 1903. Wie wir wissen, führte der Kon- 
greß zu einer Spaltung der Partei. Lenin erwies sich als hervorragender politischer 
Taktiker und ging aus dem Kongreß an der Spitze der Partei hervor, die sich (wenn 
auch einigermaßen umstritten) als die Mehrheit (Bolschewiki) bezeichnen konnte. 

Es ist heute zum Allgemeinplatz geworden, die Geschichte der sozialistischen Be- 
wegungen in aller Welt als die Geschichte einer historischen Spaltung in zwei Ten- 
denzen zu simplifizieren, die durch Eduard Bernstein und Lenin symbolisiert werden; 
organisatorisch wurde diese Spaltung nach 1921 durch die Existenz zweier Interna- 
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tionalen, der Zweiten und Dritten, besiegelt. Eine andere Kurzformel für diese Ent- 
wicklung ist die Trennung von Reform und Revolution. Vereinfachungen sind immer 
angreifbar, aber für die erste Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts erscheint mir diese 
klassische Formel als im Wesen richtig. 

Die Schlüsselargumente der »Revisionisten« leiteten sich von einem geradlinigen 
und ziemlich ökonomistischen Verständnis der Revolution des Weltsystems her. Sie 
sahen einen Prozeß unvermeidlichen technologischen Fortschritt, der eine immer 
größere Industriearbeiterklasse hervorbringen würde. Sie gingen davon aus, dies wer- 
de politisch unvermeidlich zur Ausweitung politischer Rechte führen (insbesondere 
des Wahlrechts), vermutlich unter dem kombinierten Druck aus kapitalistischer Ra- 
tionalität und Kämpfen der Arbeiterklasse. Sie argumentierten, im Laufe der Zeit wer- 
de die Klasse der Industriearbeiter zahlenmäßig die politische Arena dominieren, und 
so könnten sie sich rechteinfach an die Macht wählen. Dann könnten sie dem Kapita- 
lismus durch Gesetzgebung ein Ende bereiten und eine sozialistische Gesellschaft 
aufbauen. Aus dieser Argumentation leiteten sie die optimale politische Taktik ab, die 
darin bestand, einen möglichst großen Teil der Arbeiterklasse (sowie ihre Sympathi- 
santen) politisch und gesellschaftlich in einer Massenpartei zu organisieren. 

Die Argumentation war klar und überzeugte viele. Tatsächlich erwies sich dieses 
Drehbuch in der Realität als nur teilweise richtig. Es gab tatsächlich permanent tech- 
nologischen Fortschritt, und der Umfang der Industriearbeiterklasse nahm zu. Das 
allgemeine Wahlrecht wurde zur Realität. Es stimmte jedoch nicht, daß die Industrie- 
arbeiterklasse eine große Mehrheit der Wahlbevölkerung bildete. Ebensowenig 
stimmten alle Arbeiter für die sozialistische Partei. Die Parteien der Zweiten Interna- 
tionale kamen in einer ganzen Reihe von Ländern an die Macht. Sie konnten dem Ka- 
pitalismus jedoch nicht durch Gesetzgebung ein Ende bereiten. Sie schufen vielmehr 
den sogenannten Wohlfahrtsstaat. 

Warum verschloß sich Lenin dieser Argumentation? Das lag daran, daß er andere Va- 
riablen in das Drehbuch einbrachte. Die erste und wichtigste Variable, auf der er be- 
stand, war die Intensität, mitder die kapitalistischen Schichten sich ihrer Liquidierung 
widersetzen würden. Er ging davon aus, sie würden ihre bestehende Kontrolle der 
Staatsapparate dazu nutzen, mit allen Mitteln (fair oder unfair) für die Erhaltung ihrer 
Position zu kämpfen. Er hielt daher die Vorstellung, sie könnten aus der Macht ge- 
wählt werden, für eine völlige Schimäre. Deshalb bestand er darauf, der einzige Weg 
zur Macht der Arbeiterklasse liege in der Revolution, das heißt im Aufstand. Er er- 
kannte diese Kämpfe als politisch-militärische und bestand einleuchtenderweise dar- 
auf, daß eine wesentliche Voraussetzung des Erfolgs eine hochdisziplinierte Organi- 
sation war. Ganz logisch folgten daraus seine Ansichten zur Parteistruktur. Da die 
Bourgeoisie alle Mittel einsetzen würde, um an der Macht zu bleiben, und da ein poli- 
tisch-militärischer Kampf eine disziplinierte Organisation voraussetzte, sollte die 
Partei aus ergebenen und mehr oder weniger professionellen Parteiarbeitern bestehen, 
und zumindest teilweise sollte sie im Untergrund arbeiten. Auf diese Art, argumen- 
tierte er, konnte die Partei, wenn die Zeit reif war, die Macht ergreifen und eine 
sogenannte Diktatur des Proletariats errichten. Seine Vorstellung davon, was danach 
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geschehen würde, unterschied sich jedoch nicht allzusehr von der der Revisionisten. 
Die neue Regierung würde dem Kapitalismus durch Gesetzgebung ein Ende machen 
und eine sozialistische Gesellschaft errichten. 

Auch diese Argumentation war klar und überzeugte ebenfalls viele. Tatsächlich be- 
wahrheitete sich aber auch dieses Drehbuch in der Realität nur teilweise. Aufstände 
waren innur wenigen Ländern erfolgreich. In der Praxis erwies sich Chinaals der Fall, 
der Lenins Vorstellungen am nächsten kam: Dort führte wirklich eine disziplinierte 
Kaderpartei einen langen politisch-militärischen Kampf, ergriff schließlich die 
Macht und errichtete eine Diktatur des Proletariats. Es ist richtig, daß die Parteien der 
Dritten Internationale, wo immer sie (mit welchen Mitteln auch immer) an die Macht 
kommen, per Gesetz den Kapitalismus beendeten (in dem engen Sinne der Abschaf- 
fung des Privateigentums an den meisten produktiven Unternehmen). Ob sie sozia- 
listische Gesellschaften errichteten, ist seit 70 Jahren umstritten, ganz besonders in 
den letzten Jahren. 

Lenin ging bei seiner Argumentation von einer nicht weiter ausgeführten Vorausset- 
zung aus. Er kämpfte in Rußland und Rußland war nicht Deutschland, und schon gar 
nicht Großbritannien. Das soll heißen, daß Rußland ein Land war, in dem die Tech- 
nologie, verglichen mit Westeuropa und Nordamerika, »rückständig« war. Darüber 
hinaus war Rußland ein Land, das nur für einen sehr kurzen Zeitraum überhaupt ein 
parlamentarisches System hatte, ganz zu schweigen von der Erwartung, es werde in 
absehbarer Zeit das allgemeine Wahlrecht einführen. In jedem Fall gab es nur sehr 
wenige Industriearbeiter, selbst wenn es das allgemeine Wahlrecht gegeben hätte. Die 
große Mehrheit der Bevölkerung bestand aus Landarbeitern und Bauern. Daher er- 
schien das revisionistische Drehbuch als völlig irrelevant für die russische Situation 
undman muß zugeben, daß Lenin in seiner Einschätzung im Wesentlichen recht hatte. 
Als einzig gangbare Alternative erschien ihm daher sein eigenes Programm. Ob dies 
korrekt war oder nicht, ist im Rückblick schwer einzuschätzen, da sich die sozialisti- 
sche Bewegung überall in die eine oder andere Richtung bewegte, entweder zum 
Revisionismus oder zum Leninismus (häufig, aber nicht immer, zum Marxismus- 
Leninismus). 


Antwort zwei 


Es ist hinreichend bekannt, daß die russische Revolution von 1917 insoweit eine 
Überraschung bildete, als praktisch jedermann in der sozialistischen Weltbewegung 
den »ersten« sozialistischen Staat in Deutschland erwartete. Diese Erwartung wurde 
auch von den Bolschewiki geteilt, selbst von Lenin. Warum niemand, sagen wir gegen 
1900, daran glaubte, daß Großbritannien, Marx’ eigener Kandidat, der erste soziali- 
stische Staat sein würde, ist eine Frage, der nachzugehen sich lohnen würde, aber an 
dieser Stelle kann ich das nichttun. Es zeigt jedoch, daß in der Argumentation sowohl 
der Revisionisten als auch der Leninisten andere Voraussetzungen versteckt waren. 
Wie wir wissen, fiel es Lenin im Oktober 1917 sehr schwer, seine Kollegen zu dem 
Versuch der Machtergreifung zu überreden. Und in jedem Falle schien das Gefühl 
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verbreitet, die Abweichung einer der deutschen vorangehenden russischen Revolu- 
tion werde alsbald korrigiert. In der Praxis argumentierten natürlich viele, der neue 
Sowjetstaat werde nicht überleben Können, wenn nicht schnell etwas in Deutschland 
geschähe. Wir wissen, daß diese Erwartung niemals Realität wurde, und nach etwa 
fünf Jahren wurde sie schließlich aufgegeben. 

Trotzdem: warum wurde diese Erwartung nicht erfüllt? E.H. Carr (1947, S. 105) be- 
schreibt es bei seinem Versuch, die russische Revolution in eine historische Perspek- 
tive zu stellen, so: 


»Die gleiche Ambivalenz, die die russische Geschichte des 19. Jahrhunderts durchzieht, beherrschte auch 
die bolschewistische Revolution. Einerseits war sie eine Kulmination des Verwestlichungsprozesses, an- 
dererseits eine Revolte gegen die europäische Durchdringung.« 


1914 war Rußland ein europäisches Land, eine große Militärmacht und ein Land mit 
einem bedeutenden industriellen Sektor. Aber als Industrieland war es offensichtlich 
der schwächste der europäischen Staaten. 1914 war Rußland gleichzeitig ein nicht- 
europäisches (oder nicht westliches) Land, aber in erster Linie war es ein Agrarland. 
Als Agrarland wiederum war es offensichtlich der stärkste der nicht-westlichen Staa- 
ten. Daher war Rußland in unserer heutigen Sprache entweder die schwächste Macht 
im Kern oder stärkste der Peripherie. Natürlich war es beides - praktisch ein Beispiel 
für das, was wir heute ein semiperipheres Land nennen. 

Ich möchte behaupten, daß eine leninistische Strategie nur in einem semiperipheren 
Land Erfolg haben konnte. Daher ist es in der Rückschau keineswegs überraschend, 
daß die erste sozialistische »Revolution« in Rußland stattfand. Es war wahrscheinlich 
der einzige Ort, wo sie in jener Epoche möglich war. Dies war aus drei Hauptgründen 
offensichtlich. Der erste lautet, daß ein solcher Aufstand nicht in den Kernzonen der 
kapitalistischen Weltökonomie möglich war, weil die Arbeiterklasse zu viele Optio- 
nen hatte, die ihr kurzfristig attraktiver erschienen als die enormen Risiken eines 
Aufstands. Dies ist in den Jahren seit 1917 zweifellos klar geworden. Damals mag es 
nicht so offensichtlich erschienen sein. 

Zweitens haben wir verstehen gelernt, daß die Mobilisierung der Massenunterstüt- 
zung für eine Aufstandsbewegung ausschließlich auf der Grundlage der Beschwö- 
rung des Klassenbewußtseins nicht wahrscheinlich ist. Es muß dem Appell an das 
Klassenbewußtsein noch eine starke Dosis nationalistischer Gefühle hinzugefügt 
werden, die wir in der Folge als Anti-Imperialismus bezeichnet haben. Aber in der 
Kernzone hatten die meisten Länder das Bedürfnis nach nationalistischen Erfolgen 
hinter sich gelassen. Nur in Deutschland und Italien hätte dies ein größerer Faktor sein 
können, und natürlich waren dies in der Konsequenz die beiden Hauptorte faschisti- 
scher Bewegungen zwischen den Kriegen. 

Drittens schließlich erfordert ein erfolgreicher Aufstand einen umfänglichen Sektor 
städtischer Infrastruktur, eine Arbeiterklasse und eine Intelligenzija von gewissem 
Umfang und Bewußtsein. Die meisten peripheren Zonen hatten dies 1917 noch nicht, 
aber Rußland schon. Daher erwies sich der Marxismus-Leninismus als die wirksame 
Ideologie für ein Vorgehen gegen das System in der Semipherie im Anfang des 
zwanzigsten Jahrhunderts, wie seine spätere Geschichte belegt hat. 


130 Immanuel Wallerstein 


Antwort drei 


Warum Stalinismus? Wiederum erscheint dies in der Rückschau offensichtlich. Die 
Revolution war das Werk der Kaderpartei, definitionsgemäß einer kleinen Gruppe. 
Sie ging von der Perspektive aus, daß ihre Aufgabe politisch sehr schwierig sei, dasie 
die unnachgiebige Opposition der lokalen und der globalen Bourgeoisie zu überwin- 
den hatte. Und tatsächlich bestätigte sich dies durch die Erfahrung der Sowjetunion, 
nicht nur in den ersten paar Jahren nach 1917, sondern auch in der Folge. 
Zusätzlich zum Bürgerkrieg und zur ausländischen Intervention warRußlandein vom 
Krieg verwüstetes Land, dessen ökonomische Stärke von vornherein nicht allzu groß 
gewesen war. Den Staat auch nur zusammenzuhalten, war eine monumentale Aufga- 
be, insbesondere da Rußland ein Imperium war und kein Nationalstaat. Der rapide 
Trend zum Einparteienstaat, zu einer merkantilistischen Politik des »Sozialismus in 
einem Land« und zur Umwandlung der Dritten Internationale zu einem weltweiten 
Unterstützungssystem für den belagerten »ersten sozialistischen Staat« sind sicher- 
lich keine überraschenden Ergebnisse dieser Situation. 

Das große Fragezeichen, wenn man sich die sowjetische Geschichte von heute aus vor 
Augen führt, steht hinter der Frage, ob den Bolschewiken nicht eine andere Haltung 
gegenüber der Bauernschaft mehr genützt hätte. Offensichtlich war die Zwangskol- 
lektivierung eine kritische Entscheidung und ein Wendepunkt, der eine Situation 
schuf, die sich noch heute auswirkt. Aber war sie unvermeidlich oder auch nur klug? 
Die marxistische Kultur hatte sicherlich die Sozialisten überall schlecht darauf vor- 
bereitet, gegenüber der Bauernschaft eine politisch intelligente Haltung zu entwik- 
keln. Die Bauern galten, in den berühmten und berüchtigten Worten von Marx, als 
»ein Sack voll Kartoffeln«. Lenin, sollte man annehmen, hätte klüger sein können. Er 
hatte schließlich eine hervorragende Analyse der Entwicklung der agrarisch-ländl- 
chen Gesellschaftsbeziehungen im späten zaristischen Rußland geschrieben. Er hatte 
zumindest, anders als Marx, die Bauernschaft studiert. Aber er war zu sehr in der ma- 
nipulativen Politik eines Berufsrevolutionärs befangen, um seine einigermaßen aka- 
demischen Untersuchungen in Lektionen für politische Taktik zu übersetzen. Glaubte 
Lenin überhaupt an die NEP? 

Tatsache ist, daß Rußland ein semiperipheres Land war; und seine Führung (und hier 
bestehteine Kontinuität von Witte bis Stalin) definierte die weltökonomische Priorität 
als die schnelle Industrialisierung des Landes. Lenins Slogan »Kommunismus ist So- 
zialismus plus Elektrifizierung« hing noch bis vor wenigen Jahren auf großen Trans- 
parenten in Moskau. Die gesamte Führung glaubte an die »sozialistische Kapital- 
akkumulation« und rühmte sich bis in die achtziger Jahre ihrer großen Erfolge beim 
Anstreben dieses Ziels. Wenn Stahlwerke das ein und alles sozialistischer Planung 
sind, dann kann nicht allzuviel Sympathie existieren für die Leiden einer Bauern- 
schaft, die enteignet und proletarisiert wird. Ein gelegentlicher taktischer Rückzug ja; 
eine grundlegende Berücksichtigung, niemals! 

Heute ist es einfach, Bucharinist zu sein. Es ist weniger klar, ob Bucharins moderate 
Politik politisch durchführbar war. In jedem Fall setzte sie sich nicht durch. Ich glau- 
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be, der entscheidende Grund dafür liegt darin, daß die Mehrheit der politisch aktiven 
Elemente in den zwanziger Jahren nicht überzeugt war, daß das Überleben des So- 
wjetstaates mit seiner Politik möglich war. Aber natürlich schuf die Zwangskollekti- 
vierung Bedingungen, die direkt (wenn auch vielleicht nicht unvermeidlich) zum 
Terror und den Säuberungen führten. 

Der Stalinismus wurde darüber hinaus durch die Weltpolitik gestärkt. Im Zeitraum 
von 1933 bis 1941 war offensichtlich, daß sowohl Deutschland wie auch das westliche 
Trio (die Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich) nach einem neuen Weg 
suchten, wie der Sowjetstaat zerstört werden konnte. Stalins Argument, seine Politik 
sei defensiv gegenüber einem äußeren und mächtigen Feind, sie sei die einzige Mög- 
lichkeit, den Sowjetstaat zu verteidigen, mag nichtrichtig gewesen sein, aber es über- 
zeugte viele und gab dem Stalinismus in einem wichtigen Sinne einige Legitimität in 
der Öffentlichkeit. Der Zeitraum des Großen Vaterländischen Krieges verstärkte die- 
se Legitimation natürlich enorm. 

Darüber hinaus gab es eine weitere externe Unterstützung, die wir nicht vergessen 
sollten. Wir nehmen alle zu selbstverständlich an, es habe in der US-Politik eine Wen- 
de gegeben, von der Rooseveltschen Anpassungspolitik zu der Feindschaft Trumans 
und seiner Nachfolger im Kalten Krieg. Ich stimme dem nicht zu. Mir scheint, die US- 
Politik zeigte hinter allen rhetorischen Veränderungen eine Kontinuität. Die USA 
wollten eine stalinistische Sowjetunion miteinem Klein-Imperium, vorausgesetzt sie 
hieltsich im wesentlichen innerhalb der Grenzen von 1945-48. Der Stalinismus diente 
den USA als ideologische Rechtfertigung und Zement für ihre Hegemonie im Welt- 
systern. Stalinismus war ein schwächender, kein verstärkender Faktor für die welt- 
weiten antisemitischen Kräfte. Stalinismus garantierte die Ordnung in einem Drittel 
der Welt, und die Sowjetunion konnte in diesem Sinne als eine »subimperialistische« 
Macht für die USA betrachtet werden. Vom Standpunkt der USA ist in der Sowjet- 
union seit dem Tode Stalins alles schlechter geworden. Man bedenke die gegenwär- 
tige Unruhe, die das Phänomen Gorbatschow in den USA hervorruft. 


Antwort vier 


Warum schuf die Sowjetunion nach 1945 ein »Imperium«? Untersuchen wir genau, 
was sie wirklich tat. Es steht außer Frage, daß die Sowjetunion und die Rote Armee 
kommunistische Parteien in sechs Staaten an die Macht brachten, wo sie es auf andere 
Weise nicht geschafft hätten, weder durch Wahlen, noch durch Aufstand. Bei den 
sechs Ländern handelt es sich bekanntermaßen um Polen, Bulgarien, Rumänien, Un- 
garn, die Tschechoslowakei und die DDR. 

Ich denke, die Erklärungen für dieses Vorgehen sind simpel, sogar banal. Zunächst 
fürchtete die Sowjetunion ein mögliches militärisches Vorgehen der USA und ein 
Wiederauferstehen Deutschlands, und sie wollte ihre militärische Position verstär- 
ken. Tatsächlich war dies zwar eine Fehlinterpretation der US-Strategie, aber sie wur- 
de dennoch geglaubt. Zweitens wollte (und brauchte) die Sowjetunion wirtschaftliche 
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Reparationsleistungen und hatte das Gefühl, der einzige Weg, sie sich zu verschaffen 
hieße, sie sich zu nehmen. Und drittens fürchtete die Sowjetunion tatsächlich die po- 
tentielle Stärke (und daher Unabhängigkeit) einheimischer kommunistischer Bewe- 
gungen und wollte sicherstellen, daß die osteuropäischen Parteien Satellitenparteien 
sein würden. 

Natürlich mußte diese Art, kommunistische Parteien an die Macht zu bringen, jede 
Legitimation zerstören, die sie 1945 gehabt haben mochten. Die einzige mögliche 
(und zeitweilige) Ausnahme war die Tschechoslowakei, wo die Kommunistische Par- 
tei über eine echte lokale Stärke verfügte. Die Säuberungen von 1948-49 waren tat- 
sächlich antinationalistisch, nicht anti-bourgeois-nationalistisch, sondern anti-kom- 
munistisch-nationalistisch. Mit den Säuberungen war das Feigenblatt gefallen, undes 
war nur noch eine Frage der Zeit, daß nationalistische (und daher antisowjetische) 
Gefühle in politisch wirksamer Form wiederaufleben würden. 

Im Gegensatz dazu hatten die Sowjetunion und die Rote Armee nichts zu tun mit der 
kommunistischen Machtübernahme der kommunistischen Guerilla-Bewegungen in 
Jugoslawien, Albanien und China. Und es ist daher kein Zufall, daß alle drei kom- 
munistischen Regierungen in der Nachkriegszeit ziemlich spektakulär und offen mit 
der Sowjetunion brachen. Keine der drei war jemals ein Satellit oder Teil des sowje- 
tischen »Imperiums«. Für kurze Zeit waren sie Verbündete, aber nicht mehr. Stalin 
verstand das von Anfang an. Deshalb riet er der chinesischen KP, sich mit der Kuo- 
mintang zu einigen, ein Ratschlag der ignoriert wurde. Deshalb verhinderte er die An- 
fänge einer jugoslawisch-bulgarischen Föderation, auf die Dimitroff hinarbeitete. 
Und deshalb natürlich zogen sich sowjetische Truppen 1946 aus dem nördlichen Iran 
zurück, und deshalb ließ die Sowjetunion 1947 den kommunistischen Aufstand in 
Griechenland fallen. Stalin war nicht nur kein Freund, sondern ein offener Gegner 
einheimischer, national legitimierter kommunistischer Machtübernahmen. 
Sicherlich hat sich das »Imperium« ebenso als Bürde wie als Segen erwiesen, aber es 
ist keine Last, derer sich die Sowjetunion so einfach entledigen könnte. Nach 1968 
und der Invasion in der Tschechoslowakei haben wir uns angewöhnt, von einer 
Breschnew-Doktrin zu sprechen, was die Unveränderlichkeit des Satelliten-Status 
bezeichnet. Sollten wir nicht besser von der Breschnew-Johnson-Doktrin sprechen? 
Gab nicht Johnson Breschnew die erforderlichen Absicherungen? Und wenn ja, war- 
um? Die Antworterscheint mir klar. Die USA wollten, daß die Sowjetunion auch wei- 
terhin die Bürde des Imperiums trug (mit allen Lasten und Vorteilen), und sie wollten 
sicherlich weder das Risiko der Unordnung eingehen noch die ökonomischen Kosten 
bei einer erfolgreichen Emanzipation der Satelliten tragen. Johnson zögerte das Un- 
vermeidliche um zwanzig Jahre hinaus. George Bush windet sich heute unter den 
Schwierigkeiten, die ihm die endlich in Gang gekommene Entwicklung bereitet. 


Antwort fünf 


Warum Entstalinisierung? Heute erscheint das als eine seltsame Frage. Wer mag 
schon Stalinismus? Offensichtlich würde ihn doch jeder abschaffen wollen. Wir müs- 
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sen uns aber daran erinnern, daß es noch Mitte der achtziger Jahre viele Analytiker 
innerhalb und außerhalb der sozialistischen Länder gab, die dies für einen unmögli- 
chen Gedanken hielten. Manche Leute trugen sogar vor, Chruschtschows Rede und 
der Bruch zwischen der Sowjetunion und China seien bloße Tricks oder Illusion. 
1953, in den Wochen nach Stalins Tod, begann Isaac Deutscher (1953) ein Buch zu 
schreiben, das »einen Bruch mit der Stalin-Ära« voraussagte. Wie er im Vorwort 
schreibt: »Meine Freunde, unter ihnen hervorragende Fachleute für sowjetische An- 
gelegenheiten, wiegten skeptisch die Köpfe.« Der Kern von Deutschers Prognose lag 
in einem Satz: »Der ökonomische Fortschritt, der während der Stalin-Ära erreicht 
wurde, hat endlich ein Maß an Wohlstand in die Reichweite des Volkes erbracht, der 
eine ordnungsgemäße Überwindung des Stalinismus und eine schrittweise demokra- 
tische Entwicklung möglich machen sollte« (1953, S. 221). 

Deutscher gebührt heute viel Anerkennung für die grundlegende Vision, aber er hatte 
danndochnurteilweise recht. Was Deutscher vorausgesagt hatte, wurde als Chruscht- 
schowismus Praxis, undder Chruschtschowismus war ein Mißerfolg. Chruschtschow 
scheiterte nicht an seinem aufbrausenden Temperament, sondern weil er noch immer 
dem Entwicklungsdenken verhaftet war, das der sowjetischen Wirtschaftspolitik im- 
mer zugrunde gelegen hatte. Im Jahr 2000 werden wir euch beerdigen, sagte er den 
Amerikanern. Heute erscheint das wie eine Farce. Damals war es das jedoch nicht, 
und wir sollten analysieren, warum. Die Bemerkung erfolgte während des Zeitraums 
unglaublicher Expansion der kapitalistischen Weltwirtschaft, etwa von 1945 bis 
1967. Damals »entwickelten« sich alle, aber einigen gelanges besser als anderen. Die 
Wachstumsraten in den Comecon-Ländern waren bemerkenswert hoch, und hochge- 
rechnet hätte die Sowjetunion die USA wenn nicht im Jahre 2000, dann doch ein oder 
zwei Jahrzehnte später »einholen« können. 

Diese Wachstumsraten waren darüber hinaus nicht nur hoch im Vergleich zu den in- 
dustriellen Kernländern, sondern sahen ganz besonders gut aus, wenn sie mit Ländern 
der Dritten Welt verglichen werden. Natürlich hatte auch Japan bemerkenswerte 
Wachstumsraten, aber in den fünfziger Jahren nahm das niemand zur Kenntnis. Das 
sowjetische Entwicklungsdenken war daher nicht nur eine Quelle des Stolzes für die 
kommunistischen Parteien an der Macht, sondern auchein Leitstern für die nationalen 
Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt. In den fünfziger Jahren war der Glaube 
an die Sowjetunion als ein Modell ökonomischer Entwicklung zwar nicht allgemein, 
aber doch weit verbreitet. Und die Erklärung für diesen Erfolg - insbesondere, aber 
nicht ausschließlich in der Dritten Welt — lag in der Leistungsfähigkeit des Leninis- 
mus. Ich sage eher Leninismus als Marxismus-Leninismus, weil viele Bewegungen 
in der Dritten Welt es teilweise aus Nützlichkeitsgründen, teilweise aus kulturellem 
Widerstand vorzogen, den Leninismus (insbesondere die Parteistrukturen und die 
staatliche Planung) zu übernehmen, ohne den Marxismus (insbesondere den Begriff 
eines internen Klassenkampfes und den Eurozentrismus) mit zu importieren. 
Chruschtschow war kein Neuerer im Hinblick auf sein Entwicklungskonzept, tat- 
sächlich setzte er das Erbe Stalins und Lenins fort. Seine Neuerung lag darin. daß er 
die Interessen der Kader des Sowjetsystems zu vertreten suchte, die zweierlei wollten: 
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eine Garantie gegen den Terror und mehr Konsum. Seine Naivität lag letztlich in sei- 
ner Überzeugung, er könne den Prozeß der Liberalisierung ohne eine Reform der 
grundlegenden politischen Strukturen unter Kontrolle halten. Chruschtschowismus 
stand für eine grundlegende Unterschätzung der soziologischen Transformation der 
Sowjetunion, ebenso wie ein falsches Verständnis für das Funktionieren des moder- 
nen Weltsystems. Chruschtschowismus verkörperte auf gewisse Weise den Glauben 
an die sowjetische Rhetorik, eine Sünde, deren sich Stalin niemals schuldig gemacht 
hatte. 

Die höheren Kader, die das wollten, was Chruschtschow zu bieten hatte, waren ent- 
setzt, sobald sie erkannten, daß sie möglicherweise einen Geist aus derFlasche ließen. 
Breschnewismus war der Versuch, den Geist zurückzustopfen. Wie wir wissen, war 
der Versuch vergeblich. Die beiden Elemente, die Chruschtschow nicht berücksich- 
tigte, waren das Ausmaß der Verstädterung und der Veränderung der Arbeitskräfte in 
der Sowjetunion, sowie die zyklischen Rhythmen der kapitalistischen Weltwirtschaft. 
Alserin der Sowjetunion (und damit auch in den Comecon-Ländern) die Möglichkeit 
einer gewissen politischen Liberalisierung und eines gewissen Konsums eröffnete, 
unterschätzte Chruschtschow in verheerendem Maße die Nachfrage. Es ist seit lan- 
gem eine Banalität der soziologischen Analyse, daß es für einen Staat einfacher ist, 
völligrepressiv zu sein, als einen kleinen, aber nicht ausreichenden Spielraum für po- 
litischen und kulturellen Pluralismus zu bieten. Ein kleiner Spielraum facht den Ap- 
petit an, ohne ihn zu befriedigen, und ermutigt dazu, mehr zu fordern. Wieviel Spiel- 
raum gebraucht wird, bevor wieder politische Ruhe eintritt, ist schwer einzuschätzen, 
aber augenscheinlich bot Chruschtschow zu wenig. Die Breschnew-Lösung war of- 
fensichtlich ein Schritt in die entgegengesetzte Richtung, ohne jedoch einen direkt 
lebensbedrohenden Terror einzuführen, der die höheren Kader wieder in Angst ver- 
setzt hätte. Eine solche Gegenpolitik kann eine Weile Erfolg haben und hatte unter 
Breschnew auch Erfolg, sowohl in der Sowjetunion wie in Osteuropa. 

Aber Chruschtschow beging einen noch größeren Fehler. Er erkannte nicht, wie die 
kapitalistische Weltwirtschaft wirklich funktioniert. Die eindrucksvollen Wachs- 
tumsraten gründeten sich in erster Linie auf eine nicht dauerhaft leistungsfähige 
Grundlage extensiven Wachstums mit hoher Arbeitsintensität. Für eine Weile, und 
solange die Weltwirtschaft expandierte, konnte dies zu einem Wachstum des Brutto- 
sozialprodukts führen, selbst des Bruttosozialprodukts pro Kopf. Aber die Ineffizienz 
der Arbeitsprozesse brachte es mit sich, daß die Zuwachsraten einen Gipfel erreich- 
ten, und daß hinter diesem Punkt der Zuwachs im Lebensstandard immer hinter dem 
Zuwachs in den industriellen Kernländern im gleichen Zeitraum hinterherhinkte, 
wenn auch nicht hinter dem in den meisten peripheren Zonen. Früher oder später 
konnten die sozialistischen Wirtschaften nicht mehr den Erwartungen auf Besserung 
bei einer immer größeren Schicht von Menschen genügen, die ausreichend gut in- 
formiert waren, um die Diskrepanzen zu erkennen. Natürlich war dies ın den lei- 
stungsstärkeren Wirtschaften wie der DDR und der Tschechoslowakei nicht so ernst, 
aber selbst hier war es nur eine Frage der Zeit, bis der Überschuß die politisch-reale 
Nachfrage nicht mehr befriedigen konnte. 
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Als der Abwärtsschwung in der Weltwirtschaft eintrat, unterschieden sich die Wirt- 
schaftsprozesse in den sozialistischen Ländern nicht so sehr von denen der Dritten 
Welt. In den siebziger Jahren zogen einige Länder aus dem Ölpreis Nutzen, und die 
Sowjetunion gehörte dazu. Westliche Finanzinstitutionen drückten all diesen Län- 
dern Kredite auf, um die effektive Weltnachfrage aufrechtzuerhalten, und nicht we- 
nige sozialistische Länder wurden zu den größten Pro-Kopf-Schuldnern, um in den 
achtziger Jahren unter einer radikalen Unfähigkeit im Schuldendienst zu leiden, ganz 
zu schweigen von einer Rückzahlung (oder wenn sie zurück zahlten, so taten sie dies 
unter den unglaublichen sozialen und menschlichen Kosten wie sie etwa Rumänien 
sich aufgeladen hat). Und sozialistische Länder fanden sich nicht weniger als Dritt- 
welt-Länder in großen Schwierigkeiten, ihre Produkte auf dem Weltmarkt zu verkau- 
fen, im gegenwärtigen Jargon: »konkurrenzfähig« zu sein. Daher litten die sozialisti- 
schen Länder nicht weniger als die Länder der Dritten Welt unter Inflationsdruck und 
einem sinkenden Lebensstandard. Wie die meisten der Drittwelt-Länder begannen 
die sozialistischen Länder, Zuflucht in einer Liberalisierung ihrer Märkte zu suchen 
(oder wurden gedrängt, dort Zuflucht zu suchen). Und wie den meisten Drittwelt- 
Ländern hat die zunehmende Öffnung der Märkte auch den sozialistischen Ländern 
bestenfalls eine leichte Linderung ihrer ökonomischen Schwierigkeiten verschafft. 


Antwort sechs 


Wir können Perestroika und Glasnost als konjunkturelle Reaktionen auf ein allgemei- 
nes Dilemma betrachten, und tatsächlich habe ich es soeben auf diese Weise beschrie- 
ben. Aber sie sind mehr als dies. In der Verkleidung einer Rückkehr zum Leninismus 
sind sie ein Versuch der Eliten, sich im Gefolge des weltweiten Zusammenbruchs des 
(Marxismus-)Leninismus als einer Ideologie und Strategie neu zu gruppieren. In 
diesem Prozeß beginnt sich die Sowjetunion endlich zu dekolonisieren (nicht nur 
innerhalb des sozialistischen Lager, sondern auch in ihren eigenen Grenzen). 

Jeder spricht von Gorbatschows Schwierigkeiten: dem Dilemma einer Perestroika, 
die noch nicht funktioniert; dem Dilemma einer Glasnost, die noch nicht weit genug 
gegangen ist, um die meisten zu befriedigen, aber weit genug, um beträchtliche innere 
Probleme auszulösen; und schließlich dem Dilemma einer Dekolonialisierung, die ä 
la de Gaulle oktroyiert wird, ohne das günstige ökonomische Weltklima, aus dem de 
Gaulle Nutzen zog. All dies ıst wahr, aber in meiner Sicht von sekundärer Bedeutung. 
Gorbatschows hauptsächliches Dilemma liegt darin, daß er über keine alternative 
Ideologie und Strategie verfügt, um den ausgedienten Marxismus-Leninismus zu er- 
setzen. Er ist sicherlich ein hervorragender Taktiker. Er liquidiert den kalten Krieg 
tatsächlich ganz allein, und tut damit mehr, um der Entwicklung der Welt und der So- 
wjetunion eine positive Richtung zu garantieren, als jeder andere Führer der Gegen- 
wart. Aber was ist letzten Endes mit dem sozialistischen Projekt passiert? 

Ich selbst glaube, daß wir die sozialistischen Erfahrungen unter der Herrschaft des 
Marxismus-Leninismus neu einschätzen müssen, sie in erster Linie als ein historisch 
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verständliches, aber vorübergehendes Phänomen in der historischen Entwicklung des 
modernen Weltsystems begreifen müssen. Nicht daß'sie gescheitert wären. Der Be- 
griff »Scheitern« geht davon aus, es habe plausible historische Alternativen gegeben. 
Ich glaube, es gab keine solchen plausiblen Alternativen zur Sozialdemokratie, die 
sich in der westlichen Welt entwickelte, zum Marxismus-Leninismus, der sich zu- 
mindest in der Sowjetunion und China festsetzte, und zu den nationalen Befreiungs- 
bewegungen, die in der Dritten Welt an die Macht kamen. Dieser ganze Prozeß gilt 
für etwa ein Jahrhundert: von den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts, als diese Be- 
wegungen real geboren wurden, bis 1968, das ich als den symbolischen Wendepunkt 
in der Geschichte dieser Bewegungen begreife (vgl. Wallerstein 1989). 
Die drei Arten von Bewegungen repräsentierten tatsächlich lediglich drei Varianten 
einer einzigen Strategie: die Erringung der Macht im Staate durch eine Partei, die von 
sich behauptete, den öffentlichen Willen des Volkes zu verkörpern, und die die Staats- 
machteinsetzte, um das Land zu »entwickeln«. Diese Strategie hat sich als unbrauch- 
barerwiesen, aber 1870 war dies noch nicht zuerkennen, nochnichteinmal 1945. Den 
Bewegungen sollte nicht zum Vorwurf gemacht werden, daß sie Produkte ihrer Zeiten 
waren. Aber heute leben wir ineinem anderen Klima. Ren& Dumont hat 1983 gesagt: 
Fini les lendemains qui chantent. Ich selbst glaube jedoch nicht, daß der Utopismus 
an seinem Ende angelangt ist. Ganz im Gegenteil. Vielleicht können wir erst heute 
utopische Utopien erfinden.' 
Der Aufbau des Sozialismus in dieser Welt, wenn er denn stattfinden sollte, steht im- 
mer noch vor uns — als Option, aber kaum als Gewißheit. Die sogenannten real exi- 
stierenden sozialistischen Erfahrungen können uns viel durch ihr negatives Beispiel 
lehren, und ein bißchen durch ihr positives Beispiel. Es ist gut sich zu erinnern, daß 
letzten Endes der Marxismus-Leninismus in der Realität eher als Ideologie nationa- 
ler Entwicklung denn als Ideologie des sozialistischen Aufbaus funktionierte. Natio- 
nale Entwicklung ist allerdings ihrem Wesen nach ein illusorisches Konzept innerhalb 
des Rahmens einer kapitalistischen Welt-Ökonomie?. Sie wird von den meisten Län- 
dern niemals erreicht werden, nichteinmal teilweise. Der Marxismus-Leninismus hat 
als Ideologie heute ausgedient, weil alle Entwicklungsideologien ausgedient haben. 
Der Marxismus jedoch begann nicht als eine Ideologie nationaler Entwicklung und 
er ist nicht dazu verurteilt, nur in dieser begrenzten Art verstanden zu werden. Man 
kann Marx auch auf andere Art lesen. Und in den nächsten Jahrzehnten kann es, ja 
wird es wahrscheinlich noch viel Theorie und Praxis geben, die uns erlauben, zu ei- 
nem neuen ideologischen Konsens zu gelangen, zu einer neuen wissenschaftlichen 
Epistemologie, einer neuen Historiographie, die Marx’ fundamentale Einsichten und 
Werte beinhalten und auf marxistische Weise über sie hinausgehen zu einer neuen 
Aufhebung, die den Aufbau einer demokratischeren, egalitären Welt erlauben könnte. 
Übersetzung: Meino Büning 
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Anmerkungen 


l Ich habe schon früher das Verhältnis zwischen Marxismen und Utopien diskutiert. In diesem Artikel 
schrieb ich: Utopien sind immer ideologisch. Hier hatten Engels (und Marx) recht, vorausgesetzt, man 
erinnert sich, daß sie darin Unrecht hatten, daß sie implizit an die Utopie glaubten, es könne jemals 
ein Ende der Geschichte geben, an eine Welt, in der es Ideologien nicht mehr geben wird. Wenn wir 
einen Fortschritt erzielen sollen, dann, so scheint mir, müssen wir nicht nur den Widerspruch als 
Schlüssel zur Erklärung sozialer Wirklichkeit akzeptieren, sondern auch seine fortdauernde Unaus- 
weichlichkeit, eine Annahme, die orthodoxen Marxisten fremd ist. Der Widerspruch ist die Bedin- 
gung menschlichen Lebens. Unser Utopia muß nicht in der Ausschaltung aller Widersprüche gesucht 
werden, sondern in der Beseitigung der vulgären, unnötigen Konsequenzen materieller Ungleichheit. 
Dies letztere erscheint mir intrinsisch ein durchaus erreichbares Ziel. (1986, S. 1307) 

2 Ich erörtere dies mehr im Detail in: Wallerstein (1988) 
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Adam Przeworski 

»Warum hungern Kinder, obwohl wir alle ernähren 
könnten?« 

Irrationalität des Kapitalismus — Unmöglichkeit des 
Sozialismus’ 


Zusammenfassung: Das Scheitern des sozialistischen Projektes in den osteuropäi- 
schen Länder wird von vielen Beobachtern zum Anlaß genommen, die von der soziali- 
stisch-marxistischen Theorie inspirierte Kritik an der Irrationalität des Kapitalismus 
als verfehlt zurückweisen. Indem gezeigt wird, daß ein solcher Schluß unzulässig ist, 
wird zugleich das Problem der politischen Unmöglichkeit einer sozialistischen Orga- 
nisationsweise der Ökonomie aufgeworfen. Die These lautet, daß der Kapitalismus - 
als Real- wie als Idealtypus — einen höheren Grad an Reformierbarkeit aufweist als 
die beiden entsprechenden Typen vom Sozialismus. 


Einleitung 


»Wir könnten doch alle satt machen«, bemerkte meine Tochter zuversichtlich beim 
Abendessen. Tatsächlich? Was sie gemeint haben muß, ist, daß »wir«, die Mensch- 
heit, das technische und organisatorische Potential besitzen, um in nächster Zukunft 
genug für die Grundbedürfnisse aller Menschen zu produzieren. Doch wir tun das 
nicht. Stattdessen bezahlen wir Landwirte, damit sie nichts anpflanzen, Winzer, da- 
mit sie ihre Ernte in giftige Flüssigkeiten verwandeln und Schäfer, damit sie keine 
Lämmer züchten. Wir nehmen den Farmern ihre Produkte ab und bauen uns daraus 
Butterberge, groß wie Skipisten. Und all das, während Millionen hungern.! Die Ab- 
surdität ist offensichtlich. Doch wir haben gelernt, mit ihr zu leben. Tatsächlich ver- 
geben wir Preise an Leute, die diese Welt, berücksichtigt man »Sachzwänge«, für die 
wir nichts können, als »rational« bezeichnen. Unter solchen Bedingungen stimmt: 
‚Wenn wir es nicht besser machen können, ist es rational, es so gut wie eben möglich 
zu machen. Aber sind jene Sachzwänge nicht von uns selbst geschaffen? 

Diese Frage taucht schon während der industriellen Revolution auf (Elster 1975). 
Aber meine Generation ist die letzte, die aus guten Gründen noch Vertrauen und Be- 
geisterung spüren konnte für jenes Produkt, das zwischen 1848 und 1891 in Europa 
geronnen war: Für den Sozialismus als der Vision einer »rationalen Verwaltung der 
Sachen zur Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse«. Heute, da die Länder, die 
den »real existierenden Sozialismus« durchgemacht haben, von marktorientierten 


Diese Version der Arbeit profitierte von Kommentaren von Pranab Bardhan, Heiner Ganßmann, 
Jeong-Hwa Lee, Molly Przeworski, John Roemer und Erik Wright, wie auch von Diskussionen mit 
Robert Brenner und Jon Elster. 
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Reformen überzogen werden, ist diese Hoffnung nicht mehr glaubwürdig.” Daher die 
Frage: Entwertet das Scheitern des Sozialismus die sozialistische Kritik an der Irra- 
tionalität des Kapitalismus? Um diese Frage zu untersuchen, gehe ich folgenderma- 
Ben vor. Ich definiere zunächst einige Begriffe und kläre die logische Struktur des 
Problems. Daraufhin diskutiere ich verschiedene Kritiken an Kapitalismus und So- 
zialismus. Diese Kritiken betreffen (1) Pläne, (2) die Umsetzbarkeit der Pläne, (3) 
Realitäten und (4) die Reformbarkeit der Realitäten. Mit der Schlußfolgerung kehre 
ich zur zentralen Frage zurück. 


1. Methodologische Vorbemerkungen 


Unter »Kapitalismus« vertehe ich ein ökonomisches System, in dem (1) die optimale 
Arbeitsteilung soweit fortgeschritten ist, daß die meisten Leute für die Bedürfnisse 
anderer produzieren, (2) die Produktionsmittel und die Arbeitskraft Privateigentum 
sind und in dem es (3) Märkte für beides gibt. Unter »Sozialismus« verstehe ich ein 
System, indem (1) die Arbeitsteilung gleichermaßen fortgeschritten ist, (2) die Pro- 
duktionsmittel öffentliches Eigentum sind und in dem (3), vielleicht mit Ausnahme 
von Dienstleistungen, die meisten produktiven Ressourcen qua zentralisiertem Kom- 
mando ihrer Verwendung zugeführt werden. Andere Formen, ökonomische Systeme 
zu organisieren, darunter der »Marktsozialismus«, werde ich an einem bestimmten 
Punkt in die Debatte einführen, aber falls nicht anders erwähnt, gebrauche ich den 
Term »Sozialismus« i.S. von zentralisiertem Kommando über die Allokation der Res- 
sourcen. 

Bevor wir uns ins Thema begeben, brauchen wir einigen Kriterien für gültige Schluß- 
folgerungen. Die Verfechter des Kapitalismus wie die Verteidiger des Sozialismus 
benennen oft Defizite des einen Systems als Argumente zugunsten des anderen. Elend 
und Unterdrückung, wie sie im Kapitalismus weit verbreitet sind, dienen dazu, die 
Sache des Sozialismus zu stützen; die Schrecken zentraler Planung untermauern die 
Argumente fürden Kapitalismus. Aber solche Schlüsse sind nur unter bestimmten Be- 
dingungen haltbar (Dunn 1984, Kap.1). Zumindest muß alles, was im Kapitalismus 
(Sozialismus) falsch läuft, im Sozialismus (Kapitalismus) zu reparieren sein: Wenn 
mit dem einen System etwas nicht stimmt, was in allen denkbaren Systemen nicht 
stimmt, folgt daraus wenig von Belang. Statt jene Bedingungen aufzulisten, mag es 
allerdings zunächst überlegenswert sein, warum Vergleiche von Kapitalismus und 
Sozialismus mit so vielen Schwierigkeiten behaftet sind. 


Endogene Präferenzen 


Präferenzen für ökonomische Systeme können endogen sein. Im folgenden Schema 
bedeutet Präferenz 1J: »Ein Individuum, das unter I lebt, zieht es vor, unter J zu 
leben.«? Nennen wir die Kombinationen KK und SS »konservativ«, die von SK und 
KS »revolutionär«. Konservative wie revolutionäre Präferenzen sind endogen. 
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Präferenzen für ökonomische Systeme 


präferiert 
Kapitalismus Sozialismus 
Kapitalismus KK KS 
Eine Person im 
Sozialismus SK ss 


Nun haben die Proponenten beider Systeme zuzeiten behauptet, daß konservative 
Präferenzen unbeachtet bleiben können. Das Argument lautet wie folgt: (1) Men- 
schen, die unter I leben, wollen Inur deshalb, weil sieJnicht besser kennen. (2) Lebten 
sie unter J, würden sie auch J gegenüber I vorziehen. (3) Deshalb ist die Präferenz für 
I unter den Bedingungen von I nicht »authentisch«, »gültig« oder nicht »unabhän- 
gig«. Leute, die unter sozialistischen Bedingungen den Sozialismus vorziehen, sind 
Opfer einer »Gehirnwäsche«, wie in psychologischen Untersuchungen behauptet 
wird, die vom U.S.-Verteidigungsministerium finanziert wurden. Eine Übergangs- 
diktatur sei gerechtfertigt, weil die Menschen »umerzogen« werden müßten — so 
lautet das kommunistische Gegenstück.* Schon die bloße Symmetrie dieser Argu- 
mente entzieht ihnen den Boden. 

Derselbe Einwand der Symmetrie gilt auch für revolutionäre Präferenzen. Obwohl 
die Legitimität des Kapitalismus in den vergangenen Jahren überall gewachsen ist,° 
betrachten viele Intellektuelle und Arme den Sozialismus als ein überlegenes ökono- 
misches System. Auf der anderen Seite votiert im Osten die Mehrheit aller Gruppen, 
mit Ausnahme der Parteibürokraten und ungelernten Arbeiter, für den Kapitalismus. 
Mit solchen Präferenzen würden wir uns, wie in Slawomir Mrozeks Theaterstück, im 
Tango mit jeder neuen Generation vom einen zum anderen System bewegen. Also: 
Endogene Präferenzen geben keine Grundlage für Systemvergleiche her. 


Pläne und Realitäten 


Alternativen sind Hoffnungen für Menschen, die leiden. Sie neigen dazu, die Realität 
ihres Systems mit Entwürfen des alternativen Systems zu vergleichen: rational ge- 
plante Ökonomien zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse oder Märkte, die Zukunfts- 
möglichkeiten eröffnen und Effizienz garantieren. Und während alle ihre eigenen Le- 
bensbedingungen kennen, nehmen die meisten anderen Leute andere Systeme nur aus 
zweiter Hand wahr. Ich vermute, daß Präferenzen oft deshalb revolutionär sind, weil 
die Leute dazu neigen, die Realität ihres Systems mit Entwürfen des anderen zu ver- 
gleichen. 

Mit »Entwurf« meine ich das Modell eines Systems, das in allen Eigenschaften seinen 
Verfechtern entgegenkommit. Doch ein Argument gegen einen solchen Entwurf kann 
sein, daß er nicht zu verwirklichen ist: Verfechter des Kapitalismus können zum Bei- 
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spiel zugeben, daß Sozialismus auf dem Papier dem Kapitalismus auf dem Papier 
überlegen sei, aber argumentieren, daß einige Annahmen, die dem sozialistischen 
Modell zugrunde liegen, unrealistisch seien. Daein Streitüber Realisierungsmöglich- 
keiten kontrafaktische Annahmen erfordert, könnte er unentscheidbar sein. Weil wir 
dennoch urteilen, werde ich den Ausdruck »umsetzbarer Entwurf« im Sinne eines Sy- 
stemmodells verwenden, das nur auf jenen Annahmen beruht, die von vernünftigen 
Opponenten dieses Systems zugestanden werden .* 

Da nun die Entwürfe jeder Realität überlegen sind, führen Vergleiche mit den Rea- 
litäten immer zu endogenen Präferenzen; soviel ist offensichtlich. Mehr noch, wenn 
sowohl Entwürfe wie Realitäten in das Set an Wahlmöglichkeiten eingehen, können 
die Präferenzen ziemlich durcheinandergeraten. Ich frage mich, wieviele von uns lin- 
ken Intellektuellen den sozialistischen Entwurf dem kapitalistischen vorziehen, die- 
sen wiederum der kapitalistischen Wirklichkeit und schließlich diese dem realen So- 
zialismus. Doch wäre es unrealistisch, zu verlangen, daß Vergleiche nur Entwürfe mit 
Entwürfen und Realitäten mit Realitäten konfrontieren sollen. Wir sind politische We- 
sen, und Urteile über Entwürfe berühren die Einschätzung von Realitäten.’ 

Ein Kriterium, das unsere Urteile besonders beeinflußt, ist das der »besten Praxis« 
jedes Systems. Wir wissen, daß die Wirklichkeit unendliche Varianten und Abstufun- 
gen kennt und daß es wesentliche Unterschiede zwischen den kapitalistischen wie 
zwischen den sozialistischen Ländern gibt. Der Grund, warum Schweden in Diskus- 
sionen um ökonomische Systeme eine so wichtige Rolle spielt, ist, daß es für viele 
eine Live-Darbietung des Kapitalismus at its best ist. Ein Peruaner mag aus guten 
Gründen den sozialistischen Entwurf über den kapitalistischen stellen, Schweden 
gegenüber jeder Inkarnation des »real existierenden Sozialismus« überlegen halten 
und gleichzeitig Kuba Peru vorziehen. 


Übergänge und Reformen 


Schließlich müssen wir zwischen globalen und lokalen Präferenzen unterscheiden. 
Alle gesellschaftlichen Veränderungen haben Kosten, und sei es nur, weil sie Zeit 
brauchen. In Schaubild 1 mißt die vertikale Achse den Nutzen, den eine Person er- 
wartet und die horizontale Achse die Zeit in gleichförmigen Einheiten ausgehend von 
der aktuellen Situation R. Die Steigung der Kurve in der Nähe von R zeigt die Än- 
derung des Wohlstandes in unmittelbarer Zukunft an, während die Scheitelpunkte das 
Maß an Nutzen repräsentieren, das mit der Verwirklichung von Entwürfen zu er- 
langen ist. 

Nehmen wir an, der status quo liege am Abhang des linken Hügels und der rechte Hü- 
gel sei höher als der linke. Dann bedeutet ein Gang nach rechts eine vorübergehende 
Verschlechterung der Lage während der gesamten »Übergangsperiode«. Da dieses 
»Tal des Übergangs« durchquert werden muß, bevor der höhere Hügel erklommen 
werden kann, ist der »reformerische« Weg, also den Hügel zu erklimmen, an dessen 
Sohle man sich noch befindet, dem Übergang in ein anderes System auf kurze Sicht 
überlegen. Allerdings wäre ein Systemwechsel auf lange Sicht der Reform überlegen. 
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Schaubild ] 
Wohlfahrt 


Zeit 0 Zeit 


Wenn Menschen mit einem endlichen Zeithorizont in die Zukunft sehen, oder wenn 
sie ihre künftige Möglichkeiten einschließlich der Risiken abschätzen, kann es sein, 
daß die Übergangskosten die langfristige Differenz zwischen den Systemen überstei- 
gen. Selbst wenn der rechte Hügel höher ist, könnte der mit dem Übergang insgesamt 
erzielte Wohlstand niedriger sein als der durch Reformen zu erlangende. In diesem 
Fall würden die Leute zwar den rechten Hügel vorziehen, wenn sie schon auf dessen 
Spitze wären. Wenn sie jedoch auf der anderen Seite des Tals sind, bevorzugen sie den 
linken Hügel. Daher haben sie Konservative Präferenzen: Sie bevorzugen das System, 
in dem sie leben, obwohl sie dessen Entwurf für schlechter halten als den des alter- 
nativen Systems.® 


Klassenbasis der Präferenzen 


Es mag aufgefallen sein, daß wir bisher nur die Präferenzen abstrakter Individuen un- 
tersucht haben. Nun könnten die individuellen Präferenzen entlang den Bahnen des 
Eigeninteresses verlaufen; dann brauchen wir den Klassenbegriff. Die wenigen Da- 
ten, die wir haben, deuten in der Tat darauf hin, daß die Armen und Intellektuellen im 
kapitalistischen Süden und die Armen und Bürokraten im sozialistischen Osten zum 
Sozialismus neigen, während andere Gruppen in beiden Systemen zum Kapitalismus 
tendieren.’ Es mag daher stimmen, daß die Präferenzen dem Eigeninteresse folgen; 
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sie haben eine Klassenbasis und sind, im Hinblick auf das ökonomische System, in 
dem die Menschen leben, exogen. 

Wahrscheinlich würden alle, wenn wireins um andere nennen würden, folgenden Kri- 
terien für ein gutes ökonomisches System zustimmen. (1) Es sollte soviel wiemöglich 
von dem produzieren, was die Leute brauchen, (2) mit dem niedrigst möglichen Auf- 
wand an Material und Arbeit, sowie (3) andere Kriterien erfüllen. Um die ersten bei- 
den Kriterien zu erfüllen, braucht eine Ökonomie Mechanismen, die Bedürfnisse 
offenlegen, zur Wahl von effizienten Produktionsformen führen und die Leute dazu 
bringen, so gut wie möglich arbeiten zu wollen. Aber diese beiden Kriterien liefern 
nicht nur eine mögliche Lösung für das Problem der Verteilung des Wohlstandes, 
sondern eine unbegrenzte Zahl. Effizienz ist bekanntlich mit jeder Form der Vertei- 
lung des Reichtums vereinbar. 

Wie wir noch sehen werden, liegt die Crux aller Kontroversen zur Rationalität öko- 
nomischer Systeme bei der Frage, ob die ersten beiden Kriterien mit verschiedenen 
Kandidaten für das dritte vereinbar sind.'! Im Augenblick geht es darum, daß die je- 
weilige Kombination dieser Kriterien unterschiedliche Auswirkungen auf den Wohl- 
stand von Leuten mit unterschiedlichen Fähigkeiten hat. Falls sie an ihren eigenen 
Interessen orientiertsind, ziehen jene, die wenig Chancen haben, im Kapitalismus ein 
hohes Einkommen zu erzielen, den Sozialismus vor;'? jene, deren Einkommensmög- 
lichkeiten im Sozialismus eingeschränkt sind, wollen den Kapitalismus. 

Könnte der Übergang in ein anderes System jemals durch ein einheitliches Votum 
vollzogen werden? Offensichtlich ja, wenn alle sich vom neuen System eine Verbes- 
serung ihrer Lage versprechen würden." Solange Individuen nur an ihrem eigenen 
Wohlstand orientiert sind, müßten zwei Bedingungen erfüllt sein: (1) Das neue Sy- 
stem würde produktiver sein und (2) bei der Verteilung des Reichtums im neuen Sy- 
stem würden die relativen Differenzen des alten Systems beibehalten.Hinzu kommt, 
daß die Leute Gerechtigkeitsvorstellungen haben, die sie dazu bringen, bestimmte 
Verteilungsmechanismen unabhängig von deren Ergebnissen zu bevorzugen. Haber- 
mas bemerkt, und neuere Untersuchungsdaten aus Polen bestätigen dies, daß gegen- 
über Ungleichheiten, die durch Märkte entstehen, mehr Toleranz aufgebracht werden 
kann als gegenüber Ungleichheiten, die durch als willkürlich empfundene Verwal- 
tungsentscheidungen geschaffen werden.'* Die Leute werden dann einmütig für ein 
neues System votieren, das produktiver ist und einige Normen der Gleichheit, Fair- 
ness oder Gerechtigkeit erfüllt, die unter dem vorhandenen System verletzt werden. 
Doch auch wenn Revolutionen mit universalistischen Slogans gemacht werden, ver- 
letzen sie irgendwelche Interessen. Daher haben Präferenzen für ökonomische Syste- 
me eine Klassenbasis. 


2. Kapitalismus und Sozialismus 


Entwertet das Scheitern des Sozialismus die sozialistische Kritik an der Irrationalität 
des Kapitalismus? Ich versuche, diese Frage anhand von ökonomischen Entwürfen, 
ihrer Umsetzbarkeit und realer Erfahrungen zu beantworten. 
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Entwürfe 


Sozialistische Kritiken am Kapitalismus sind häufig altbacken, oft inkohärent und 
manchmal bizarr. Das neunzehnte Jahrhundert ist ihnen auf die Stirn geschrieben. 
Schon die bloße Vorstellung, daß ein dezentralisiertes soziales System funktionieren 
könnte, überfordert die Einbildungskraft mancher sozialistischer Kritiker am Kapi- 
talismus.'? Und sie sind fürchterlich ignorant, wenn sie Argumente für den Kapitalis- 
mus einfach vom Tisch wischen. Doch bin ich davon überzeugt, daß das zentrale mar- 
xistische Argument gegen die Irrationalität des Kapitalismus so grundlegend wie 
gültig ist. 

Um diese Kritiken auf zeitgemäße Weise zu formulieren, müssen wir den kapitalisti- 
schen Entwurf rekonstruieren, d.h., wie gesagt, ein Modell des Kapitalismus, das sei- 
nen Proponenten alle Annahmen, mit Ausnahme seiner Umsetzbarkeit, zugesteht. 
Dieser Entwurf wurde während Marx’ letzter Lebensjahre von Walras (1874) und 
Edgeworth (1881) entwickelt und später durch Pareto (1906), Pigon (1920) und an- 
dere reformuliert. Das Modell ist einfach: Individuen wissen, was sie brauchen, sie 
haben bestimmte Ausstattungen, sie tauschen und produzieren wann immer sie wol- 
len. Im Gleichgewicht will niemand mehr etwas haben, was andere produziert haben 
(könnten),'° oder, anders formuliert, alle Erwartungen der Individuen sind erfüllt. 
Weiterhin sind im Gleichgewicht alle Märkte geräumt. Daher spiegeln die Preise, zu 
denen sie tauschen, ihre Präferenzen und relative Knappheiten wider; diese Preise in- 
formieren sie über die anderen Tauschmöglichkeiten, auf die sie verzichten. Im Er- 
gebnis werden die Ressourcen so verwandt, daß alle möglichen Gewinne aus dem 
Handel ausgeschöpft sind, es kann keiner gewinnen, ohne daß ein anderer verliert, 
und die Verteilung des Reichtums würde durch kein einstimmiges Votum geändert 
werden können: Dies sind drei äquivalente Definitionen kollektiver Rationalität (i.S. 
der Pareto-Optimalität).!’ Vernünftige marxistische Kritiken an diesem Modell laufen 
alle auf die Aussage hinaus, daß der Kapitalismus zu »Verschwendung« führe.'® Al- 
lerdings liefern sie unterschiedliche Begründungen: (1) Die »Anarchie« der kapita- 
listischen Produktion, (2) der »Widerspruch« zwischen individueller und kollektiver 
Rationalität und (3) der »Widerspruch« zwischen Produktivkräften und Produktions- 
verhältnissen. Hinzu kommt, daß mit »Verschwendung« in allen drei Erklärungen 
etwas anderes gemeint ist: Anarchie führt zur Verschwendung vorhandener Fähigkei- 
ten und von schon produzierten Waren, während die beiden anderen Widersprüche zur 
Verschwendung von Möglichkeiten führen.'? Meiner Ansicht nach betrifft die erstge- 
nannte Kritik die Umsetzbarkeit, nicht den Plan selbst, der zweiten Kritik mangeln 
einige wichtige Unterscheidungen; sobald diese getroffen sind, geht sie ins Leere. Die 
dritte Kritik ist gegen den Entwurf gerichtet, gültig und tödlich. 

Das Anarchieargument zielt auf die Möglichkeit eines kostenlosen Einklinkens in ei- 
nen (Gleichgewichts-) Zustand, in dem die Erwartungen, unter denen einzelne Ak- 
teure ihre Entscheidungen treffen, simultan erfüllt sind.?° Dies könnte unmöglich 
sein, entweder weil dezentralisierte Ökonomien nieim Gleichgewicht sind, oder weil 
es nur graduelle Annäherungen gibt. Marx selbst scheint bei ersterem geschwankt zu 
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haben, war aber von der zweiten Überlegung fest überzeugt. Zwar gestand er zu, daß 
kapitalistische Märkte manchmal, allerdings nur aus Zufall, geräumt werden.?! Er 
schuf eine sorgfältig ausgearbeitete Krisentheorie der Überproduktion und Unterkon- 
sumtion, die zur Hauptstütze seiner Nachfolger geworden ist. In diesen Krisen liegen 
Kapital und Arbeit brach, und die Gütermärkte werden geräumt. Es geht hier also um 
die Verschwendung schon vorhandener Produktionsfaktoren und Waren. Das ist ein 
kompliziertes Problem, aber ich glaube, daß eseher die Frage der Umsetzbarkeit denn 
das Modell selbst betrifft.”? 

Die Behauptung, daß unter kapitalistischen Verhältnissen individuell rationale Hand- 
lungen zu kollektiver Irrationalität führen, bringt zwei Situationen durcheinander. Im 
Hinblick auf die erste ist sie falsch, bezüglich der zweiten führt sie fehl. Marx war der 
Auffassung, daß die einzelnen Unternehmen durch die Konkurrenz gezwungen 
werden, so zu investieren, daß die einheitliche, damit auch ihre eigene, Profitrate 
fällt? Inzwischen ist gezeigt worden, daß genau dieses Argument falsch ist. Allge- 
mein: Wenn es rivalisierenden Konsum, keine externen Effekte, keine zunehmenden 
Skalenerträge und keine Kurzsichtigkeit der Akteure gibt, gibt es auch keinen Kon- 
flikt zwischen individueller und kollektiver Rationalität. Die Allokation des Reich- 
tums als Resultat des uneingeschränkten Tauschs zwischen individuellen Akteuren ist 
im oben zitierten Sinne kollektiv rational. Nur wenn eine dieser Annahmen verletzt 
ist, weicht die individuelle Rationalität von der kollektiven ab. 

In realen Ökonomien sind diese Voraussetzungen nicht gegeben: darüber besteht 
Einigkeit. Aber das heißt nur, daß jedes vernünftige theoretische Modell des Kapi- 
talismus in irgendeiner Form mit der Situation rechnen muß, in denen individuelle 
und soziale Erträge auseinanderfallen, und nach der von Pigou ausgelösten Debatte 
behandeln alle Modelle diese Situation. Eine Möglichkeit ist, Korrektive fiskalische 
Interventionsmechanismen einzuführen, eine andere, Eigentumsrechte zurückzu- 
übertragen. Von daher gesehen sollten selbst im Kapitalismus die Märkte nur das 
bewerkstelligen, was sie gutleisten, und der Staat müßte dorteingreifen, wo die Märk- 
te scheitern (vgl. Arrow 1971). Dies tröstet viele Marxisten, die freudig bemerken, daß 
der Kapitalismus nicht ohne staatliche Intervention auskommt. In Wirklichkeit aber 
wird die marxistische Kritik dadurch abgestumpft: Der Kapitalismus ist nicht mehr 
oder wenigerfähigalsder Sozialismus, mit allen Situationen klarzukommen, in denen 
die gesellschaftliche Ertragsrate von der privaten abweicht.” 

Nachdem wir das Unterholz weggeräumt haben, sind wir bei der Behauptung an- 
gelangt, daß der Kapitalismus zu einer systematischen Unterauslastung des produk- 
tiven Potentials führt. Weil der »Widerspruch zwischen Produktivkräften und Pro- 
duktionsverhältnissen« Gegenstand einer riesigen Literatur ist, die sich in jüngster 
Zeit vor allem mit G.A. Cohens meisterhafter Rekonstruktion der Marxschen Ge- 
schichtstheorie befaßte, und da der Gedanke, den ich vortragen will, recht kurz ist, 
scheue ich davor zurück, andere begriffliche Fassungen dieses Widerspruchs zu dis- 
kutieren. 

Meine Version dieses Arguments behauptet, daß der Kapitalismus irrational ist, weil 
er einige technisch mögliche Verteilungsmuster des Reichtums nicht bewerkstelligen 
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kann. Wir mögen es auch wollen, und doch könnte es sein, daß wir unter kapitalisti- 
schen Verhältnissen dazu nicht in der Lage sind. Hier ist das Argument: 

Denken wir uns eine Ökonomie mit zwei Akteuren, P und L. Wenn der Output nicht 
abhängt von den Ertragsraten auf den Einsatz der produktiven Ressourcen, die von 
den beiden Akteuren kontrolliert werden, ist bei einem gegebenen Stand der Techno- 
logie jede Form der Verteilung des Reichtums, der aus diesem Output besteht, auf die 
beiden Akteure möglich. Diese Verteilungsmöglichkeiten sind in Schaubild 2 auf der 
Linie mit der Steigung -1 abgetragen. Eine genau egalitäre Verteilung wird repräsen- 
tiert durch den Schnittpunkt E dieser äußersten Möglichkeitsgrenze mit der Geraden, 
die vom Nullpunkt im Winkel von 45 Grad ausgeht. 


Schaubild 2 


dynamische 
Effizienz- 


Möglichkeits- grenze 


grenze 


Nun ist im Kapitalismus einer dieser Akteure der Profitbezieher, der andere der Lohn- 
abhängige, und der Output hängt ab vom Ertrag der eingesetzten Ressourcen. Im 
Kapitalismus sind diese Ressourcen — Kapital und Arbeitskraft — Privateigentum und 
die Akteure entscheiden, ob und wie sie eingesetzt werden, orientieren sich an ihren 
Eigeninteressen. Privateigentum bedeutet, daß die Eigentümer das Recht haben, ihre 
Ressourcen nicht produktiv anzuwenden, wenn sie keine angemessene Gewinnrate 
erwarten. Wie Aumann und Kurz (1977: 1139) es formulieren, kann »jeder Akteur, 
wenn er will, einen Teil oder alle seine Ausstattungen zerstören.« 
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Nehmen wir an, daß die Ressourcen — der Kapitalstock und die Fähigkeit, Arbeiteiner 
bestimmten Art zu verrichten -ursprünglich aufeine Weise verteilt sind, wie sie durch 
PunktD in Schaubild 2 repräsentiert wird. Wenn die beiden Akteure nur innerhalb des 
Dreiecks Handel treiben, das gegenüber der ursprünglichen Verteilung paretoüberle- 
gen ist, werden sie, da sie ihre Ausstattungen in vollem Umfang anwenden, an der äu- 
Beren Möglichkeitsgrenze anlangen. Abernehmen wiran, dieLohnabhängigen haben 
Marktmacht oderdie Regierung besteuert die Profitbezieher und transferiert das Steu- 
eraufkommen zu den Lohnabhängigen, um den Reichtum gleich zu verteilen, so daß 
ein Punkt auf der 45-Grad-Linie erreicht wird. Dann werden die Profitbezieher ihre 
Ausstattung nicht voll auslasten, und das Resultat wird durch Punkt C auf der inneren 
kapitalistischen Möglichkeitsgrenze angezeigt. Nur wenn die ursprüngliche Vertei- 
lung der Ressourcen gleich ist, kann der Punkt E im Kapitalismus erreicht werden. 
Wenn die Endverteilung des Reichtums von der Verteilung abweicht, die durch kon- 
kurrenzbestimmte Märkte generiert würde, fällt also die Möglichkeitsgrenze steiler 
als mitder Rate -1. Der Profitbezieher wird seine Ressourcen dann und nur dann völlig 
ausschöpfen, wenn er alle Erträge bekommt, die über die Subsistenzerfordernisse 
(oder das Grenzprodukt) des Lohnarbeiters hinausgehen. Wenn nicht, wird er beim 
Einsatz seiner Mittel zurückhaltender sein, die Ressourcen werden nicht ausgelastet 
und der Kapitalismus führt zu einer ineffizienten, d.h. Kollektiv irrationalen Alloka- 
tion von Gütern. Wenn D die ursprüngliche Verteilung markiert, kann im Kapitalis- 
mus kein Punkt auf der äußeren Grenze erreicht werden, der außerhalb des pareto- 
überlegenen Abschnitts liegt. 
Nehmen wiran, daß wirdieschon produzierte Nahrung an die Armen verteilen, anstatt 
sie wegzuwerfen. Dann würde der Preis für Nahrungsmittel fallen, die Farmer würden 
weniger Gewinn machen und weniger produzieren. Mehr noch, einige Leute, die für 
sich selbst Nahrungsmittel produzieren, würden es profitabler finden, etwas anderes 
zu tun und zu versuchen, Nahrung umsonst zu bekommen. Oder nehmen wir an, wir 
bezahlen Farmer dafür, daß sie produzieren, subventionieren Lebensmittelpreise aus 
Steuermitteln und verteilen die Nahrung an die Armen. Dann würde die Profitrate in 
der gesamten Ökonomie fallen und die Produktion anderer Güter zurückgehen. Tat- 
sächlich tun wir etwas von beidem, aus Mitleid oder anderen Beweggründen. Aber im 
Kapitalismus tun wir dies um den Preis, daß der Output unter das potentielle Niveau 
fällt. 

Der Kapitalismus ist daher in dem Sinne irrational, daß wir unter diesem System nicht 
das ganze produktive Potential nutzen können, ohne jene zu belohnen, die die Pro- 
duktionsbedingungen kontrollieren. Selbst wenn wir dem kapitalistischen Modell 
alle Prämissen zu seinen Gunsten zugestehen, entdecken wir, daß bestimmte, tech- 
nisch mögliche Verteilungsmuster des Reichtums in diesem System nicht zu realisie- 
ren sind.” Diane Elson (in diesem Heft) faßt dies treffend mit der Formel, daß im 
Kapitalismus »die Wahlmöglichkeit im Kleinen nicht zur Wahlmöglichkeit im Gro- 
Ben führt«: Individuen können wählen, aber die Gesellschaft als ganze kann es nicht. 
Aber warum Individuen und Gesellschaft gegeneinandersetzen: Ist nicht die Wahl 
»der Gesellschaft« dasselbe wie die Wahl der konkurrierenden Individuen? Die 
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Rechtfertigung für die Behauptung, der Kapitalismus sei irrational, rührt von dem 
Umstand her, daß die Individuen gleichzeitig Marktteilnehmer und Bürger sind. Die 
Allokation von Ressourcen, die sie als Bürger bevorzugen, fällt im allgemeinen nicht 
mit der zusammen, zu der sie qua Markthandeln gelangen.Der Kapitalismus ist ein 
System, in dem knappe Ressourcen sich in Privateigentum befinden. Aber im Kapi- 
talismus ist Eigentum institutionell von Autorität abgegrenzt. Das heißt, daß es zwei 
Mechanismen gibt, über die Ressourcen für den Gebrauch bereitgestellt und zwischen 
den Haushalten verteilt werden: Markt und Staat. Der Markt ist ein Mechanismus, 
über den Individuen mittels der Ressourcen, die sie schon besitzen, für eine bestimmte 
Verteilung optieren, wobei diese Ressourcen immer ungleich verteiltsind. Die Demo- 
kratie ist ein System, über das Leute ihre Präferenzen für eine bestimmte Zuteilung 
von Ressourcen, die sie.nicht besitzen, ausdrücken können, wobei die Rechte gleich 
verteilt sind. Daher führen die beiden Mechanismen nur durch einen glücklichen Zu- 
fall zum selben Ergebnis. Tatsächlich müssen die marktgenerierte Verteilung von 
Konsumchancen und die von den Bürgern präferierte deshalb auseinanderfallen, weil 
die Demokratie jenen, die aufgrund der Ausgangsverteilung arm, unterdrückt oder in 
einer anderen elenden Lage sind, die Möglichkeit gibt, sich via Staat Linderung zu 
verschaffen. 

Wenn »das Volk«, im Singular des achtzehnten Jahrhunderts, souverän ist, hat es Prä- 
ferenzen für die Allokation und Verteilung von Ressourcen, die sich nicht mit den 
marktbedingten Resultaten decken. Dieses Präferenzmuster kann nichtrealisiert wer- 
den, wenn die Produktionsmittel in Privatbesitz sind und dezentral gesteuert werden. 
Selbst wenn die Individuen als Bürger ihre kollektiven Präferenzen für ein bestimm- 
tes Allokationsmuster zum Ausdruck bringen und alle entsprechenden materiellen 
Voraussetzungen vorhanden sind, ist das aufdemokratischem Weg ausgewählte Allo- 
kationsmuster im Kapitalismus nicht realisierbar. 

Bedeutet diese Kritik am Kapitalismus, daß die äußere Möglichkeitsgrenze erreichbar 
wäre, wenn die Ressourcen rational, auf die Bedürfnisse der Menschen zugeschnitten, 
zur Verwendung kommen würden — wie im sozialistischen Modell? Könnten wir den 
PunktE, nämlich die volle Auslastung des produktiven Potentials und die egalitäre Ver- 
teilung des Reichtums erreichen? Mir ist keine Kritik des sozialistischen Modells be- 
kannt, die diese Möglichkeit abstreiten würde. Wenn die Individuen ihre Bedürfnisse 
und ihre produktiven Möglichkeiten wahrhaftig offenlegen würden, wenn sie unab- 
hängig von der Entlohnung ihre ganze Leistungskraft aufbieten würden, wenn die Pla- 
ner sich als perfekte Agenturen verhalten würden und sie die Probleme der optimalen 
Allokation lösen könnten, würde der Sozialismus all die wunderbaren Ergebnisse zei- 
tigen, die seine Proponenten anpreisen.”* Aber all dies heißt nur, daß vernünftige Kri- 
tiken des Sozialismus nicht gegen seinen Entwurf gerichtet sind, sondern gegen des- 
sen Realisierbarkeit und gegen seine realen Erscheinungsformen. 
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Realisierbarkeit 


Die Debatten über die Realisierbarkeit von Modellen sind hitziger, weil sie unver- 
meidlich weniger entscheidbar sind. Sind die Vorannahmen einmal zugestanden, er- 
fordern die Diskussionen über theoretische Modelle nurnoch logische Schlüsse. Aber 
Verdikte über Realisierbarkeit erfordern bewertende Urteile. Sie lassen daher mehr 
Raum für Meinungsstreit. 

Es gibt drei sozialistische Angriffslinien gegen die Realisierbarkeit des kapitalisti- 
schen Modells: (1) Es kann keinen Kapitalismus ohne staatliche Intervention geben, 
(2) der Kapitalismus kann nie, oder nur mit großen Kosten, das Gleichgewicht er- 
reichen, dem seine Verteidiger alle Meriten zuschreiben, und (3) der Kapitalismus ist 
selbstzerstörend, da er zwangsläufig zur Monopolbildung führt. Ich habe den ersten 
Punkt oben erörtert: Ich glaube, er kann mit einem »Na und?« erledigt werden. Der 
zweite Punkt ist äußerst komplex und jenseits meiner Kompetenz. Die Herstellung 
des Gleichgewichts und die darin involvierten Erwartungen sind in der Ökonomie 
Anlaß zu den hitzigsten Debatten. Schon die Frage nach einem plausiblen Gleichge- 
wichtsbegriff ist völlig offen und niemand hat bisher eine zufriedenstellende Erklä- 
rung der Herstellung des Gleichgewichts.?’ Die Vorstellung, Märkte seien ständig in 
einem kKonkurrenzbedingten Gleichgewicht, ist schwer aufrechtzuerhalten; die Be- 
hauptung, daß Anpassungsprozesse Verschwendung mit sich bringen, scheint sehr 
plausibel. Schließlich ist das Argument, daß konkurrenzgesteuerte Märkte selbstde- 
struktiv sind, offensichtlich in gewissem Ausmaß triftig, nicht offensichtlich aber ist, 
in welchem Maß. 

Wenn ich diese Behauptungen nur beiläufig diskutiere, so nicht deshalb, weil ich sie 
für unwichtig hielte, sondern nur weil sie wenig zur zentralen Frage beizutragen 
scheinen. Wenn das kapitalistische Modell nicht umsetzbar ist, Könnte der Kapitalis- 
musnichteinmal dazu in der Lage sein, einzulösen, wasertatsächlich verspricht. Aber 
die Schärfe der sozialistischen Kritik am Kapitalismus richtet sich aus meiner Sicht 
gegen das Modell selbst, gegen seine denkbar idealste Realisierungsform. Sozialisten 
würden den Kapitalismus selbst dann verwerfen, wenn dieses System sein ganzes 
Potential verwirklichen könnte. Daher spielen die Argumente gegen die Möglichkeit 
eines permanenten Konkurrenzgleichgewichts in der sozialistischen Kritik nur eine 
untergeordnete Rolle.” 

Argumente gegen seine Verwirklichungsmöglichkeit dagegen treffen den Sozialis- 
mus empfindlich. Formulieren wir zuerstnoch einmal das sozialistische Modell. Das 
Problem für den Planer besteht darin, die Ressourcen so für die Froduktion bereitzu- 
stellen, daß die Individuen in den Genuß eines Maximums an Konsumchancen und 
Freizeit kommen. Dabei wird vorausgesetzt, daß sie privates Wissen über ihre Be- 
dürfnisse und produktiven Fähigkeiten besitzen. Die Lösung des Planungsproblems 
ist die Ressourcenallokation, die zu der Verteilung von Konsumchancen und Freizeit 
führt, die den Wohlstand maximiert. 

Die Kritik an der Möglichkeit des Sozialismus fällt in zwei Kategorten: (1) Selbst 
wenn die Planer richtige Informationen hätten, würden sie aufgrund der überwälti- 
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genden Komplexität des Problems nicht damit fertig werden. (2) Wenn die Individuen 
an ihren eigenen Interessen orientiert sind, legen sie entweder ihre Nutzen- oder ihre 
Produktionsfunktion nicht wahrheitsgemäß offen und die Planer orientieren sich 
nicht am allgemeinen Wohlstand. 

Die »sozialistische Planungsdebatte« hat ihre eigene Geschichte. Ich will sie hier 
nicht zusammenfassen. Die Behauptung, die Planer würden notwendig schon durch 
die bloße Komplexität des Problems überfordert, bedeutet im neoklassischen Rah- 
men etwas anderes als im österreichischen Ansatz.” Und selbst wenn das Planungs- 
problem im Prinzip gelöst werden kann, bleibt die Aufgabe gewaltig: Sowjetische 
Ökonomen stehen vor dem Problem, daß im reformierten Preissystem zwischen 1500 
und 2000 Preise von Basisprodukten durch den Gosplan festgelegt werden, weitere 
20-30000 Preise werden durch spezialisierte Agenturen verwaltet und der Rest wird 
durch Verträge zwischen Anbietern und Nachfragern bestimmt (Petrakov/Yassine 
1988). Es ist schwer, sich vorzustellen, wie so viele Preise richtig aufeinander abge- 
stimmt werden können, selbst unter Zuhilfenahme des Langeschen Tatonnements und 
von Computern.’° 

Selbst wenn die Planer die Kalkulationsprobleme lösen können, hängt die Möglich- 
keit des Sozialismus von der Voraussetzung ab, daß die Individuen, sobald sie Mit- 
eigentümer des produktiven Reichtums sind, in ihrem Handeln aus eigenem Antrieb 
zum allgemeinen Wohlstand beitragen.?! Dies heißt insbesondere, daß alle Individuen 
die Hierarchie ihrer Bedürfnisse und ihre produktiven Fähigkeiten wahrheitgemäß 
gegenüber dem Planer offenlegen. Die Planer wiederum würden als perfekte Vertreter 
des öffentlichen Interesses handeln. Schließlich würden die Einzelnen, sobald der 
Planer sie ihnen zugewiesen hätte, ihre Aufträge ohne äußere Überwachung nach ih- 
ren besten Möglichkeiten ausführen. 

Keine dieser Erwartungen wurde in den real existierenden Sozialismen erfüllt. Aber 
dies mag deshalb kein entscheidendes Argument sein, weilleicht zu behaupten ist, daß 
die nicht-demokratische Form der ökonomischen Entscheidungsfindung in den so- 
zialistischen Ländern gerade den Gedanken des gesellschaftlichen Eigentums zu- 
nichte gemacht habe.” Allerdings ist klar, daß dieser Gedanke das Trittbrettfahrerpro- 
blem unterschlägt. »Das Eigentum aller Menschen (Staatseigentum), die Hauptform 
gesellschaftlichen Eigentums«, wie es in der Sowjetunion kanonisch heißt, könnte 
niemandes Eigentum sein. In einer bahnbrechenden Analyse hat Anatoli Boutenko 
(1988) jüngst ausgeführt, daß die einzelnen unmittelbaren Produzenten nicht Eigen- 
tümer der Produktionsmittel sind, sondern nur Miteigentümer qua Mitgliedschaft in 
einer Organisation, die das Gemeineigentum verwaltet. Diese Tatsache hat einige 
Konsequenzen. Zunächst ist »sich selbst zu bestehlen« individuell rational, da der 
privat angeeignete Anteil (oder die nicht geleistete Arbeit) größer ist als der Anteil des 
Individuums am gemeinsamen Verlust. Weiterhin zeigt Boutenko in einer an Korsch 
erinnernden Analyse, daß die Nationalisierung der Produktionsmittel keine hinrei- 
chende Bedingung für ihre Vergesellschaftung ist, da die Rolle des Individuums als 
Mit-Produzent nur über die weite Distanz des gesamten ökonomischen und politi- 
schen Systems mit seiner Rolle als Mit-Eigentümer verknüpft ist. 
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Wenn die Individuen auch dann eigennützig sind, wenn sie den produktiven Reichtum 
mitbesitzen, melden sie gegenüber dem Planer mehr Bedürfnisse und weniger pro- 
duktive Fähigkeiten an, als sie tatsächlich haben.?? Der Planer ist daher falsch in- 
formiert. Außerdem könnten die Einzelnen in der Produktion mit ihrer Leistung zu- 
rückhalten. Wenn schließlich die Planer eigennützig sind und nicht untereinander 
konkurrieren,?* verhalten sie sich wie Bürokraten, was heißt, mit Noves Lieblingszi- 
tat aus Trotzki, »sie vergessen nie sich selbst, wenn sie etwas zu verteilen haben.« 
In der Folge des grundlegenden Aufsatzes von Leo Hurwicz hat es mehrere Versuche 
gegeben, einen Mechanismus zu erfinden, der den Planer mitrichtigen Informationen 
versorgen würde, selbst wenn man eigennützige Individuen voraussetzt, deren Wis- 
sen privat ist.?° Doch sind all diese Mechanismen entweder zu komplex für die Praxis, 
oder sie verletzen eine der Grundannahmen.’* Daher müssen bis heute die Argumente 
für die Realisierbarkeit des Sozialismus auf der Annahme beruhen, daß die Soziali- 
sierung der Produktionsmittel die Individuen dazu bringt, sozialistische Präferenzen 
zu entfalten. Diese Annahme ist unrealistisch. Da kollektives Eigentum Trittbrettfah- 
rerprobleme mit sich bringt, ist die Hoffnung, es würde zur Änderung von Präferenz- 
mustern führen, nur schwach. Fakt ist, daß der Preismechanismus bis heute dereinzig 
bekannte praktikable Mechanismus ist, vermittels dessen die Leute sich über ihre Be- 
dürfnisse und Kapazitäten informieren können. Dieser Mechanismus funktioniert 
nur, wenn die Individuen die Folgen ihrer Entscheidungen anhand ihres materiellen 
Wohlstandes zu spüren bekommen. Daher ist der Sozialismus unmöglich. 

Wenn die Planer desinformiert und eigennützig sind und die unmittelbaren Produzen- 
ten sich drücken, kann der Output geringer sein als der, bei einem beliebigen Vertei- 
lungsmuster, im Kapitalismus produzierte. Der sozialistische Output kann unterhalb 
der kapitalistischen Produktionsmöglichkeiten liegen: Wir könnten nicht in der Lage 
sein, alle zu ernähren, weil wir nicht genug produzieren. 


Realitäten 


Ob das sozialistische oder das kapitalistische Modell in der Praxis erfolgreicher war, 
ist fast unmöglich zu entscheiden: Die Diskrepanzen zwischen den Berechnungskon- 
ventionen und -größen, mit denen verschiedene Outputs aggregiert werden, die Dis- 
paritäten bei der Verwendung von Inputs, die Differenzen bei den Ausgangspositio- 
nen und relativen Vorteilen machen solche Urteile fast bedeutungslos. Detaillierte 
Vergleiche bestimmter Aspekte ökonomischer Leistung und materiellen Wohlstands 
führen zu Urteilen, die von der beobachteten Dimension und Zeitperiode abhän- 
gen.’ Es gibt nicht einmal gute Gründe für die Behauptung, kapitalistische Ökono- 
mien seien zwar effizienter, aber sozialistische Systeme seien überlegen, sobaldes um 
Arbeitsplatzsicherheit, Gleichheit und materielle Sicherheit geht. Einerseits stehen 
auflange Sicht die aggregierten Wachstumsraten der sozialistischen Länder denen der 
am schnellsten wachsenden kapitalistischen Ökonomien nicht nach. Sogar heute 
wächst die sowjetische Ökonomie, von der behauptet wird, sie sei in den Fängen einer 
noch nie dagewesenen Krise, schneller als die der Vereinigten Staaten, die mitten im 
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Boom sind. Andererseits gibt es immer mehr Beobachtungsmaterial zur Einkom- 
mensungleichheit in der Sowjetunion und Osteuropa und deutlichere Hinweise auf 
den Verfall sozialer Sicherungssysteme.* 

Geht man davon aus, daß das systematische Beobachtungsmaterial keine Grundlage 
für selbst vorsichtigste Urteile bietet, ist der Konsens, daß das sozialistische Modell 
einfach gescheitert sei, verblüffend. Und dieser Konsens ist weitverbreitet: Die Na- 
tionalisierung der Produktionsmittel stachelt keine sozialistischen Bewegungen im 
Westen und nicht einmal im kapitalistischen Süden mehr an, während in mehreren ost- 
europäischen Ländern die zentrale Planung völlig diskrediert ist. Das Gefühl der Ver- 
armung ist akut, aber die Erfahrung des Elends ist nicht auf sozialistische Länder be- 
schränkt: Beeindruckend ist, daß in Brasilien die Menschen ihre Armut als Resultat 
sozialer Ungerechtigkeit sehen, während in Polen einer Umfrage zufolge die Armut 
der Irrationalität des sozialistischen Systems zugerechnet wird.” 

Eine Erklärung dieses Rätsels ist, daß die verfügbaren Zahlen die Leistungsfähigkeit 
des Sozialismus systematisch überschätzen. Die Input-Output-Struktur sozialisti- 
scher Ökonomien ist ineffizient; Sie verbrauchen 1,8 mal mehr Energie und die dop- 
pelte Menge an Stahl im Vergleich zu den kapitalistischen Ländern, um eine Output- 
einheit zu produzieren.“ An Anekdoten über irrationale Verhältnisse gibt es keinen 
Mangel: Die Hälfte des Agrarproduktes der Sowjetunion soll verloren gehen, bevor 
es den Verbrauchermarkt erreicht; im Winter machen sich Kinder einen Spaß daraus, 
die Berge nicht abgeholter Düngemittel hinabzuschlittern, mit denen die Bahnstatio- 
nen umgeben sind; der Wert der Güter, die in tschechischen Läden fast verschenkt 
werden, ohne daß sie jemand haben will, ist gleich dem ökonomischen Wachstum der 
letzten beiden Jahre; das Input/Output- Verhältnis in ungarischen Fabriken ist fünfmal 
höher als im Westen: und so weiter. Indikatoren für Sozialstaatlichkeit sind ebenfalls 
verwirrend: Sozialistische Länder haben eine wachsende Zahl von Ärzten pro Kopf, 
zunehmende Akademikerquoten, bauen mehr Wohnungen, aber gleichzeitig sinken 
die Lebenserwartung der Bevölkerung, die Arbeitsproduktivität und die Wohnqua- 
lität. 

Das wohl heikelste Problem beim Vergleich der Leistungen sozialistischer und ka- 
pitalistischer Ökonomien ist die Frage des Maßstabs. Im Vergleich zu welchen Län- 
dern sollte der Fortschritt in der Sowjetunion, Polen oder China gemessen werden? 
Chruschtschow noch wollte Großbritannien übertreffen, und viele Vergleiche stellt 
die Sowjetunion den Vereinigten Staaten gegenüber, mit denen sie militärisch konkur- 
riert. Heute betrachten viele sowjetische und westliche Beobachter die Sowjetunion 
als ein Dritte-Welt-Land. Doch Osteuropa ist Teil Europas: Der Bezug auf den ent- 
wickelten kapitalistischen Westen ist durch dessen täglich in den Medien demon- 
strierten Lebensstandard und durch die Erfahrung von Westreisenden unausweichlich 
geworden. Dieser Vergleich ist verheerend und schmerzlich. Warum kann Polen nicht 
wie Schweden sein?: Ich glaube, dies ist die Frage, die mit dem »ökonomischen Sy- 
stem« beantwortet wird. 

Schließlich muß man enttäuschte Erwartungen in Betracht ziehen. Der Stalinismus 
stopfte die Köpfe bis zum Überdruß mit Entwicklungsversprechungen voll: Als ich 
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in Polen aufwuchs, war jede Wand vollgepflastert mit dicken roten Wachstumskur- 
ven, die immer höher in die »strahlende Zukunft« (Sinowjew) kletterten. Der So- 
zialismus würde die Natur besiegen. Er würde Dämme für und gegen alles mögliche 
bauen, Stahlwerke und höhere Wolkenkratzer als der Kapitalismus. Er würde die Ge- 
sellschaften ins Reich der Ordnung und der Vernunft führen. Aber die Natur schlug 
zurück: Die schlimmste ökologische Katastrophe Europas herrscht heute im Grenz- 
gebiet zwischen Polen, der Tschechoslowakei und der DDR. »Gewaltiger«, so stellte 
sich heraus, waren auch die Fehler: Nach der intensiven Bewässerung der Ukraine 
sarık der Hektarertrag, weil der Boden mit Salz vergiftet wurde.*' Die Irrationalität ist 
so durchgängig, daß die Menschen den größten Teil ihres Alltagslebens damit ver- 
bringen, sich mit ihr herumzuschlagen. 

Es gibt also gute Gründe dafür, daß die subjektiven Wahrnehmungen ein anderes Bild 
vermitteln als die aggregierten Zahlen. Am wichtigsten ist, daß weder Kapitalismus 
noch Sozialismus in der Lage waren, die Armut abzuschaffen. Auch istes keinem Sy- 
stem gelungen, eine autarke Wachstumsdynamik zu etablieren. 

Die Nachkriegserfahrungen Osteuropas und mehrerer Länder des kapitalistischen 
Südens bilden zwei unterschiedliche Versuche, die Unterentwicklung zu überwinden 
undökonomische Unabhängigkeitzu erlangen. Das osteuropäische Modell war durch 
staatliches Eigentum der produktiven Ressourcen, eine zentralisierte Form der Allo- 
kation und eine autarke Entwicklungsstrategie, die von der Investitionsgüterindustrie 
angetrieben wurde, gekennzeichnet. Das lateinamerikanische Muster, oft als »abhän- 
gige kapitalistische Entwicklung« bezeichnet, beruht auf Privateigentum, einer akti- 
venRolle des Staates und einer anständigen Dosis Protektionismus nach dem Strick- 
muster der Industrialisierung durch Importsubstitution. 

Beide Strategien sind eine ganze Zeit lang erfolgreich gewesen, und mehrere Länder 
haben eine beträchtliche industrielle Basis aufgebaut. Von 1960 bis 1980 ist das Brut- 
tosozialprodukt lateinamerikanischer Länder im Jahresdurchschnitt um 5,2 Prozent 
gestiegen, in Osteuropa waren es über 6 Prozent. Manche Länder hatten zeitweise 
zweistellige Wachstumsraten aufzuweisen. 

Heute istallerdings offensichtlich, daß diese Entwicklung sowohl im kapitalistischen 
Süden wie im sozialistischen Osten in den späten siebziger Jahren zusammengebro- 
chen ist. Zwischen 1980 und 1985 betrug die durchschnittliche Wachstumsrate in La- 
teinamerika 0,0 Prozent. Im selben Zeitraum hatten die osteuropäischen Länder, die 
Daten an den IWF liefern, ein durchschnittliches Wachstum von 1 Prozent. In einigen 
Ländern ist der Pro-Kopf-Verbrauch gesunken.“ Keinem Modell gelang es, autarkes 
Wachstum zu etablieren.“ Tatsächlich sind die ökonomischen Krisen, mit denen Ar- 
gentinien, Brasilien und Mexiko, wie Ungarn, Polen und Jugoslawien konfrontiert 
sind, ohne Beispiel in der Geschichte dieser Länder. 

Die Wirklichkeit ist also trist. In der realen Welt hungern Menschen, weil das pro- 
duktive Potential nicht ausgenutzt oder unterentwickelt ist. 
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3. Können wir alle ernähren? 


Der Kapitalismus ist irrational, der Sozialismus unmöglich, in der wirklichen Welt 
hungern Menschen: Unsere Schlußfolgerungen sind nicht ermutigend. Aber vielleicht 
können die grundlegenden menschlichen Bedürfnisse weltweit befriedigt werden, ob- 
wohl die ökonomischen Systeme, in denen wir leben, den Utopien des neunzehnten 
Jahrhunderts nicht entsprechen, obwohl sie einiges an Irrationalität und Ungerechtigkeit 
beibehalten. Können Sozialismus und Kapitalismus partiell, aber doch soweit refor- 
miert werden, daß alle ernährt werden können? 


Reform des Sozialismus 


Reformen sind ein endemisches Phänomen im Sozialismus. Da Ökonomien, die auf 
zentraler Planung beruhen, keine automatischen Selbstkorrekturmechanismen ent- 
halten, muß immer dann eine Reform gestartet werden, wenn unerwünschte Effekte 
offensichtlich werden. Daher waren Reformen der Gebietsverwaltung, des ökonomi- 
schen Managements, der Planung, des Anreizsystems immer ein regelmäßiges Ritual 
in den sozialistischen Ländern.” Inzwischen aber ist in der Sowjetunion, Ungarn, 
Polen und Jugoslawien das Gefühl weit verbreitet, daß partielle Reformen nicht wirk- 
sam sein Können: Die Organisation des ökonomischen Systems selber ist falsch 
(Bauer 1988; Abalkin 1988). 

Die Ziele der Reformen sind im großen und ganzen überall gleich: den Investitions- 
prozeß zu rationalisieren, die Endverbrauchermärkte ins Gleichgewicht zu bringen 
und ineffiziente Prozesse und Unternehmen zu eliminieren. Den Investitionsprozeß 
zu rationalisieren bedeutet, daß die Firmen die Investitionskosten internalisieren und 
daß die Preise von Kapitalgütern korrekt kalkuliert werden müssen. Den Konsum- 
gütermarkt ins Gleichgewicht zu bringen heißt, Preise anzuheben, Subventionen zu 
kürzen und die Einkommensverluste zu kompensieren. Ineffizienz zu beseitigen 
heißt, Bankrotte und Arbeitslosigkeit zuzulassen. Gleichzeitig müssen Finanzmärk- 
te und Programme entwickelt werden, um strukturelle und friktionelle Arbeitslosig- 
keit zu reduzieren, sowie eine Arbeitslosenversicherung eingerichtet werden. Wäh- 
rend die Ziele geteilt werden, unterscheiden sich die Methoden erheblich. Einige 
Reformen zielen darauf, das vorhandene zentrale Kommandosystem zu verbessern, 
während andere, zumindest partiell, Märkte einführen. 

Die Reformen in der Sowjetunion werden, so wie sie bisher angesetzt sind, finanzielle 
Autonomie und Verantwortlichkeit für die Firmen, aber keine Märkte einführen. In 
einer programmatischen Stellungnahme verwirft Leonid Abalkin (1988: 44, 47) alle 
ökonomischen Mechanismen, die »sich dem gesellschaftlichen Eigentum nicht ein- 
fügen, das heißt alle, die zu Krisen, anarchischer Produktion, Arbeitslosigkeit und zur 
Spaltung der Gesellschaft in Klassen führen«. Er führt weiter aus, daß in der sozia- 
listischen Produktionsweise die Preismechanismen anders als im Kapitalismus funk- 
tionieren und »zu Instrumenten des Mechanismus des geplanten ökonomischen Ma- 
nagements werden«. Zwei Ökonomen, die das Projekt im Detail durchbuchstabieren, 
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sprechen von der »Integration der Preispolitik in den Planungsprozeß« und verteilen 
die Verantwortung für die Administration der Preise auf das zentrale Planungsbüro, 
intermediäre Ebenen der Bürokratie und auf Assoziationen von Anbietern und Kon- 
sumenten (Petrakov/Yassine 1988). 

Zusammengenommen erweitern diese Reformen die Rolle der ökonomischen Anrei- 
ze, steigern die administrative Kontrolle über die Investitionen und verlagern die sek- 
toralen Prioritäten: eine Mixtur, mit der in der Vergangenheit keine großen Erfolge 
erzielt worden sind.* Dieses Scheitern hat zwei gut bekannte hinreichende Ursachen: 
(1) Profitabilität ist als Kriterium für die Allokation von Ressourcen nutzlos, wenn der 
Profit nur im Unterschied besteht zwischen den Inputpreisen, die in einem Büro 
festgelegt werden, und den Outputpreisen, die im anderen Büro festgesetzt werden. 
(2) Da die Manager die erforderlichen Inputs nur durch Befehl von oben erhalten 
können, kommt der Druck zur Rezentralisierung der Ressourcenallokation von un- 
ten.‘ Daher gelingt es mittels Reformen, die keine Marktmechanismen enthalten, 
nicht, die Allokation der Ressourcen zu rationalisieren. Sie werden spontan über den 
Haufen geworfen, sogar ohne den Widerstand der Bürokraten. 

Kann der Sozialismus nicht reformiert werden? (1) Die Verbesserung der Planungs- 
techniken ist eine andauernde, aber vergebliche Hoffnung, weil sozialistische Öko- 
nomien in Wahrheit gar nicht geplant werden.” Planer erarbeiten Ziele und Direkti- 
ven, die zur Erfüllung der Planziele dienen sollen. Aber wenn die Pläne in irgendei- 
ner Hinsicht inkonsistent sind (jemand kann seine Vorgaben mit seinen Mitteln nicht 
erfüllen), wenn sich äußere Umstände überraschend ändern, oder wenn jemand vom 
Plan abweicht, bricht der gesamte Plan in sich zusammen. Sogar wenn die Pläne voll- _ 
kommen konsistent sind und alle Prognosen über exogene Ereignisse zutreffen, wer- 
den es die Planausführenden immer in ihrem wohlverstandenen Interesse finden, von 
den Direktiven abzuweichen. Daher werden Pläne, die in physischen Größen formu- 
liert sind, immer über den Haufen geworfen. Pläne wiederum, die mittels Indikatoren 
formuliert werden, erfordern Gewichtungen, d.h. Preise. (2) Die Idee, Teilmärkte ein- 
zuführen, »Marktpreise als Planinstrument zu benutzen« ist logisch inkohärent. Im 
Blick auf das Lange-Modell bemerkt Nove, daß man keinen Markt im Konsumgüter- 
sektor einrichten könne ohne einen Mechanismus, der ihn mit dem Produktionsgüter- 
sektor rückkoppelt. Dieser Mechanismus könnte wiederum ein Markt im Produk- 
tionsgütersektor sein oderein zentrales Planungsbüro, in dem die einzige Aufgabe der 
Planer darin bestehen würde, herumzurätseln, wie ein solcher Markt reagieren wür- 
de.* Aus Gründen, die ich oben diskutiert habe, scheint die Demokratisierung der Pla- 
nung kaum Anlaß zur Hoffnung auf eine Rationalisierung der Ressourcenallokation 
zu bieten. Andere, nicht marktförmige Mechanismen wiederum, mit denen man die 
Akteure dazu bringen könnte, ihr privates Wissen über ihre Präferenzen und Fähig- 
keiten wahrhaftig offenzulegen, sind so kompliziert, daß auch Politikwissenschaftler 
nicht in der Lage sind, sie zu verstehen. 

Die Möglichkeiten, den Sozialismus zu reformieren, scheinen daher äußerst begrenzt 
zu sein.® 
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Marktsozialismus 


Die gesamte Analyse bewegte sich bisher im begrifflichen Rahmen von Mechanis- 
men der Ressourcenallokation und der Einkommensverteilung. Dies deshalb, weilich 
daran zweifle, daß Eigentumsformen als solche wichtige Konsequenzen für den ge- 
sellschaftlichen Reichtum haben. 

Zunächst einige Definitionsfragen. Wenn der »Marktsozialismus« ein System ist, in 
dem nur einige wenige Formen des Eigentums gesetzlich verboten sind und in dem 
die meisten Ressourcen über Märkte gesteuert werden, ist er identisch mit Kapitalis- 
mus. Alle kapitalistischen Länder behalten dem Staat das Eigentum an bestimmten 
Unternehmen vor. Dies sind nicht nur Gefängnisse und Steuereinzugsagenturen, son- 
dern oft natürliche Monopole (bspw. Industrien mit steigenden Skalenerträgen) und 
manchmal sogar Salzbergwerke, die Zündholzproduktion oder der Verkauf von Alko- 
hol. Tatsächlich sind alle kapitalistischen Ökonomien »gemischt«: Der Umfang des 
öffentlichen Sektors reicht von 6 Prozent in Schweden bis zu über 50 Prozent in Öster- 
reich oder Israel. Und außerhalb der für den Staatreservierten Bereiche sind Koopera- 
tiven im Kapitalismus nicht illegal; es ist nun einmal — aus bisher kaum verstandenen 
Gründen - der Fall, daß, bei völliger Wahlfreiheit der Unternehmensform, die über- 
wiegende Mehrheit der Firmen schließlich bei der Kombination von privatem Kapi- 
talbesitz und Lohnarbeit landet.” 

Daher muß der »Marktsozialismus«, will er ein eigenständiges System sein, rechtlich 
zugunsten von Arbeiterkooperativen diskriminieren, wie es in Noves Entwurf eines 
»machbaren Sozialismus« geschieht. In vielen kapitalistischen Ländern gibt es zen- 
tralisierte staatliche Unternehmen, die die Post verteilen, Firmen in öffentlicher Hand, 
die Autos produzieren, kleine private Firmen, die Restaurants betreiben und selbstän- 
dige Klempner, die Rohrbrüche reparieren. Der Unterschied zwischen Kapitalismus 
und Marktsozialismus besteht darin, daß es im Kapitalismus auch große private Un- 
ternehmen gibt, die die Post austragen und Autos produzieren; Nove würde diese ver- 
bieten und das Feld den Kooperativen überlassen (1983: 200 ff.). 

Das Problem ist, wer entscheiden würde, was kooperativ und was kapitalistisch or- 
ganisiert sein sollte. Elster weist darauf hin, daß dezentralisierte Entscheidungen von 
Produzenten ein anderes Ergebnis haben könnten und im allgemeinen haben, als eine 
Abstimmung: Angesichts der Unwägbarkeiten äußerer Umstände mögen die Leute 
wohl demokratisch für eine Ökonomie mit einem Anteil von siebzig Prozent Koope- 
rativen votieren, im freien Entscheidungsprozeß aber nur zwanzig Prozent hervor- 
bringen. Meiner Ansicht nach zeigt diese Situation ein wichtiges Dilemma: Demokra- 
tische Wahl kann suboptimal sein, während freie dezentrale Entscheidungen bisher 
zum Kapitalismus geführt haben. 

Von diesen Zweifeln einmal abgesehen, werden oft zwei Argumente für die Überle- 
genheit von Kooperativen über kapitalistische Firmen vorgebracht: Effizienz, insbe- 
sondere höhere Arbeitsproduktivität und Verteilung. Da Elster (1989, Elster/Moene 
1989; vgl. auch Putterman 1986) diese Behauptungen vor kurzem diskutiert hat, hier 
nur einiger Randbemerkungen. 
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Erstens hat Elster recht, wenn er die Bedeutung von Umweltbedingungen betont: Ko- 
operativen können je nach gesellschaftlicher Umwelt ganz unterschiedliche Leistun- 
gen erzielen. Dies gilt nicht nur im Kapitalismus. In der Sowjetunion und Polen sind 
Kooperativen in jüngster Zeit auf spektakuläre und mißliebige Weise profitträchtig. 
Das zentrale Allokationssystem ist so ineffizient, daß Unternehmerprofite und sogar 
»reine« Profite »österreichischer« Spielart wie Manna vom Himmel fallen für jeden, 
der die entsprechende Lizenz hat.°! Wenn die Leistungsfähigkeit der Kooperativen 
abhängt von der Präsenz zentralisierter staatlicher Firmen, öffentlicher Unternehmen 
und Privatfirmen in ihrer Umwelt, könnte das optimale ökonomische System ein 
gemischtes sein.? 

Weiterhin zeigen, folgt man Elster und Moene (1989: 27), empirische Untersuchun- 
gen wiederholt, daß die Arbeitsproduktivitätin den wenigen im Kapitalismus vorhan- 
denen Kooperativen höher ist, während dagegen »theoretische Debatten normaler- 
weise zu dem Schluß kommen, daß die Auswirkungen negativ seien«. Aus meiner 
Sicht hängen die Ergebnisse theoretischer Analysen davon ab, (1) welches Modell des 
Arbeitsprozesses sie der kapitalistischen Firma zuschreiben und (2) von den Annah- 
men, die sie zum Problem der wechselseitigen Kontrolle machen. Wenn man, wie 
Bowles und Gintis in ihren neueren Arbeiten, annimmt, daß die Arbeiter im Kapita- 
lismus deshalb Leistung erbringen, weil sie individuell von der Firma überwacht 
werden (und weil Arbeitsplatzverlust teuer ist), und wenn man annimmt, daß wech- 
selseitige Überwachung die perfekte Gleichgewichtsstrategie in einer Arbeiterko- 
operative sei, dann folgt, daß diese produktiver ist. Die Arbeiter würden mindestens 
ebenso hart arbeiten, aber die Firma würde die Überwachungskosten sparen. Dies war 
das traditionelle sozialistische Mikroargument für die Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel. Aber beide Argumente sind inzwischen durch Burawoy (in diesem 
Heft) schwer erschüttert worden, demzufolge (1) die Arbeiter im Kapitalismus in der 
Tat sich selbst überwachen und (2) die Organisation der Produktion mehr eine Frage 
der Firmengröße denn eine des Eigentums ist. Burawoy scheint der Auffassung zu 
sein, daß die kapitalistische Firma tatsächlich Unterverträge mit Gruppen von Arbei- 
tern abschließt, indem sie über die Parameter ihrer kollektiven Leistung verhandelt, 
daß diese Gruppen entscheiden, zu welchem Grad diese Parameter erfüllt werden sol- 
len und dann die Leistung überwachen. Seine Vergleiche zwischen den USA und Un- 
garn scheinen zu zeigen, daß die Firmengröße der entscheidende Faktor bei der Or- 
ganisation der Produktion ist: Ein Resultat, das man aus spieltheoretischen Gründen 
erwarten könnte, da die Intensität wiederholter Kontakte darüber entscheidet, ob’ 
wechselseitige Überwachung die beste Strategie ist. 

In der Diskussion über Arbeiterkooperativen spielen neben der Produktivität auch 
Fragen der Beschäftigung, des Investitionsverhaltens und der Innovations- und Risi- 
kofreudigkeit eine Rolle. Am umstrittensten ist die Wirkung auf die Beschäftigung: 
Eine Reihe früherer Modelle gelangt zu dem Schluß, daß Kooperativen, da sie den 
Durchschnittsprofit, nicht die Profitsumme maximieren, zu Unterbeschäftigung füh- 
ren. Inzwischen ist dies umstritten. Besonders erhellend ist hier ein jüngerer Artikel 
von Moene, daer von der Einsicht ausgeht, daß die Kooperative nicht mit einer »rei- 
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nen« kapitalistischen Firma zu vergleichen ist, sondern mit einem Unternehmen mit 
starken Gewerkschaften. Erschließt, daß (1) »die kapitalistische Firma zu festen Löh- 
nen und variabler Beschäftigung tendiert, die Kooperative dagegen zu fester Beschäf- 
tigung und variablem Einkommen«, und daß (2) »Unterinvestition eines der Haupt- 
probleme kapitalistischer Firmen mit hohem gewerkschaftlichem Organisationsgrad 
zu sein scheint« (Moene 1989: 87,93). Die Schlüsse, zu denen man in diesen Fragen 
gelangt, scheinen allgemein stark abhängig zu sein voninstitutionellen Problemen der 
Mitgliederrekrutierung und der Finanzierung der Kooperativen. 

Elster kommt zu dem Schluß, daß es aus Gründen der Effizienz, zieht man alle Un- 
gewißheiten in Betracht, »keinen Grund gibt, mit dieser Form des Eigentums zu expe- 
rimentieren. Es gibt schließlich viele Reformen, die im Großen gute Auswirkungen 
haben könnten, auch wenn sie im Kleinen schlecht funktionieren — aber die Gesell- 
schaft kann nicht hingehen und sie aufgrund dieser bloßen Möglichkeit ausprobie- 
ren«. Dann zaubert er allerdings einen Hasen aus dem Hut und verkündet, daß er es 
ausprobieren würde, weil »das wesentliche Argument für Kooperativen das der öko- 
nomischen Gerechtigkeit ist« (Elster 1989: 110). 

Gerechtigkeit ist ein Thema, das ich bisher absichtlich vermieden habe, daich davon 
ausging, es ließe sich leichter darin übereinstimmen, daß es gut sei, alle zu ernähren, 
als in der Frage, warum. Manche mögen die Armut aufgrund des Kantischen »Ich hät- 
te in derselben Lage sein können« bekämpfen wollen, andere eher aus Mitleid. Aber 
was ist dann mit der traditionellen sozialistischen Behauptung, der Kapitalismus sei 
nicht nur irrational, sondern auch ungerecht und daß, im Kontrast dazu, gesellschaft- 
liches Eigentum das Recht auf die ganze Frucht der Arbeit einschließe? 

Zunächst einmal ist zu bemerken, daß Verteilungsgesichtspunkte in der Vergangen- 
heit in einer Reihe von Ländern wichtige Impulse zugunsten eines wie auch immer 
gearteten Sozialismus gegeben haben und dies auch weiterhin tun. Paul Samuelson 
hat vor längerer Zeit vorgeschlagen, die Verteilungskosten des Kapitalismus für die 
Lohnabhängigen unter dem Aspekt des von den Kapitalisten konsumierten Nettoein- 
kommens zu betrachten. Das Nettoprodukt jeder kapitalistischen Ökonomie kann 
aufgeteilt werden in den Konsum der Lohnabhängigen, die Investitionssumme und 
den Konsum der Kapitalisten. Letzterer ist für die Lohnabhängigen endgültig verlo- 
ren; dies ist der Preis, den sie für das Privateigentum an produktivem Reichtum be- 
zahlen. Die Höhe dieses Preises unterscheidet sich, vergleicht man verschiedene kapi- 
talistische Länder, enorm: Von jedem Dollar Wertzuwachs in der Produktion wurden 
1985 von den Kapitalisten in Österreich und Norwegen etwa 10 Cent konsumiert, 
Knapp 40 Cent in Großbritannien und den Vereinigten Staaten, 60 Cent in Brasilien 
und 70 Cent in Argentinien.”” Von daher haben, unter bloßen Verteilungsaspekten, 
österreichische und norwegische Lohnabhängige wenig durch Nationalisierung oder 
Vergesellschaftung zu gewinnen. Da ein solcher Übergang unvermeidlich Kosten mit 
sich bringt, verlassen sie sich am besten auf ihre Marktmacht und auf ihren Einfluß 
bei Wahlen. Britische und amerikanische Lohnabhängige haben im Verteilungskampf 
oder durch direktes Eigentum an produktivem Reichtum mehr zu gewinnen: sie strei- 
ken entsprechend mehr.”* Dagegen wäre der Verteilungseffekt von Nationalisierungs- 
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maßnahmen in Argentinien und Brasilien immens: Wären in einem sozialistischen 
Brasilien die Einkommsunterschiede zwischen dem oberen und dem unteren Fünftel 
auf den Faktor 5 begrenzt, würde das Einkommen des ärmsten Fünftels um das Zehn- 
fache steigen. Daher ist in Argentinien und Brasilien eine Nationalisierung für die 
Lohnabhängigen aus reinen Verteilungsgründen attraktiv. 

Allerdings sind die Verhältnisse paradox, da jene Teile der Arbeiterbewegung, die die 
politische Kraft haben könnten, eine Form von Sozialismus rechtlich durchzusetzen, 
keine Anreize dazu haben, während jene, die durch eine Umwandlung des Privatei- 
gentums an Produktionsmitteln in öffentliches Eigentum viel zu gewinnen hätten, 
nicht die Macht dazu haben. Der Sozialismus als das Projekt öffentlichen Eigentums 
am produktiven Reichtum ist also nur das Projekt jener Bewegungen, die ihn nicht 
durchsetzen können. 

Der Marktsozialismus, so ist zu schließen, scheint unter Verteilungsgesichtspunkten 
attraktiv. Auch wenn wir seine Auswirkungen aufdie Beschäftigung, das Investitions- 
verhalten und die Arbeitsproduktivität nicht genau abschätzen können, wäre eine 
Kombination von Kooperativen und Märkten dem Kapitalismus in puncto Einkom- 
mensverteilung überlegen. Wenn wir uns den Marktsozialismus als System denken, 
in dem es einen Arbeit-plus-Kapital-Markt gibt, d.h. wenn ein Anteilseigner in einer 
Kooperative gleichzeitigdas Recht und die Pflicht hat, in ihr zu arbeiten und wenn die- 
se Rechte-Pflichten veräußert werden können, dann wird im Gleichgewicht die Ge- 
winnrate auf die eingesetzten Mittel in der gesamten Ökonomie einheitlich sein. Die 
Verteilung des Einkommens wird in diesem Gleichgewicht egalitärer sein als im Ka- 
pitalismus, da die Arbeitskräfte die gesamten Nettorevenuen der Firma erhalten. 
Dagegen scheint die Behauptung, der Marktsozialismus würde ein System ökono- 
mischer Demokratie sein in dem Sinne, daß der Produktionsprozeß demokratisch 
verlaufen würde, unbegründet. Wenn Firmen in Arbeiterbesitz konkurrieren und ein 
bestimmter Weg der Produktionsorganisation die Profite maximiert, muß er gezwun- 
genermaßen eingeschlagen werden. Wenn es andererseits mehrere profitable Mög- 
lichkeiten gäbe, die Produktion zu organisieren, wären sie für Kapitalisten gleichwer- 
tig; wenn die Arbeitskräfte eine davon bevorzugen würden, würde sie übernommen. 
Arbeiterkooperativen hätten also nichts, was sie ändern könnten. 

Da im Marktsozialismus die Verwendung von produktiven Ressourcen von den Ge- 
winnraten abhängt, würde dieses System unter der gesellschaftlichen Unmöglichkeit 
technisch möglicher Muster der Reichtumsverteilung leiden: der Irrationalität, die wir 
als Charakteristikum des Kapitalismus festgestellthaben. Selbst wenn die Produktions- 
mittel im Eigentum der Kooperative sind, würde die Endverteilung des Einkommens 
unter den Kooperativen von deren Ausgangsausstattungen abhängen und Versuche, die 
Einkommen umzuverteilen, würden auf verminderten Output hinauslaufen. 

Daher hätte auch der Marktsozialismus ein schwieriges Verhältnis zur Demokratie. 
Das Prinzip, daß alle die gleichen ökonomischen Rechte haben, ist nicht hinreichend 
für demokratische Verhältnisse in der Produktion noch in der Ökonomie insgesamt. 
Der Marktsozialismus stellt keine vollständige Implementation von Demokratie auf 
ökonomischem Gebiet dar.” 


160 Adam Przeworski 


Sozialdemokratie 


Kann der Kapitalismus reformiert werden? Die Antwort ist offensichtlich positiv: 
einigen kapitalistischen Ländern ist es gelungen, elementare materielle Sicherheiten 
für alle zu bieten. Sogar in diesen Ländern kann der Kapitalismus aus einer Reihe von 
Gründen kritisiert werden (vgl. den Epilog zu Przeworski 1985). Doch ist die Auslö- 
schung der Armut ein zureichendes Erfolgskriterium in einer Welt, in der Milliarden 
von Menschen an materiellem Mangel leiden. Wenn etwa dreißig Millionen Men- 
schen in den USA und etwa vierzig Millionen in der Sowjetunion unter Bedingungen 
leben, die als absolute Armut bezeichnet werden, ganz zu schweigen von China, In- 
dien oder Brasilien, sind die materiellen Lebensbedingungen in Schweden, Norwe- 
gen oder Österreich beneidenswert. 

Kapitalistische Ökonomien sind äußerst heterogen. Sie unterscheiden sich in drama- 
tischer Weise in den Entwicklungsniveaus, bei der Einkommensverteilung und der 
Rolle des Staates bei der Sicherung des materiellen Wohlstands. In den entwickeltsten 
kapitalistischen Ländern ist das Pro-Kopf-Einkommen zwanzigmal höher als in den 
ärmsten.’ Wer in Zaire oder Bangladesch geboren wird, hat dreißig Jahre weniger Le- 
ben zu erwarten als jemand in Westeuropa. Im oberen Fünftel der brasilianischen oder 
peruanischen Haushalte verdient eine Person mehr als dreißigmal soviel wie jemand 
im unteren Fünftel, während diese Disparität in einer Reihe westeuropäischer Länder 
und in Japan auf einen Faktor von weniger als fünf reduziert ist. Schließlich verwen- 
den die Zentralregierungen in Indonesien oder Ecuador weniger als zwei Prozentihrer 
Ausgaben auf Wohnungsbau, soziale Sicherung und Wohlfahrt, dagegen mehr als die 
Hälfte in Spanien, der Schweiz, in Schweden und Westdeutschland.°’ So bedeutet der 
Kapitalismus für viele Menschen völlige Armut, während er für andere Überfluß ge- 
schaffen hat. 

Sieht man sich die Länder an, die die Armut abgeschafft haben - Länder, die reich sind, 
eine egalitäre Einkommensverteilung und ein entwickeltes Sozialsystem haben -fin- 
det man einige robuste Muster und viele Unbekannte: (1) Die sehr wenigen Länder, 
in denen niemand arm ist, sind sämtlich kapitalistisch.°® (2) Statistische Analysen ent- 
wickelter kapitalistischer Länder zeigen wiederholt, daß höhere ökonomische Lei- 
stungskraft, geringere Einkommensungleichheit und umfassendere Sozialleistungen 
in den Ländern vorzufinden sind, in denen starke Gewerkschaften und Regierungs- 
macht der Sozialdemokraten verknüpft sind.’? (3) Kein einheitliches Theoriegebäu- 
de istin der Lage, die ökonomische Entwicklung zu erklären.‘ (4) Der Einfluß politi- 
scher Demokratie aufden ökonomischen Bereich bleibt unklar. (5) Das Argument, die 
Entwicklung einiger kapitalistischer Länder seinur möglich gewesen, weil sie andere 
Länder ausbeuteten, scheint empirisch falsch.°' 

Natürlich läßt sich aus der Tatsache, daß der Kapitalismus in Schweden reformiert 
worden ist, nicht schließen, daß er in Chile reformiert werden könnte, auch wenn der 
skandinavische Überfluß nicht auf der Ausbeutung der südamerikanischen Armut be- 
ruht. Aber in einer Reihe von Ländern ist der Kapitalismus reformiert worden: Alle 
werden satt. Wie ist das möglich? 
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Die fundamentale Prämisse der Sozialdemokratie ist, daß die Nationalisierung der 
Produktionsmittel nicht notwendig ist, um die Irrationalität des Kapitalismus zu über- 
winden, d.h. die Reichtumsverluste zu vermeiden, die verursacht werden durch die 
mit dem Privateigentum an Produktionsmitteln einhergehenden Rechte. Diese Prä- 
misse widerspricht sowohl der oben rekonstruierten klassischen marxistischen Ana- 
lyse, wie den, allerdings identischen Ansichten der Neoliberalen. Diesen zufolge 
verursacht jeder Versuch, Einkommen umzuverteilen, »Trägheitsverluste«, d.h. eine 
Rücknahme von Ressourcen aus der Produktion. Steuern auf Einkommen bewirken 
eine Reduzierung des Arbeitskräfteangebots; Steuern auf Profite verursachen einen 
Rückgang der Spar- und Investionsraten. Transferzahlungen wiederum machen Frei- 
zeit billiger und verschlimmern die Auswirkungen der Steuern, da sie die Leute von 
der Arbeit abhalten. Diese Argumente, so plausibel sie scheinen, werden durch empi- 
rische Analysen nicht allzu gut gestützt. Zumindest im bislang untersuchten Spektrum 
der Steuerquoten scheinen das Angebot männlicher Arbeitskräfte sowie die Spar- und 
Investitionsraten nicht sehr empfindlich auf Steuern zu reagieren (Saunders/Klau 
1985). Ein Grund dafür ist, daß relativ wenige Leute darüber entscheiden können, 
wieviele Stunden sie arbeiten wollen: die meisten müssen entweder Vollzeit oder 
können überhaupt nicht arbeiten. In diesem Zusammenhang ist aber am wichtigsten, 
daß bestimmte Formen von Steuern und Transferleistungen verschiedene Konse- 
quenzen für die Entscheidungen haben, wie die Eigentümer ihre Ressourcen verwen- 
den. Zumindest auf dem Papier sind Steuern auf potentielle Einkommen und auf priv- 
at konsumierte Profite neutral gegenüber dem Arbeitskräfteangebot bzw. der Investi- 
tionsrate.® 

Auch wenn völlig neutrale Steuern tatsächlich unmöglich sind, verursachen unter- 
schiedliche Kombinationen von Steuern und Transferleistungen unterschiedliche 
Trägheitsverluste (Becker 1976). Länder mit starken Gewerkschaften und längeren 
Regierungszeiten sozialdemokratischer Parteien weisen bessere Trade-Offs zwi- 
schen Arbeitslosigkeit und Inflation wie auch zwischen Lohn- und Investitionsquote 
‚auf. 

Regierungen in kapitalistischen Ländern, die die Armut zum Verschwinden bringen 
und die Effizienzverluste gleichzeitig minimal halten wollen, sind also nicht hilflos. 
Das sozialdemokratische Modell ist theoretisch haltbar. Der Grad der Irrationalität 
des Kapitalismus ist keine feste Größe. 


Könnten wir alle ernähren? 


Könnten wir daher alle ernähren? Das ist eine doppelte Frage. Erstens, unter welchen 
hypothetischen Bedingungen wäre dies möglich? Zweitens, können diese Bedingun- 
gen geschaffen werden? Auf der Suche nach einer Antwort sind wir durch Kapitalis- 
mus und Sozialismus in ihren utopischen, möglichen und historisch verwirklichten 
Formen gegangen, um jene Lösungen ausschließen zu Können, für die entweder keine 
hinreichenden Bedingungen vorhanden sind oder die unmöglich scheinen. Und nach 
allem sind wir zu folgendem Schluß gelangt: Die sozialistische Kritik an der Irra- 
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tionalität des Kapitalismus ist gültig, aber die sozialistische Alternative istunmöglich. 
Was nun bleibt, ist die Frage, ob wir in den Systemen, die auf Märkten beruhen, trotz 
deren Irrationalität alle ernähren könnten. 

Eine notwendige Bedingung dafür, alle ernähren zu können, ist »starker Überfluß«, 
d.h. ein Entwicklungsniveau der Produktivkräfte, das ausreicht, um die Subsistenz 
aller auch dann zu sichern, wenn die zur Bedürfnisbefriedigung aller erforderliche 
Umverteilung der Einkommen zu Produktionsverlusten führt. Ich gehe von einer 
Weltmarktökonomie aus, in der die meisten Entscheidungen über den Einsatz von 
Ressourcen privat sind und sich an den Profitraten orientieren. Dies heißt, daß deren 
privateoder kooperative Eigentümer das Recht haben, Ressourcen aus der Produktion 
abzuziehen, wenn ihr Gewinn entweder durch höhere Lohnkosten oder durch Be- 
steuerung reduziert wird. Daher ist die für unsere Ziele nötige Produktionskapazität 
nicht durch den Output definiert, der ohne jede Umverteilung von Einkommen pro- 
duziert würde. Dieser Output könnte zwar ausreichen, um die Bedürfnisse aller zu be- 
friedigen, aber er würde eben dann nicht produziert, wenn dieses Ziel durchgesetzt 
werden soll: Darin genau besteht die Irrationalität des Kapitalismus. Um die Subsi- 
stenz aller zu sichern, wird eine größere Produktionskapazität erforderlich sein. 
Haben wir heute schon »starken« Überfluß? Die Antwort hängt davon ab, (1) wieviel 
die Befriedigung der Grundbedürfnisse aller kostet, (2) von der gegenwärtigen tech- 
nologischen und organisatorischen Produktionskapazität und (3) von dem Maß, in 
dem diese Kapazität unterausgelastet würde, wenn die Profitraten aufgrund der Ein- 
kommensumverteilung reduziert würden. Ich kenne die Antwort nicht; sie hängt von 
zuvielen technischen Problemen ab. Aber ich vermute, daß wir nicht weit davon ent- 
fernt sind. 

Im übrigen würden die Märkte auch im starken Überfluß manche Eigenschaften be- 
halten, die Sozialisten für nachteilig halten. Sie würden immer noch irrational sein in 
dem Sinne, daß die Subsistenz aller nur um den Preis der Unterauslastung der Produk- 
tionskapazitäten sichergestellt werden könnte. Weiterhin würden sie immer noch be- 
trächtliche Ungleichheiten zur Folge haben: Die Voraussetzung für Überfluß besteht 
in der Tat darin, daß die Besitzer der produktivsten Faktoren den höchsten Gewinn 
erhalten. Und weil sogar der Marktsozialismus mit Staatsintervention nur eine zweit- 
beste Lösung ist, wird die gegenwärtige Ernüchterung über zentrale Planung uns nicht 
davon abhalten, nach einer besseren Alternative zu suchen: einem System, das die 
Ökonomie auf die durch demokratische Prozesse artikulierten kollektiven Präferen- 
zen zuschneiden würde, ohne Ineffizienz zu bewirken. Doch selbst wenn Marktöko- 
nomien Irrationalität und Ungerechtigkeit perpetuieren; eine mit dem demokrati- 
schen Mandat zur Abschaffung der Armut ausgestattete Regierung könnte, wenn sie 
durch ihre Strategiewahl die Trägheitsverluste minimiert, bei starkem Überfluß in der 
Lage sein, ihr Ziel zu erreichen. 

Daher stellt sich schließlich das »Wir« unserer Frage als wichtiger heraus als das 
»könnte«. Die Antwort hängt nun offenbar ebensosehr von der Politik wie von der 
Ökonomie ab. Das ist keine Übertreibung. Politische constraints können ebenso fes- 
seln wie ökonomische; sie sind nicht weniger objektiv in einer Welt, in der es kein 
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»Wir« gibt, sondern nur partikularistische Staaten, Gruppen und Individuen, die um 
die Durchsetzung ihrer eigenen Interessen kämpfen. Deshalb gilt, daß selbst, wenn 
»Wir« alle ernähren Könnten, nicht jeder von unsestun würde. Tatsächlich ist die beste 
Reform, die wir uns als Ziel setzen könnten, den weitverbreiteten Genozid und die 
ständigen Vorbereitungen für ihn abzuschaffen. Aber das ist eine Frage der Politik, 
nicht der Ökonomie. Das wollte meine Tochter sagen. 


Übersetzung: Klaus Fritz 


Anmerkungen 


1 


11 


Mitte der siebziger Jahre hatten rund 500 Millionen Menschen nicht genug Nahrung, um zu leben und 
eine Milliarde nicht genug, um die zur Arbeit nötige Energie aufzubringen. Vgl. Mellor/Johnston 
1984: 531-575. 

Ein Mann verteilt Flugblätter auf dem Roten Platz. Ein Polizist, der ihn aufhält, sieht, daß die Blätter 
leer sind. »Was soll das bedeuten? Was verteilen Sie da? Es steht nichts drauf!« ruft der überraschte 
Ordnungshüter. »Keine Sorge«, antwortet der Mann. »Alle wissen es...« 

Vgl. ein ähnliches Schema in Elster 1986. 

Die marxistische Literatur besonders der sechziger und siebziger Jahre ist voller Argumente über »fal- 
sche Bedürfnisse«. In diesen Geschichten bevorzugen die Menschen im Kapitalismus diesen nur des- 
halb, weil er künstliche Konsumbedürfnisse schafft und befriedigt. Aber sobald es den Menschen 
möglich sei, nicht diese entfremdeten, sondern wahrhaft menschliche Bedürfnisse zu entwickeln, 
würden sie den Sozialismus vorziehen. 

Vgl. Weffort (1989 für entsprechende Beobachtungen in Brasilien, Moatti (1989) für einen Vergleich 
der Einstellungen junger und alter Leute in Frankreich und Kalyvas (1989) für eine Aufarbeitung von 
Daten zu Einstellungen gegenüber Nationalisierungsmaßnahmen in Großbritannien. 

Diese Definition unterscheidet sich operational wohl nicht von der Noves (1983: 11), der als »mach- 
baren Sozialismus« ein System bezeichnet, das »innerhalb der Lebensspanne einer Generation reali- 
sierbar ist...ohne daß man extreme, utopische oder weit hergeholte Annahmen macht«. 

Buchanan (1985: 44 f.) stellt ein Argument vor, aufgrund dessen es möglich sein soll, qua Beurteilung 
von Entwürfen den ihnen entsprechenden realen Wohlstand zu vergleichen. Er nennt es das »Ein- 
bißchen-Theorie-ist-besser-als-keine-Argument«. Es läuft so: »Nehmen wir an, wir wollten mit einer 
Kanone gegen ein weit entferntes Ziel schießen. Wir haben einen Grundkurs in Physik absolviert und 
die Theorie der Flugbahn eines idealen Projektils gelernt, also den Weg einer punktförmigen Masse 
im Vakuum innerhalb eines homogenen Gravitationsfeldes. Natürlich ist die Kanonenkugel keine 
punktförmige Masse (sie ist ausgedehnt) und sie fliegt nicht durch ein Vakuum...Es wäre aber sicher 
vernünftiger, die Kanone in dem Winkel abzufeuern, den wir gemäß den idealen Annahmen der Theo- 
rie errechnen, als einen zufälligen Winkel zu wählen! Ähnlich ist es mit der Effizienzabschätzung. Es 
ist besser, ein System zu wählen, für das es eine Theorie gibt, aus der ein Effizienztheorem abzuleiten 
ist, als eines, für. das es keine Theorie gibt«. Ich frage mich allerdings, ob dieses Argument ebenso 
überzeugend wäre, wenn man es als »Wilhelm-Tell-Argument« bezeichnen würde. Die Schwierig- 
keit besteht darin, daß das Zweitbeste schrecklich sein kann: Man kann aus der Rangordnung der be- 
sten Möglichkeiten nicht auf die der zweitbesten schließen. 

Inkonsistenzen in der Zeitperspektive können auch zu revolutionären Präferenzen führen: Konfisziert 
jetzt, macht euch später Sorgen. 

Vgl. für Untersuchungsdaten zu Polen Kolaska-Bobinska (1988), für Ungarn Bruszt (1988) und für 
eine Analyse der Sowjetunion Aganbegyan (1988. 

Ich setze voraus, daß die Leute wissen oder überlegen können, was sie brauchen. Daher fasse ich Be- 
dürfnisse als subjektiv bestimmt und als äquivalent zu Präferenzen für die produzierten Güter, für 
Freizeit und Leistung. 

Das klassische Buch zu diesem Thema ist Dobb (1969). 
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12 Nove zitiert die Auffassung des ungarischen Soziologen Ivän Szel&ny, nach der die Arbeiter im So- 
zialismus mit Marktpreisen besser fahren würden. Davon bin ich nicht überzeugt. In Polen zumindest 
werden die Arbeiter gegenwärtig mit Lotteriescheinen bezahlt, die ihnen eine Chance von eins zu drei 
verschaffen, das zu Kriegen, was sie brauchen, wenn ihre Frauen oder Mütter in den Läden zufällig 
auf etwas stoßen und einige Stunden in der Schlange verbringen. Bei Marktpreisen, die zweihundert 
bis dreihundert Prozent höher wären, könnten sie wohl überhaupt nichts bekommen, selbst wenn sie 
mit Geld entlohnt würden. 

13 Marx war der Auffassung, daß Revolutionen pareto-optimale Bewegungen seien, weil sie dann auf- 
träten, wenn die Produktionsverhältnisse die Entwicklung der Produktivkräfte in einem solchen Maß 
fesseln, daß das nachrevolutionäre System ein enormes produktives Potential freisetzt. Schumpeter 
meinte, der Übergang zum Sozialismus sei pareto-optimal, weil er dann geschähe, wenn es keinen ei- 
gentlichen Kapitalisten mehr, sondern nur noch Angestellte des Kapitals geben würde. Diese Manager 
würden dann auch im Sozialismus gebraucht. 

14 Bemerkensweıt ist allerdings, daß chinesische Arbeiter offenbar sowohl gegen »Profitmacherei« 
(marktgenerierter Reichtum) wie gegen »Korruption« (Bereicherung von Bürokraten) opponieren. 

15 Durkheim erinnert sich irgendwo daran, daß ein Motiv seiner soziologischen Arbeit die Verwunde- 
rung darüber war, daß er jeden Morgen um halb sechs die Hintertür seiner Wohnung öffnen und eine 
Flasche Milch vorfinden konnte, ohne daß er den Milchmann kannte. Sozialisten waren davon über- 
zeugt, und manche sind es immer noch, daß die Flasche ohne zentralen Planer nicht hätte dort sein 
können. Allerdings hat sich herausgestellt, daß unter zentraler Planung entweder ein Mangel an Milch 
oder an Flaschen herrscht. 

16 Oder, was dasselbe ist, die Herstellung des Gleichgewichts geschieht sofort und ohne Kosten. 

17 Buchanan (1985, Kap. 2) liefert eine gute nicht-technische Zusammenfassung dieses Entwurfs; 
Campbell (1987) ist ein technisches Handbuch. 

18 Andere Kritiken lauten, daß (1) die Konkurrenz auf Neid gegründet ist und (2) daß die kapitalistische 
Produktion auf Profit zielt, nicht auf Gebrauch oder Genuß. Ich befasse mich im Augenblick nur mit 
der Kritik an der Irrationalität des Kapitalismus, nicht mit der an seiner Ungerechtigkeit (hierzu 
unten). Ich bin mir nicht sicher, was ich von einer jüngeren Kritik am kapitalistischen Modell halten 
soll, nämlich Roemers (1989) Begriff der »Externalität des Privateigentums«. Roemer zeigt, daß der 
Kapitalismus die unangenehme Eigenschaft hat, daß jemand materiell verlieren kann, wenn der Ge- 
samtbestand an produktiven Ressourcen, Kapital und Fertigkeiten, oder die technischen Kapazitäten 
zunehmen. Dies sollte bei ordentlich implementiertem Öffentlichen Eigentum vermieden werden. 
Aber es ist nicht klar, welche institutionelle Form dieses öffentliche Eigentum annehmen Könnte. Da- 
her neige ich zu der Auffassung, daß die »Externalität des Privateigentums« nicht zu einer brauchba- 
ren Kritik am Kapitalismus taugt, dasie nicht aufeine denkbare Alternative verweist. In einer privaten 
Unterhaltung meinte Roemer, er halte inzwischen die Annahme technologischer Monotonität für zu 
stark. Sie sollte keine notwendige Bedingung für öffentliches Eigentum sein. 

19 In Schumpeters Begriffen ist dies der Unterschied zwischen statischer und dynamischer Ineffizienz. 

20 Eine außerordentlich klare Darstellung dieser Kritik bietet O’Neill (1989: 200-211). 

21 Marx betonte, daß unter kapitalistischen Bedingungen Käufe und Verkäufe wegen des Dazwischen- 
tretens von Geld auseinanderfallen. Die Folge ist, daß Angebot und Nachfrage nicht übereinstimmen. 

22 Das Problem der Annäherung ans Gleichgewicht ist zu unterscheiden von der Frage der Markträu- 
mung. Im Licht jüngster Entwicklungen in der neoklassischen Theorie sind im Gleichgewicht Arbeit 
und Kapital unterausgelastet und die Märkte nicht geräumt, weil Kapitalisten, Geldgeber und Kon- 
sumenten Zinskosten haben, weil sie sicherstellen müssen, daß die Lohnabhängigen, Schuldner und 
Verkäufer Güter und Dienstleistungen der vereinbarten Qualität abliefern. Von daher ist der Kapi- 
talismus sogar im Konkurrenzgleichgewicht ineffizient. Nach dieser Sichtweise würden Arbeiter, die 
für sich selbst arbeiteten, keine hohen Kosten für die Überwachung ihrer Leistung erfordern. Vgl. 
Bowles (1985), Bowles/Gintis (1989a; 1989b). - Im übrigen neigen die Ökonomen zu einem verwir- 
renden Gebrauch des Begriffs »Gleichgewicht«. Da sie bis vor kurzem noch glaubten, daß Märkte im- 
mer geräumt werden, verwenden sie diesen Begriff im intuitiven Sinn von »Balance«. Sie reden von 
»Ungleichgewicht«, wenn Märkte nicht geräumt werden. Aber ein »Ungleichgewicht« ist ein Gleich- 
gewicht im mathematischen Sinne: ein Zustand, der ohne Änderung exogener Bedingungen nicht ver- 
ändert würde, eben ein Gleichgewicht, in dem die Märkte nicht geräumt werden. 
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Irgendwie war es für Marx offensichtlich, daß jede marktförmige Güterallokation, da sie dem indivi- 
duellen Eigeninteresse folgt und nicht dem gesellschaftlichen Interesse, kollektiv irrational sein müß- 
te. Weiterhin ist für Marx und seine Anhänger die Konkurrenz der Mechanismus, der für die kollek- 
tive Suboptimalität verantwortlich ist. Sie wirkt, für die Individuen nicht nachvollziehbar, »hinter dem 
Rücken« der ökonomischen Agenten. Daher sind die Resultate des Konkurrenzkampfes unvorhersag- 
bar. Und von diesem Punkt aus springt er zu dem Schluß, sie seien auch kollektiv nicht wünschenswert. 
Ein Sprung, kein Argument: Es gibt keinen deduktiven Rahmen für ein solches Argument. 

Diese Behauptung impliziert nicht, daß der Sozialismus notwendig auf dieselbe Weise und mit 
denselben Verteilungswirkungen mit diesen Situationen umgehen müßte. 

Eine gleichwertige Möglichkeit, zu diesem Schluß zu gelangen, ist zu zeigen, daß ohne extern ab- 
gesicherte langfristige Verträge die gemeinsame Ausbeutung von Ressourcen zu ineffizienten Resul- 
taten führt. Genauer, wenn Kapitalisten und Arbeiter die Verteilung des Reichtums beeinflussen kön- 
nen, ist die Investitionsrate niedriger als sie es wäre, wenn nur eine Klasse von Akteuren den gesamten 
Ertrag (über die Subsistenzkosten bzw. die nächstbeste Opportunität hinaus) einstreichen würde. Vgl. 
die klassische Formulierung bei Lancaster (1973); vgl. auch Przeworski/Wallerstein (1982), Levhari/ 
Mirman (1980). 

Oder wenn wir Institutionen entwickeln könnten, die den Gedanken des öffentlichen Eigentums, wie er 
von Roemer (1989a, 1989b) vorgeschlagen wird, in dezentralisierter Form implementieren könnten. 
Ich bin mir nicht einmal sicher, ob ich den Befürwortern des Kapitalismus nicht mehr zugestanden 
habe, als sie für ihr eigenes Modell bereit sind zu beanspruchen. Das Modell, das ich beschrieben habe, 
wird zwar nicht von allen, doch vom überwiegenden Teil der neoklassischen Ökonomen als inko- 
härent betrachtet. Fischer (1989: 36) behauptet in einer maßgeblichen Zusammenfassung des gegen- 
wärtigen Wissenstandes, daß »gerade die Mächtigkeit und Eleganz der Gleichgewichtsanalyse oft die 
Tatsache verschleiert, daß sie auf einer sehr unsicheren Grundlage beruht. Wir haben keine ähnlich 
elegante Theorie dessen, was außerhalb des Gleichgewichtes passiert, wie sich die Akteure verhalten, 
wenn ihre Erwartungen enttäuscht werden. Daher haben wir keine feste Grundlage für unsere Annah- 
me, das Gleichgewicht können wiedererlangt oder aufrechterhalten werden, wenn es gestört wird«. 
Um die zum Gleichgewicht führende Konvergenz der Erwartungen zu beweisen, müssen solche Mo- 
delle entweder auf einen als Souffleur agierenden zentralen »Auktionator« zurückgreifen oder auf 
Annahmen, die offensichtlich unsinning oder inkonsistent sind. Und einen Auktionator einzuführen 
bedeutet schon, wie Hahn (1989: 64) bemerkt, die Prämisse zu verletzen, wonach der Informations- 
fluß dezentralisiert sei. Die neoklassischen Modelle führen daher nur deshalb zu all den wunderbaren 
Pareto-Eigenschaften, weil sie Anpassungsprobleme ignorieren. Österreichische Modelle wiederum 
bieten keine Substanz für Schlüsse auf Pareto-Eigenschaften. Auf dieses Problem hat mich Heiner 
Ganßmann aufmerksam gemacht. 

Nehmen wir an, der Kapitalismus würde a la Hilferding »organisiert«, und könnte periodische Krisen 
erfolgreich vermeiden. Dann gäbe es keine »Anarchie«, keine statische Ineffizienz. Aber dynamische 
Effizienz wäre nur dann zu erreichen, wenn die Verteilung des Reichtums zu jedem Zeitpunkt der 
ursprünglichen Verteilung der Ressourcen folgen würde: Alle Versuche, die Verteilung von Konsum- 
chancen und Freizeit zu ändern, würden schwere Verluste nach sich ziehen. Der Kapitalismus würde 
daher, seien seinen Befürwortern auch alle Modellannahmen zugestanden, immer noch irrational 
sein. Darum meine ich, daß statische Verschwendung für die sozialistische Kritik am Kapitalismus 
zweitrangig ist, aber aus Gründen, die in der vorigen Fußnote angeführt werden, bin ich mir dessen 
nicht ganz sicher. 

Im Taylor-Lange-Lerner-Modell kann der Planer mit irgendeiner zufälligen Konstellation von Prei- 
sen beginnen, beobachten, welche Märkte nicht geräumt werden, die Preise korrigieren und damit das 
Gleichgewicht herstellen. Dies ist in deren neoklassischem Ansatz möglich, weil es ein Set von Prei- 
sen gibt, die zur Markträumung führen und der Markt auf diese Preise hintendiert. Aber inzwischen 
wissen wir, daß »Tatönnement« nur unter entweder unsinnigen oder sehr speziellen Voraussetzungen 
zum Gleichgewicht führt. In der österreichischen Schule treten Preisbewegungen deshalb auf, weil 
Handelsabschlüsse augenblicklich vollzogen werden. Daher kann der Planer nie das private Wissen 
zentralisieren, das zur Änderung der Preise führt. Zumindest lautet so die Behauptung der Anhänger 
Hayeks, die meinen, Lange habe die Einwände der österreichischen Schule der Planungsdebatte ge- 
gen den Sozialismus mißverstanden. Vgl. hierzu Lavoie (1985); Kirzner (1988); Shapiro (1989). 
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Ich bin mir dessen bewußt, daß dies ein subjektives Urteil ist und ich bin nicht sicher, wie Mei- 
nungsunterschiede über die Möglichkeit sozialistischer Plankalkulation gelöst werden können. Nove 
(1983: 105) etwa glaubt, daß es »unmöglich ist, die Komplexitäten der gegenwärtig betriebenen Pro- 
duktions- und Angebotsplanung zu »mathematisieren«, um ein effizienteres Funktionieren des zen- 
tralisierten Systems sicherzusteilen«. Er betont, daß kein Planungssystem, so fortgeschritten es auch 
sein mag, mit der Variation der Umwelt zu Rande kommen kann. Ich frage mich allerdings: Ist die so- 
wjetische Ökonomie komplexer als das weltumspannende Flugbuchungssystem? 

Ich formuliere diese Annahme absichtlich in agnostischer Sprache. Normalerweise heißt es, die Indi- 
viduen würden altruistisch werden, sich solidarisch verhalten oder miteinander kooperieren. Wenn 
wir allerdings unter Altruismus eine Nutzenfunktion verstehen, die. den Konsum oder den Wohlstand 
anderer als Argumente hat, kann es alle möglichen strategischen Probleme geben, bis hin.zur kol- 
lektiven Irrationalität in einer altruistischen Gesellschaft. Vgl. hierzu Collard (1978). Tatsächlich ist 
es nicht einmal selbstverständlich, daß altruistische Individuen ihre Präferenzen wahrhaftig offenle- 
gen würden. Dasselbe gilt für Solidarität: Wie sollen einzelne Akteure wissen, welches Verhalten 
unter bestimmten Bedingungen solidarisch ist? Wenn der Manager eines Unternehmens, das ich be- 
liefere, mich auffordert, seiner Firma ein für ein anderes Unternehmen vorgesehenes Produkt zu ge- 
ben, da sie sonst den Plan nicht erfüllen könne, sollte ich dies tun? »Kooperation« wiederum ist ein 
ziemlich verwaschener Begriff. In der Spieltheorie bedeutet Kooperation mal Kommunikation, mal 
externe Absicherung von Angeboten, mal Koalitionsbildung, mal die gemeinsame Wahl von Stra- 
tegie und, im Gefangenendilemma, jede Strategie, die pareto-optimale Ergebnisse hervorbringt. Um- 
gangssprachlich meint Kooperation »sich die Hand reichen«, wechselseitige Hilfe. 

Wir wissen nicht, ob die einzelnen Akteure ihre Präferenzen und Fähigkeiten wahrhaftig offenlegen 
würden, wenn der Planungsprozeß demokratisch wäre. Mitte der sechziger Jahre wurde in Polen ein 
Entwurf des zentral vorbereiteten Plans auf allen Ebenen diskutiert, bis hinab in einzelne Fabrikabtei- 
lungen. Mehrere Millionen Menschen nahmen daran teil. Der gesamte Output in der Folge dieser Dis- 
kussion war höher als ursprünglich angesetzt, allerdings war auch der verbrauchte Anteil des Natio- 
nalproduktes etwas höher. Die meisten Korrekturen waren rationalisierender Art. Die Arbeiter boten 
an, mehr als ursprünglich verlangt zu produzieren, wenn sie die erforderlichen Ressourcen bekommen 
würden. Die Partei entschied jedoch, die Parameter des korrigierten Planes zu überziehen, weil sie die 
Investitionsrate für unzureichend hielt. Meines Wissens ist dieses Experiment nie wiederholt worden. 
Vgl. Ostrowski/Przeworski (1965). 

Vgl. die ungewöhnlich klare Formulierung bei Roemer (1989c). 

Man könnte sich ein System denken, in dem der Planungsprozeß demokratisch in dem Sinne ist, daß 
politische Parteien konkurrierende Pläne anbieten (Castoriadis 1979). Sie könnten etwa mit Angebo- 
ten unterschiedlicher zeitlicher Präferenzen (oder Investitionsquoten) konkurrieren. Die Gruppierung 
mit den mittleren Präferenzen würde gewinnen und der entsprechende Plan durch die siegreiche Partei 
ausgearbeitet. Die Schwierigkeit mit diesem Vorschlag ist dieselbe wie bei jeder Wahlplattform: Nur 
rudimentäre Pläne könnten vom allgemeinen Publikum verstanden werden und die Probleme ge- 
sellschaftlicher Wahl würden ihr häßliches Haupt erheben. 

Der Begriff »Mechanismus« kann mit Hilfe der Spieltheorie definiert werden. Nehmen wir an, der zen- 
trale Planer wolle eine utilitaristische Nutzenfunktion maximieren. Wenn der Planer die Nutzenfunktio- 
nen aller Haushalte und die Produktionsfunktion aller Firmen kennt, wäre die Lösung seines Problems 
ein Vektor y*(x) aus Konsumgütern und Freizeit, wobei x ein Inputvektor sei. Ein ökonomischer Me- 
chanismus implementiert diese Lösung, wenn er ein dezentrales Spiel darstellt, dessen Lösung, bei pri- 
vatem Wissen über Nutzen- und Produktionsfunktionen, die Allokation y*(x) ist. Vgl. Hurwicz (1973). 
John Roemer ist der Auffassung, daß die Prämissen und die pessimistischen Schlußfolgerungen der 
Implementationstheorie zu stark seien, da sie annimmt, der Planer wisse nichts. Tatsächlich braucht 
der Planer nicht die Eigenschaften bestimmter Individuen zu kennen; es mag ausreichen, daß die sta- 
tistische Verteilung der Charakteristika bekannt ist. Bislang allerdings hat Roemer keinen dezentralen 
Mechanismus gefunden, der institutionell praktikabel wäre und keins der Axiome verletzen würde, 
die er für wünschenswerte Merkmale jeder dezentralen Implementation öffentlichen Eigentums hält. 
Vgl. eine Reihe neuerer Arbeiten, v.a. Roemer (1989c). 

Einen neueren Überblick über derartige Studien und eine umfassende Sammlung von Statistiken 
bietet Bideleux (1985). 


Irrationalität des Kapitalismus — Unmöglichkeit des Sozialismus 167 


38 


39 
40 


4] 
42 


43 


44 


45 


46 


47 


48 


49 


Die Einkommensunterschiede in der Sowjetunion und Ungarn sind etwas geringer als in den entwik- 
kelten kapitalistischen Ländern, aber durchaus vergleichbar mit Schweden und Japan. Vgl. zur So- 
wjetunion Bergson (1984); zu Ungarn Komai (1986); zu Polen Wnuk-Lipinski (1989). Ein sowjeti- 
scher Ökonom hat vor kurzem klargestellt, daß der Anteil der Arbeiterlöhne am Bruttosozialprodukt 
37 Prozent beträgt: weit unter dem in entwickelten kapitalistischen Ländern und ungefähr auf dem Ni- 
veau von Mexiko oder Venezuela. Viktor Zaslavsky (1987-88: 35) nennt Daten, wonach die Hälfte 
der Bankguthaben in der Sowjetunion von nur drei Prozent der Konten verbucht sind. Gemäß einem 
Interview im Nouvel Observateur (15.-21.6.1989: 99) betragen die Pro-Kopf-Ausgaben in den Spe- 
zialkrankenhäusern der Nomenklatura 111 Rubel am Tag, in gewöhnlichen Krankenhäusern 24 Ru- 
bel. Polen und die Sowjetunion sind im übrigen die einzigen Länder der Welt, in denen die Lebens- 
erwartung im Laufe der letzten Jahre gesunken ist. 

Vgl. die Tabellen in Polacy 88 (1989). 

Ein Blick auf die Militärausgaben könnte zur Lösung des Rätsels beitragen, obwohl einschlägige 
Schätzungen bekanntlich unzuverlässig sind. Großzügigen Schätzungen zufolge gibt die Sowjet- 
union acht Prozent ihres Bruttosozialproduktes mehr aus als die Vereinigten Staaten. Bei einem Ka- 
pital/Output-Verhältnis von 4 ist dies gleichbedeutend mit einem Unterschied von zwei Prozent bei 
den Wachstumsraten. 

Vgl. zum Thema »Gigantomanie« Zalyguine (1987). 

Zwischen 1977 und 1983 fiel das Bruttosozialprodukt pro Kopf in Uruguay um 16 Prozent, in Ar- 
gentinien um 12 Prozent, in Chile um 11 Prozent und in Brasilien um 9 Prozent. CEPAL-Daten, zit. 
n. Weffort (1989). In Polen fiel das Pro-Kopf-Einkommen zwischen 1978 und 1985 um 8 Prozent. In 
der Sowjetunion wurden 1985 nicht mehr Häuser gebaut als zwanzig Jahre vorher und das landwirt- 
schaftliche Pro-Kopf-Produkt ist seit 1978 nicht gestiegen. Die Sterbequote stieg von 6,7 pro Tausend 
in den sechziger Jahren auf 10,6 im Jahr 1985, die Lebenserwartung bei Geburt sank von 70 auf 68 
Jahre und die Kindersterblichkeit nahm zu. Vgl. Aganbegyan (1988). 

Warum dies fast zur selben Zeit im kapitalistischen Süden und im sozialistischen Osten passiert ist, 
weiß ich nicht. Eine mögliche Erklärung ist die Schuldenlast, aber dieses Argument scheint nicht hin- 
reichend. »Selbst wenn das Finanzkapital den Strick geliefert hat, mußte jemand anderer den Henker 
besorgen«, bemerkt Comisso (i. Ersch.) zu einer Reihe ökonomischer Stümpereien. Im übrigen kenne 
ich keine Studie, in der Wachstum und Schuldenlast korreliert werden. Comisso sieht die Ursache in 
den Konkurrenzblockaden in Form der zentralen Planung im Sozialismus und in Form der Monopol- 
stellung staatlicher Unternehmen in den Ländern des kapitalistischen Südens. Die Gleichzeitigkeit 
des Kollapses deutet allerdings auf eine gemeinsame zugrundeliegende Ursache hin. 

Die umfassendste Darstellung dieses Arguments ist Staniszkis (1984) zu verdanken, aber die gleichen 
Intentionen finden sich bei Wiatr (1989) und Abalkin (1988). 

Eine hervorragende Analyse solcher Reformen und der Gründe ihres Scheiters bietet Asselain (0.J.). 
Vgl. auch Nove (1983) und Kornai (1986). 

Ein polnischer Manager soll bemerkt haben: »Wir wissen, daß wir unabhängig sind, aber wer sagtuns, 
was wir produzieren sollen?« Vgl. Thurow (1986). 

Vgl. Zaleski (1984) für ausgiebige empirische Evidenz. Zaleski ($. 615) kommt zu dem Schluß, daß 
»die Existenz eines zentralen, kohärenten und perfekten Plans, der aufgeteilt und dann auf allen Ebe- 
nen ausgeführt wird, tatsächlich nichts als ein Mythos ist. In jeder dirigierten Ökonomie finden sich 
unzählige Pläne in ständiger Entwicklung, die eindeutig erst ex post koordiniert werden, wenn sie 
schon in Marsch gesetzt sind«. 

Ich behaupte nicht, daß der Planer keine Prioritäten haben könnte, die abwichen von dem Allokations- 
muster von Produktionsmitteln, das erforderlich ist, um den Konsumgütermarkt ins Gleichgewicht zu 
bringen. Sozialistische Bürger könnten mittels eines demokratischen Mechanismus für eine Alloka- 
tion von Konsumgütern votieren, die von jener abweicht, die sie qua Markthandeln generieren. Der 
Planer würde dann zurecht versuchen, dieses Ziel zu verwirklichen. Die Ökonomie insgesamt wird 
nicht ins Gleichgewicht kommen, wenn die Konsumgüterallokation über den Markt verläuft und die 
Produktionsgüter vom Planer verteilt werden, es sei denn, der Konsumgütermarkt würde durch in- 
direkte staatliche Intervention modifiziert. 

Dies ist keine Vorhersage über den zukünftigen Kurs sozialistischer Systeme. Ich glaube nicht, daß 
das zentralisierte Planungssystem einfach deshalb durch Märkte ersetzt werden wird, weiles nichtre- 
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formiert werden kann. Der Prozeß des Übergangs vom Sozialismus zum Kapitalismus hat eine eigen- 
türnliche politische Dynamik: Da die Einführung von Märkten für die meisten Leute schmerzhaft ist, 
haben sie gute Gründe, und mit gleichzeitig fortschreitender Demokratisierung, effektive Mittel, dies 
zu verhindern. 

50 Die ernsthafteste Infragestellung der Möglichkeit des Marktsozialismus ist ein Argument von Axel 
Lejonhufvud (1986: 219). Weil Maschinen spezialisierter sind als Arbeitskräfte, sind Firmen, die ei- 
nen Kapitalpool bilden und Arbeitskräfte anheuern, effizienter als Firmen, die einen Arbeitskräfte- 
pool bilden und Maschinen pachten. 

51 Bauer (1989) weist allerdings darauf hin, daß private Unternehmer, die in einem System bürokrati- 
scher Allokation tätig sind, davor gewarnt werden, sich unverhüllt profitorientiert zu verhalten, da die 
Preise, die sie verlangen können und die Höhe ihrer Einkommen politische Reaktionen provozieren 
könnten. 

52 Es sei darauf hingewiesen, daß diese Behauptung nicht den Umkehrschluß zuläßt: einige gemischte 
Systerne könnten fürchterlich sein. 

53 Weltbankdaten von 1985 für den Produktionssektor. 

54 Bemerkenswert ist, daß in den entwickelten kapitalistischen Ländern die Einkommen aus Eigentum 
und freiberuflicher Tätigkeit nicht den Hauptteil im oberen Fünftel der Haushaltseinkommen aus- 
machen. Dieser Anteil beträgt 17,3 % in den USA (das obere Fünftel bezieht 35,9 % aller Einkom- 
men), 16,3 % in Kanada (33,2 % aller Einkommen), 7,5 % in Großbritannien (31,9 %), 4,8 % in 
Schweden (27,1 %) und 22,4 % in Norwegen (30,3 %), aber hier überwiegend aus freiberuflicher 
Tätigkeit. Vgl. Rainwater/Torrey/Smeeding (1989). 

55 Gegenteiliger Ansicht sind u.a. Dahl (1985) und Bowles/Gintis (1986). 

56 Nach dem auf die reale Kaufkraft umgerechneten Bruttosozialprodukt. Den konventionellen BSP- 
Daten der Weltbank zufolge ist sie fünfundsiebzigmal höher. 

57 Alle Daten stammen aus dem Development Report der Weltbank (1987). Mit Ausnahme der Ver- 
teilung der Haushaltseinkommen gelten sie für das Jahr 1985. 

58 In den Ländern, für die Daten verfügbar sind, beträgt der Anteil absoluter Armut vor Steuern und 
Transferleistungen 5,6 % in Schweden, 5,8 % in der Schweiz, 7,4 % in Kanada, 8,3 % in der Bun- 
desrepublik Deutschland, 11,8 % in Großbritannien, 12,7 % in den Vereinigten Staaten und 13,2 % 
in Australien. Vgl. Rainwater et al. (1989). Meine Behauptung gilt mit Vorbehalt, weil Daten zur Ar- 
mut in den sozialistischen Ländern spärlich sind. Matthews (1986) zeigt, daß Armut in Ungarn, Po- 
len und der Sowjetunion keine Seltenheit ist; Daten über die DDR sind kaum aufzutreiben. 

59 Wichtig ist, daß die Regierungsmacht sozialistischer Parteien nicht ausreicht: Frankreich nach 1981 
ist ein Beispiel dafür. Das statistische Material scheint in der Tat darauf hinzuweisen, daß die besten 
ökonomischen Leistungen unter den OECD-Mitgliedern von Ländern erzielt werden, in denen starke 
Gewerkschaften einhergehen mit sozialistischer Regierungsmacht, gefolgt von den Ländern, die 
schwache Gewerkschaften und bürgerliche Parteien an der Regierung haben. Diesen folgen Systeme, 
die starke Gewerkschaften mit dominierenden Rechtsparteien verbinden, oder umgekehrt. Vgl. Bru- 
no/Sachs (1985); Hicks (1988); Lange/Garrett (1985). 

60 Das besonders domige Problem besteht aus meiner Sicht darin, eine Theorie mit haltbaren Annahmen 
zur Technologie und zum technischen Fortschritt zu entwickeln, die gleichzeitig die dauerhaften Dif- 
ferenzen zwischen einzelnen Länder erklären würde. Wenn zumindest ein Faktor variabel ist, führt 
die Annahme konstanter Produktionskoeffizienten zu dem Schluß, daß ein Land reich sei und alle an- 
deren arm; geht man von konkaven Technologien aus, gelangt man zu der Folgerung, daß die Kluft zwi- 
schen den Ländern verschwinden würde; die Annahme wachsender Erträge auf bestimmte Anlagen ist 
mit dem empirischen Material nicht zu vereinbaren. Daher setzt ein Autor wie Lucas schließlich auf 
wachsende Erträge aufgrund externer Faktoren beim Humankapital: entweder werden bestimmte Indi- 
viduen produktiver, wenn sie mit besser ausgebildeten Partnem zusammenarbeiten, oder bestimmte 
Prozesse sind effektiver, wenn sie mit anderen effektiven Prozessen verknüpft sind (Lucas 1988). j 

61 Einerseits scheint das historische Material darauf hinzudeuten, daß das Britische Empire seinen Kolo- 
nien Schaden zugefügt hat, ohne von ihnen zu profitieren. Andererseits hatten einige der erfolgreich- 
sten kapitalistischen Länder, etwa Schweden, keine Kolonien. Die stärkste Evidenz gegen die Annah- 
me indirekter Ausbeutungsmechanismen ist schließlich wiederum, daß die Wachstumsraten im 
globalen Vergleich stark kovariieren. 
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62 Vgl. eine ausführliche Version des folgenden in Przeworski (1989). 

63 Vgl. Przeworski/Wallerstein (1988) für ein Argument, wonach Regierungen die Einkommensvertei- 
lung kontrollieren können, ohne die Investitionsrate zu reduzieren. 

64 Die Antwort nähert sich den Auffassungen von Robert van der Veen und Phillipe von Parijs (1986). 
Das folgende stützt sich auf meine Bemerkungen zu ihrem Artikel (Przeworski 1986). Allerdings war 
ich damals noch der Auffassung, der erforderliche Überfluß müsse »schwach«, nicht »stark« sein. 
Tatsächlich wird mehr benötigt als das Entwicklungsniveau eines »schwachen« Überflusses, das es 
erlauben würde, bei voller Auslastung aller Mittel die Grundbedürfnisse zu stillen. 
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